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Erſter Abſchnitt. 


Die inneren Zuſtände Pommerns im Anfange des 
ſechzehnten Jahrhunderts. 


In Bewegung waren wie in anderen deutſchen Ländern, ſo auch 
in Pommern alle Verhältniſſe in den erſten Jahrzehnten des ſechzehnten 
Jahrhunderts. Wenn Herzog Bogiſlaw X. auch feſtere Zuſtände ge- 
ſchaffen hatte, als früher beſtanden, ſo war er doch kaum befähigt und 
imſtande, fie zu erhalten, beſonders in einer Zeit, bie auf allen Ge- 
bieten neue Anſchauungen aufkommen ließ. Pommern war ein einfeit- 
licher Staat geworden, in dem der Herzog die oberſte Gewalt inne— 
hatte; er war aber, wenn auch nicht gerade ſtaatsrechtlich, ſo doch 
altem Herkommen nach in vielen Fällen an die Zuſtimmung der 
Stände gebunden, doch war die Macht, die ſie in der Zeit der Zer— 
ſplitterung der Fürſtengewalt und Auflöſung des Staatsweſens ge- 
wonnen hatten, durch Bogiſlaw ganz erheblich eingeſchränkt worden. 
Die Landtage ſpielten unter ihm keine große Rolle, da viele Geſchäfte 
von einem Ausſchuſſe, dem Kollegium der Laudräte, erledigt wurden, 
in dem neben dem Adel auch ſchon früh die Städte vertreten waren. 
Bei der Abneigung des Herzogs gegen die Selbſtändigkeit der Städte 
ging fein Beſtreben dahin, ihren Einfluß auch auf die Landes⸗ 
regierung immer mehr zurückzudrängen, und es gelang ihm, allerdings 
nur für einige Zeit, ſolange er ſelbſt kräftig und machtvoll die Leitung 
des Staates in der Hand hatte. Sobald aber die auswärtige Po⸗ 
litik feine Tätigkeit mehr in Anſpruch nahm, trat die Reaktion ein, 
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die unter ſeinen Nachfolgern bald noch ſtärker wurde. Das konnte 
um ſo leichter geſchehen, da die rechtliche Stellung der Stände 
nicht auf einer geſchriebenen Verfaſſung, ſondern nur auf altem 
Herkommen beruhte. Bogiſlaw nahm bei ſeinen umfangreichen Re⸗ 
formen in der Landesverwaltung und der Steuerverfaſſung weit mehr 
den Rat und die Hilfe ſeiner Räte, die ihm teils am Hofe, teils von 
„Haus“ aus dienten, als den Ausſchuß der Stände ober gar den ge 
ſamten Landtag in Anſpruch und ſchuf dadurch einen eigenen Beamten⸗ 
ſtand. In ihm waren die Vögte oder Amtleute und die Rentmeiſter 
am einflußreichſten; ſie übten die landesherrliche Macht in den ver⸗ 
ſchiedenen Teilen des Herzogtums aus und waren die Vertreter des 
Fürſten gegenüber den Untertanen. Wie Bogiſlaw ſeine ſelbſtändige 
Stellung auffaßte, zeigt zur Genüge ſein Verhalten zu Brandenburg, 
dem er mit zäher Energie die Oberhoheit über Pommern ſtreitig machte, 
ohne jedoch dieſe Streitfrage, welche die Politik des Landes nun be⸗ 
reits ein Jahrhundert lang beeinflußte, zur Entſcheidung zu bringen. 
Auch die polniſche Lehnsoberhoheit über die Länder Lauenburg und 
Bütow ſuchte er zu beſeitigen, wenn es auch hierbei nicht zu ernſtlichen 
Streitigkeiten kam. 

Durch die Neugeſtaltung des Staates gelang es dem Herzoge, eine 
Zeitlang den pommerſchen Adel an eine friedliche Tätigkeit zu gewöhnen, 
indem die Angehörigen desſelben entweder in den Dienſt ihres Landes⸗ 
herrn traten oder unter Aufſicht der herzoglichen Beamten ihre Güter 
ruhig zu verwalten begannen. Als aber die Zeiten wieder unruhiger 
wurden und namentlich die Streitigkeiten mit den Nachbarn und den 
Städten zunahmen, da erwachte alsbald von neuem die Luſt der 
Adligen am Raub- und Fehdeweſen. Zwar gelang es noch, dies 
Unweſen einige Zeit zu unterdrücken, aber um 1520, als Bogiſlaw 
häufig außer Landes weilte, begann die Unſicherheit in Pommern wieder 
ſehr zuzunehmen. Straßenräubereien, Überfälle, Plünderungen, Raub 
und Mord wurden ſo häufig, wie ſie es in früheren Zeiten geweſen 
waren. Wohl zog man die Übeltäter, unter denen namentlich An- 
gehörige der Familien Putkamer, Manteufel, Zitzewitz, Weiher, Kleiſt, 
Eickſtedt, Podewils u. a. fid) befanden, vor Gericht und ſtellte mit 
ihnen Verhöre an, aber ein energiſches Einſchreiten blieb meiſtens aus, 
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ſo daß bald förmliche Banden unter Hauptleuten, die mancherlei eigen⸗ 
artige Namen, wie Herzog Lolle, Tegel, Herzog Barnim, führten, das 
Land unſicher machten. Städte und Dörfer wurden von ihnen überfallen, 
ganz beſonders häufig auch Kirchen ansgeplündert, Geiſtliche beraubt 
und gefangen genommen. Gerade auch gegen dieſe richtete ſich die 
Feindſchaft der Straßenräuber, wie einer von ihnen 1537 offen be- 
kannte, „er ſei von Jugend auf keinem Pfaffen gut geweſen, weil ſie 
ihm das Wort des Herrn nie recht gelehrt, noch gepredigt hätten“. 
Zuflucht fanden dieſe adligen Wegelagerer trotz aller Verbote bei ihren 
Standesgenoſſen oder in den Grenzgebieten der Mark. Denn bie Fa⸗ 
milien, die in beiden Ländern anſäſſig waren, hielten meiſt eng zuſammen, 
und manche von ihnen hatten hier wie dort Beſitzungen. Anderſeits 
war es bei der alten Feindſchaft zwiſchen Pommern und Brandenburg 
ſehr erklärlich, daß die Friedensbrecher bei den Nachbarn oft Schutz 
und Unterſtützung fanden. Deshalb war das Unweſen in Hinterpom⸗ 
mern, das durch das Gebiet der Neumark in zwei Teile geteilt war, 
noch ſchlimmer als in Vorpommern, obwohl auch hier an der mecklen— 
burgiſchen Grenze die Räubereien nicht aufhörten. Es war, als wenn 
in dieſer Zeit, in der namentlich nach Bogiſlaws X. Tode die landes⸗ 
herrliche Macht abermals ſehr ſchwach war, die alte Raufluſt infolge 
der ganzen unruhigen und ſtürmiſchen Verhältniſſe ſich noch einmal 
Luft machen wollte. 

Es waren aber doch ſchon Anzeichen dafür vorhanden, daß der 
Adel auch in anderer Richtung ſeine Tatkraft zu betätigen ſuchte. Be⸗ 
ſchäftigung in der herzoglichen Kanzlei, Studium des römiſchen Rechts 
oder der humaniſtiſchen Wiſſenſchaften, Reiſen ins Ausland und Dienſt 
bei fremden Fürſten lockten bereits manche Edelleute und boten ihnen 
ein weites Feld der Tätigkeit. Daneben begannen auch einzelne ſich 
der Verwaltung und Bewirtſchaftung ihrer Güter zu widmen und als 
Landleute auf der eigenen Scholle zu lebeu. Unter den Männern, die 
in der erſten Hälfte des ſechzehnten Jahrhunderts in Pommern eine 
bedeutſame Rolle ſpielten, finden fid) nicht wenige Edelleute, wie X3a- 
lentin von Stojentin, Jobſt von Dewitz, Jakob von Zitzewitz u. a. m., 
bei denen man deutlich erkennt, wie ein lebhaftes Intereſſe am Wohle 
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es auch dem Einfluſſe dieſer wohlgebildeten und verdienten Männer zuzu⸗ 
ſchreiben, daß das Treiben der adligen Straßenräuber allmählich aufhört 
und ihre Unternehmungsluſt auf andere Bahnen gelenkt wird. Dazu boten 
die Kriege in Deutſchland, ſowie in anderen Ländern genug Gelegen 
heit, ſo daß es bald Sitte wurde, auswärtige Kriegsdienſte zu nehmen. 
Denn die Friedenspolitik der pommerſchen Herzoge gab vielen nicht die 
Möglichkeit, in der Heimat ihren kriegeriſchen Sinn zu betätigen. Genügte 
es ihnen doch zumeiſt, wenn die Adligen bei den Huldigungen ſich in 
Wehr und Waffen mit ihren Knechten zur Muſterung und zum Lehns⸗ 
empfange einfanden und in die Rollen eintragen ließen; zu wirklicher 
Aushebung oder zum Aufgebote für den Krieg kam es ſelten. Dadurch 
nahm bereits jetzt fer zum Schaden des Landes die Wehrhaftigkeit 
ab, ſo kriegeriſch auch die einzelnen Bewohner ſein mochten. Die 
ganze Kriegsorganiſation war und blieb im höchſten Grade mangelhaft. 

Wie den Adel, fo hatte Bogiflam X. auch die Städte in ihrer 
Selbſtändigkeit und Macht ſehr eingeſchränkt, ja ihnen in langjährigem 
Kampfe die Freiheit, die fie gewonnen hatten, faſt ganz wieder ge- 
nommen. Zwar war es ihm Stralſund gegenüber nicht vollkommen 
gelungen, aber auch dieſe mächtige Stadt hatte doch dem Landesherrn 
Zugeſtändniſſe machen müſſen, und auch hier regte ſich bald wieder 
der Geiſt der Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit. In der ſtädtiſchen 
Bevölkerung machte ſich faſt überall eine Bewegung von unten nach 
oben geltend, die große Maſſe fing an, ſich gegen die Ariſtokratie in 
den Städten, die durch den Rat repräſentiert war, zu regen und bald 
ſtürmiſch Anteil am Regimente zu fordern. Dieſe ſoziale Bewegung 
trat in Pommern ſpäter als in anderen Teilen Deutſchlands auf, ſtand 
aber im Zuſammenhange mit den dortigen Verſuchen. Seitdem das 
Land in engere kulturelle und wirtſchaftliche Verbindung mit anderen 
deutſchen Landſchaften getreten war, ſeitdem nicht nur durch die Hanſa 
ein Band zwiſchen pommerſchen und ſonſtigen deutſchen Städten ge⸗ 
knüpft worden war, machte ſich naturgemäß der Einfluß der dortigen 
Beſtrebungen auch bei ihnen geltend. So finden wir wenigſtens in den 
größeren Stadtgemeinden, wie Stralſund, Stettin, Greifswald, Kolberg, 
Stolp, Stargard, ein unruhiges Drängen der Gilden und Zünfte gegen 
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volutionäre Umänderungen und gewaltſame Reformen vorbereitet erſcheint. 
Bei der großen Menge der pommerſchen Städte freilich läßt ſich kaum 
etwas davon erkennen. Waren doch dieſe kleinen Gemeinden kaum viel 
mehr als Dörfer, in denen die Ackerleute, Höker und Handwerker nicht 
über ihre Mauern hinausſchauten und zufrieden waren, in beſchränkter 
Tätigkeit ihren Unterhalt zu finden. Ihr Abſatzgebiet war nur ſehr klein, und 
über eine rein örtliche Bedeutung ſind dieſe Städte nicht hinausgekommen. 
Die Zahl der Stadtgemeinden, deren Handel und Verkehr weiter ging, 
war gering, ſie beſaßen aber auch noch nach 1500 für Deutſchland 
erhebliche Wichtigkeit, namentlich durch die Vermittelung der Fiſche, 
beſonders des Herings. Wenn auch der Verkehr mit Dänemark und 
Norwegen, den die Hanſeſtädte einſt eifrig betrieben, abgenommen hatte, 
ſeitdem in dem nordiſchen Reiche ein Eigenhandel erwachſen war, ſo war 
dennoch die Tätigkeit der pommerſchen Kaufleute in den ſchonenſchen 
Vitten noch rege genug. 

Die Stettiner beſaßen um 1530 in Schonen 41 Buden nebſt 5 
unbebauten Feldern und hatten in Malmö einen Hof in Pacht, von dem 
aus ſie hauptſächlich Handel mit den Eingeborenen trieben. Die Brüder⸗ 
ſchaften der Kaufleute blühten noch trotz aller Schwierigkeiten, mit denen 
Heringsfang und Handel in den ſkandinaviſchen Ländern zu ringen 
hatten. Mit dieſen hatte auch beſonders Stralſund zu kämpfen, das 
vornehmlich auf den nordiſchen Handel angewieſen war. Es betrieb 
ihn auch immer noch mit großem Erfolge, aber daß die Blüte vorbei 
war und mit dem eintretenden Verfalle der Hanſa immer mehr dahin— 
ſchwand, blieb den Einſichtigen nicht verborgen. Dieſe Erkenntnis, die 
auch in anderen Städten zum Durchbruche kam, erregte ebenfalls Un— 
zufriedenheit und Streben nach Beſſerung der Verhältniſſe auf frieb- 
lichem oder gewaltſamem Wege. So zeigen ſich unruhige Bewegungen 
auch in den Kreiſen der Handelsherren, zumal da ſich im Handelsver— 
kehr ebenfalls Neuerungen geltend zu machen anfingen. Die entſtehende 
territoriale Handelspolitik führte zu ſchroffen Gegenſätzen, und die 
Feindſchaft zwiſchen Pommern und Brandenburg kam in unaufhörlichen 
Zollſtreitigkeiten und Handelskriegen zum Ausdrucke. Namentlich wurde 
das Stettiner Privileg der Niederlage eine Quelle langwieriger Kämpfe 
mit Frankfurt a. O. Trotzdem verſtand Stettin ſein Abſatzgebiet in 
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Polen, der Mark, den Lauſitzen und Sachſen für manche Waren zu 
behaupten. Trotz Grund- und Brückenruhr, die namentlich in der Mark 
pommerſchen Wagen und Schiffen gegenüber auf das ſtrengſte gehand⸗ 
habt wurde, trotz Zollplackereien und Überfällen gelang es einzelnen 
Kaufherren, in verhältnismäßig großem Umfange Geſchäfte zu be- 
treiben, ſo daß ſich hier und dort ein gewiſſer Großhandel mit nicht 
unbedeutendem Kapital entwickelte. Der Getreidehandel war in Stettin 
von nicht geringer Bedeutung, und mit Eiferſucht hielt man hier wie 
an anderen Orten an dem alten Vorkaufsrechte feſt. Adel und Bauer 
waren gezwungen, ihr Korn in die Stadt zu führen und dort zum 
Verkaufe zu ſtellen, zugleich aber auch nur von dort ihren Bedarf an 
ſtädtiſchen Waren zu decken; von dem Getreide mußte ein beſtimmter 
Teil in der Stadt bleiben und durfte nicht ausgeführt werden. Nach 
der Stettiner Ordnung von 1564 war jeder Kaufmann verpflichtet, 
auf drei Jahre von jeder Laſt einen Scheffel zur „Taxt“, d. h. als 
Abgabe an das ſtädtiſche Magazin, zu geben. Auf Koſten der Stadt 
ſollten 40 Laſt Korn angeſchafft werden und zur Verſorgung ärmerer 
Bürger in Zeiten der Teuerung ſtets vorrätig ſein. Mit dem Stettin 
reichlich zuſtrömenden Getreide wurde auf den Binnenwaſſerſtraßen 
trotz aller Beſchwerden ein reger Handel mit dem Hinterlande getrieben. 
Die alten Formen des ſtädtiſchen Fremdenrechts, das den unmittelbaren 
Handel von Gaſt zu Gaſt unterſagte und den Umſatz zum Monopol 
des einheimiſchen Kaufmanns machte, wurden ebenſo wie die genaue 
Beaufſichtigung des Handelsverkehrs ängſtlich gewahrt. Kolberg unter- 
hielt immer noch feine Beziehungen zu Schonen und Bornholm, wüf- 
rend es mit ſeinem Salze gegen das von der Trave oder aus der Bai 
kommende nicht auſkommen konnte und nur ein beſchränktes Abſatzgebiet 
im Oſten behauptete. Im allgemeinen erſtreckten ſich in dieſer Zeit die 
pommerſchen Handelsbeziehungen überhaupt noch weit mehr nach dem 
Oſten als nach dem deutſchen Weſten; für dieſen gewannen ſie erſt fpäter 
größere Bedeutung. 

Das Handwerk hat ſich in den pommerſchen Städten nur lang⸗ 
ſam entwickelt und die Blüte, zu der es an anderen Orten gedieh, nie 
erreicht. Es befriedigte wohl die örtlichen Bedürfniſſe, aber kein Zweig beſaß 
ein größeres Abſatzgebiet. Am bedeutendſten ſcheint die Wollweberei geweſen 
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zu ſein, die auch in den kleineren Orten betrieben worden iſt. Mit ihren 
Erzeugniffen trieben bie Gewandſchneider, d. h. Tuchhändler, Handel, die in 
den Städten Pommerns zumeiſt die vornehmſte Genoſſenſchaft bildeten. 
Neben den Wollwebern gehörten gewöhnlich zu den großen Gewerken 
oder Zünften die Bäcker, Knochenhauer und Schuhmacher, auch wohl 
die Schneider, alſo die, welche für die notwendigſten Erforderniſſe des 
täglichen Lebens arbeiteten. Sonſt zerſplitterte fid) das Handwerk in zahl— 
reiche Einzelgewerke, die in den verſchiedenen Orten nach Magdebur⸗ 
giſchem oder Lübiſchem Muſter organiſiert waren. Die Zünfte, zu denen 
fie fid) immer enger und ſtrenger zuſammenſchloſſen, bildeten veligiös- 
ſittliche, geſellige und Arbeitsgemeinſchaften. Gerade im ſechzehnten 
Jahrhundert ſehen wir, wie dieſe Organiſation in allen Einzelheiten 
feiner ausgeſtaltet wurde und die Zünfte in ihren Verfaſſungen ſich be⸗ 
ſtimmtere Vorſchriften und engere Grenzen ihrer Tätigkeit gaben. Da⸗ 
bei wurde ängſtlich auf die Erhaltung der alten Privilegien geſehen 
und großer Wert auf die Beſtätigung der Rollen nicht nur durch den 
Rat, ſondern auch durch die Landesherren gelegt. Zugleich aber regte 
es ſich auch bei den Handwerkern, die Einfluß auf die Stadtverwaltung 
verlangten, und in Stralſund und Stettin ſpielten bei der religiös⸗ 
ſozialen Bewegung einzelne Angehörige des Handwerks eine hervorragende 
Rolle. Das Ringen und Drängen dieſes Standes nach ſozialer Gleich⸗ 
berechtigung tat ſich in den Städten deutlich kund. Die Leiſtungen der 
pommerſchen Handwerker waren, ſoweit ſich das beurteilen läßt, kaum 
hervorragend, doch lag das unzweifelhaft auch daran, daß im Lande 
die Nachfrage nach künſtleriſchen Arbeiten nur ſehr gering war, denn 
das meiſte, was man in dieſer Art beſaß oder erwarb, wurde aus dem 
Auslande, zu dem hier auch Süd- und Weſtdeutſchland gehörte, be⸗ 
zogen. Immerhin mögen im ſechzehnten Jahrhundert manche Schnitz⸗ 
altäre, kunſtvollere Waffen oder Schmuckgegenſtände auch im Lande 
ſelbſt angefertigt ſein. 

Die Hauptbeſchäftigung der Bevölkerung auch in den kleineren 
Städten bildete der Ackerbau, der noch in recht primitiver Weiſe be— 
trieben wurde, wie es ſeit alter Zeit geſchehen war. Doch begann ſich 
der Adel der Bewirtſchaftung ſeines Grundbeſitzes zuzuwenden, ſeitdem 
Herzog Bogiſlaw die herzoglichen Güter wieder in eigene Verwaltung 
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genommen und durch Vögte hatte verwalten laſſen. Wurde dadurch viel⸗ 
leicht auch für den landwirtſchaftlichen Betrieb einiges gewonnen, ſo trug 
dieſer Umſtand doch beſonders zur Veränderung der Lage der Bauern 
nicht unerheblich bei. Es entſtand die Guts herrſchaft, welche die 
Dominialrechte allmählich an ſich brachte, ſo daß auch die bisher noch 
freien Bauern abhängig und dienſtpflichtig wurden. Doch dieſe Ver⸗ 
ſchlechterung der rechtlichen Stellung der Bauern trat nicht auf einmal 
ein; vielmehr behielten, namentlich in Rügen und einem Teile Vor⸗ 
pommerns, viele ihr Erbe, das ſie mit dem Willen der Herrſchaft ver⸗ 
kaufen konnten, ſowie freies Abzugsrecht und leiſteten nur beſcheidenen 
Zins und gemeſſene Dienſte. Erſt um die Mitte des ſechzehnten Jahr⸗ 
hunderts finden ſich z. B. in Rügen andere als ſolche freien Leute. In 
Hinterpommern dagegen, wo ſich neben den deutſchen Koloniſten ſtets 
ſlawiſche Bauern hielten, hatten die meiften kein geſichertes Beſitzrecht oder 
Erbe an ihren Höfen, mußten vielmehr ungemeſſene Dienſte leiſten und 
waren alſo gutshörig. Dieſe Stellung war in dem ſlawiſchen Rechte be- 
gründet, das ſich auch nach der Germaniſierung neben dem deutſchen 
Bauernrechte behauptet hatte. Es gewann gewiß nicht ohne Einfluß des 
Adels an Bedeutung und wurde auf die Bauern im allgemeinen ausge⸗ 
dehnt, ohne daß dabei über ein willkürliches Verfahren der Grundherren ge- 
klagt worden wäre. Es mehren ſich allerdings um 1500 die Nachrichten vom 
Entlaufen von Bauern, die ohne Erlaubnis der Herrſchaft ihre Höfe 
verließen und namentlich aus dem öſtlichen Hinterpommern Zuflucht in 
Weſtpreußen oder Polen ſuchten. Man gewinnt überhaupt den Ein⸗ 
druck, als ob die Lage der Bauern, je weiter man nach Oſten kommt, um 
ſo ſchlimmer geweſen ſei. Größeren Grundbeſitz hatten auch die Städte, 
von denen namentlich Stralſund wegen ſeiner Güter mit den Landes⸗ 
herren in Streit geriet, ſowie die Klöſter und die geiſtlichen Stiftungen. 
Vögte verwalteten dieſen Beſitz, und die Bauern ſcheinen hier in recht 
erträglicher Lage gelebt zu haben; erſt ſpäter tritt eine allgemeine Ver⸗ 
ſchlimmerung ein. So kommt es auch, daß der Bauernſtand an den 
ſozialen Bewegungen dieſer Zeit in Pommern keinen Anteil nimmt, 
wobei allerdings in Betracht zu ziehen iſt, daß es ihm durchaus an 
einer Organiſation fehlte. Die Viehwirtſchaft dieſer Zeit war ziemlich 
unbedeutend, wenigſtens war der Beſtand an Vieh in den herzoglichen 


Die inneren Zuſtände Pommerns im Anfange des ſechzehnten Jahrhunderts. 9 


Ackerhöfen recht gering. Die Bienenzucht wurde ſeit alter Zeit eifrig 
betrieben, und Honig und Wachs bildeten einen wichtigen Ausfuhrartikel. 
Für die Forſtwirtſchaft hatte Herzog Bogiſlaw Intereſſe gezeigt, doch 
weſentlich als eifriger Jäger. Vom Weinbau finden ſich hier und dort 
im Lande noch Spuren; bei Gartz a. O. und Stettin z. B. beſtanden 
in dieſer Zeit Weinberge. Die dörflichen Anſiedelungen hatten die Form 
der ſlawiſchen Rundlinge und Haufendörfer, ober die Gehöfte waren nach 
Nulſcher Form zu beiden Seiten einer Straße angelegt, indem hinter 
den Höfen die dazugehörigen Ackerſtücke in langen Streifen oder in der 
Gemenglage miteinander verbunden lagen. Die Häuſer, zum großen 
Teile in niederſächſiſch-weſtfäliſcher Form erbaut, waren noch einfach 
genug mit Stroh gedeckt und aus Fachwerk errichtet. In der Mitte 
des Dorfes erhob ſich oft höher gelegen und durch eine ſtarke Mauer 
befeſtigt die einfache Kirche, die in manchen Teilen des Landes ohne 
jede Zuhilfenahme von Ziegeln ausſchließlich aus quadermäßig behauenen 
Granitfindlingen errichtet war. In anderen Gebieten ſind auch Ziegel— 
oder Holz⸗ und Fachwerkbauten aufgeführt worden. Die Türme wur⸗ 
den namentlich in den holzreichen Gegenden Hinterpommerns aus Holz 
in oft recht eigentümlichen Formen mit geböſchten Wandungen ſtets an 
die Kirchen angebaut. Die Ausſtattungen der Gotteshäuser mit Glocken, 
heiligen Geräten, bildneriſchem Schmuck war faſt überall dürftig; bis⸗ 
weilen hatte heimiſche Hausarbeit einiges zur Ausſchmückung beigetragen. 

An der Spitze der Geiſtlichkeit Pommerns ſtand der Biſchof 
von Kammin, deſſen Diözefe über die Grenzen des Landes hinausging 
und im Weſten Bezirke von Mecklenburg und im Süden ein nicht un- 
bedeutendes Gebiet der Mark umfaßte. Dagegen gehörte der nördliche 
Teil Vorpommerns, im allgemeinen durch den Rick und eine in ſüd⸗ 
weſtlicher Richtung zur Trebel gehende Linie geſchieden, zum Sprengel 
des Bistums Schwerin, während Rügen dem Biſchofe von Roeskilde 
unterſtand. Aus ſeinem Gebiete bezog der Biſchof als oberſter Seel— 
ſorger den Zehnten, ſoweit er Landesherr oder Inhaber der obrig⸗ 
keitlichen Befugniſſe war, die Beden und mannigfache Dienſte, als 
brivatrechtlicher Eigentümer die Grundlaſten, Pächte, ſowie Renten. 
Eine landesherrliche Stellung nahm der Biſchof in dem eigentlichen 
Stifte Kammin ein, das die heutigen Kreiſe Kolberg-Körlin, Köslin 
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und Bublitz umfaßte. Außerdem war er Lehnsherr über die den Grafen 
von Eberſtein verliehenen Länder Naugard und Maſſow und beſaß in 
anderen Teilen des Landes einzelne Beſitzungen, Schlöſſer oder Burgen, 
wie z. B. Gülzow und Löcknitz. Doch ganz unabhängiger Landesherr 
war der Biſchof auch in ſeinem Stiftsgebiete nicht, mochte er auch wohl 
ſeit alters in der Reichsmatrikel mit aufgeführt ſein. Durch den Ver⸗ 
trag von 1486 hatte Bogiſlaw X. den Kamminer Kirchenfürſten voll 
ſtändig in Abhängigkeit von den weltlichen Landesherren gebracht und 
vorläufig allen Gelüſten nach Reichsfreiheit ein Ende bereitet. Er war 
ſeitdem nichts mehr als der Erſte in dem Stande der Prälaten, zahlte 
die Reichsabgaben an die herzogliche Kammer und erhielt durch ſie die 
kaiſerlichen Ausſchreiben. Schon dadurch hatte der Herzog den größten 
Einfluß auf die Kirche ſeines Landes gewonnen, und dieſer wurde noch 
erhöht, als ihm durch päpſtliche Bullen ein Recht auf die Beſetzung 
der höchſten geiſtlichen Stellen, der Propſteien, zugeſprochen wurde. 
Da er auch bei der Biſchofswahl die Entſcheidung hatte, weiter die 
großen Feldklöſter durch Verwandelung des ihm zuſteheuden „Ablager- 
rechtes“ in eine ſtändige Geldzahlung in ſeine Abhängigkeit brachte, ſo 
war der erſte Schritt zur Bildung einer Landeskirche unter der Ober— 
hoheit des Herzogs geſchehen. Bogiſlaw nahm überdies nicht nur die 
Biſchöfe Martin (1505) und Erasmus (ſeit 1521) in ſeine direkten Dienſte, 
ſondern benutzte überhaupt gern Geiſtliche für ſeine Geſchäfte in und außer 
dem Lande. Oft mußten ihm auch Pfründen und Benefizien, auf die 
er manchen ſeiner Beamten die Anwartſchaft verlieh, dazu dienen, dieſen 
ein Gehalt oder eine Entſchädigung für ihre Dienſte zu gewähren. So 
gerieten auch die großen Domſtifter in Kammin, Stettin, Kolberg und 
Greifswald in ſeine Abhängigkeit. Allerdings kam er dabei mit den 
benachbarten Fürſten von Mecklenburg und Brandenburg wiederholt in 
Konflikte, da ſie in Verfolgung ähnlicher Ziele die Teile ihrer Länder, die 
in geiſtlicher Hinſicht dem Kamminer Biſchofe unterſtanden, von deſſen 
Sprengel zu trennen verſuchten. In den Städten war die Zahl der 
Geiſtlichen ganz unverhältnismäßig groß; denn neben den Pfarrern 
oder Plebanen an den einzelnen Kirchen waren zahlreiche andere Geilt- 
liche, Vikare oder Altariſten, tätig, ſeitdem namentlich im fünfzehnten 
Jahrhundert überall unzählige Stiftungen errichtet worden waren. Für viele 
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von ihnen waren die Pfründen oder Benefizien, die ihnen von den Patronen, 
oft aber auch auf Grund des päpſtlichen Reſervationsrechtes von der Kurie 
ſelbſt übertragen worden waren, nicht viel mehr als Einnahmequellen, und 
ſie verzehrten oft die Früchte fern von dem Orte, an dem ſie eigentlich 
tätig fein ſollten. Manche von ihnen, z. B. Bogiſlaws natürlicher Sohn 
Chriſtoph von Pommern, vereinigten in ihrer Perſon eine ganze Zahl 
von geiſtlichen Würden mit nicht unbeträchtlichem Einkommen. Auch 
Fremde ließen ſich wohl von der päpſtlichen Kanzlei gegen Geldzah⸗ 
lungen Pfründen verleihen, woraus dann zahlloſe Prozeſſe entſtanden. 
Hierdurch wurde die Abhängigkeit auch der pommerſchen Kirche von Rom 
aufrechterhalten und befeſtigt, ſo wenig Kenntnis man dort auch von 
den Zuſtänden der weit entlegenen, ziemlich armen Diözeſe hatte. Für 
den Adel des Landes boten die Domherrenſtellen jetzt mehr als früher 
eine Verſorgung der jüngeren Söhne. Die Verwaltung der Kirche 
führten die Archidiakone meiſt nicht mehr ſelbſt, ſondern durch Offiziale, 
die namentlich die geiſtliche Gerichtsbarkeit ausübten; der Biſchof 
ſelbſt ließ ſeine Rechte durch einen Prinzipaloffizial handhaben. Alle 
dieſe und andere kirchliche Beamte ſuchte aber Bogiſlaw auch für feine 
Geſchäfte heranzuziehen und in ſeiner Kanzlei oder im Hofgerichte zu 
beſchäftigen. 

Neben den Weltgeiſtlichen wirkten in den Städten die zahlreichen 
Angehörigen der Klöſter, vor allem die Bettelmönche, die in ihren 
Kirchen durch die Predigt immer noch großen Einfluß auf die Laien 
ausübten. Gewiß regte ſich um 1500 auch in Pommern der Haß und 
die Feindſchaft gegen die Mönche, und der Spott, mit bem fie anders⸗ 
wo überſchüttet wurden, blieb auch hier nicht ohne Erfolg. Gerade 
gegen fie richtete fid) faſt überall der erſte Ausbruch der kirchlichen Be- 
wegung, weil fie anſcheinend in der Ausbeutung der geiſtlichen Pri— 
vilegien am ſchamloſeſten vorgegangen ſind. Das, was den größten 
Anſtoß erregte, waren die Steuerfreiheit der Geiſtlichen und des 
kirchlichen Beſitzes, ſowie die geiſtliche Gerichtsbarkeit. Während die 
Bürger in den Städten von ihrem Gut und Habe ſchwer ſteuern oder 
Dienſte leiſten mußten, waren nicht nur die zahlreichen Geiſtlichen, 
ſondern auch das ganze Kapital- und Grundvermögen der Kirche frei von 
Steuer und Dienſt. In faſt allen Städten, wie Stralſund, Greifswald, 
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Stettin, Kolberg, Barth, Stolp u. a., kam es darüber um 1500 zu. 
den heftigſten Streitigkeiten, da die Bürgerſchaft dieſe Ungerechtigkeit 
nicht länger ertragen wollte. Aber noch war die Macht der Kirche zu 
groß; es wurden wohl hier und dort infolge des Eingreifens ber 
Landesherrn geringfügige Zugeſtändniſſe gewonnen, aber im allgemeinen 
wurde die Steuerfreiheit des Klerus ſiegreich behauptet. Nicht geringeres 
Argernis erregte die geiſtliche Gerichtsbarkeit, die nicht nur unabhängig. 
neben der weltlichen beſtand und allein für die Geiſtlichen gelten ſollte, 
ſondern überall und immer wieder Übergriffe verſuchte und auch zu oft 
damit Erfolg hatte. Die weltlichen Herren gingen mit Entſchiedenheit 
dagegen vor, aber oft mußten fie vor der Macht der Kirche zurüd- 
weichen, und die allgemeine Rechtſprechung, ſowie das Rechtsgefühl 
der Laien hatten unter dieſem Zwieſpalt ungemein zu leiden. 

Gegen dieſe Mißſtände richtete ſich vornehmlich die Oppoſition, 
die ſich bereits um 1500 der Kirche gegenüber regte und namentlich 
in den Städten weitere Kreiſe ergriff, um fo mehr, als der Klerus 
zumeiſt wenig geneigt war, irgend etwas von feinen Vorrechten aufzu⸗ 
geben oder der allgemeinen Mißſtimmung nachzugeben. Ja der Über⸗ 
mut und der Stolz der Geiſtlichkeit fachten das glimmende Feuer nur 
noch mehr an. Weit weniger allgemein ſcheint der Unwille über das 
Leben und Treiben der Geiſtlichkeit oder die Unzufriedenheit mit der 
Lehre der Kirche geweſen zu fein. Gewiß bereitete die Sittenloſigkeit 
zahlreicher Geiſtlichen vielen Leuten nicht geringes Argernis, aber 
keineswegs in dem Maße, wie es die ſpätere, oft tendenziös- 
gefärbte Darſtellung geſchildert hat. Die ganze Anſchauung jener 
Zeit war derart, daß fie an manchen ſittlichen Vergehungen durch— 
aus nicht den Anſtoß nahm, den ſie ſpäteren Geſchlechtern boten. 
Auch ließ es die Kirche nicht an Strafen und Ermahnungen 
fehlen. Die Synodalftatuten, die Biſchof Martin 1500 erließ und die 
wohl zuerſt von allen Kamminer Verordnungen gedruckt ſind, gaben 
Verbote gegen die ſittlichen Verirrungen des Klerus; es iſt aber un— 
richtig, daraus zu ſchließen, daß die in ihnen ausdrücklich hervor- 
gehobenen Sünden ganz allgemein verbreitet waren. Vielmehr iſt an⸗ 
zuerkennen, daß die kirchliche Obrigkeit auch in dieſer ſittlich tiefſtehenden 
Zeit bemüht war, die Kleriker von ſolchen Verirrungen abzuhalten. 
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Mit Geldſtrafen werden unſittliche Handlungen, wie ſie zu allen Zeiten 
auch bei der Geiſtlichkeit vorgekommen ſind, ganz gewöhnlich geſtraft. 
Nach einzelnen ſolchen Fällen den ganzen Klerus zu beurteilen, iſt 
jedoch unbillig und ungerecht; unzweifelhaft litt er damals an ſchweren 
fittfichen Schäden, aber dieſe find den Zeitgenoſſen durchaus nicht 
immer zum deutlichen Bewußtſein gekommen. Waren es doch Laien, die 
Kirchen und Klöſter plünderten, Prieſter beraubten und erſchlugen, 
Nonnen ſchändeten und in anderer Weiſe die Geiſtlichkeit verfolgten und 
ſchädigten. Neben den ſittenloſen Klerikern lebten und wirkten auch 
zahlloſe fromme und ehrbare Geiſtliche, von deren ſtillem Wandel na- 
türlich nichts berichtet wird, während alle Vergehungen ſpäter mit einem 
gewiſſen Behagen ans Licht gezogen worden ſind. Auch befanden ſich 
unter ihnen viele der Männer, die ſpäter bei der Neubildung der 
Kirche tätig geweſen find und in ſtrenger Frömmigkeit ſegensreich ge— 
wirkt haben. Namentlich in den großen Feldklöſtern, die zum Teil 
immer noch in manchen Gebieten Pommerns Mittelpunkte des gei- 
ſtigen und wirtſchaftlichen Lebens waren, ſcheinen Ehrbarkeit und ſtilles 
Wirken in Gebet und Arbeit durchaus nicht geſchwunden zu ſein; das 
Kloſter Belbuk z. B. barg um dieſe Zeit eine größere Zahl gelehrter 
und frommer Männer. 

Schlimmer ſtand es mit der Erfüllung der geiſtlichen Pflichten, 
obgleich auch hier die Biſchöfe mancherlei Verordnungen und Ermahnungen, 
z. B. 1487 an die Vikare in Köslin oder 1513 an das Nonnenkloſter 
in Pyritz, erließen. Auch wurde 1506 ein Breviarium ecclesiae Ca- 
minensis zum Gebrauche beim Gottesdienſte durch den Druck allgemein 
zugänglich gemacht. Wenn aber viele höhere Geiſtliche ſich um die 
Pflichten ihrer Amter, deren Einkünfte ſie bezogen, nicht kümmerten, 
ſo werden es die niederen Kleriker nicht viel beſſer gemacht haben. 
Dieſe Pflichtvergeſſenheit hat ſicher mehr Unwillen erregt als ber Lebens- 
wandel der Geiſtlichkeit, denn das Bedürfnis der Menſchen nach 
religiöſer Belehrung und nach Seelſorge war damals ganz beſonders 
groß, fand aber bei den Prieſtern keine oder ungenügende Befrie- 
digung. Deshalb ſuchte es die große Maſſe des Volkes in der Aus— 
übung von ſogenannten guten Werken, bei denen es ihm oft weniger 
darauf ankam, anderen Gutes zu tun, als ſich ein Anrecht auf die 
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ewige Seligkeit zu erwerben. Dieſe naive Anſchauung wurde von der 
Geistlichkeit begünſtigt, wenigſtens nicht bekämpft, da fie ſelbſt oder 
die Kirche nicht geringen äußeren Nutzen daraus zog. Ablaßverkün⸗ 
digungen find auch in Pommern in den erſten Jahrzehnten des fed 
zehnten Jahrhunderts überaus häufig, und Ablaßprediger zogen nicht 
nur im Jubeljahr 1500 im Lande umher. Ja ihre Zahl wurde ſo 
groß, daß zwar nicht die große Menge, aber wohl tieferblickende 
Männer mit Schrecken ſahen, welch eine Summe Geldes damit dem 
allgemeinen Nutzen entzogen wurde, und die weltliche Obrigkeit den 
Ablaßhandel zu beaufſichtigen begann. Auch die zahlreichen Wallfahrten 
beſonders nach Aachen, Sternberg, zum heiligen Blute in Wilsnack, 
für die in Teſtamenten oft Gaben ausgeſetzt wurden, dienten dem 
Wunſche, durch beſondere Werke und Taten ſich die Vergebung der 
Sünden zu gewinnen. Irgendwelchen Anſtoß nahm man aber an dieſer 
von der Geiſtlichkeit begünſtigten Sitte gewiß nicht, zumal da die 
Wallfahrten und Pilgerzüge, die nach Pommern zum Marienbilde in 
Kentz oder zur Kapelle auf dem Gollenberge unternommen wurden, den 
Bewohnern des Landes auch materielle Vorteile brachten. Mag auch 
mancher tiefer angelegte Menſch an den Außerlichkeiten des Gottesdienſtes, 
von dem ſpätere antikatholiſche Darſtellung uns in Stralſund ein an— 
ſchauliches, aber doch ſehr einſeitiges Bild entworfen hat, Anſtoß ge- 
nommen und in ihm nicht die geſuchte Befriedigung gefunden haben, 
die große Menge ſtand einer ſolchen Anſchauung fern; ſie fühlte ſich 
gewiß befriedigt bei dem Glanze und der Pracht der kirchlichen Hand— 
lungen und der im ganzen bequemen Auffaſſung des Chriſtentums. Zu 
weiterer Erkenntnis reichte die Bildung der Maſſe ganz gewiß nicht aus. 

Denu die neu eindringende deutſche Bildung ergriff nur kleine 
Kreiſe des Adels, der Geiſtlichkeit oder der Bürger, von denen einzelne 
in Greifswald oder auf auswärtigen Univerſitäten den Unterricht, den 
hier und dort Stadt- oder Kloſterſchulen boten, zu vertiefen und zu 
erweitern fuchten. Die neuen humaniſtiſchen Studien fanden, wie es ſcheint, 
weniger Beachtung, als das durch Bogiſlaw in Pommern eingeführte 
römiſche Recht (vgl. I, S. 251), mit bem fid) auch in Bologna manche pom- 
merſche Geiſtliche oder Edelleute beſchäftigten. Einen Volksunterricht 
gab es dagegen nicht, es machte ſich auch kaum ein Bedürfnis dafür 
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geltend. Noch herrſchte in weiten Kreiſen namentlich Hinterpommerns 
die wendiſche Sprache auch bei manchen alteinheimiſchen Adelsfamilien 
und in Städten wie Stolp, Lauenburg oder Bütow. Die Unbildung 
und der Mangel an Geſittung waren groß; an rohen Späßen und 
Gebräuchen fand man Gefallen. Bei der derb ſinnlichen Natur des Volkes 
waren ausgedehnte Mahlzeiten und Trinkgelage ſehr häufig, Aber- 
glauben herrſchte in weiten Kreiſen und führte auch ſchon zu Hexenbrand 
(1501, 1520); in manchen kirchlichen Einrichtungen fand er immer 
neue Nahrung. In den Städten war es nicht viel beſſer; überſchäu⸗ 
mende Lebensluſt und große Kraft machten ſich auch hier geltend, wo 
indes die zahlreichen Korporationen und Vereinigungen erziehend auf 
die Bürger wirkten. Nicht nur zu Handwerkszünften, auch zu ge— 
ſelligen oder religiöſen Zwecken tat man ſich zuſammen, wie die zahl— 
reichen Kalandsbrüderſchaften beweiſen, in die neben den Geiſtlichen 
auch Laien aufgenommen wurden. Auch hier führten manche Mißſtände 
zu lebhaften Klagen, wenn z. B. der Klerus unter dem Schutze der Steuer⸗ 
freiheit, wie es in Demmin, Wollin oder Stettin geſchah, für ſeine geſelligen 
Zuſammenkünfte fremdes Bier nicht nur einführte, ſoudern auch offen aus— 
ſchenkte und damit dem Ratsbierkeller Konkurrenz machte. Das ſitt⸗ 
liche Leben zeigte zahlreiche Mängel und Vergehen auch in ſogenannten 
gebildeten Kreiſen, die Achtung vor der Religion und Kirche war trotz 
aller äußerlichen Frömmigkeit entſchieden im Schwinden begriffen, die 
Zahl der Schenkungen und Stiftungen wurde ſeit 1515 etwa geringer. So 
trat auch hier eine tiefergehende Bewegung hervor, die ſich gegen das 
Beſtehende richtete und neue Sitten, Moden und Anſchauungen mit ſich 
brachte. In allen Kreiſen machte ſich Unzufriedenheit geltend. „De 
Adel meinde“, ſagt Thomas Kantzow, „dat fe vele Averlaſts und Be- 
ſchweringe hedden; dem folgeden de Stede, und do des de Buren inne 
wurden, daran was ock do kein Gehorſam und Wille mehr, ſonder 
lureden dagliks, bat fe Orſake und Tit erlangen mochten unb fif ein- 
mal ut erer Denſtbarheit breken; alfo dat ſick ummer to Wedderwille 
alswor mehrede und de Gehorſam und gude Wille im Lande underging 
und ſick ein grot Fall des Landes darut beſorgen liet.“ 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Reformation in Pommern. 


Nach dem Tode des Herzogs Bogiſlaw X. (5. Oktober 1523) über⸗ 
nahmen ſeine beiden hinterlaſſenen Söhne Georg J. (geb. 11. April 
1493) und Barn im XI. (geb. 2. Dezember 1501) nach altem Her⸗ 
kommen gemeinſam die Regierung. „Ere Anfank und ock de meiſte Tit 
eres Regiments was faſt müheſam und ſwar.“ Schon bei der For⸗ 
derung der Huldigung ſtießen ſie bei den größten Städten, Stralſund 
und Stettin, auf Widerſtand, da dieſe die Beſtätigung ihrer Privilegien 
vor der Huldigung forderten, während die Fürſten dieſe zuerſt ver⸗ 
langten; die Verhandlungen hierüber ſchleppten ſich viele Jahre lang hin. 
Als ſie im Laufe des Jahres 1524 im Lande herumzogen, um in den 
einzelnen Städten vom Adel und der Bürgerſchaft ſich huldigen zu 
laſſen, hatten ſie immer wieder Gelegenheit, die Stimmung des Volkes 
kennen zu lernen, das mancherlei Klagen und Beſchwerden vorbrachte. 
Zu der ſozialen Bewegung in den Städten, die zum größten Teile von 
dem Handwerkerſtande ausging, aber in dem ſtädtiſchen Proletariat leb— 
hafte Unterſtützung fand, war immer mehr die religiöſe getreten. Hatte 
Bogiſlaw es noch vermieden, eine entſchiedene Stellung dazu einzu⸗ 
nehmen, ſo mußten die jungen Fürſten ſich von Anfang an mit dieſer 
Frage beſchäftigen, die ihnen keineswegs neu war. Zwar hatte Georg, 
als er anfangs am Hofe zu Heidelberg und dann zu Leipzig erzogen 
wurde, noch keine Gelegenheit gehabt, ihr gegenüber Stellung zu nehmen, 
aber ſpäter, als er ſeinen Vater in der Regierung vertrat, hatte er 
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nicht minder die Bedeutung der religiöſen Bewegung kennen gelernt, 
wie fein Bruder Barnim, der von 1518 —1520 in Wittenberg ſtudiert 
und der Leipziger Disputation im Sommer 1519 beigewohnt hatte. 
Zwar war der Einfluß Luthers auf den jungen Fürſten, wie es ſcheint, 
nur gering, und er nahm keineswegs von Anfang an eine der Aus⸗ 
breitung der neuen Lehre günſtige Stellung ein. Solange nicht eine 
förmliche Scheidung zwiſchen Alt- und Neugläubigen eingetreten war, 
konnte er das auch nicht, ebenſowenig wie ſein weit energiſcherer Bru⸗ 
der Georg. Dieſer aber wurde erſt allmählich und kaum aus religiöſen 
Beweggründen, ſondern aus politiſchen Rückſichten für die Partei der 
Gegner der Reformation gewonnen. 

Die erſten Spuren einer Wirkung von Luthers Auftreten auf 
Pommern finden ſich in Stralſund und im Kloſter Belbuk, wo der Rektor 
der Stadtſchule und Lehrer der Mönche Johannes Bugenhagen 
gegen Ende des Jahres 1520 die große Reformationsſchrift „von der 
Babyloniſchen Gefangenſchaft der Kirche“ kennen lernte. Sie ſoll ihm 
die Augen über die Mängel der römiſchen Kirche geöffnet haben, ſo 
daß er mit den Mönchen des Kloſters bald tiefer in die Lehre Luthers 
einzudringen ſich bemühte und dann ſelbſt nach Wittenberg zog, um 
dort in weiterem Studium zur Erkenutnis der Wahrheit zu kommen; 
am 29. April 1521 wurde er in das Album der Univerſität ein⸗ 
geſchrieben. Die kurze Zeit, in der er als Luthers Anhänger in Bel⸗ 
buk tätig war, hatte genügt, um dort mehrere Geiſtliche für die neue 
Lehre zu gewinnen, und ſie verkündeten dieſe bald an anderen Orten 
Pommerns, als der biſchöfliche Koadjutor Erasmus vou Manteuffel, 
im Einverſtändniſſe mit dem Herzoge Bogiſlaw, der ſelbſt bei dem Er- 
laſſe des Wormſer Ediktes in Worms anweſend geweſen war, gegen 
die Belbuker Freunde der Lehre Luthers einſchritt. Der Treptower 
Stadtpfarrer Johann Kureke wurde verhaftet, weil angeblich in⸗ 
folge ſeiner Predigt Unordnungen entſtanden waren, aber ſchon am 
27. Juli 1521 gegen Bürgſchaft wieder freigelaſſen; er begab ſich 
ſpäter nach Stralſund. Ein Teil der Anhänger Luthers ging ins Aus⸗ 
land, manche, unter ihnen der Abt Johann Boldewan, ſcheinen einige 
Zeit ſpäter ebenfalls eine kurze Haft erlitten zu haben, traten dann 
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auch bald andere lutheriſche Prädikanten in Pommern und verbreiteten 
nicht immer aus lauteren Motiven und mit der wünſchenswerten Vor⸗ 
ſicht die neue Lehre. Sie alle fanden bei der allgemeinen Stimmung, 
die gegen die Geiſtlichkeit herrſchte, und der tiefgehenden ſozialen und 
wirtſchaftlichen Unzufriedenheit großen Beifall; aber es kam bald an 
manchen Orten zu Unruhen, die durchaus nicht immer aus religiöſen 
Motiven entſtanden. Dies nötigte auch die weltliche Obrigkeit zum 
Einſchreiten. Chriſtian Ketelhot, der fid) nur einige Wochen im 
Kloſter Belbuk aufgehalten hatte, war als Pfarrer an der Nikolai⸗ 
kirche in Stolp, wo vielleicht ſchon gleichzeitig mit ihm oder bald nach 
ihm Luthers Freund Peter Suawe das Evangelium verkündete, für 
die Verbreitung der neuen Lehre eifrig tätig; er wurde aber, als es 
auch hier infolgedeſſen zu gären begann, vom Herzoge am 2. Sep⸗ 
tember 1522 ſeines Amtes entſetzt und wanderte, nachdem er vergebens 
verſucht hatte, bei Bogiſlaw Gehör zu finden, unter mancherlei Aben- 
teuern nach Stralſund. Dort langte er im Frühjahr 1523 an und 
ſand bereits eine lebhafte Agitation vor. Als das Kloſter Belbuk von 
einem Teile der Mönche verlaſſen war, nahm es Herzog Bogiſlaw 
im Dezember 1522 mit ſeinem reichen Beſitze in ſeine Verwaltung, 
da er bereits 1502 die Schutzherrſchaft über das Kloſter übernommen 
hatte. Dieſe erſte Säkulariſation eines pommerſchen Kloſters vollzog 
der Herzog, ohne daß der Biſchof Einſpruch gegen die Einziehung des 
Kirchengutes zu erheben wagte. Um dieſelbe Zeit gewann auch in 
Stettin die lutheriſch geſinnte Partei die Oberhand im Rate, der ſich 
mit einer Frage wegen der Beſteuerung des geiſtlichen Gutes bereits 
gegen Ende des Jahres 1522 an Luther gewandt und von ihm eine 
ermutigende Antwort erhalten hatte. Vielleicht war er es auch, der etwa 
gegen Ende Februar 1523 Paul vom Rode als Geiſtlichen dorthin 
ſandte. Dieſer predigte anfänglich im Freien, dann in der Jakobikirche 
und fand bald in dem Stettiner Nikolaus Hoveſch (Decius) einen 
Gehilfen. Streitigkeiten mit der Geiſtlichkeit blieben nicht aus, aber 
der alte Herzog Bogiſlaw, der eine Predigt Rodes anhörte, fand Ge⸗ 
fallen an feinen Worten und ſchützte ihn gegen Anfeindungen. Zu 
ihm kam damals auch Johann Knipſtro, der als junger Mönch 
1518 in Frankfurt a. O. gegen Tetzel aufgetreten, zur Strafe dafür in 
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das Franziskanerkloſter Pyritz verſetzt worden war, dann aber dort 
die Lehre Luthers frei und offen verkündet hatte. Er mußte aber 
bald nach Stettin fliehen und iſt eine Zeitlang dort, ſpäter in Stargard 
tätig geweſen. In Greifswald regte ſich wohl die neue humaniſtiſche 
Geiſtesrichtung, und es ſchien an der Univerſität, die 1509 auch Ulrich 
von Hutten beſuchte, friſches Lebeu zu erblühen, aber evangeliſche Ge⸗ 
danken drangen nur langſam und allmählich dort ein. Dagegen 
machten ſich auch hier Regungen gegen die alte Stadtverfaſſung geltend. 
Ahnlich war es in Kolberg und anderen Städten, überall ſind Anfänge 
zu erkennen, aber bei dem ruhigen und langſamen Weſen der Pom⸗ 
mern bedurfte es einiger Zeit, bis der ausgeſtreute Same aufgehen 
konnte. 

So gleichgültig ſich Bogiſlaw auch gegen die Verbreitung der 
lutheriſchen Lehre verhielt, für die er wohl kein Verſtändnis hatte, ſo 
unangenehm, ja widerwärtig waren ihm die Unordnungen und ſozialen 
Bewegungen, die in ihrem Gefolge entſtanden. Nachrichten hiervon 
veranlaßten ihn noch kurz vor ſeinem Tode, am 24. September 1523, 
in ſcharfen Erlaſfen an Stralſund, Greifswald und wahrſcheinlich auch 
an andere Städte, das Auftreten der „aufrühreriſchen Prediger und 
verlaufenen Mönche“ zu verbieten. Die Entwickelung war aber bereits 
zu weit vorgeſchritten, als daß ſie ſich durch ein einfaches Schriftſtück 
hätte aufhalten laſſen, und den neuen Herzogen Georg und Barnim waren 
durch Rückſichtnahme anf viele andere Verhältniſſe die Hände gebunden, 
ſo daß ſie, auch wenn ſie gewollt hätten, die Verbreitung evangeliſcher 
Lehre und Predigt nicht mehr hätten verhindern können. Allerdings ver⸗ 
ſuchten auch ſie die Unruhen, die im Laufe der Zeit entſtanden, zu dämpfen 
und Ordnung in Stadt und Land zu erhalten, aber auch dies war vergeb⸗ 
lich. Überall machte ſich der Gegenſatz zwiſchen Bürgerſchaft und Rat, 
zwiſchen Anhängern der alten und neuen Lehre geltend, wobei ſich religiöſe 
und ſoziale Veranlaſſungen nicht immer deutlich und ſcharf voneinander 
ſcheiden laſſen. Natürlich traten in dieſen bewegten Zeiten auch Elemente 
hervor, die mit Abſicht darauf ausgingen, Unruhe zu erregen, und per⸗ 
ſönlichen Gewinn daraus zu ziehen ſuchten. Es fehlte nur zu ſehr eine 
ſtarke ſtaatliche Autorität, da die Macht des Fürſtentums in den letzten 
Jahren der Regierung Bogiſlaws wieder ſehr geſunken und das Doppel⸗ 
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regiment der Brüder nicht geeignet war, ſie zu heben und zu befeſtigen. 
Sie verſuchten allerdings durch Erlaſſe und Verordnungen den drohen⸗ 
den Sturm zu beſchwichtigen, ſie erteilten Geiſtlichen, Kirchen und 
Stiftungen Schutz⸗ und Geleitsbrieſe, aber zu energiſchem Handeln 
konnten oder wollten ſie ſich nicht entſchließen. 

Der heftigſte Ausbruch fand in Stralſund ſtatt, wo ſchon 
ſeit längerer Zeit Unwille gegen die Geiſtlichkeit, namentlich gegen die 
Vertreter des Biſchofs von Schwerin herrſchte und fid) bereits wieder- 
holt in Gewalttaten offen kundgetan hatte. Auch war hier der Zivie- 
ſpalt in der Bürgerſchaft beſonders groß, die Ratsgeſchlechter ſelbſt 
waren untereinander zerfallen. So entſtanden Streit und Zank, an dem 
die Geiſtlichen beider Parteien nicht geringe Schuld trugen. In offenen 
und geheimen Fehden, in Predigten, Schmähſchriften und Spottgedichten 
machte ſich der immer tiefer werdende Gegenſatz Luft. Unter den 
evangeliſchen Predigern ſcheint Kureke der ſtürmiſchſte und ungeſtümſte 
geweſen zu ſein, während Ketelhot ſich wohl vorſichtiger verhielt. Die 
übrigen, wie der Chroniſt Johann Berckmann, traten gegen jene beiden 
zurück. In den bürgerlichen Streitigkeiten war Rolof Möller der 
Führer der Reformpartei, und ihm vor allen gelang es im Mai 1524, 
die Bürgerſchaft zu einem Gewaltſtreich gegen den Rat anzutreiben; 
es wurde ihm ein bürgerſchaftlicher Ausſchuß von 48 Mitgliedern zur 
Kontrolle der Finanzverwaltung an die Seite geſetzt. Die kirchliche 
Reformbewegung brachte ein unbedeutendes Ereignis am 10. April 
1525 zum gewaltſamen Ausbruche: die aufgeregte Menge begann 
in der Nikolaikirche Bilder, Schreine und Altäre zu zerbrechen und 
ſetzte das Werk auch in den anderen Kirchen und Kapellen der 
Stadt fort. Vergebens verſuchten die beſonneneren Männer, Laien 
ſowohl wie Geiſtliche, dieſem Treiben Einhalt zu gebieten, die Volks⸗ 
wut ließ fid) fo leicht nicht beruhigen; der größte Teil der katho— 
liſchen Geiſtlichen floh aus der Stadt, die der biſchöfliche Vertreter, 
Hippolyt Steinwehr, bereits vorher verlaſſen hatte. Es gelang aber 
jetzt, eine klare Scheidung zwiſchen den beiden Parteien durchzuführen 
und eine Anzahl von Anhängern der evangeliſchen Lehre in den Rat, 
ja ſogar an ſeine Spitze zu bringen. 

So gewaltſam auch in Stralſund die Kirchenreform zum Siege gebracht 
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worden war, fo ſchnell wurde bie Bewegung in ruhige Bahnen geleitet und 
verſtändig durchgeführt. Das war jedoch nicht das Verdienſt der beiden Her⸗ 
zoge, die es überhaupt nicht wagten, mit der mächtigen Stadt anzu⸗ 
binden, und froh waren, als ſie ihnen nach langen Verhandlungen am 
26. Juni 1525 endlich die Huldigung leiſtete. Hierbei gab der Rat die 
entſchiedene Erklärung ab, daß er lieber das Leben hingeben wolle, als 
Geiſtliche annehmen, die anders predigten, als man es zu Wittenberg halte. 
Bald darauf verſuchten die Herzoge allerdings von Greifswald aus, 
wo ſie als Schiedsrichter den Streit zwiſchen Rat und Bürgerſchaft 
mit Energie ſchlichteten, durch eine Verordnung vom 13. Juli auch der 
Stadt Stralſund unter Berufung auf den Nürnberger Reichstagsabſchied 
vom 18. April 1524 die Verbreitung der lutheriſchen Lehre zu ver— 
bieten. Der Rat aber ging unbekümmert um dieſen Erlaß ſelb— 
ſtändig an die vorläufige Ordnung des Kirchenweſens, indem er Geift- 
liche anſtellte und dann am 5. November 1525 bie von dem Schul⸗ 
meiſter Johann Apinus (Höck) ausgearbeitete neue „Ordnung der Kirchen 
und Schulen zum Sunde“ annahm und veröffentlichte. Hierdurch war 
wenigſtens vorläufig eine Grundlage für die weitere Entwickelung ges 
ſchaffen worden, während zu gleicher Zeit Hippolyt Steinwehr, der 
vertriebene Archidiakonus, dem Reichskammergericht zu Speier eine aus⸗ 
führliche Anklageſchrift gegen Stralſund einreichte. Damit wurde ein 
Prozeß eingeleitet, der lange Jahre währte, unendlich viele Schriftſtücke 
und Zeugenverhöre nötig machte, ſchließlich aber doch reſultatlos endete. 
Der heftige Angriff der katholiſchen Geiſtlichkeit ſtärkte vielleicht nur 
das evangeliſche Bewußtſein der Bürgerſchaft. 

In Stettin, wo bereits infolge des Streites, in den Herzog 
Bogiſlaw mit dem Bürgermeiſter Jakob Hohenholz geraten war und 
der ſich jahrelang hinzog, eine ſehr erregte Stimmung gegen die Landes⸗ 
herren herrſchte, ſtießen Georg und Barnim bei der Forderung der Hul— 
digung ebenfalls auf erheblichen Widerſtand. Es wurde 1524 hin und 
her verhandelt, und es kam am 28. Mai ein Vergleich zuſtande, nach⸗ 
dem auch hier die Forderung einer bürgerſchaftlichen Vertretung durch 
48 Männer durchgeſetzt worden war, aber über die Huldigung konnte 
man ſich nicht einigen. Vielmehr tat ſich die aufgeregte Stimmung 
teils in heftigen Zänkereien der katholiſchen und evangeliſchen Geiſtlichen, 
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teils in Gewalttaten und Tumulten kund. Um Weihnachten 1525 kam 
es zu Störungen des Gottesdienſtes in der Jakobikirche und im Jo⸗ 
hanniskloſter, und die katholiſchen Geiſtlichen und Mönche fühlten ſich 
trotz des herzoglichen Schutzes, der ihnen erteilt worden war, nicht mehr 
ſicher in der Stadt und verließen ſie. Im Rat ſtanden der altgläubigen 
Partei, deren Haupt der Bürgermeiſter Hans Loitz war, manche An— 
hänger Luthers unter Hans Stoppelbergs Führung gegenüber. So 
ſehr ſie ſich untereinander bekämpften, einem Eingreifen der Herzoge in 
die ſtädtiſchen Verhältniſſe traten ſie einmütig entgegen und ſuchten 
den Einfluß der Stadt auf das Kirchenweſen durch Übernahme der 
kirchlichen Wertsachen und Kapitalvermögen für die nächſte Zeit zu 
ſichern. Man begann auch, wenigſtens vorläufig, neben den katholiſchen 
Geiſtlichen evangeliſche förmlich zu berufen, und ſtellte wahrſcheinlich 
1526 Paulus vom Rode als Prädikanten an St. Jakobi an, wozu 
der Prior der Kirche notgedrungen ſeine Einwilligung gab. Aller— 
dings blieben die Verhältniſſe noch lange Zeit ſo unſicher, daß 
Rode, der tapfer mit Wort und Schrift für die evangeliſche Lehre 
gegen die Streitſchriften des Liborius Schwichteuberg in Grimmen 
auftrat, mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen hatte; namentlich 
blieb die Frage, wer die neuen Geiſtlichen beſolden ſollte, noch lange 
ungelöſt. 

Ahnliche Vorgänge, bei denen anfänglich ſtädtiſche Verhältniſſe 
ſozialer oder wirtſchaftlicher Art den erſten Anlaß zu Unruhen gaben 
und erſt ſpäter religiöſe Fragen einen entſcheidenden Einfluß übten, 
ſpielten ſich in den meiſten Städten vor. Die Unordnung in der Stadtver⸗ 
waltung Greifswalds führte zu einer Beſchwerde bei den Herzogen. 
Es wurde von ihnen 1524 ein Kollegium von 12 Männern zur Be⸗ 
aufſichtigung des Rates eingeſetzt, das bis 1534 beſtanden und zur 
Beſeitigung der Spannung zwiſchen Bürgerſchaft und Rat erheblich 
beigetragen hat. Sonſt hielt dieſer noch an der alten Lehre feſt, ſo 
daß die Stadt ſich im Gegenſatze zu dem ketzeriſchen Stralſund das Lob 
der Katholiken erwarb und eine Zufluchtsſtätte des altgläubigen Klerus 
wurde. Erſt nach 1531 hat Johann Knipſtro dort feine Tätigkeit be- 
gonnen und bewirkt, daß allmählich die kirchlichen Verhältniſſe um⸗ 
geſtaltet wurden. Auch Stargard galt einige Zeit als eine der alten 
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Lehre treue Stadt, ſo daß Biſchof Erasmus hierher den Klerus zu 
einer Verſammlung auf den 20. Auguſt 1525 zur Beratung über die 
„heilſame Vorkehrung und ein geeignetes Heilmittel gegen die Verderben 
bringende Krankheit der Zeit“ berief. Wenn dieſe Verſammlung über- 
haupt zuſtande gefomment ijt, fo hat fie nicht einmal in Stargard bie 
Verbreitung der Lehre Luthers hindern können, ſoll doch der Biſchof 
dort offen verhöhnt worden ſein. Im Sommer und Herbſt wirkte 
Knipſtro als Prediger in Stargard, und das Volk trat für die 
evangeliſche Lehre ein, während der Rat ſich noch vorſichtig zurückhielt, 
um 1529 aber begann auch hier die dauernde Verkündigung der evan⸗ 
geliſchen Lehre. Einen ſehr ärgerlichen Handel gab es in Paſewalk, 
wo feit 1520 der Pfarrer Otto Döring durch fein Leben erheb— 
lichen Anſtoß bei der Bürgerſchaft erregte. Er machte ſich überdies als 
Kanzler des Biſchofs einer Unterſchlagung ſchuldig und verließ 1531 
ohne Erlaubnis ſeine Stelle, um nach Rom zu ziehen, angeblich weil 
er in der Stadt vor den Lutheriſchen nicht ſicher ſei. Nach mehr als 
zehn Jahren kehrte er plötzlich zurück und forderte, obgleich nun bereits 
das Kirchenweſen in evangeliſchem Sinne geordnet worden war, ſeine 
Pfarrſtelle und andere von ihm beſeſſene Würden zurück. Es kam 
darüber 1542 und 1543 zu Prozeſſen vor dem Reichskammergerichte, 
die ohne Ende blieben, da Döring bald aus dem Lebeu ſchied. Auch 
hier hatte ſich die Stimmung der Bürgerſchaft offen gegen die alte 
Kirche gerichtet. Von vielen Städten wiſſen wir nichts Genaueres über 
die Art, wie dort die evangeliſche Lehre zuerſt verkündet wurde, wie 
Rat und Bürgerſchaft ſich in dieſer Zeit verhielten, aber auch kleinere 
Gemeinden ſcheinen damals mit den Herzogen in Konflikt geraten zu 
ſein, worauf z. B. die Tatſache hindeutet, daß Demmin um 1525 in⸗ 
folge einer Beſchwerde der Bürger gegen den Rat von den Fürſten 
das Niedergericht genommen wurde. Dort ſoll ein evangeliſcher Prädikant 
in nicht gerade ſelbſtloſer Weiſe die Gemeinde durch ſeine Forderungen 
arg ausgebeutet haben. Das Auftreten ſolcher unlauteren, ja betrüge⸗ 
riſchen Geiſtlichen ſchadete dem Anſehen des Luthertums nicht minder 
als das Wirken der fanatiſchen Schwärmer und Wiedertäufer, von 
denen ſich einzelne auch in Pommern einſtellten. So erſchien in Stolp, 
wo bereits früh Ketelhot und Peter Suawe Luthers Lehre verkündet 
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hatten, im November 1524 Johannes Amandus, der bisher in Königs⸗ 
berg und Danzig gewirkt hatte. Seine feurige und ungeſtüme Predigt 
erhöhte die in Stolp herrſchende Erregung, aber er fand bei Rat und 
Bürgerſchaft ſolchen Beifall, daß jener nach Königsberg ſchrieb und bat, 
den Geiſtlichen der Stadt zu überlaſſen. Bald kam es hier zu Unruhen 
und Gewalttaten, gegen die Herzog Georg vielleicht auf Veranlaſſung des 
ihm verwandten Königs Sigismund von Polen, mit dem er im April 
1525 in Danzig zuſammengeweſen war, einſchritt. Die Unruheſtifter 
wurden beſtraft, den Bürgern wurde auferlegt das geraubte Kirchengut 
zurückzugeben, doch erlaubte der Herzog am 13. November 1525 der 
Bürgerſchaft, ſich einen Prediger zu wählen, der das Wort Gottes lauter 
und rein nach der Auslegung der vier großen Kirchenväter predige; es 
wurde damit der Beſchluß des Regensburger Konvents vom 6. Juli 
1524 durchgeführt. Amandus war ſchon vorher von Stolp, wie es 
ſcheint, nach Stettin gezogen, iſt dort eine Zeitlang gefangen gehalten, 
dann aber wohl bald auf die Fürſprache Luthers und des Kurfürften 
Johann von Sachſen freigelaſſen worden und nach Goslar gegangen. 
Auch in Stolp iſt Georg keineswegs energiſch gegen die Evangeliſchen 
eingeſchritten, ſondern hat ſich im weſentlichen nur darum bemüht, ſo⸗ 
weit er konnte, die Unruhen zu ſtillen und Ordnung zu halten, wie er 
es auch in Neuſtettin verſuchte. 

Ebenſowenig energiſch zeigte ſich der Biſchof Erasmus, als ſich in 
den Städten ſeines Stiftsgebietes die evangeliſche Lehre auszubreiten 
begann. Beſonders vorſichtig mußte er mit Kolberg verfahren, wo 
ſchon oft der biſchöflichen Regierung ſcharfe Oppoſition gemacht wor⸗ 
den war. Auch dort kam es zu einem Aufſtande der Bürgerſchaft gegen 
den Rat, bei dem Jakob Adebar hervorragend tätig war. Dieſer ver⸗ 
darb es aber bald mit beiden Parteien der Stadt, weil er, wie es 
ſcheint, auch die Intereſſen des Biſchofs wahrnehmen wollte, und wurde 
wegen Verrats gefangen geſetzt und hingerichtet. Erasmus konnte es 
nicht wagen, gegen die Stadt aufzutreten, ja verſuchte ſie vielmehr 
mit Milde für ſich zu gewinnen. Im Anfange des Jahres 1531 aber 
war auch hier der Sieg der evangeliſchen Sache entſchieden, und bald 
folgte die zweite Stiftsſtadt Köslin nach, wo ebenfalls Streitigkeiten 
der Bürgerſchaft mit der Geiſtlichkeit vorgekommen waren. Solche 
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Konflikte, bie ſowohl von ben Evangeliſchen, wie von ben Katholiſchen 
nicht ſelten durch herausforderndes Auftreten hervorgerufen worden ſind, 
blieben auch ſpäter nicht aus. Bald nach 1530 war indes die Zeit der 
unruhigen Bewegungen im weſentlichen vorüber: die lutheriſche Lehre 
war wohl in allen Städten angenommen, den Bürgern wenigſtens in 
den größeren ein Anteil am Stadtregimente eingeräumt. Trotzdem 
lagen die Verhältniſſe überall noch gar ſehr im argen, da ſie nirgends 
endgültig geordnet waren. Die ſtädtiſche Verwaltung nicht minder 
als das Kirchen⸗ und Schulweſen forderten dringend eine Rege⸗ 
lung; dieſe aber konnte und mußte von der Landesregierung ausgehen, 
deren Einfluß in dieſen unruhigen Jahren ſehr geſunken war. Da⸗ 
gegen war die Macht der Stände, des Adels wenigſtens und der Städte, 
wieder erheblich gewachſen und machte ſich auf den Landtagen, die zur 
Erörterung über die zahlreichen ſchwebenden Fragen wiederholt berufen 
wurden, bereits in hohem Maße geltend. 

Wenn die beiden Herzoge Georg und Barnim in dieſer Zeit den 
inneren Zuſtänden ihres Landes nur geringe Aufmerkſamkeit zuwandten, 
ſo lag das zum großen Teile daran, daß die auswärtige Politik ſie ſehr 
in Anſpruch nahm. Hier war es vornehmlich die märkiſche Frage, 
deren Erledigung ſie als leidige Erbſchaft von ihrem Vater überkommen 
hatten. Nicht nur fuhr Brandenburg fort die Seſſion Pommerns im 
Reichstage zu beſtreiten, ſondern der Kurfürſt Joachim forderte auf 
Grund des Pyritzer Vertrages auch die Mitbelehnung und die Hul⸗ 
digung der pommerſchen Stände. In dieſer Sache zeigte Georg große 
Energie und war nicht willens irgend etwas von ſeinen Forderungen 
aufzugeben, ſo wenig Unterſtützung er auch bei ſeinen Untertanen auf 
den Landtagen fand. Vor dem Reichsregimente wurden unendliche Ver⸗ 
handlungen geführt, andere Fürſten, wie die Herzoge Georg von Sachſen, 
Heinrich von Braunſchweig, der Hochmeiſter Albrecht und namentlich 
Heinrich von Mecklenburg, der einen bedeutenden Einfluß auf die pom⸗ 
merſchen Herren ausübte, ſuchten auf verſchiedenen Tagen (z. B. 1524 
in Zerbſt) zu vermitteln; die Räte beider Parteien kamen immer von 
neuem zu Beratungen zuſammen. Auf dem Reichstage zu Speier 
(1526) legte Brandenburg abermals Proteſt gegen die pommerſche 
Seſſion ein und beharrte in der weiteren Erörterung dabei, ja es ſchien 
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wieder einmal, als ſollte aus dieſem Anlaß Krieg zwiſchen den Nachbar⸗ 
ländern ausbrechen. Man verhandelte aber im März 1527 noch einmal unter 
Vermittelung mehrerer Fürſten in Jüterbog, indes ohne Erfolg, die 
Sache konnte nicht vertragen werden. Ja, ſie ſpitzte ſich wieder mehr 
zu, als es hieß, daß an dem Überfalle, den 1528 Nikolaus von Mind- 
witz gegen Fürſtenwalde unternahm, auch Pommern teilgenommen hätten. 
Mit ſcheinbar großem Eifer ſuchten die Herzoge auf die Beſchwerde des 
Kurfürſten die Teilnehmer an der Gewalttat auſzuſpüren und jede Be- 
günſtigung ihrerſeits zu beſtreiten, aber, wie gewöhnlich, zogen ſich die 
Verhandlungen, bei denen auch allerlei andere Klagen über Räubereien 
an der Grenze vorgebracht wurden, mehrere Jahre lang hin, ohne daß 
tatſächlich etwas dabei herauskam. Zwar gelang es, den Frieden zu 
erhalten, aber die Reichskommiſſion, die mit der pommerſch-märkiſchen 
Sache betraut war, hatte unfruchtbare Arbeit zu verrichten, da keine 
von beiden Parteien zum Nachgeben bereit war. Unter dieſem Zuſtande 
litten natürlich alle Verhältniſſe der beiden Länder, die in ſo vielen 
Beziehungen zueinander ſtanden. Die Räubereien und Fehden an den 
Grenzen hörten nicht auf, der Handel hatte unter Erhöhung der Zölle 
und anderen Schwierigkeiten, die man ihm auf beiden Seiten machte, 
nicht wenig zu leiden. Es iſt erklärlich, daß dadurch die an ſich ſchon 
gereizte Stimmung im Lande gegen die Regierung noch erregter wurde. 
Dies erkannten dann ſchließlich auch die Fürſten, beſonders als 1529 eine 
furchtbare Krankheit (der „engliſche Schweiß“) im Norden Deutſchlands 
großen Schrecken verbreitete. Da gelang es den Herzogen Erich und Heinrich 
von Braunſchweig, zunächſt im Auguſt 1529 eine Beſprechung ber pont- 
merſchen und märkiſchen Räte in Gartz a. O. zuſtande zu bringen. Als 
auch hier die Verhandlung zu ſcheitern drohte, glückte es Vivigenz von 
Eickſtedt, eine perſönliche Zuſammenkunft Georgs mit dem Kurfürſten 
Joachim auf dem Jagdſchloſſe zu Grimmitz durchzuſetzen, und hier 
wurde am 26. Auguſt ein vorläufiger Vertrag über alle Irrungen ab⸗ 
geſchloſſen; es galt aber noch die Zuſtimmung der pommerſchen 
Stände zu erlangen. Anfangs erhob ſich auf dem Landtage zu Stettin 
dagegen Widerſpruch, aber als die Herzoge den Ständen in einzelnen 
Punkten entgegenkamen, wurden am 25. Oktober 1529 die Urkunden 
vollzogen und von den Vertretern der Geiſtlichkeit, des Adels und der 
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Städte beſiegelt. Dieſer gewöhnlich nad) Grimmitz benannte Vertrag 
iſt fortan die Grundlage für die ſtaatsrechtliche Stellung Pommerns 
zu Brandenburg geblieben. Es iſt dadurch nichts weſentlich Neues 
geſchaffen, ſondern die Abmachung von 1493 im ganzen erneuert worden, 
indem Pommern der unmittelbare Lehnsempfang durch den Kaiſer, je- 
doch in Gegenwart märkiſcher Vertreter, und Brandenburg das Anfalls⸗ 
recht beim Ausſterben des Herzogshauſes von neuem zugeſichert wur⸗ 
den; zugeſtanden wurde Pommern das Seſſionsrecht bei den Reichs⸗ 
tagen. Eine Quelle fortwährenden Streites blieb auch für die Zukunft 
die Beſtimmung, daß bei jedem Thronwechſel der Vertrag vor der 
kaiſerlichen Belehnung erneuert werden und die pommerſchen Stände, 
und zwar jede Stadt einzeln, auch den Brandenburgern Erbhuldigung 
leiſten ſollten. So ſehr man auch ſchon damals über dieſe Beſtimmung 
murrte, der langjährige Streit zwiſchen den beiden Nachbarländern fand 
in der Erneuerung der alten Erbverträge, die am 23. Dezember 1529 
erfolgte, ſeinen Abſchluß. Dieſer war für Pommern entſchieden ſieg⸗ 
reich, denn die alte Forderung der Lehnsoberhoheit der Mark war jetzt 
endgültig beſeitigt. Deshalb konnten die Herzoge Georg und Barnim 
gewiß nicht ohne Selbſtgefühl am 26. Juli 1530 in Augsburg unter 
feierlihem Pompe vom Kaiſer die Belehnung mit ihren Ländern emp- 
fangen. Zur Bekräftigung der neuen Freundſchaft mit den Hohenzollern 
vermählte ſich Georg, deſſen erſte Gemahlin Amalia von der Pfalz 
bereits 1525 aus dem Leben geſchieden war, im Januar 1530 mit 
Margareta, einer Tochter des Kurfürſten Joachim I. Wenn die Hoff⸗ 
nungen, die man an dieſe Erledigung des alten Streites knüpfte, durch⸗ 
aus nicht in Erfüllung gingen, ſo hat die ſpätere abergläubiſche Zeit 
geglaubt, dies ſei ſchon damals in mancherlei Zeichen und Warnungen 
kund geworden. 

Die märkiſche Frage beeinflußte in hohem Grade auch ſonſt die 
Politik der jungen Herzoge, die ſich bald nach ihrem Regierungsantritte 
eng an Polen angeſchloſſen hatten. Schon im Jahre 1524 fanden eifrige 
Verhandlungen in Danzig ſtatt, wo Vertreter des Königs Sigismund, des 
Herzogs Heinrich von Mecklenburg und der pommerſchen Fürſten zu⸗ 
ſammenkamen. Es wurde auch nach langer Beratung ein Bündnisvertrag 
geſchloſſen, der am 13. Dezember von den Herzogen von Mecklenburg 
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und Pommern unterſchrieben und am 18. Januar 1525 endgültig voll- 
zogen wurde. Man ſagte ſich wohl Hilfe im Kampfe gegen Heiden 
und Ketzer zu, aber daß der Bund vornehmlich gegen Brandenburg 
und den Deutſchen Orden gerichtet war, iſt unzweifelhaft. Im April 
1526 zog Herzog Georg mit ſtattlichem Gefolge, in dem ſich auch der 
Biſchof Erasmus befand, nach Danzig, um dort ſeinen königlichen 
Oheim zu begrüßen; damals einigten ſich die Fürſten über die Zahlung 
des noch rückſtändigen Reſtes des Brautſchatzes, der einſt der Herzogin 
Anna, Bogiſlaws X. Gemahlin, zugeſagt worden war. Georg und Bar⸗ 
nim verzichteten darauf, als der Polenkönig ihnen die Amter und Städte 
Bütow und Lauenburg als erbliche freie Lehen verlieh. Auch ſuchte 
dieſer jetzt eine Annäherung der Pommern an Brandenburg zuſtande 
zu bringen. Das polniſche Bündnis, an dem Mecklenburg, Dänemark 
und ſpäter auch Preußen teilnahmen, nachdem es in ein weltliches, 
unter Polens Oberlehnsherrſchaft ſtehendes Herzogtum umgewandelt wor⸗ 
den war, ſtand, wie es ſcheint, unter franzöſiſchem Einfluſſe. Der Agent 
des Königs von Frankreich, der mecklenburgiſche Edelmann Joachim Maltzan, 
war auch hier tätig, den nordiſchen Plänen Kaiſer Karls V. entgegen⸗ 
zuarbeiten. Zu gleicher Zeit ſuchten die Pommernherzoge den Anſchluß, 
den ihr Vater bereits im Fürſtenberger Bündniſſe von 1521 bei nord⸗ 
deutſchen Fürſten zum Schutze gegen Brandenburg gefunden hatte, zu 
befeſtigen, indem ſie am 16. Dezember 1525 zuſammen mit dem Her⸗ 
zoge Heinrich von Mecklenburg zu Hannover auf zehn Jahre einen 
Bund mit Braunſchweig ſchloſſen. Mit dem dort regierenden Hauſe hatte 
man ſchon vorher eine verwandtſchaftliche Verbindung angeknüpft; Barnim 
hatte ſich im Februar 1525 mit Anna, der Tochter Heinrichs des 
Mittleren von Braunſchweig-Lüneburg, vermählt und trotz des kurz 
zuvor erfolgten Todes der Herzogin Amalia, der Gemahlin Georgs, 
das Beilager in Stettin gar ſtattlich gefeiert. So hatte ſich Pommern 
nach allen Seiten hin gegen feindliche Pläne Brandenburgs geſichert. Die 
Fürſten wurden umworben, als die deutſchen Fürſten begannen, ſich 
je nach ihrer Stellung zur Religionsfrage zu Bündniſſen zuſammenzutun, 
wie es im Juli 1525 von ſeiten der katholiſchen zu Deſſau und im Fe⸗ 
bruar 1526 von ſeiten der evangeliſchen zu Gotha geſchah. Beſonders 
letztere verſuchten alsbald Pommern für ſich zu gewinnen, aber auch die 
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Deſſauer bemühten ſich die pommerſchen und mecklenburgiſchen Herren 
auf ihre Seite zu ziehen. Doch die von ihnen beabſichtigte Tagefahrt 
kam nicht zuſtande, obwohl Herzog Georg einem Anſchluſſe an ſie nicht 
abgeneigt geweſen zu ſein ſcheint und damals ebenſo wie ſein Bruder 
als Anhänger des alten Glaubens galt. Sie lehnten deshalb auch eine 
Einladung des Kurfürſten Johann von Sachſen zu einer Verſammlung 
in Magdeburg (Juni 1526) ab, und Georg trat, als er im Auguſt 
noch kurz vor dem Schluſſe des Reichstages in Speier eintraf, mit 
den Deſſauer Verbündeten in Verbindung. Doch die Feindſchaft mit 
Brandenburg war es, die ihn abhielt, ſich dem Bunde der altgläu- 
bigen Fürſten anzuschließen, und bewog, die unentſchiedene Haltung beizu⸗ 
behalten, ſo daß auch wieder der Kurfürſt von Sachſen und der Landgraf 
Philipp von Heſſen verſuchten, die Herzoge für ſich zu gewinnen. Beide 
Parteien boten ihnen ihre Dienſte in der märkiſchen Sache an und ver⸗ 
handelten darüber zu Jüterbog und Regensburg, Georg aber, der als 
der ältere und tätigere der Brüder hauptſächlich die Geſchäfte der 
äußeren Politik betrieb, glaubte in ſtrenger Neutralität am beſten für 
das Wohl ſeines Landes zu ſorgen. Mit einem ſeltenen Eifer ſuchte 
er ſeine Pflichten als Reichsfürſt zu erfüllen und beſuchte faſt regel⸗ 
mäßig die Reichstage, wenn er auch der Koſten wegen die Zeit 
ſeines Aufenthaltes möglichſt abzukürzen und erſt recht ſpät zu er⸗ 
ſcheinen pflegte. Es iſt klar, daß er durch ſein Erſcheinen das 
Recht der Seſſion, das ihm Brandenburg beſtritt, zu erwerben ver⸗ 
ſuchte. So war er 1529 auf dem Reichstag zu Speier anweſend, als 
am 20. April die Proteſtation der evangeliſchen Stände übergeben 
wurde; ihn ſelbſt rechnete man aber auch damals zu den Fürſten, 
die nach den Regeln der alten Kirche leben wollten. Beide Herzoge 
machten im Juli ihren Untertanen den Speierſchen Reichstagsabſchied be⸗ 
kannt, in dem jede Anderung in Lehre und Gottesdienſt vor Abhaltung 
des vorgeſchlagenen Konzils verboten wurde. Auf dem Reichstage zu 
Augsburg (1530), bei dem ſie die kaiſerliche Belehnung erhielten, 
ſcheinen fie ſich an den Verhandlungen der katholiſchen und evange⸗ 
Hen Stände nicht beteiligt zu haben, wieder waren fie mit klein⸗ 
lichen Streitfragen mit Brandenburg oder Heſſen und Baden über den 
Rang und Vortritt beſchäftigt. Die Rolle, die Pommerns Herzoge hier 
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ſpielten, entſprach wenig dem, was ihnen ihre Stellung als Herren 
eines der größten norddeutſchen Staaten hätte gebieten müſſen; auch 
hier machte ſich die unglückſelige Unentſchiedenheit der pommerſchen 
Politik bemerkbar, die früher und ſpäter ſo viel Unglück über das Land 
gebracht hat. 

Gewiß trug hieran der Gegenſatz, der zwiſchen den beiden Brü⸗ 
dern beſtand, nicht geringe Schuld. Es läßt ſich zwar nicht nachweiſen, 
ob dieſer auf einer grundſätzlichen Verſchiedenheit der beiderſeitigen An⸗ 
ſchauungen beruhte, denn es iſt weder bei Barnim ein entſchiedenes 
Eintreten für die evangeliſche Lehre, noch bei Georg ein ſolches für 
den alten Glauben erkennbar, mag auch jeder von ihnen einer anderen 
Richtung mehr zugeneigt geweſen ſein. Der Zwieſpalt, der ſich zwiſchen 
ihnen bildete, hatte wohl viel mehr ſeinen Grund in den verſchiedenen 
Charakteren der Brüder, von denen Georg unzweifelhaft eine große 
Rührigkeit und offene Tatkraft bewies, während bei Barnim dieſe 
Eigenſchaften nur zu oft zu vermiſſen ſind. Er fühlte auch die Über⸗ 
legenheit des Bruders und ſuchte ſich ihr zu entziehen, deshalb 
forderte er die Teilung des Landes. Was ſich ſonſt noch für Einflüſſe 
hierbei geltend gemacht haben, wird ſich kaum feſtſtellen laſſen, aber 
man kann vermuten, daß bei Barnim, der allen Beeinfluſſungen ſtets 
recht zugänglich geweſen iſt und eine Neigung zu verſtecktem und hinter⸗ 
liſtigem Handeln gehabt hat, die braunſchweigiſch-lüneburgiſche Verwandt⸗ 
ſchaft nicht untätig geweſen iſt und ihn auch in ſeiner Stellung zur 
Religionsfrage beeinflußt hat. Georg dagegen trat durch feine bet 
wandtſchaftliche Verbindung mit Brandenburg in nahe Beziehungen zu 
Joachim I., dem Haupte der katholiſchen Partei. Im Lande ſelbſt ſoll 
namentlich ein Teil des Adels, unzufrieden mit der Annäherung an die 


Mark, den Herzog Barnim gegen den Bruder aufgehetzt haben, fo daß 


dieſer 1530 die Teilung des Landes und der Herrſchaft gefordert habe. 
Als Georg ſich weigerte, darauf einzugehen, da eine ſolche die Macht 
Pommerns verringern und eine doppelte Hofhaltung ſchwere Koſten ver⸗ 
urſachen werde, zog ſich, fo wird erzählt, Barnim in grimmem lire 
mute von dem Bruder zurück und verharrte in eigenſinnigem Trotze. 
Wiederholt aber forderte er immer dringender die Erbteilung, doch plötz⸗ 
lich in der Nacht vom 9. zum 10. Mai 1531 ſtarb Georg, nachdem er auf 
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der Jagd bei Kolbatz plötzlich erkrankt war. — Die Lage des Landes 
war, als der tüchtigere der beiden Fürſten ans dem Leben ſchied, ſehr 
bedenklich. Im Innern waren alle Verhältniſſe unſicher, es gärte 
überall in den Städten und auf dem Lande, die alle Kreiſe bewegende 
Religionsfrage war ungelöſt. Die Stände ſtanden faſt immer in 
ſchroffem Gegenſatz zu der Regierung, ſie erhoben wiederholt Einſpruch 
gegen die Einſchärfung des Wormſer Edikts, die man in törichter Ver⸗ 
kennung der ganzen Sachlage verſuchte, und widerſetzten ſich den meiſten 
landesherrlichen Vorſchlägen. Nach außen hin hatte Pommern das 
Anſehen, das es unter dem Herzoge Bogiſlaw X. gewonnen, zum guten 
Teil wieder verſcherzt, da die Herzoge unentſchieden und ſchwankend es 
mit beiden Parteien im Reiche verdarben und auch beim Kaiſer keinen 
Dank für ihr Verhalten ernteten. Das Verhältnis zu Brandenburg 
und Mecklenburg war durchaus nicht ſehr freundſchaftlich, zahlreiche 
Streitpunkte waren unerledigt. Zunächſt zwar ſchien Barnims Energie 
gewachſen zu ſein, wenigſtens geſtattete er bald nach dem Tode Georgs 
in einem Ausſchreiben die Predigt des Evangeliums, wenn kein Auf- 
ruhr dadurch angerichtet würde, aber dieſe Erlaubnis erhöhte nur die 
Verwirrung, da jetzt die Entſcheidung ganz den einzelnen Städten über⸗ 
laſſen war. Barnim ging auch wieder einmal mit Entſchiedenheit gegen 
die Räubereien der Edelleute namentlich in Hinterpommern vor und 
ließ mit gar manchem von ihnen, wie z. B. Asmus Eickſtedt, peinliches 
Verhör anſtellen. Im Verein mit feinen Nachbarn in Polen, Mecklen⸗ 
burg und Brandenburg, die fortgeſetzt über die pommerſchen Grenz⸗ 
räubereien zu klagen hatten, ließ er eins der bedeutendſten Raubneſter 
an der polniſchen Grenze, Groß-Poppelow, die Burg der Manteufel, 
aufheben und brechen. Entkamen auch die meiſten Angehörigen der 
Räuberbande, ſo wurden doch im Sommer 1532 Joachim und David 
Manteufel nach peinlicher Befragung hingerichtet. Auch ſonſt war er 
bemüht, Sicherheit der Straßen zu ſchaffen. 

Im Herbſte des Jahres 1531 langte Georgs hinterlaſſener Sohn 
Philipp (geb. 14. Juli 1515) in Pommern an. Er war ſeit 1526 
am Hofe ſeines Oheims, des Kurfürſten Ludwig V. von der Pfalz, ſtreng 
und einfach erzogen worden und hatte mit ihm mancherlei Reiſen, zuletzt 
noch nach Aachen zur Krönung des römiſchen Königs Ferdinand ge⸗ 


32 Zweiter Abſchnitt. 


macht. Zeigt auch die Erziehungsordnung, die in Heidelberg für den 
jungen Herrn erlaſſen wurde, kaum einen Einfluß der evangeliſchen 
Lehre, ſo hatte Philipp ſie doch kennen gelernt und war wohl ſchon 
damals ihr wenigſtens nicht abgeneigt. Der junge Fürſt hielt jedoch, 
wahrſcheinlich auf den Rat ſeines Hofmeiſters Moritz Flemming, vor⸗ 
ſichtig zurück, um zunächſt erſt von dem Oheim Barnim Anteil an der 
Regierung und Herausgabe des väterlichen Erbes zu erlangen. Er 
erkannte auch bald die unſicheren Zuſtände des Landes, da gerade ba- 
mals die Wirren in und um Stettin wieder beſonders heftig wurden 
und zu mancherlei Gewalttaten führten. 


Barnim beſtand auch dem Neffen gegenüber auf der Teilung des 
Landes und ſetzte durch, daß die Vorarbeiten einer Kommiſſion über⸗ 


tragen wurden. Dieſe war fo eifrig bei der Arbeit, daß am 21. Ok⸗ 
tober 1532 zu Wolgaſt die förmliche Teilung mit Genehmigung der 
Landſchaft erfolgen konnte; ſie ſollte indes vorläufig nur auf acht Jahre 
gelten und die Staatseinheit grundſätzlich beſtehen bleiben. Auch beließ 
man die wichtigſten Zollſtätten, geiſtlichen Stiftungen, Klöſter und Kom⸗ 
tureien, über deren Vermögen man ſich ſpäter zu einigen verſprach, falls 
ſie zu weltlichem Gebrauche genommen würden, Erträge aus der Fiſcherei 
u. a. m. in gemeinſamem Beſitze beider Fürſten. Über die Teilung der 
Kleinodien und des Silberſchatzes wurden genaue Beſtimmungen ge⸗ 
troffen, aber auch hierbei ſuchte man ſtets den Grundſatz der Einheit 
in einzelnen Punkten zu betonen und aufrechtzuerhalten. Die Grenz⸗ 
linie zwiſchen den beiden Herzogtümern Stettin und Wolgaſt 
ging durch die Swine, auf den Höhen weſtlich von der Oder und an 
der Randow entlang. Durch das Los erhielt dann Barnim das Land 
Stettin, Philipp Wolgaſt, und die Teilung des erſt vor ungefähr 
50 Jahren vereinigten Pommerns war wieder für faſt ein Jahrhundert 
erfolgt. Allerdings war ſie anders als früher geſchehen, man hatte, 
da man die Gefahr, die daraus erwachſen konnte, nicht verkannte, alles 


mögliche getan, um eine vollſtändige Scheidung zu vermeiden. Indes 


mußte auch dieſe vorſichtige Teilung die Politik der Regierung erheb- 
lich beeinfluſſen, und unzweifelhaft verurſachte die doppelte Hofhaltung dem 
Lande bald recht bedeutende Koſten. 

Hatten die beiden Fürſten in dem Teilungsvertrage auch gelobt, 
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„in den Zwieſpalt der Religion nicht zu willigen, ſondern ſich, ſoviel 
in ihrer Macht ſtehe, in dem, wie es chriſtlichen und dem heiligen 
Reiche verwandten Fürſten wohl ziemt und anſteht, zu halten“, ſo 
wurden ſie durch die weitere Entwickelung der Sache bald gezwungen, 
eine andere Stellung einzunehmen. An dem Schmalkaldiſchen Bunde, 
der im Dezember 1530 geſchloſſen wurde, und an den Beratungen, die 
im November und Dezember 1531 in Frankfurt über ſeine Ordnung 
gepflogen wurden, nahmen ſie natürlich nicht teil, doch war ſchon vor 
der endgültigen Teilung die ganze Lage durch den Nürnberger Religions⸗ 
frieden vom 23. Juli 1532 verändert und eine, wenn auch nur zeit⸗ 
weilige, förmliche Anerkennung der religiöſen Neuerung erfolgt. Bar⸗ 
nim, deſſen braunſchweigiſche Schwäger zu den Begründern des evan⸗ 
geliſchen Bundes gehörten, ſcheint bereits von dieſen zum Beitritte 
eingeladen worden zu ſein, ſoll aber abgeſchrieben haben, weil er noch 
mit ſeinem Bruder in ungeteiltem Beſitze der Herrſchaft wäre. Mit dieſer 
Ausrede wollte er wohl nur ſeine Unentſchloſſenheit verbergen, indes 
hatte er ſich im Grunde ſchon für die evangeliſche Sache entſchieden. 
Weniger zurückhaltend in ſeiner Neigung für dieſe zeigte ſich bald Phi⸗ 
lipp, beſonders ſeitdem Jobſt von Dewitz und Rüdiger Maſſow an 
ſeinem Hofe großen Einfluß gewannen. Auch ſein Kanzler, der Dom⸗ 
herr Nikolaus Brun, der ſich bisher als eifriger Katholik gezeigt hatte, 
begann ſich der neuen Lehre zuzuwenden. Dieſe fand im Lande immer 
weitere Verbreitung; es wurden überall evangeliſche Prediger angeſtellt, 
ſelbſt das Domkapitel zu Kammin mußte ſich damit begnügen, den 
Johann Weſtfal, den es 1533 zum Prediger in Kammin berief, zu 
ermahnen, Luthers Schriften zu keinem anderen Zwecke als zur Ver⸗ 
meidung der falſchen Lehren zu leſen. In Anklam übernahm bereits 
im Juli 1530 der Rat das Auguſtinerkloſter mit allen Beſitzungen und 
Rechten; in Gartz a. O., Köslin und an anderen Orten wurden die 
Kleinodien der Kirchen inventariſiert und in die Verwaltung der Stadt 
übernommen. Als in Treptow a. R. ein Aufſtand der Gewerke gegen 
Rat und Kaufmannſchaft entſtand, griff Herzog Barnim ein und brachte 
im Juni 1531 einen Vergleich zuſtande, in dem er in bezug auf die 
Religion und die Zeremonien die Beſtimmungen des Augsburger Reichs⸗ 
tages als maßgebend hinſtellte. Wie im Kloſter Eldena die evangeliſche 
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Lehre um dieſe Zeit Eingang fand, das hat der junge Anton Remmel⸗ 
ding, der von Geldern aus dorthin gekommen war, ſelbſt erzählt, und 
in Stolp und an anderen Orten Pommerns lehrte feit 1533 der fue 
maniſtiſch gebildete Doktor der Medizin Chriſtoph Heyl aus Wiesbaden 
die griechiſche Sprache und trug zur Verbreitung der evangeliſchen Lehre bei. 

Daneben verteidigte fid) allerdings auch hier und dort die katho— 
liſche Partei mit aller Kraft. Der Prozeß des ehemaligen Stralſunder 
Kirchherrn Steinwehr machte der Stadt immerfort zu ſchaffen, und das 
Urteil des Kammergerichts fiel im Jahre 1530 zu ihren Ungunſten aus; 
ein Teil der katholiſchen Geiſtlichkeit kehrte nach Stralſund zurück, wo 
man ſie unbeläſtigt ließ, und manchen evangeliſch geſinnten Bürger 
ergriff Beſorgnis über die Zukunft. Auch in Stettin war der Streit 
der beiden Parteien noch recht lebhaft, und als Hans Loitz, der Führer 
der Katholiken, zurückkehrte, ſcheint ſeine Partei im Rate eine Zeitlang 
die Oberhand gewonnen zu haben. Deshalb gab auch Paul vom Rode 
im Herbſt 1531 ſeine Stellung in Stettin auf und ging nach Goslar, 
aber bereits nach etwa neun Monaten kehrte er zurück, da er mit den 
dortigen Zuſtänden unzufrieden war. Zu den religiöſen Wirren kamen 
auch politiſche, als die pommerſchen Hanſeſtädte, namentlich Stralſund, 
in die Streitigkeiten mit Dänemark hineingezogen wurden. Im Mai 1534 
begann Lübeck auf Jürgen Wullenwevers Veranlaffung den Krieg gegen 
dies Land, und Stralſund nahm an der ſogenannten Grafenfehde teil. Nach 
ihrem unglücklichen Verlaufe trat es dem Frieden am 3. März 1536 bei, 
froh, immerhin noch glimpflich aus dem däniſchen Abenteuer davonzu⸗ 
kommen, in das die Stadt durch eine revolutionäre Kriegspartei der 
höheren Bürgerkreiſe Hineingetrieben worden war. Alle nicht unerheblichen 
Anſtrengungen, die man zur Wiederbefeſtigung der Handelsherrſchaft über 
den ſkandinaviſchen Norden gemacht hatte, waren vergeblich, auch an⸗ 
dere pommerſche Städte, wie Gollnow, Greifswald, Kolberg, Kammin, 
Stettin, Stolp, Treptow und Wollin, wurden zu Beiträgen heran⸗ 
gezogen, um die wirtſchaftliche Lage zu beſſern. Das alles geſchah 
gegen den Willen der Landesherren, von denen namentlich Herzog 
Philipp ſich offen als Gegner der hanſiſchen Sache bekannte. 

So war die Zerrüttung im Lande ſehr groß, die Landesherr⸗ 
ſchaft hatte faſt allen Einfluß verloren, im Kirchenweſen herrſchte ein 
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unheilvoller Zwieſpalt, der auch dem Fortgange der Kirchenreformation 
höchſt verderblich werden mußte, in den Städten und beim Adel machte 
ſich eine Selbſtändigkeit geltend, die der Fürſtenmacht bereits gefährlich 
wurde. Es herrſchte faſt Anarchie im Lande; jeder tat, was ihm be- 
liebte, griff zu, wo er wollte, und man wußte nicht, was Recht und 
Ordnung war. Wieder trieben adelige und bürgerliche Straßenräuber 
namentlich an den Grenzen ihr Unweſen; ein Überfall im Bahnſchen 
Buſche brachte 1534 die pommerſche Regierung abermals in lang⸗ 
wierige Verhandlungen mit Brandenburg. Mit Recht ſchrieb Thomas 
Kantzow, der damals in der Kanzlei des Herzogs Philipp angeſtellt 
war, in ſeiner älteſten niederdeutſchen Chronik, daß ein wüſtes Weſen 
und Mutwillen in den Städten und Landen herrſche und vornehmlich 
allgemeine Klage ſei, daß das Evangelium ihnen gewehrt würde. Da 
„konden de Fürſten id nicht lenger upholden, ſe wolden ſick denn umb 
Land und Lude bringen“. 

Nachdem Barnim und Philipp in Kammin im Auguſt 1534 ein 
gemeinſames Vorgehen beſchloſſen hatten, übernahm es der erſtere, 
darüber in Verhandlung mit dem Biſchofe Erasmus zu treten. Nach 
den Beſtimmungen der Landesteilung war der Kamminer Biſchof mit 
dem Stifte beiden Regierungen verwandt geblieben. Hatte Erasmus 
auch nie ſonderlichen Eifer für die Erhaltung und den Schutz der ka⸗ 
tholiſchen Kirche bewieſen, fo zeigte er fid) doch einer Anderung des 
Religionsweſens gegenüber mindeſtens vorſichtig zurückhaltend, zumal 
da wegen Geldforderungen bereits eine Spannung zwiſchen ihm und 
den Fürſten eingetreten war. Auch ſein Verhältnis zu Brandenburg, 
von dem größere Teile zu ſeinem Sprengel gehörten, brachte ihn 
in eine ſchiefe Stellung zu ihnen. Deshalb verhielt er ſich bei den 
nun eingeleiteten Verhandlungen über die Reformation der Kirche zwar 
kaum gänzlich ablehnend, aber ließ ſich doch auf weitere Erörterungen oder 
Verſprechungen zunächſt nicht ein. Trotzdem ſchrieben die Herzoge im 
Oktober 1534 einen Landtag aus, der am 13. Dezember zu Treptow a. R. 
zuſammentreten ſollte, um „den Zwieſpalt in der Religion und die 
Gebrechen der Polizei“ zu „einmütigem, chriſtlichem Weſen“ zu bringen. 
Auch luden ſie alsbald den Wittenberger Stadtpfarrer Johannes 
Bugenhagen ein, ihnen mit Rat und Tat bei der Einrichtung des 
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Kirchenweſens beizuſtehen. Als es im Lande bekannt wurde, er habe 
am 9. November ſein Erſcheinen zugeſagt, da faßte man auch überall 
Hoffnung, daß nun endlich mit Hilfe des Mannes etwas geſchehen 
werde, der fein organiſatoriſches Geſchick bereits in Braunſchweig, 
Hamburg und Lübeck bewährt hatte. So reichten denn auch die Städte 
den Herzogen ein vielleicht von dem Stettiner Pfarrer Paul vom Rode 
verfaßtes Schriftſtück ein, in dem ſie ihre Forderungen hinſichtlich des 
Kirchen- und Schulweſens aufgezeichnet hatten. Die herzoglichen Räte 
ſetzten eine Antwort auf und legten fie den Fürſten bei einer Zuſammen— 
kunft im Oktober vor; hier wurde eine Gegenſchrift aufgeſtellt, die zu— 
ſammen mit den ſtädtiſchen Artikeln die Vorlage für den Landtag bil— 
dete. Die Verhandlungen in Treptow begannen bereits am 7. Dezember, 
nachdem Bugenhagen, die Geiſtlichen und Vertreter der Städte und 
die herzoglichen Bevollmächtigten dort angekommen waren. Auf Grund 
eingehender Erörterungen verfaßte Bugenhagen eine neue Kirchenord— 
nung im Entwurfe, und man legte dieſe dem Landtage am 14. De— 
zember vor, als die Herzoge, der Biſchof und die Vertreter der Stände 
eingetroffen waren. So einmütig die Vorverhandlungen verlaufen zu 
ſein ſcheinen, ſo energiſch erhob ſich jetzt eine Oppoſition nicht nur 
von ſeiten des Biſchofs, ſondern auch des Adels und der Städte. 
Letztere waren wenigſtens für die Annahme des Evangeliums und 
wünſchten nur den Einfluß der Regierung in Kirchenſachen nicht zu 
mächtig werden zu laſſen, denn ſie hatten zum großen Teile bisher 
bei den Anderungen, die ſie vorgenommen hatten, ganz ſelbſtändig 
gehandelt und ſich einen nicht geringen Teil des geiſtlichen Ver— 
mögens angeeignet, ſie wünſchten nun durchaus nicht, daß die Fürſten 
bei der endgültigen Ordnung der Verhältniſſe ein entſcheidendes Wort 
zu ſprechen hätten; ſchließlich aber gaben ſie ihre Zuſtimmung zu der 
neuen Kirchenordnung. Anders verhielt ſich ein großer Teil des 
Adels, der aus nicht minder eigennützigen Beweggründen der Stärkung 
der fürſtlichen Macht entgegen war. Eine ſolche bedeutete bie Ein 
ziehung der geiftlichen Stifter und der großen Feldklöſter, deren Beſiz 
an Land und Kapitalien die Herzoge nach dem ihnen ſchon von Bogi⸗ 
ſlaw X. gegebenen Vorbilde für fid) in Anſpruch nahmen. Es gingen 
dadurch den Angehörigen des Adels auch die Stellen und Einkünfte 
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verloren, die oft zur Verſorgung jüngerer Söhne und Töchter gedient hatten. 
Die Oppoſition einiger Vertreter war ſo hartnäckig, daß ſie lieber den Land⸗ 
tag vor Schluß verließen, als daß ſie in dieſer Hinſicht nachgaben, der 
endgültige Erfolg aber wurde dadurch ebenſowenig verhindert, wie durch 
die Haltung des Biſchofs. Ihm war in der Kirchenordnung eine 
hervorragende Stellung mit hoher Würde und bedeutenden Einkünften 
zugedacht, aber Erasmus verhielt ſich vollkommen ablehnend, vielleicht 
im Einverſtändniſſe mit ſeinen Stiftsſtänden, die die milde Regierung 
des geiſtlichen Herrn dem ſtrengeren Regiment der Herzoge vorzogen. 
Er erklärte, er könne und wolle ohne Wiſſen des Kaiſers nichts 
ändern, und berief ſich auch auf ſein Verhältnis zu den Herren 
von Mecklenburg und Brandenburg. Offenbar wollte er nur von ſeiner 
Macht, die er als Herr des Stiftes beſaß, nichts aufgeben, während 
ihm die Erhaltung der katholiſchen Kirche in feiner Diözeſe weit weniger 
am Herzen gelegen zu haben ſcheint. Schließlich ließ er ſich wenigſtens 
noch eine Bedenkzeit bis zum 4. April 1535 bewilligen. Dann wurde 
ohne Rückſicht auf ihn und den einen Teil des Adels die im Entwurfe 
gebilligte Kirchenordnung von den Herzogen als Landtagsabſchied 
publiziert. Bugenhagen überarbeitete ſie ſofort in Rügenwalde, wohin 
er den Herzog Barnim begleitete, und ſandte ſie nach Wittenberg zum 
Drucke. Zuſammen mit der ebenfalls von ihm im Auftrage der Fürſten 
verfaßten Ordnung für die in den Klöſtern und Stiftern verbliebenen 
Perſonen wurde ſie von Franz Schöſſow 1535 gedruckt. Damit war 
die erſte geſetzliche Grundlage für die evangeliſche Kirche Pommerns 
geſchaffen. Die Kirchenordnung handelt in drei Teilen vom Predigt⸗ 
amte, von den gemeinen Kaſten und von den Zeremonien. Noch wurde 
der Biſchof für den Fall, daß er dieſe Ordnung annehmen würde, als 
das Haupt der Kirche angeſehen, anderenfalls ſollten Superintendenten 
die Aufſicht haben, Examinatoren die Prüfung der Geiſtlichen vor- 
nehmen. Durch Viſitationen ſollte die Einrichtung im einzelnen durch— 
geführt, die Beſoldung der Pfarrer feſtgeſetzt, das Vermögen der 
Kirchen in geordnete Verwaltung von Kaſtenherren gebracht werden; 
auch inbezug auf die Verſorgung der Armen und die Neueinrichtung des 
Schulweſens wurden Beſtimmungen getroffen, die aber nur die Grund⸗ 
lage boten, auf der weiter gebaut werden konnte. Überall zeigen ſich 
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Bugenhagens praktiſcher Verſtand und Organiſationstalent; die Wege, 
die er dem pommerſchen Kirchenweſen im Anfange gewieſen hat, haben 
fid) auch ſpäter als durchaus richtig und zweckmäßig bewährt. Natür⸗ 
lich bedurfte es noch langer Zeit und großer Arbeit, um an Stelle 
des bisherigen Baues einen neuen aufzuführen, aber der Grundſtein 
war durch die Treptower Kirchenordnung gelegt. 

Die Schwierigkeiten indes, die zunächſt erwuchſen, erwieſen ſich 
als überaus groß. Vor allem gewann der Biſchof Erasmus durch die 
Oppoſition, die ſich bei den Stiftsſtänden und ſonſt beim pommerſchen 
Adel gegen die äußerliche Ordnung der pommerſchen Kirche regte, er- 
hebliche Unterſtützung. Er ſtimmte zwar dem Beſchluſſe zu, daß auch 
im Stifte die Lehre des Evangeliums lauter und rein gepredigt werden 
ſollte, lehnte aber am 24. Juni 1535 die Annahme der Kirchenordnung 
unter Berufung auf den Kaiſer und das Reich ab. Schon hatte er, 
wenn auch uod) im geheimen, im Einverſtändniſſe mit feinen Ständen 
den Gedanken gefaßt, die politiſche Selbſtändigkeit des Bistums Kam⸗ 
min zu errichten; dadurch erwuchs dem Lande eine große Gefahr, da 
die Reichsunmittelbarkeit des Stiftes nicht nur ein bedeutendes Gebiet 
der Herrſchaft der Fürſten entzogen, ſondern auch ſonſt ihre Macht 
ungemein geſchmälert hätte. Bald trat Erasmus offen mit ſeinem Plan 
hervor, der beſonders in Kolberg Billigung fand, aber immer ener 
giſcheren Widerſtand ſetzten ihm die Fürſten bei den Verhandlungen 
entgegen; mit Recht behaupteten ſie, das Stift habe ſtets unter der Ober⸗ 
hoheit der Landesherrſchaft geſtanden, wagten aber nicht, da bereits am 
10. Mai 1535 ein Mandat des Reichskammergerichts die Aufhebung 
des Treptower Landtagsbeſchluſſes gefordert hatte, mit Gewalt vorzu⸗ 
gehen. Trotzdem hielten ſie bei der endgültigen Landesteilung, 
die am 8. Februar 1541 erfolgte, nicht nur an ihren alten Rechten 
feſt, ſondern brachten das Stift vollſtändig in ihre Abhängigkeit und 
ſicherten den Landesherren auch das Recht der Verleihung der Präla⸗ 
turen und Kanonikate des Kamminer Domkapitels, ebenſo wie das 
Nominationsrecht zum Biſchofsamte. Hiergegen proteſtierten Eras⸗ 
mus und die Stiftsſtände, und es kam bei den fortgeſetzten Verhand⸗ 
lungen zu Drohungen, die Schlimmes befürchten ließen. Wieder war 
es namentlich die Stadt Kolberg, die für die Reichsunmittelbarkeit des 
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Stiftes eintrat, während der wenig energijdje Biſchof zum Nachgeben 
bereit war, wenn er nur ſein Einkommen und ſeine fürſtliche Würde 
behaupten konnte. Der Streit nahm kein Ende, bald aber ſtanden die 
Stiftsſtände iſoliert da, weil die anderen pommerſchen Städte und der 
Adel ihren Widerſtand gegen die Kirchenordnung allmählich aufgegeben 
hatten. Auch an Brandenburg fand der Biſchof keinen Rückhalt mehr, 
ja er mußte mit anſehen, wie ſich 1542 die Regierungen der beiden 
Länder ohne ſein Zutun über den Biſchofszehnten aus der Neumark 
zu einigen begannen; hierbei beſtimmte man ausdrücklich, kein Kam⸗ 
miner Biſchof ſolle fortan dem Kurfürſten zur Ratspflicht verbunden 
ſein. So ging die Entwickelung über den proteſtierenden Biſchof hin⸗ 
weg, und die ſtreitige Sache war noch nicht erledigt, als Erasmus am 
26. Jauuar 1544 auf ſeinem Jagdhauſe zu Baſt aus dem Leben ſchied. 

Sonſt hatte während dieſer Zeit die Einführung der Reformation 
in Pommern erhebliche Fortſchritte gemacht, namentlich durch bie Viſi— 
tationen, die in der erſten Hälfte des Jahres 1535 unter Bugenhagens 
Leitung von herzoglichen Kommiſſaren vorgenommen wurden. Es galt 
dabei, die Verhältniſſe in den einzelnen Städten zu ordnen und überall 
eine geſetzliche Grundlage für das Kirchenweſen zu ſchaffen. In vielen 
Städten, wie Stolp, Schlawe, Wollin, Greifenberg, Wolgaſt, Greifs⸗ 
wald, Anklam, Paſewalk und anderen, gelang das ohne größere 
Schwierigkeit, und die Viſitationsabſchiede enthielten die wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen für Kirchenverwaltung und Schulweſen, dem Bugenhagen 
ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zuwandte. Andere Städte, wie Stettin, 
Stargard, Stralſund, ſetzten dem Eingreifen der herzoglichen Regierung 
in ihre inneren Verhältniſſe erheblichen Widerſtand entgegen. Aber auch 
hier verſtand es Bugenhagen, wenigſtens einiges durchzuſetzen, ſo daß 
3. B. Stettin die von Paul vom Rode entworfene Ordnung annahm 
und am 23. April 1535 den Herzogen die lange verweigerte Huldigung 
leiſtete. Selbſt Stralſund nahm die Vorſchläge des Reformators gerne 
entgegen, wenn es ſie auch nicht alle zur Ausführung brachte. Zu 
gleicher Zeit wurden die meiſten Klöſter in den Städten und auch auf 
dem Lande, wie Neuenkamp (Mai 1535), Eldena (Juni 1535), Pudagla 
(September 1535), Kolbatz (Oktober 1535), Bukow (Dezember 1535), 
Stolp a. P. (1535), Hiddenſee (Oktober 1536), aufgehoben. Man ließ die 
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noch vorhandenen Mönche auf Lebenszeit darin, nahm aber die Güter 
und das Vermögen in herzogliche Verwaltung und richtete landesfürſtliche 
Amter ein. Zwar erhob der Adel noch einmal dagegen Einſpruch, aber die 
verſtändigen Ermahnungen, welche die Herzoge im September 1535 an 
ihn richteten, ſcheinen nicht ohne Eindruck geblieben zu ſein. Man ſah 
auch in jenen Kreiſen ein, daß das eingezogene Kloſtervermögen, wenn 
es, wie die Fürſten verſprachen, für die Erziehung und Bildung des 
Adels in „Künſten und aller Geſchicklichkeit“ verwendet wurde, weit 
größeren Nutzen ſtiften konnte als bisher. Galt es doch vor allem auch 
einen weltlichen Beamtenſtand zu ſchaffen, der notwendig war, ſeitdem der 
katholiſche Klerus nicht mehr für die Staatsgeſchäfte zur Verfügung 
ſtand. Als im Auguſt 1535 Bugenhagen Pommern wieder verließ und 
nach Wittenberg zurückkehrte, war viel erreicht, und es ſchien, als ob 
das von ihm angefangene Werk nun ungeſtörten gedeihlichen Fortgang 
nehmen werde. Ihn begleiteten zwei pommerſche Geſandte, um die 
Verhandlungen über die Aufnahme Pommerns in den Schmalkal— 
diſchen Bund einzuleiten. 

Auch hierzu hatte wohl Bugenhagen die Anregung gegeben, als 
die Herzoge nicht nur durch die Oppoſition des Adels und des Biſchofs, 
ſondern namentlich durch das kaiſerliche Mandat vom 10. Mai in 
Schrecken verſetzt worden waren. Da ſah man ſich nach Beiſtand um und 
entſchloß ſich, die iſolierte Stellung, die das Land bisher eingenommen 
hatte, aufzugeben; dieſer Entſchluß war eine natürliche Folge der 
Einführung der evangeliſchen Lehre und der damit zuſammenhängenden 
Umgeſtaltung der Landesverfaſſung. Zunächſt wurde eine verwandt⸗ 
ſchaftliche Verbindung mit dem ſächſiſchen Kurhauſe dadurch hergeſtellt, 
daß Herzog Philipp ſich am 27. Februar 1536 zu Torgau mit Maria, 
der Tochter des Kurfürſten Johann, vermählte; die Ehe wurde von 
Luther ſelbſt eingeſegnet. Wenige Tage darauf, am 2. März, wurden 
Barnim und Philipp als Mitglieder der evangeliſchen Einung an— 
erkannt. Die Bedeutung dieſes engen Anſchluſſes des pommerſchen an 
das ſächſiſche Herrſcherhaus ijt auch ſchon den Zeitgenoſſen deutlich ge 
worden, wie das Kunſtwerk beweiſt, durch das dieſes Ereignis verewigt 
worden iſt. Es iſt der um 1554 in Stettin hergeſtellte, ſogenannte 
Croyteppich in Greifswald: auf dieſem Arazzo ſind neben Luther, der 
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das Evangelium predigt, Melanchthon und Bugenhagen, ſowie bie An- 
gehörigen beider Fürſtenfamilien dargeſtellt. 

Der Widerſtand des Adels gegen die Reformation hatte um dieſe 
Zeit ſchon erheblich nachgelaſſen, da mit dem Tode des Kurfürſten 
Joachim I. von Brandenburg (11. Juli 1535) eine Stütze für die 
Oppoſitionspartei dahinſank. Man hatte ſich bisher an die Mark an⸗ 
gelehnt; als aber dort der Katholizismus zunächſt von Johann von 
Küſtrin in der Neumark, dann von Joachim II. in den übrigen Teilen 
des Landes beſeitigt wurde, da gaben am Ende des Jahres 1539 auch 
die noch widerſtrebenden Adeligen nach und nahmen die Augsburgiſche 
Konfeſſion und den Treptower Abſchied an, fo daß die Einführung 
der Reformation in Pommern grundſätzlich als vollzogen betrachtet wer⸗ 
den konnte. Im einzelnen bedurfte es allerdings noch vieler Mühe und 
Arbeit, die gelegentlich der fortgeſetzten Viſitationen ausgeführt wurde; da⸗ 
bei bemühte man ſich auch, überall ein evangeliſches Schulweſen zu 
begründen und die Heranbildung von Geiſtlichen und Beamten zu ermög⸗ 
lichen. Deshalb wurde am 16. November 1539 die alte Univerſität 
zu Greifswald mit neuen Lehrkräften eröffnet, nachdem ſie einige Zeit 
faſt ganz eingegangen war. Bald erhielt ſie Statuten, die nach dem 
Muſter der Wittenberger abgefaßt worden waren, und Herzog Philipp 
war unermüdlich für die Hochſchule tätig. Auch die Einkünfte der beiden 
Stettiner Domſtifte von St. Marien und St. Otten wurden zu ähn⸗ 
lichem Zwecke verwandt, indem nach langen Verhandlungen mit ihrer 
Hilfe 1543 ein Pädagogium in Stettin begründet und bald darauf er- 
öffnet wurde. Die großen Stadtſchulen in Stralſund, Greifswald, 
Stettin, ſowie kleinere Anſtalten in anderen Orten ſind in dieſer Zeit 
angelegt worden und haben, wenn auch oft noch unter recht dürftigen 
und kümmerlichen Verhältniſſen, zum Segen des pommerſchen Volkes 
fortbeſtanden. Um die Regelung und Ordnung des Kirchenweſens be⸗ 
mühten fid) ganz beſonders die beiden Superintendenten Paul vom Rode 
(t 1563) und Johann Knipſtro (f 1556), denen für das öſtliche Hinter⸗ 
vommern Jakob Hohenſee zur Seite ſtand; ſie ſuchten vor allem ge⸗ 
eignete Männer für die geiſtlichen Stellen zu gewinnen, was bei dem 
anfänglichen Mangel an ſolchen eine ſchwere Aufgabe war, und be— 
mühten ſich alsdann, Ordnung in die Verwaltung der Kirchen und ihres 
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Vermögens zu bringen und in ſchonender Weiſe die Kultusreform durch⸗ | 

zuführen, fie waren beftrebt, in Synoden auf Lehre und Leben ber | 

Paſtoren mahnend oder ſtrafend einzuwirken. Als Norm für die äußer⸗ 

liche Form des Gottesdienſtes wurde 1542 eine Agende durch den 
| Druck veröffentlicht. Die weitere Durchführung der Reformation in | 
| Pommern war dann vornehmlich das Werk des zweiten Wolgaſter | 
Generalſuperintendenten Jakob Runge (1557—1595), der unermüd- | 
lich für die Ausbildung des Kirchenweſens in ſtreng lutheriſchem Sinne 
tätig war. Mit den anderen Superintendenten vereinigte er ſich zur 
Ausarbeitung einer neuen Kirchenordnung, da die erſte den veränderten 
Zeitverhältniſſen nicht mehr genügte. Nach langen Verhandlungen auf 
Synoden und Landtagen kam ſie endlich zuſtande und wurde 1563 zum 
erſten, 1569 zum zweiten Male in Wittenberg gedruckt. In ihr war | 
der Bekenntnisſtand der Kirche feſtgeſetzt und damit das ſtrengſte Luther- 
tum im Lande eingeführt. 

Mit der Begründung der evangeliſchen Kirche waren für die Staats— 
verwaltung manche neue Aufgaben erwachſen. Sie hatte vor allem mit 
der Neuordnung des Staates, der durch die Wirren der Zeit erfchüttert | 
war, viel zu tun und die Verwaltung der neu gebildeten Amter zu 
regeln, auch die endgültige Erbteilung von 1541 erforderte mancherlei 
Arbeit. Die Amtsverfaſſung Bogiſlaws X. wurde fortgebildet, Amts— 
und Bauernordnungen erlaſſen; man ſuchte die Erträge der Amter 
zu heben, was allerdings nur vorübergehend gelang, und ſetzte die 
Gehälter der Beamten feſt. Für die Verwaltung des geſamten Landes 
wurden Hofordnungen zu verſchiedenen Zeiten (1541, 1545, 1560) 
erlaſſen, welche die Pflichten und Rechte der Beamten feſt be ı 
6 ſtimmten; galt es doch einen neuen Beamtenſtand zu ſchaffen, der erſt 

lernen mußte, die Geſchäfte zu führen. Es handelte ſich dabei in jeder 
Herrſchaft um die eigentliche Hofverwaltung, die Kanzlei, in der dem 
Kanzler oblag, die wichtigſten politiſchen Angelegenheiten zu erledigen, 
das Hofgericht, das in Stettin und Wolgaſt die oberſte Inſtanz für 
die meiſten Rechtshändel war und für das 1569 eine neue Gerichts— 
verfaſſung erlaſſen wurde, die Konſiſtorien, die man nach und nach in 
Greifswald, Stettin und Kolberg für das Kirchen- und Schulweſen 

errichtete, und den Landkaſten, deſſen Verwaltung der Landrentmeiſter 
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führte. Es iff im einzelnen deutlich zu erkennen, wie man fid) bemühte, 
Ordnung in die Verwaltung zu bringen, wie der moderne Staat ſich 
allmählich ausbildete. Hierbei ſtand das Herzogtum Wolgaſt bald dem 
Stettiner Lande voran, da es nicht bloß durch ſeine ganzen Verhält⸗ 
niſſe, die natürliche Lage und Güte, dies übertraf, ſondern auch Phi⸗ 
lipp weit eifriger ſich um die Regierung bekümmerte, als der langſame 
und ſchwerfällige Barnim, der noch dazu durch ſeine Verſchwendungs⸗ 
ſucht dem Lande oft ſchadete. Das Verhältnis zwiſchen den beiden 
Fürſten war nicht ſelten ziemlich geſpannt, und zahlreiche Briefe wurden 
gewechſelt, in denen die gereizte Stimmung auch hinter den üblichen 
Formeln und Redensarten ſehr deutlich zu erkennen iſt. Unter den 
Beamten, die teils ſtändig bei Hofe tätig waren, teils von Hauſe aus 
nur, wenn die Herzoge es forderten, ihnen dienten, ragen nicht wenige 
durch ihre treue und ſorgfältige Amtsführung hervor: in Wolgaſt neben 
Jobſt von Dewitz (T 1542) namentlich Jakob von Zitzewitz, in deſſen 
Kanzlei auch Bartholomäus Saſtrow und Valentin von Eichſtedt ar⸗ 
beiteten, beide bekannt durch ihre geſchichtlichen oder biographiſchen Auf⸗ 
zeichnungen, oder Nikolaus vou Klemptzen, der lange Zeit das ſchwere 
Amt des Landrentmeiſters innehatte. Im Stettiner Herzogtume dienten 
namentlich Bartholomäus Suawe, Jakob Wobeſer, Rüdiger Maſſow 
u. a. dem Herzoge mit beſonderer Treue. Damals entwickelte ſich trotz 
aller Streitigkeiten das Verhältnis, das Fürſt und Adel verband und 
in ſpäterer Zeit ſich immer wieder als feſt bewieſen hat. Die größte 
Sorge war und blieb ſtets die Beſchaffung der notwendigen Geldmittel, 
und zu ihrer Bewilligung war die Mitwirkung der Stände durchaus 
notwendig. Dadurch wurden die Landtage, die eine Zeitlang zurück⸗ 
gedrängt worden waren, wieder von maßgebender Bedeutung für die 
Regierung. Um den Einfluß der Städte, der ſich beſonders geltend 
machte, zu verringern, verſuchte man dem Ausſchuſſe, dem Kollegium 
der Landräte, größere Macht zu geben, doch der Plan gelang nicht recht. 
Die Landtage, die in dieſer Zeit für beide Herrſchaften gemeinſam be- 
rufen wurden, behielten ihre Rechte, von denen das der Steuerbewilligung 
das wichtigſte war. Die Verhandlungen bieten ſehr oft ein wenig an⸗ 
ziehendes Bild von der ablehnenden Haltung und Verſchleppungspolitik 
der Stände ebenſo, wie von der Unentſchloſſenheit der Regierung. 
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Hieran ſcheiterten viele Reformverſuche, die dem Steuerverfahren auf— 
helfen ſollten, die Herzoge mußten zufrieden ſein, wenn ihnen in 
der Form der Fräuleinſteuer, des Landſchoſſes oder des gemeinen 
Pfennigs die notwendigſten Mittel bewilligt wurden; weiter machte 
ihnen die Erhebung der Steuern nicht geringere Mühe. Es zeigen 
ſich wohl auf allen Gebieten der Verwaltung Anſätze zur Beſſerung, 
aber die ſchwerfällige, langſame, oft auch hartnäckige Art der Pommern 
ließ es damals nicht recht dazu kommen. 

Auch die äußeren Verhältniſſe mögen übel auf die inneren Zuſtände 
gewirkt haben. Nachdem die pommerſchen Fürſten in den Schmalfal- 
diſchen Bund aufgenommen worden waren, machten ſie von Anfang an 
Schwierigkeiten bei der Bewilligung und Zahlung des Bundesbeitrages. 
Zwar erſchien Herzog Philipp im März 1537 auf dem Tage zu Schmal⸗ 
kalden, aber bald zeigte fid) die Politik Pommerns auch den Einungs⸗ 
verwandten gegenüber in kläglichem Lichte. Schutz und Hilfe ſuchte 
man, aber leiſten wollte man nichts, ſchützte auf den Bundesverſamm⸗ 
lungen in Braunſchweig, Eiſenach (1538), Frankfurt a. M. (1539), 
Schmalkalden, Hagenau, Eiſenach (1540), bei den Beratungen der Kriegs⸗ 
räte die ablehnende Haltung der Stände vor und ließ die zahlreichen 
Mahnſchreiben meiſt unbeachtet. Dagegen ſprach man den Bund um 
Hilfe an und ſuchte ihn für den Streit zu intereſſieren, der zwiſchen 
Pommern und Dänemark über die geiſtlichen Güter von Rügen aus⸗ 
gebrochen war. König Chriſtian III. beanſpruchte dieſe für den neuen 
Superintendenten von Seeland, da die Inſel zum Bistum Roeskilde 
gehört hatte, während Philipp nicht nur das Kloſter Hiddenſee einzog, 
ſondern auch das Biſchoſskorn und andere kirchliche Hebungen mit Be: 
ſchlag belegte. Der hierüber entſtandene Zwieſpalt übte auf bie Han 
delsbeziehungen zwiſchen beiden Ländern lange Zeit einen nachteiligen 
Einfluß aus und entfremdete die Pommernfürſten dem Bunde der 
Schmalkaldener, die mit dieſer Streitfrage nichts zu ſchaffen haben 
wollten. Durch alle Verhandlungen dieſer Zeit zieht ſich die leidige 
däniſche Frage, auf allen Tagen taucht ſie wieder auf. Es kam dazu 
auch noch ein Streit wegen der Güter des holſteiniſchen Kloſters Rein— 
feld. Erſt am 4. September 1543 gelang es im Vertrage von Kiel, 
die rügiſche Sache aus der Welt zu ſchaffen, indem Pommern auf die 


Die Reformation in Pommern. 45 


Güter und Einkünfte verzichtete, dagegen das Recht erhielt, einen 
Superintendenten für Rügen zu ernennen; aber über deſſen geiſtliche 
Rechte und Stellung zu dem Wolgaſter Superintendenten iſt bald ein 
neuer Streit entſtanden, der indes mehr die Geiſtlichen beſchäftigte als 
die Landesregierung. Auch der Prozeß, deu der Abt von Altenkamp 
bereits 1536 wegen der Säkulariſierung des Kloſters Neuenkamp vor 
dem Reichskammergericht angeſtrengt hatte, machte den Herzogen immer 
noch Sorge. Die Angelegenheit wegen der Reinfeldiſchen Kloſtergüter 
kam erſt 1566 zum Abſchluſſe, als König Friedrich II. von Dänemark und 
der Abt von Reinfeld darauf gegen die Zahlung von 25000 Talern 
verzichteten. 

Durch die däniſche Sache war das Band, das Pommern an den 
Schmalkaldiſchen Bund knüpfte, bereits erheblich gelockert, da kam der 
Streit der Verbündeten mit Heinrich von Braunſchweig hinzu. Jene 
forderten für den Kampf natürlich auch die Bundeshilfe Pommerns, das 
paßte aber den Herzogen, die infolge der Aufnahme Dänemarks (1538) 
in die Einung noch mehr erbittert waren, durchaus nicht, weniger aus 
verwandtſchaftlichen Rückſichten, als aus pekuniären Gründen. Die 
Politik Pommerns hatte nichts mit höheren, gar idealen Geſichtspunkten 
zu tun, ſie wurde allein von dem Grundſatze des Nutzens geleitet. 
Auch ganz äußerliche Rangfragen ſprachen mit, da bereits ſeit 1530 
ein Streit über die Reihenfolge der Sitze im Reichstage zwiſchen 
Pommern, Heſſen, Württemberg, Baden, Jülich und Mecklenburg au&- 
gebrochen war, der fid) dann ſeit 1542 ganz beſonders mit Württem⸗ 
berg erhob und viele Jahrzehnte lang dauerte. War Herzog Philipp 
noch 1541 auf dem Reichstage zu Regensburg, wo er am 5. Juli 
vom Kaiſer mit ſeinem Lande belehnt wurde, mit den Bundesverwandten 
zuſammen geweſen, ſo mußte am 25. April 1543 Jakob Zitzewitz in 
Nürnberg die Erklärung abgeben, daß Pommern, weil es trotz be- 
wieſener Bundestreue im Stich gelaſſen worden ſei, fortan die Bürden 
der Einung zu tragen nicht willens ſei. Klang dies auch wie eine 
förmliche Ankündigung des Austrittes aus dem Bunde, ſo ſcheuten die 
Herzoge doch vor biejem entſcheidenden Schritte zurück. So entſchloſſen 
ſie ſcheinbar auftraten, ſo zaghaft und ſchwankend blieben ſie in der 
weiteren Ausführung; ihre Haltung wurde immer zweideutiger, fo 
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daß es 1544 bereits hieß, Pommern halte es mit ben Päpſtiſchen. 
Dabei nahmen aber pommerſche Geſandte an den Bundestagen teil; 
man erhob Anſpruch auf die Hilfe der Schmalkaldener und brachte eine 
ganz interne Angelegenheit Pommerns mit zur Verhandlung, als eine 
neue Streitfrage die Herzoge und das ganze Land lebhaft beſchäftigte. 

Nach dem Tode des Biſchofs Erasmus (26. Januar 1544) ge⸗ 
rieten die beiden Herzoge, als ſie gemäß dem Erbvertrage von 1541 
dem Domkapitel einen Kandidaten zur Wahl nominieren ſollten, über 
deſſen Perſon in einen ſehr heftigen und erregten Streit. Barnim 
präſentierte den jugendlichen Grafen Ludwig von Eberſtein, während 
Philipp ſeinen Rat Jakob von Zitzewitz vorſchlug. Das Zerwürfnis, 
das darüber entſtand, nahm einen ſehr ernſten Charakter an; vergebens 
ſuchten andere Fürſten und die Wittenberger Theologen zu vermitteln. 
Nach langen Verhandlungen wurde bei einer Zuſammenkunft an der 
Swine im Juni 1544 Johannes Bugenhagen zur Wahl vorgeſchlagen 
und, da beide Fürſten hiermit einverſtanden waren, am 24. Juni 
vom Kapitel zum Biſchofe gewählt. Auf die Anzeige von der Wahl 
erteilte Bugenhagen am 31. Juli eine Antwort, in der er Bedingungen 
ſtellte, die unannehmbar erſchienen. Vergebens bemühten ſich die 
Herzoge, die abermals eine Trennung des Stiftes vom Herzogtum 
fürchten mußten, da bereits am 20. März 1544 ein kaiſerliches 
Mandat über ſeine Reichsunmittelbarkeit ausgefertigt worden war, 
durch eine beſondere Geſandtſchaft den Wittenberger Stadtpfarrer zur 
Annahme der Wahl zu bewegen, am 1. Januar erfolgte feine end- 
gültige Abſage. Von neuem begann der Streit der Herzoge, der durch 
manche andere Beſchwerden, z. B. über Übergriffe des Herzogs Barnim 
in die Gerechtſame feines Neffen, noch verſchärft wurde und immer 
gehäſſigere Formen annahm; in dem Briefwechſel zeigte fid) Philipp 
meiſt ruhiger und beſonnener als der ältere Barnim, der oft recht⸗ 
haberiſch und eigenſinnig auftrat. Die Vorſchläge, die Bugenhagen 
für die Biſchofswahl gemacht hatte, fanden keine Billigung. Einig 
waren jedoch die Fürſten, als es wieder galt, die Stiftsſtände ernſtlich 
zu ermahnen, nichts gegen ihre Gerechtigkeit zu unternehmen. Endlich 
einigten ſie ſich bei einer Zuſammenkunft zu Kammin im April auf 
die Perſon des Stettiner Kanzlers Bartholomäus Suawe, der 
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darauf am 4. Mai 1545 zum Biſchofe gewählt und am folgenden 
Tage feierlich eingeführt wurde. Er ſchloß alsdann am 12. Oktober 
in Köslin einen Vertrag mit den Landesherrn, in dem das Ver⸗ 
hältnis des Biſchofs zu dieſen endgültig geregelt ward. Wurde auch 
hierdurch der landesherrliche Einfluß auf Bistum und Kapitel von neuem 
feſtgeſtellt und das Stift faſt ganz in die Hände der Herzoge gegeben, 
ſo blieben doch noch mancherlei Fragen ungelöſt; auch verweigerte 
Kolberg dem neuen verheirateten Biſchof die Huldigung in Gegenwart 
der fürſtlichen Vertreter. In dieſe Verhandlungen über die neue Ord⸗ 
nung des Kamminer Bistums und die Beſetzung des biſchöflichen 
Amtes, die überall großes Aufſehen und Intereſſe erregten, griffen 
auch die Schmalkaldiſchen Verbündeten von Speier aus ein. Dadurch 
erfolgte wieder eine Annäherung der Pommernfürſten an den Bund, 
jo daß fie, wenn fie auch unter dem Vorgeben, die Stände ſeien ba- 
gegen, die Beitragszahlung verweigerten, doch als Mitglieder galten 
und Bundestage beſchickten. Philipp erklärte im Anfange des Jahres 
1546 dem Kurfürſten von Sachſen ausdrücklich, daß er gern im 
Bunde bleiben wolle, während allerdings ſein Oheim Barnim dagegen 
Bedenken habe. Das Verhältnis zwiſchen beiden Herren war auch 
damals nicht ſehr freundlich, was namentlich Philipps Kanzler Jakob 
Zitzewitz erfahren mußte, denn Barnim erhob gegen ihn die heftigſten 
Angriffe, gegen die er ſich im Februar 1546 auf dem Landtage zu 
Wollin geſchickt verteidigte. Bei dem Religionsgeſpräche zu Regens⸗ 
burg, das im März 1545 ein jähes Ende nahm, waren pommerſche 
Räte zugegen, und die nun unausbleibliche Entſcheidung mit den 
Waffen berührte auch Pommern auf das lebhafteſte. Zwar ſuchten 
die Fürſten wieder eine Neutralität zu bewahren, aber führten ſie 
ſchlecht genug durch, da ihnen doch bange war, ob ſie bei einem Siege 
des Kaiſers die Reformation in ihren Landen aufrechterhalten und nament- 
lich auch die eingezogenen Kirchengüter behalten könnten. Sie verboten 
wohl im April und Juni 1546 ihren Untertanen in fremde Kriegs⸗ 
dienſte zu treten, lehnten auch die Aufforderung des Kurfürſten Johann 
Friedrich von Sachſen, ihr Kontingent zum Bundesheere zu ſtellen, 
rundweg ab. Aber beide Herzoge forderten ihre Untertanen zu Rü⸗ 
ſtungen auf, verhinderten auch Anwerbungen nicht, die Markgraf Hans 
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von Küſtrin, der jetzt auf feiten Karls V. ſtand, in Pommern vor- 
nehmen ließ. Zu dem Bundesheere, das unter Schärtlins Befehle in 
Süddeutſchland ſtand, ſtießen am 22. Auguſt 300 Reiter aus Pommern, 
die aber ſicher nicht von den Herzogen offiziell geſchickt worden waren, 
Auf die Mahnung des Kurfürſten Johann Friedrich von Sachſen. die Ser 
zoge möchten in den Dingen, „die die wahre Religion und das Höchſte, 
ſo ſie hätten, belangen“, nichts verſäumen, ſandten ſie wenigſtens Moritz 
Damitz zum Kriegsrate nach Arnſtadt, und dieſer berichtete im Juli 
von den Rüſtungen in Mitteldeutſchland, handelte aber getreu ſeiner 
Inſtruktion, der zufolge er fid) in nichts einlaſſen ſollte. So ſahen 
die pommerſchen Fürſten trotz aller an ſie ergehenden Bitten der 
Schmalkaldener in ſchlecht durchgeführter Neutralität ruhig zu, wie fid 
das Schickſal ihrer Glaubens- und Bundesverwandten vollzog, und 
ſchützten fid) mit der Ausrede, ihre Stände wollten nicht zulaſſen, daß 
etwas gegen den Kaiſer unternommen würde. Aber einen Nutzen 
ſollten fie aus ihrem ſchmählichen Verhalten nicht ziehen, denn con 
gegen Ende des Jahres 1546 erfuhren die Herzoge zu ihrem 
Schrecken und Erſtaunen, daß man am kaiſerlichen Hofe ſehr mit 
ihnen unzufrieden ſei und dort allerlei Klagen gegen ſie erhebe. 
Sofort wandten ſie ſich am 19. Dezember in einem ſehr demütigen 
Schreiben an den Kaiſer und baten um Aufklärung. Dieſe er— 
hielten ſie durch den Erlaß vom 3. Februar 1547, der in ſechs 
Punkten ſcharfe Anklagen gegen ſie erhob und ihnen Strafe androhte. 
Eine gewaltige Angſt bemächtigte ſich der Herzoge. Nach langer Be⸗ 
ratung auf dem Landtage zu Stettin (März 1547) erging an 
11. März ein ausführliches Schreiben an den Kaiſer; die Herzoge 
verteidigten ſich gegen die Klagepunkte, unter denen die Beſchuldigung, 
es ſei in Stettin ein angeſchlagenes kaiſerliches Mandat beſudelt und 
abgeriſſen worden, beſonders ſchwerwiegend erſchien. Eine Zeitlang 
dachte man jetzt bei den Schmalkaldenern, deren Sache im März nicht 
ſchlecht zu ſtehen ſchien, Schutz und Hilfe zu ſuchen und fertigte eine 
Geſandtſchaft an ſie ab. Aber ehe dieſe in Sachſen anlangte, hatte 
am 24. April der Kaiſer die Schlacht bei Mühlberg gewonnen. Nun 
galt es, auf jeden Fall dieſen zu verſöhnen und allen Zuſammenhang 
mit dem Bunde abzuleugnen. Es begann eine fieberhafte Tätigkeit, 
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Geſandtſchaften wurden abgefertigt, Inſtruktionen erlaſſen, Schreiben 
an alle möglichen Fürſten und kaiſerliche Beamte aufgeſetzt; auch mit Ge⸗ 
ſchenken und Verehrungen ſparte man nicht. Die beiden Kanzler Jakob 
von Zitzewitz und Dr. Johann Falke waren unermüdlich tätig; andere Räte 
und Edelleute, Sekretäre, wie Bartholomäus Saſtrow, waren faſt fort⸗ 
geſetzt unterwegs, um im faiferlichen Feldlager alles zugunſten der 
Pommernfürſten in Bewegung zu ſetzen. Noch eifriger bemühte man 
ſich, als der Reichstag zu Augsburg zuſammentrat, wo wieder Zitzewitz 
mit ſeinen Genoſſen alle erdenklichen Anſtrengungen machte, den er⸗ 
zürnten Kaiſer zu verſöhnen. Sie konnten nichts Günſtiges in die 
Heimat berichten; man machte ihnen wohl hier und dort Hoffnungen, 
aber eine Audienz bei Karl V. erhielten ſie nicht, und es wurde deut⸗ 
lich, daß man die Angelegenheit abſichtlich hinzog. Da kam im Ok⸗ 
tober 1547 auch den Herzogen endlich der Gedanke, daß irgend jemand 
im verborgenen gegen ſie wirken müſſe, „woher der höchſte Nachteil des 
Anliegens entſprang“. Tatſächlich war ihr Nachbar, der Markgraf Jo⸗ 
hann von Küſtrin, am kaiſerlichen Hofe gegen ſie tätig. Schon länger 
hatte er den Pommern mancherlei Beſchwerden in Handel und Schiff⸗ 
fahrt bereitet, jetzt gingen aber ſeine Gedanken, wie er ſeinem Bruder, dem 
Kurfürſten Joachim, deutlich genug ſchrieb, dahiu, das Land Pommern 
oder wenigſtens einen Teil zu gewinnen, wenn die Herzoge als Rebellen 
vom Kaiſer geächtet und abgeſetzt worden ſeien. Zu dieſem Zwecke hetzte 
und ſchürte er gegen dieſe, während ſie ihn noch immer um ſeine Für⸗ 
ſprache baten und ſich Mühe gaben, den benachbarten Fürſten, der 
jeder Begegnung mit den pommerſchen Räten aus dem Wege ging, 
für ſich zu gewinnen. Dieſer geheimen Arbeit mußten die pommer⸗ 
ſchen Vertreter in Augsburg vom 14. September 1547 an ent⸗ 
gegenwirken, indes mit aller Vorſicht, wie ihnen auch in den In⸗ 
ſtruktionen ſtets Beſcheidenheit empfohlen wurde. Dabei erklärten aber 
die Fürſten mit ſeltener Entſchiedenheit, daß ſie von der erkannten 
Wahrheit in ihrem Gewiſſen nicht abſtehen könnten. Die Lage der 
Fürſten verſchlimmerte fid) noch, als einige Stiftſtände, namentlich Kol⸗ 
berg, ſich gerade jetzt über die Einſetzung des verheirateten Biſchofs be- 
ſchwerten und abermals Anſpruch auf Reichsunmittelbarkeit des Stiftes 
erhoben. Wirklich gelang es ihnen, die Ausfertigung E kaiſerlichen 
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lichen Mandates vom 5. Januar 1548 durchzuſetzen, das den fg 
liner Vertrag für nichtig erklärte und den Stiftsuntertanen befahl, 
den Herzogen und dem Biſchofe den Gehorſam aufzukündigen und 
dem Kaiſer zu huldigen. Gegen dieſen unerhörten Erlaß proteſtierten 
die Herzoge am 8. Mai öffentlich, zumal da man auch im Stifte 
damit keineswegs zufrieden war, reichten am 13. Juni eine ausführliche 
Beſchwerde bei dem Biſchofe von Arras, Karls V. Miniſter, ein 
und ſandten als außerordentlichen Geſandten den Kamminer Domherr 
Martin Weiher nach Augsburg. Doch ehe dieſer dort eintraf, war ſchon 
kurz vor dem Schluſſe des Reichstages die Entſcheidung gefallen. Am 
3. Juni hatte der Kaiſer ein Mandat erlaſſen, in dem den Herzogen 
gegen Zahlung von 150000 Goldgulden und Annahme aller Be 
ſchlüſſe des Reichstages, namentlich des Interims, Verzeihung zugeſagt 
wurde. Wegen des letzteren ſagte der jüngere Granvella dem pommer— 
iden Kanzler, daß der Kaiſer darüber nicht disputieren und kein ol 
daran ändern laſſe; es handle ſich nur um das Ja oder Nein, Frieden 
oder Krieg. Die Beſchwerde wegen des Stiftes wurde bald darauf 
dem Kammergerichte überwieſen, aber nichtsdeſtoweniger am 11. Juli 
Kolberg als Teil des reichsſtändiſchen Bistums Kammin in des Kaiſers 
Schutz genommen. 

Die Hoffnung des Markgrafen Johann war alſo nicht in Erfüllung 
gegangen, und gerade an dem Tage, an dem dieſer Fürſt, der infolge 
ſeines energiſchen Widerſtandes gegen das Interim allen Einfluß am 
kaiſerlichen Hofe einbüßte, vom Kaiſer den lange erbetenen Urlaub 
erhielt und den Reichstag verließ, war die Entſcheidung über die 
pommerſche Sache erfolgt; ob Karl V. wirklich einmal im Ernſte 
daran gedacht hat, auf des Markgrafen Pläne einzugehen, iſt zweifel 
haft. Waren auch nicht alle Beſchwerden erledigt, die von oder 
gegen Pommern erhoben waren‘, wie z. B. über den neuen Zoll in 
Küſtrin, über den Streit des Herzogs Barnim mit der Stadt Stolp 
wegen der Güter des Jungfrauenkloſters, der ſchließlich vor das Kammer 
gericht kam und dort einfchlief, über das Kloſter Neuenkamp u. a. m, 
ſo war doch die äußerſte Gefahr beſeitigt. Allerdings erregten die 
Bedingungen im Lande und namentlich bei den Ständen große 9t 
denken, und bereits auf dem Landtage zu Stettin im September 1548 
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erſchien beſonders die Annahme des Interims ſchier unmöglich, zumal da 
ihm auch die geſamte Geiſtlichkeit widerſtrebte. Ebenſo entſtanden wegen 
des Auſbringens der unerhörten Geldſumme Schwierigkeiten. Deshalb 
waren ſowohl pommerſche Vertreter der Herzoge, als auch ſolche der Stände, 
Normann, Weiher, Saſtrow, ſpäter auch Zitzewitz u. a., am kaiſerlichen Hofe 
ununterbrochen tätig, um eine Milderung der Bedingungen zu erlangen. 
Eine Zeitlang ſchien es, als müſſe das ganze Verſöhnungswerk ſcheitern, 
weil Geiſtlichkeit und Stände auf der Verwerfung des Interims be⸗ 
ſtanden, aber ſchließlich wurden, als die Gefahr für die Herzoge aber⸗ 
mals ſehr groß geworden war, alle Forderungen des Kaiſers ange⸗ 
nommen. Der Biſchof Bartholomäus hatte, um nicht die Schuld am 
Scheitern der mühſeligen Verhandlungen zu tragen, ſich ſchon am 
8. Oktober 1548 bereit erklärt, von ſeinem Amte zurückzutreten, und 
tat alsbald dieſen Schritt. Nun wurde Weiher mit der Vertretung 
der Kamminer Angelegenheit betraut und führte die Sache ſo geſchickt, 
daß das Kapitel ſich mit den Herzogen einigen konnte. Dieſe verzich⸗ 
teten am 9. Juli 1549 auf die meiſten Beſtimmungen des Kösliner 
Vertrages und der Erbeinigung, hielten jedoch ihre alte Gerechtigkeit 
an dem Bistum aufrecht. Daraufhin wählte das Kapitel am 29. Juli 
mit Einwilligung der Landesherren Martin Weiher zum Biſchofe. 
Auch in Brüſſel kam endlich die Sache zum Abſchluſſe, wohl nicht allein 
durch die Nachgiebigkeit der Pommern in bezug auf das Interim, ſon⸗ 
dern auch durch die ſtattlichen Verehrungen, die Zitzewitz den kaiſer⸗ 
lichen Miniſtern überreichen konnte. Nachdem die Artikel der Verſöh⸗ 
nung am 29. April aufgeſtellt worden waren, erließ Kaiſer Karl am 
9. Mai 1549 den Brief, in dem er die Herzoge aller Strafe und 
Ahndung wegen des Schmalkaldiſchen Bundes entledigte, d. h. ihnen 
nur auf ihre bald darauf erfolgte Abbitte die Zahlung von 90000 Gulden 
auferlegte, wozu noch 20000 Gulden Sporteln für die Kanzlei kamen. 

So war endlich die Angelegenheit, die jahrelang Fürſten, 
Regierung und Untertanen in größter Aufregung erhalten hatte, zu 
Ende geführt worden. Freilich hatte die unglückliche Politik der 
Herzoge ſie in die größte Not gebracht und auch zuletzt noch zu den 
ſchwerſten Opfern gezwungen. Das Anſehen des Landes war bei 


Freunden und Feinden geſunken, wie ſich auf den Kreistagen, zu denen 
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pommerſche Vertreter erſchienen, nur zu bald zeigte: ſchon bei der 
Verſammlung der ober- und niederſächſiſchen Stände im Auguſt 1549, 
als man wegen Magdeburgs beriet, wurde Pommern mißtrauiſch an- 
geſehen. Auch die Lage im Innern ward ſehr übel, es herrſchte bei 
den Ständen Unzufriedenheit wegen des Verhaltens der Fürſten, im 
Volke Mißſtimmung über die Höhe der Steuern und in der Geiſtlich⸗ 
keit Unwillen über das Interim. 


Dritter Abſchnitt. 


Pommern in der zweiten Hälfte des ſechzehnten Jahr⸗ 
hunderts. 


Schwere Aufgaben ſtanden der Landesregierung bevor als endlich 
nach langer Unruhe und Unſicherheit die Verhältniſſe ſich zu beſſern 
begannen und die ſtaatsrechtliche Stellung des Landes nicht mehr zweifel⸗ 
haft war. Die Macht der Landſtände aber hatte ſich in dieſer Zeit ſehr 
gemehrt, und mit ihnen hatten es die Fürſten beſonders zu tun, als es 
nun hieß, die vom Kaiſer auferlegte Buße und die Koſten für die lang⸗ 
jährigen Verhandlungen aufzubringen, es handelte fid) dabeium die Summe 
von 200 000 Gulden. Schon vorher hatte wegen der Koſten der beiden 
Regierungen, die aus den laufenden Einnahmen nicht beſtritten werden 
konnten, und wegen der immer wieder geforderten Türkenſteuer arge Miß⸗ 
ſtimmung im Lande geherrſcht und dazu geführt, daß auch Vertreter 
der Städte in die Ausſchüſſe der Landtage berufen wurden; dadurch 
hatte das Kollegium der Landräte an Bedeutung gewonnen. Man mußte 
zwar auf dem Landtage zu Stettin im September 1548 die geforderte 
Summe bewilligen, aber über die Art der Verteilung und der Entrich⸗ 
tung der Steuern erhob ſich abermals ein langwieriger Streit. Der 
Plan der Herzoge und der Städte, den Hufenſchoß umzugeſtalten und 
die Steuerfreiheit des Adels aufzuheben, ſcheiterte; nur widerſtrebend 
übernahmen die Städte ein Drittel der Summe, und dann bewilligte 
auch die Ritterſchaft die notwendigen Steuern. Doch die unerquick⸗ 
lichen Verhandlungen hörten nicht auf, da bald andere Forderungen, 
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eine Fräuleinſteuer, über deren Höhe fortgeſetzt Streit herrſchte, 
und Leiſtungen für das Reich, geſtellt werden mußten. Die Unſicher⸗ 
heit und Unklarheit über das ganze pommerſche Steuerverfahren, die 
Verteilung der Laſten, das Weſen der verſchiedenen Hebungen traten 
in dieſer Zeit ganz beſonders deutlich hervor; es zeigte ſich, daß die 
guten Anfänge, die in dieſer Beziehung unter Bogiſlaws X. Regierung 
gemacht worden waren, keinen Fortgang genommen hatten, die Regierung 
hatte ſich unfähig gezeigt, ſie weiter zu entwickeln, und die Stände hatten 
nicht Zeit, ſich mit organiſatoriſchen Fragen zu beſchäftigen, ſie hatten ſchon 
genug zu tun, das notwendigſte Geld aufzubringen. Auch in Pommern 
fehlte das Bewußtſein, daß Fürſt und Landtag zum Wohle des Staates 
hätten zuſammenwirken müſſen; nicht wie zwei nebeneinander wirkende Or⸗ 
gane, ſondern faſt wie feindliche Mächte ſtanden ſie ſich gegenüber, 
jede von ihnen war bemüht, ihre Intereſſen und Privilegien zu ver⸗ 
treten. Dagegen mußte das Wohl des Ganzen leiden, ganz beſonders, 
wenn es ſich um Geld und Abgaben handelte. So beginnt in dieſer 
Zeit das Elend der Finanzwirtſchaft, an dem Pommern ſo ſehr zu 
leiden gehabt hat und an dem es ſchließlich zugrunde gegangen iſt. 
Nicht minder verderblich wirkte aber auf die innere und äußere 
Politik die Teilung des Landes in zwei Herrſchaften und die Uneinig- 
keit, die häufig zwiſchen den Herzogen Barnim und Philipp beſtand. 
Zumeiſt lag die Schuld an dem älteren Herrn, der nicht nur äußerſt 
empfindlich war, ſondern auch durch ſeine ſchwerfällige Art die gleich⸗ 
mäßige Fortführung der Regierung erſchwerte. Dazu kam bei ihm 
eine große Verſchwendungsſucht oder wenigſtens Mißachtung jeglicher 
ökonomiſchen Haushaltung, ſo daß er ſeinem Lande mit der Zeit immer 
drückendere Laſten aufbürdete. Mit einem gewiſſen Mißtrauen ſtand er 
feinem Neffen gegenüber, deſſen geiftige Überlegenheit er wohl ſpürte. Ge 
meinſame Landtage beider Herrſchaften waren ihm unbequem, und nur, 
wenn die Schulden ihn gar zu ſchwer drückten, mochte er ſich zu ſolchen 
entſchließen. So waren die Zuſtände im Stettiner Lande, das, weit 
ausgedehnt und ſeiner Beſchaffenheit nach in den einzelnen Teilen recht ver⸗ 
ſchieden, einer beſonders energiſchen Regierung bedurft hätte, ſchlimmer als 
im Wolgaſter „Orte“ (d. h. Landesteile). Zwar war auch Philipp nicht 
frei von moraliſchen Mängeln und keineswegs ein bedeutender Mann, aber 
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er zeigte doch wenigſtens manchmal Tatkraft und Energie und nahm 
ſich der Regierung meiſt mit ſichtlichem Intereſſe und gutem Willen 
an. Auch in bezug auf die äußere Politik bekundete er einen ganz anderen 
Geiſt als fein Oheim, über deſſen berechnende Langſamkeit er nicht 
ſelten bittere Klage führte. So war er es auch, der bei anderen deut— 
ſchen Fürſten weit größeres Anſehen genoß als Barnim, der alte, un— 
zuverläſſige Herr des halbſlawiſchen Hinterpommerns. An Philipp 
erging deshalb auch die Warnung vor den gefährlichen Plänen des 
Kaiſers Karl, als gegen ihn im Februar 1550 zu Königsberg ein 
Defenſivbündnis zwiſchen Johann Albrecht von Mecklenburg, Albrecht 
von Preußen und Johann von Küſtrin geſchloſſen wurde. Der letztere, 
die eigentliche Seele des Fürſtenbundes, legte im Juni 1550 dem Her⸗ 
zoge Philipp die evangeliſche Sache ans Herz und mahnte ihn, offen 
die Augsburgiſche Konfeſſion zu bekennen und davon durch Beitritt zum 
Bunde Zeugnis abzulegen, denn vom Kaiſer ſei nichts zu erhoffen, 
da er geſonnen ſei, das Werk des Interims mit höchſtem Ernſte und 
Fleiße fortzuſetzen. Aber obgleich Markgraf Hans noch wiederholt die 
Pommern warnte und ſchrieb, daß „die Wetter alle treffen und keinen 
verſchonen würden“, jo waren doch beide Fürſten nicht gewillt jid) in 
die Sache einzulaſſen. Sie meinten, daß ſie mit ihrer Teilnahme am 
Schmalkaldiſchen Bunde zu üble Erfahrungen gemacht hätten, und 
wollten ſich deshalb in eine ſo gefährliche Unternehmung, wie es die 
gegen den Kaiſer war, nicht einlaſſen. Dabei erkannten ſie nicht, daß 
ihre ſchlecht durchgeführte Neutralität die Urſache ihres Mißgeſchickes 
geweſen war. So ſtanden Pommerns Herzoge wieder abſeits, als 
deutſche Fürſten für ihre Unabhängigkeit gegen die ſpaniſch-habsburgiſche 
Übermacht das Schwert zogen. An dem Erfolge, den dieſer aus ſelbſt⸗ 
ſüchtigen Motiven begonnene Krieg dem evangeliſche Volke brachte, hatte 
indeſſen auch Pommern Anteil; auf dem Fürſtentage zu Paſſau (1552) 
erſchien Jakob Zitzewitz als Vertreter der Herzoge. An den weiteren 
Kämpfen, durch die namentlich Markgraf Albrecht Alkibiades von Bran- 
denburg Deutſchland in große Verwirrung ſtürzte, nahmen auch pom⸗ 
merſche Edelleute im Dienſte jenes in Norddeutſchland ſehr populären 
Fürſten teil. Die Luft an kriegeriſchen Unternehmungen trieb ſchon 
damals zahlreiche Pommern in fremde Dienſte, da ihr Tatendrang in 
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der Heimat keine Befriedigung fand. Neben Wilhelm von Grumbach 
war Joachim Zitzewitz, ein Bruder des Kanzlers, einer der bedeutendften 
Feldhauptleute Albrechts, und Herzog Philipp, der mit anderen Fürſten 
vom Kaiſer beauftragt worden war, in dieſen Streitigkeiten zu unterhandeln, 
erhielt auch Beſchwerden über die Teilnahme etlicher ſeiner Lehnsleute 
an den Zügen des Markgrafen; natürlich erklärte er, davon ſei ihm 
nichts bekannt. Beim Ausgange der Grumbachſchen Händel (1567) 
verſuchte Herzog Barnim durch Räte, die er in das Lager vor Gotha 
ſchickte, eine Vermittelung anzubahnen, doch ſein Eintreten für den 
Herzog Johann Friedrich, dem er und ſeine Neffen nicht nur verwandt⸗ 
ſchaftlich nahe ſtanden, war vergeblich. 

Nicht erfolgreicher war das Bemühen der pommerſchen Fürſten 
geweſen, als ſie 1559 vom Kaiſer neben anderen Fürſten zu Kom⸗ 
miſſaren für die livländiſche Frage ernannt worden waren. Viel⸗ 
leicht waren fie mehr als andere bereit, etwas für das bedrohte Liv- 
land zu tun, aber ihre eigene Geldnot hinderte ſie auf allen Wegen. 
Man verhandelte mit den anderen fürſtlichen Kommiſſaren über eine 
eilende Hilfe hier und dort, man gab allerlei gute Ratſchläge bei den 
Verhandlungen in Speier (1560), ja man erreichte ſogar die Bewilligung 
einer Stenerausſchreibung zugunſten Livlands. Aber obwohl der 
Kaiſer ſich den Anſchein gab, als wolle er dem Lande an dem Reiche 
einen Rückhalt verleihen, fo wurden doch alle Bewilligungen und Be 
ſchlüſſe nicht ausgeführt. Die Bemühungen der pommerſchen Fürſten 
und namentlich des tüchtigen Stettiner Kanzlers Dr. Lorenz Otto waren 
vergeblich; auch ihnen fehlte doch ſchließlich das Gefühl für das, was 
die Würde und das Anſehen des Reiches hätten gebieten müſſen. 

Als der Kaiſer Karl 1555 den Reichstag nach Augsburg berief 
bevollmächtigten Herzog Barnim ſeinen Rat Dr. Autor Schwallenberg 
und Herzog Philipp den Heinrich Normann, Chriſtian Küſſow und Va⸗ 
lentin Eickſtedt. In der ihnen erteilten Inſtruktion wurden ſie ermahnt, 
mit aller Vorſicht zu verfahren, aber darauf zu ſehen, daß der Paſſauer 
Vertrag beſtätigt werde. Sie ſcheinen ſich an den langwierigen Ver⸗ 
handlungen nur wenig beteiligt zu haben, doch der Religionsfriede, der 
mit dem Reichsabſchiede vom 25. September 1555 publiziert wurde, 
brachte auch für Pommern den endgültigen Sieg der evangeliſchen 
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Sache. Freilich machte gerade damals der Biſchof von Kammin den 
Landesherren wieder zu ſchaffen, ſo daß den nach Augsburg geſandten 
Räten ausdrücklich befohlen wurde, auf jeden Fall zu proteſtieren, 
wenn jener den Reichstag beſuchen würde. Schon bald nach ſeiner 
Wahl (1549) hatte Martin Weiher dadurch, daß er eine Beſtätigung 
bei Kaiſer und Papſt nachſuchte, die Unzufriedenheit der Herzoge er⸗ 
regt; ſchien es doch, als wolle er die Pläne auf Erlangung der 
Reichsunmittelbarkeit des Bistums wieder aufnehmen. Hatte er auch 
am kaiſerlichen Hofe zunächſt wenigſtens keinen Erfolg, ſo erreichte er 
doch in Rom, daß Papſt Julius III. durch eine Bulle vom 5. Oktober 
1551 den evangeliſchen Biſchof beſtätigte. Als dann auch der Kaiſer 
ihn als Reichsfürſten behandelte, zur Beſchickung der Reichstage, des 
Tridentiner Konzils uſw. direkt aufforderte, wurde die Anmaßung Mar⸗ 
tins ſo groß, daß die Fürſten gegen ſein Auftreten proteſtierten. Der Streit 
um das ſtaatsrechtliche Verhältnis des Bistums zum Herzogtum begann 
von neuem vor dem Kammergericht und in Pommern ſelbſt. Doch der 
Biſchof mußte es ſich gefallen laſſen, daß die Huldigung in ſeinem Stifte 
im Oktober 1552 in Gegenwart von fürſtlichen Räten erfolgte. Das 
entſchiedene Auftreten der Landesherren, die ſeit dem Abſchluſſe des 
Paſſauer Vertrages kein Einſchreiten von feiten des Reiches mehr zu 
befürchten hatten, ſchaffte die ehrgeizigen Pläne Martins aus der Welt. 
Als er am 8. Juni 1556 ſtarb, war das Bistum ganz in der Gewalt 
der landesherrlichen Regierung. Jetzt drängten die Fürſten das Kapitel 
dazu, daß es am 29. Auguſt den vierzehnjährigen, älteften Sohn Phi⸗ 
lipps, Johann Friedrich, zum Biſchofe wählte. So kam das Stift 
in den Beſitz des Herrſcherhauſes. Für den jungen Fürſten, der am 
16. Juni 1557 eingeführt wurde und die Huldigung entgegennahm, 
übernahmen zwei Statthalter, Heinrich Normann und Henning vom 
Walde, die Leitung der weltlichen Angelegenheiten. Für die kirchliche 
Verwaltung wurde das Gebiet evangeliſch organiſiert und erhielt einen 
Superintendenten, ſowie ein Konfiftorium in Kolberg. Die endgültige 
Umgeftaltung des Kamminer Domkapitels wurde 1560 eingeleitet, als 
man den Plan faßte, die Präbenden für im Staats- oder Kirchendienſte 
wohlverdiente Männer zu beſtimmen. Die Statuten wurden erneuert, der 
Beſizſtand unterſucht und aufgezeichnet. Durch die enge Verbindung des 
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Stiftslandes mit der Landesherrſchaft war ein wichtiger Schritt für die 
Vereinigung Pommerns unter einer Herrſchaft geſchehen. Denn behielt 
es auch noch feine eigene Verwaltung und eine gewiſſe Selbſtändigkeit, 
ſo war es doch dauernd an das Herrſcherhaus gebunden, das gerade in 
dieſer Zeit zum erſten Male in ſich ein Gefühl der Zuſammengehörigkeit 
der einzelnen Glieder entwickelte. Es war wohl das Verdienſt Philipps, 
daß er einen ſolchen Familienſinn, der bisher dem Greifengeſchlechte 
ziemlich fremd geweſen war, in ſeinen Söhnen zu erwecken verſtand. 
Wie notwendig ein feſter Zuſammenhalt der Familienglieder war, 
zeigte fid), als Herzog Philipp am 14. Februar 1560 zu Wol- 
gaſt aus dem Leben ſchied. Mit ihm ging eine der ſympathiſchſten 
Erſcheinungen des pommerſchen Herrſcherhauſes dahin. Er hatte 
ein warmes Herz für die evangeliſche Kirche, deren traurige JU 
ſtände er oft beklagte, empfand auch bitteren Kummer über „des 
lieben Deutſchlands Unfall“, er beſaß Gottvertrauen, ſo daß man 
noch ſpäter im Reiche erzählte, er habe in der Zeit der größten Not 
geäußert: „Es wird, der oben über der blauen Decke ſitzt, wohl 
machen.“ Um das Wohl ſeines Landes hat er ſich in ſeiner Weiſe 
bemüht und es in verhältnismäßig gutem Zuſtande hinterlaſſen. Ein 
großer Staatsmann war er nicht; er liebte, wie ſo manche Fürſten des 
Reformationszeitalters, feine Ruhe und materiellen Genuß, vor allem 
einen kräftigen Trunk, aber in allem, was er tat und trieb, ijt ein 
liebenswürdiger Zug nicht zu verkennen. So herrſchte auch im Lande 
bei ſeinem Tode lebhafte Trauer. Aus feiner Ehe mit der trefflichen 


Maria von Sachſen waren ihm zehn Kinder entfproffen, von denen 


ihn fünf Söhne und drei Töchter überlebten. Von jenen war der 
Kamminer Biſchof Johann Friedrich (geb. 27. Auguſt 1542) der 
älteſte. Seine Brüder waren Bogiſlaw XIII. (geb. 9. Auguſt 1544) 
Ernft Ludwig (geb. 2. November 1545), Barn im XII. (geb. 
14. Februar 1549) und Kaſimir IX. (geb. 22. März 1557). Mit 
großer Sorgfalt hatte Philipp ſich der Erziehung feiner Söhne ange 
nommen, Ordnungen und Beſtimmungen dafür in verſtändigſter Weiſe 
erlaſſen, tüchtige Männer, wie den Greifswalder Profeſſor Andreas 
Magerius aus Orleans u. a., berufen, Bugenhagen und Melanchthon 
um Rat gefragt. Wie er feiner, Univerfität Greifswald ſtets ein be⸗ 
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ſonderes Intereſſe entgegenbrachte, ſo ließ er dort auch ſeit 1558 ſeine 
drei älteſten Söhne ſtudieren. 

Nach des Herzogs Tode wollte eine Partei in Wolgaſt dem überleben⸗ 
den Barnim XI., dem neben anderen Fürſten in dem Teſtamente die Vor⸗ 
mundſchaft übertragen worden war, durchaus keinen maßgebenden Ein⸗ 
fluß auf die Regierung des Herzogtums einräumen. Deshalb beeilten 
ſich die Stände, die Herzogin⸗Witwe um Einſetzung eines Regenten bis zur 
Mündigkeit des Prinzen zu bitten. Sie ernannte dazu den wohlver⸗ 
dienten und klugen Hofmarſchall Ulrich von Schwerin, dem ein 
ſtändiger Regentſchaftsrat von elf Mitgliedern zur Seite geſetzt wurde. 
Die Stände genehmigten dieſe Maßregeln am 9. Juni um ſo bereit⸗ 
williger, als beide Herzoge, Barnim und Philipp, am 9. Februar ihre 
Rechte und Privilegien feierlich beſtätigt hatten. Gleich darauf, am 12. Juni, 
erneuerten die jungen Wolgaſter Herren, die nach alter Erbordnung zu⸗ 
ſammen ſpäter die Regierung führen ſollten, dieſe Beſtätigung ihres 
verſtorbenen Vaters und wiederholten 1563 dieſen Akt. Johann Friedrich 
übernahm indeſſen die Verwaltung ſeines Bistums, in dem er ſich 
zunächſt Kenntniſſe und Erfahrungen erwerben konnte, während Bo⸗ 
giſlaw noch in Greifswald ſtudierte und Ernſt Ludwig zuſammen mit 
Barnim 1563 die Univerſität Wittenberg bezog, wo ſie beide bis 1565 
in dem Hauſe von Luthers Sohne Martin wohnten. 

Johann Friedrich unternahm, während fein Bruder Bogiſlaw 
mit dem Regierungsrate in Wolgaſt tätig war, 1565 mit ſtattlichem 
Gefolge einen Zug an den Hof des Kaiſers Maximilian II. nach Wien, 
wo er im Oktober eintraf. Er trat in den kaiſerlichen Dienſt und begab 
ſich im folgenden Jahre mit nach Augsburg zum Reichstage, auf dem 
abermals Rangſtreitigkeiten zwiſchen Pommern und Württemberg ent⸗ 
ſtanden. Dort erteilte der Kaiſer am 28. Mai dem Herzoge Bar⸗ 
nim d. A. einen Lehnsbrief und beſtätigte ihm die Geſamthand an 
dem Erbe ſeiner Großneffen. Alsdann ging es nach Wien zurück, und 
man rüſtete ſich zum Zuge gegen die Türken. Für dieſen wurde Johann 
Friedrich zum Fähnrich der Reichshoffahne, b. h. des zum Kriege ge- 
rüſteten kaiſerlichen Hofes, ernannt. Mit dieſer glänzenden Truppe 
von mehr als 1000 Reitern zog er am 12. Auguſt 1566 ins Feld, 
obgleich er infolge ſeines Mangels an Geld, über den er in ſeinen in 
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die Heimat geſandten Briefen immer zu klagen hatte, nur mit Mühe 
die koſtſpielige Ausrüſtung hatte beſtreiten können. Eine Anleihe bei 
dem Stettiner Bankhauſe Loitz half nur vorübergehend aus. Der 
Feldzug nahm einen kläglichen Verlauf; wochenlang lag das Heer 
vor der kleinen Feſtung Raab, während in Szigeth Zriny bis zum 
Untergange ſtandhielt. Es ging dann, als die Türken nach Solimans 
Tode den Rückzug antraten, nach Wien zurück. Dort erhielt der junge 
Fürſt am 28. November die kaiſerliche Belehnung mit ſeinem Lande, 
nachdem die Stände am 28. September ſich in Treptow a. R. damit 
einverſtanden erklärt hatten, daß diesmal die Belehnung vor ber (Gib 
huldigung erfolgen könne. Bald darauf nahm Johann Friedrich Urlaub 
vom Kaiſer und brach in die Heimat auf, wo er am 31. Dezember are 
langte und als Beuteſtücke aus dem ruhmloſen Kriege einen Mohren und 
mehrere Kamele mitbrachte. Hatte der Zug auch ganz erhebliche Koſten 
verurſacht, ſo waren doch das Selbſtgefühl und der Stolz des jungen Fürſten 
durch den ehrenvollen Dienſt am Kaiſerhofe nicht wenig gewachſen. 
Der ſtattliche, mit Vorzügen des Geiſtes und Körpers reich ausgeſtattete 
Herzog hatte den beſtechenden Glanz einer großen Hofhaltung kennen gelernt 
und ſuchte von nun an, nicht zum Segen ſeines kleinen und armen 
Landes, hierin dem Kaiſer nach Möglichkeit nachzufolgen. Er hatte 
aber auch ſeine Kenntnis bereichert und Welterfahrung gewonnen. 
Dieſem Zwecke dienten dann auch die Reiſen, die in den folgenden Jahren 
nach der Sitte der Zeit die anderen jungen Herzoge unternahmen; 
mit adeligen Begleitern bereiſte Bogiſlaw Deutſchland und die Nieder— 
lande, Ernſt Ludwig und Barnim Frankreich und England, während 
der junge Kaſimir ſpäter bis nach Italien kam. 

Nach Johann Friedrichs Rückkehr von Wien trat man in Ver⸗ 
handlung über die Beendigung der vormundſchaftlichen Regierung, da 
der älteſte der Söhne Philipps jetzt 24 Jahre alt und nur der jüngſte 
noch minderjährig war. In Übereinſtimmung mit dem älteſten Gliede 
des Geſchlechts, dem Stettiner Herzoge Barnim XI., und nach Gir 
willigung der Stände, die in Ückermünde verſammelt waren, über⸗ 
nahmen am 8. November 1567 Johann Friedrich und Bogiſlaw bis 
Oſtern 1570 vorläufig die Regierung im Wolgaſter Lande und ver 
pflichteten fid), fie ohne Nachteil für bie jüngeren Brüder zu führen. 
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Die Art der Hofhaltung wurde genau geordnet; die altbewährten Beamten, 
Ulrich von Schwerin, Valentin von Eickſtedt, auch Jakob von Zitzewitz, 
blieben in ihren Amtern. Johann Friedrich behielt auch die Regierung 
im Kamminer Stifte und führte dort allerlei Neuerungen z. B. im 
Gerichtsweſen ein, da er hier allein ohne Zutun ſeiner Brüder Ent⸗ 
ſcheidung treffen konnte. In Köslin begann er 1568 fic ein ſtattliches 
Schloß zu erbauen. 

Noch ehe bie proviſoriſche Regierung Johann Friedrichs und Bo⸗ 
giſlaws XIII. ein Ende fand, kam es zu einer neuen, endgültigen 
Teilung der Herrſchaft. Herzog Barnim XI., 68 Jahre alt, war der 
Regierung überdrüſſig, an der er niemals viel Freude gehabt hatte. 
Der Tod ſeiner Gemahlin Anna (6. November 1568), die ihm zwei 
jung verſtorbene Söhne und vier Töchter geſchenkt hatte, von denen 
drei ſchon längſt vermählt und zwei noch am Leben waren, gab dem 
greiſen Fürſten wahrſcheinlich den letzten Anlaß, den lange gehegten Plan 
eines Verzichtes auf den Thron auszuführen; es ſoll auch von anderer 
Seite auf ihn eingewirkt worden ſein, damit nicht zu zögern. Bereits 
im Anfange des Jahres 1569 wurden die Verhandlungen eingeleitet, 
und am 3. Februar kam eine vorläufige, zunächſt geheim gehaltene 
Einigung zwiſchen ihm und ſeinen Großneffen zuſtande. Barnim wollte 
ihnen das Stettiner Land abtreten und ſich nur einigen Beſitz am 
Schloſſe zu Stettin, an der Oderburg, dem alten Kartäuſerkloſter 
vor Stettin, nebſt Zubehör, an mehreren herzoglichen Amtern und 
Zöllen zum Nießbrauche vorbehalten, auch mit ſeinem Rate der jungen 
Herrſchaft beiſtehen. Dieſe durfte bei ſeinen Lebzeiten weder die Erb⸗ 
huldigung verlangen, damit Brandenburg in dieſer Angelegenheit nicht 
mitſprechen könne, noch Landtage ausſchreiben. Die Beſtimmungen der 
Erbverträge von 1532 und 1541 und Barnims Teſtament für ſeine 
Töchter ſollten in Gültigkeit bleiben. Mit höchſt umſtändlicher Vor⸗ 
ſicht iſt die Abmachung vielleicht von Jakob Zitzewitz verfaßt; man erkennt, 
daß der alte Barnim ängſtlich bedacht war, nicht alles aus der Hand 
zu geben. Die weitere Beratung wurde einem Ausſchuſſe übertragen, 
der aus Vertretern der Stände und Räten beider Herrſchaften zuſammen⸗ 
geſetzt war. Am 3. April vollzog Barnim bereits die Abtretungsurkunde, 
doch der formelle Abſchluß des Vertrages erfolgte erſt, nachdem der Landtag, 
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der im Mai zu Wollin zuſammentrat, die wichtige Angelegenheit gewiß 
nicht ohne mannigfachen Streit und lebhafte Erörterungen beraten und 
ſeine Zuſtimmung dazu im Abſchiede vom 23. Mai gegeben hatte. Hier 
wurde nicht nur die Urkunde vom 3. April, ſondern zugleich die unter 
den Brüdern beſchloſſene Teilung genehmigt. Danach ſollten Johann 
Friedrich und Barnim d. J. das Land Stettin, Bogiſlaw und Ernſt 
Ludwig Wolgaſt erhalten, Kaſimir aber ſpäter Biſchof von Kammin 
werden. Doch Barnim XII. und Bogiſlaw XIII. verzichteten ſogleich 
auf die Mitregierung und ließen ſich mit dem Amte Rügenwalde und 
den Amtern Barth und Neuenkamp abfinden. Die Einwilligung des 
Adels wurde durch eine von den fünf Brüdern erlaſſene Ordnung für 
die fünf beſtehen bleibenden Jungfrauenklöſter gewonnen, über bie feit 
längerer Zeit Streit herrſchte. Die Klöſter Bergen a. R., Kolberg, 
Marienfließ, Stolp, Verchen und Wollin richtete man jetzt endgültig als 
„Zuchtſchulen“ und Verſorgungsanſtalten für adelige Jungfrauen unter 
fürſtlicher Aufſicht ein. Auch eine gleichfalls unter dem 23. Mai et 
laſſene Bauernordnung erfüllte Wünſche der ländlichen Bevölkerung. 

Der Erbvergleich der Brüder fand ſeine endgültige Erledigung am 
25. Juli zu Jaſenitz in einem ſehr ausführlichen Vertrage, in dem 
mit der ſorgfältigſten Vorſicht und mit ſcharfem Verſtande alles berück— 
ſichtigt worden iſt, was nach Menſchen Gedenken jemals die Einheit 
der Regierung ſtören zu können ſchien; die Erbfolge, der Gemein— 
beſitz des fürſtlichen Hauſes wurden in dieſem Hausvertrage eingehend 
erörtert und ebenſo klar wie beſtimmt feſtgeſetzt. Auch an dieſem 
Schriftſtücke, in bem die Abfindungen der beiden Herzoge Bogiſlaw XIII. 
und Barnim XII. genauer beſtimmt ſind, hat neben anderen Räten 
wohl beſonders Zitzewitz gearbeitet. In Gegenwart ſämtlicher Herzoge, 
der Räte und Landſtände wurde dieſer Vertrag, der am 27. Juli noch 
einige Ergänzungen erhielt, mit der frohen Hoffnung vollzogen, daß 
daraus Segen und Gedeihen für das ganze Land erwachſen würde. 
Die ſehr erfreuliche brüderliche Eintracht der jungen Herzoge ſah man 
als gute Vorbedeutung an, und die ſtattliche Anzahl blühender junger 
Herren ſchien eine lange Dauer der Herrſchaft des alten Herzogshauſes 
zu gewährleiſten, das ſeit Jahrhunderten im Lande gebot. 

Doch die äußere Lage des Landes war in den Jahren, in denen 
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in Wolgaſt bie vormundſchaftliche Regierung geführt wurde und in 
Stettin der alte ſchwache Barnim die Geſchicke leitete, keineswegs ſicher 
und ruhig geweſen. War es doch vor allem in die Wirren des nordi— 
iden fiebenjährigen Krieges (15631570) mit hineingezogen 
worden und hatte bei dem gewaltigen Ringen Schwedens um die Herrſchaft 
in der Oſtſee eine Rolle geſpielt. Schon als fid) die Verhältniſſe in 
den Oſtſeeſtaaten auf einen Krieg gegen Schweden zuſpitzten, wurden 
Pommerns Fürſten und Städte von beiden Parteien heftig umworben. 
Aber ſowohl die Wolgaſter Regierung wie Herzog Barnim XI. zeigten 
von Anfang au die Abſicht, ſich neutral zu verhalten, und auch in den 
Städten dachte man nicht anders, wenn auch Stralſund für Schweden, 
Stettin dagegen infolge ſeiner dorthingehenden Handelsintereſſen für Däne⸗ 
mark mehr Wohlwollen hatte. Doch um mitten in den Wirren bie Neu- 
tralität zu wahren, dazu bedurfte es einer militäriſchen Macht. Wie elend 
es aber damit in Pommern ſtand, das trat offen zutage, als Herzog 
Erich von Braunſchweig 1563 mit ſeinen Söldnern einen abenteuerlichen 
Zug durch Pommern unternahm und alsbald wieder zurückkehrte, als 
er ſeine Pläne in Polen nicht ausführen konnte. Ohne Schutz nach 
außen, ohne Einheit der Entſchließungen und des Handelns mußte 
Pommern hilflos den Zug geſtatten, und man mußte zufrieden ſein, 
wenn er noch glimpflich verlief. Aber die Schäden und Gebrechen der 
pommerſchen Wehrkraft, die nicht im mindeſten imſtande war, irgend 
etwas für den Schutz des Vaterlandes zu kun, waren offenbar, und 
es hatte ſich auch gezeigt, daß das Land nicht auf die Hilfe der benach⸗ 
barten Fürſten rechnen durfte. So erhoben die pommerſchen Vertreter 
nicht nur auf dem Kreistage Klagen über die mangelhafte Kriegsver⸗ 
faſſung, ſondern man machte im Lande ſelbſt Vorſchläge zur Verſtär⸗ 
kung der eigenen Landesverteidigung, ſchon um die Neutralität während 
des eben begonnenen nordiſchen Krieges zu wahren. Geſchah auch 
darauf längſt nicht alles, was als notwendig erachtet wurde, ſo wurde doch 
manches verbeſſert, Waffen und Munition angeſchafft, Knechte angeworben. 
Namentlich der junge Johann Friedrich, der die Schmach des Durch— 
zuges Herzog Erichs ſchwer empfunden hatte, war für die Landes⸗ 
defenſion tätig. Es bewilligte auch der gemeinſame Landtag beider 
Herzogtümer, der gegen Ende des Jahres 1563 in Stettin zuſammen⸗ 
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trat, in ſeltener Bereitwilligkeit für die nächſten vier Jahre eine ſechs⸗ 
fache außerordentliche Grundſteuer zur Beſchaffung eines Vorrates für 
etwaige Landesnöte. Stralſund wurde zugleich vom däniſchen Könige 
Friedrich II. arg bedrängt, ſich des Handels mit Schweden ganz zu 
enthalten und neutral zu bleiben, d. h. Dänemark zu unterſtützen, die 
Herzoge aber nahmen ſich ihrer Stadt energiſch an und wieſen mit ihr 
zuſammen die Forderung entſchieden zurück. Dafür aber trat Lübeck 
zur See für die Dänen ein, nahm zahlreiche pommerſche Schiffe fort 
und entfremdete ſich dadurch die Städte des wendiſchen Quartiers, 
namentlich Stralſund, für immer. Auch erwuchs aus Lübecks Ver⸗ 
halten den pommerſchen Herzogen eine unabſehbare Reihe von ärger⸗ 
lichen Verhandlungen, da der Handel darunter ſchwer zu leiden hatte, 
Man verſuchte, bie Beſchwerden durch eine Geſandtſchaft nach Däne- 
mark abzuſtellen, erhielt aber nicht viel mehr als freundliche Worte, da 
der König ſich doch ſcheute, Pommern in das Lager ſeiner Feinde zu 
treiben. Die Herzoge als Friedensvermittler anzunehmen, zeigte er ſich 
nicht abgeneigt und ſah es nicht ungern, daß ſie dieſen Gedanken fort⸗ 
geſetzt verfolgten, zumal da die ganze politiſche Lage für ihn ungünſtig 
war und die Kämpfe zur See und auf dem Lande keine Entſcheidung 
brachten. Doch der vom Kaiſer berufene Tag zu Roſtock verlief er- 
gebnislos, da Schweden ihn nicht beſchickte. Die Klagen, die von den 
Herzogen und Städten Pommerns über die Verletzung der Neutralität er⸗ 
hoben wurden, fanden keine Erledigung, ſo daß die Erbitterung über 
das Vorgehen der Dänen und Lübecker im Lande immer mehr wuchs. 
Zwar lenkte Friedrich etwas ein, als er befürchten mußte, die Pommern⸗ 
fürſten würden ſich mit ſeinem Feinde, Erich XIV. von Schweden, ver⸗ 
binden, und nahm das Angebot ihrer Vermittelung, das fie durch Ge 
ſandte nicht nur bei ihm, ſondern auch in Schweden und Polen are 
brachten, wohlwollend entgegen, doch das Friedenswerk kam keinen 
Schritt vorwärts. Trotz aller Bedrängniſſe, in die Pommern wieder⸗ 
holt durch ſchwediſche Anwerbungen im Lande geriet, und trotz des 
Zwieſpaltes, der zwiſchen Stralſund und den Herzogen infolge der 
Parteinahme der Stadt für Schweden entſtand, hielten fie die Jahre hin⸗ 
durch an dem Gedanken der Friedensvermittelung feſt; es hat faſt etwas 
Rührendes, zu ſehen, wie unentwegt die Herzoge bemüht find, in dieſem 
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Sinne auf die Parteien einzuwirken, aber ſie verfolgten dieſe Politik ohne 
jede gründliche Kenntnis von der wirklichen Lage der Dinge und ſahen 
nicht ein, wie vergeblich all ihr Mühen war. Ja ſie mußten wieder⸗ 
holt den Übermut der ſiegreichen Schweden, von denen die Neutralität 
rücksichtslos verlegt wurde, ruhig erdulden, und die Ohnmacht ihrer Lage 
kam ihnen immer deutlicher zum Bewußtſein. Beſonders bitter empfand 
dies wieder Johann Friedrich, der auch an ſeinem Stettiner Oheim keinen 
Rückhalt für energiſche Entſchlüſſe fand. Beide kamen außerdem im Reiche 
in den Verdacht, es mit den Schweden zu halten, und mußten 1565 ein ganz 
beſonders gegen ſie gerichtetes kaiſerliches Mandat entgegennehmen, das 
den pommerſchen Handel faſt zu vernichten geeignet war. Es gelang 
Johann Friedrich, als er perſönlich auf dem Reichstage zu Augsburg 
(1566) ſich beim Kaiſer für die Aufhebung des Mandats verwandte, 
trotz aller Bemühung auch nicht, ſeine Abſicht zu erreichen. In geduldigem, 
wehrloſem Abwarten mußten die Herzoge dem langen Kriege zuſehen 
und zufrieden ſein, wenn es ihnen gelang, bei den unendlichen Wirren, 
Verhandlungen und Geſandtſchaften ihre Selbſtändigkeit nicht zu ver⸗ 
lieren. In die große Kataſtrophe, in die Schweden 1568 durch den 
Wahnſinn Erichs XIV. geriet, wurde auch die hanſiſche Geſandtſchaft 
hineingezogen, die zur Friedensvermittelung in Schweden weilte; die 
Vertreter Stettins und Stralſunds, die dieſe Aufgabe übernommen 
hatten, konnten ſich zwar aus ihrer ſchlimmen Lage retten, aber ihres 
Auftrages vermochten ſie ſich nicht zu entledigen. So dauerte der Krieg fort, 
dem die pommerſchen Herzoge in vollkommener Untätigkeit zuſchauten, 
während die Stadt Stettin es verſtand, die Geldnot des däniſchen 
Königs in ihrem Intereſſe auszunutzen und 1568 allein von allen 
Hanſaſtädten Zollermäßigung zu erwirken. Endlich begannen die Frie⸗ 
densverhandlungen zwiſchen Schweden und Dänemark ausſichtsvoller zu 
werden, nachdem Erich XIV. beſeitigt war und ſein Bruder Johann III. 
die Regierung übernommen hatte. Nach längeren Verhandlungen einigte 
man ſich mit dem Kaiſer auf einen Friedenskongreß, der 1570 in 
Stettin zuſammentreten ſollte. Für ihn ernannte der Kaiſer Maxi⸗ 
milian II. neben anderen auch den Herzog Johann Friedrich zu ſeinem 
Kommiſſar. Dieſer gab alsbald den Befehl, in Stettin alles für den 
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Rate Jakob von Zitzewitz die Sparſamkeit des alten Herzogs Barnim 
und das Übelwollen des Wolgaſter Herrn Ernſt Ludwig viel zu 
ſchaffen machten. Endlich konnten am 5. September 1570 auf dem 
Rathauſe zu Stettin die Verhandlungen von dem Herzoge eröffnet wer⸗ 
den, unter großen Schwierigkeiten kamen fie am 13. Dezember zum Ab— 
ſchluſſe, ohne daß es gelungen war, alle Streitpunkte zu erledigen. Den 
pommerſchen Untertanen aber wurde Schadenerſatz für ihre Verluſte zu⸗ 
geſagt und die früheren Handelsprivilegien in Schweden von neuem 
zugeſichert. Waren durch dieſe Verhandlungen auch Pommern, ſeine 
Herzoge und Städte eine Zeitlang in den Mittelpunkt wichtiger diplo⸗ 
matiſcher Aktionen gerückt, fo war doch auch bie Machtloſigkeit des 
Landes offen zutage getreten. Aber ſeit dieſen Zeiten beſtand ein 
enges Band zwiſchen Schweden und Pommern, während dieſes 
dem Reiche wieder mehr entfremdet wurde. Auch die Einigkeit der 
Herzoge, die anfänglich fo bewundernswert geweſen war, hatte ſchließ⸗ 
lich einen argen Riß bekommen, beſonders weil Herzog Ernſt Ludwig 
dem Stettiner Bruder gegenüber mit einer gewiſſen Eiferſucht die 
Selbſtändigkeit feiner Stellung zu behaupten bemüht war. Ebenſo 
wirkte das Eingreifen des alten Barnim XI. oft hindernd auf den Gang 
der Geſchäfte. So treu er früher als Vormund für feine Großneffen 
geſorgt hatte, ſo feſt hielt er nach dem Verzichte auf die Regierung 
an den ihm vorbehaltenen Rechten feſt, bis er am 2. November 1573 
auf der Oderburg bei Stettin ſtarb, wo er mit allerlei Liebhabereien 
beſchäftigt ſeine letzten Lebensjahre zubrachte. 

Manche Beunruhigung Pommerns kam während des nordiſchen 
Krieges auch aus Brandenburg. Die Verſtimmung der Herzoge 
gegen den Markgrafen Hans von Küſtrin wegen feiner Annexionsgelüſte 
war bald gewichen, und auch mit dem Kurfürſten Joachim II. einigte 
man ſich bereits 1547 über die Komturei Wildenbruch, als der dortige 
Komtur den Verſuch machte, ſich ſeiner Vaſallenpflichten zu entledigen; 
er mußte bei Pommern bleiben. Der Markgraf Johann lag in langem 
Streite mit Matzke von Borcke auf Falkenburg und bemächtigte ſich 
1550, nachdem ein Lehngerichtshof ihm feine neumärkiſchen Lehen ab- 
geſprochen hatte, mit Gewalt der Stadt und des Schloſſes Falkenburg. 
Dieſer Vorgang erregte namentlich in Pommern großes Aufſehen, da 
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die rückſichtsloſe Erwerbsſucht des Fürſten keine Grenzen zu haben 
ſchien. Der Streit mit den Borcke zog ſich bis 1600 hin und wirkte 
auch auf die unaufhörlichen Verhandlungen ein, die zwiſchen der pom⸗ 
merſchen und neumärkiſchen Regierung wegen Grenzbeläſtigungen, Räu⸗ 
bereien und Überfällen geführt wurden. Immer wieder kamen die Räte 
in Königsberg in der Neumark oder Prenzlau zuſammen und erörterten 
Grenzirrungen, Zollbeſchwerden, Plackereien u. a. m. Unendliche Mühe 
und Koſten verurſachte ein langjähriger Prozeß des Stettiner Marien⸗ 
kapitels gegen die Grafen von Vierraden wegen des Dorfes Hohen- 
ſelchow, die Streitigkeiten im Amte Schivelbein hörten nicht auf. Es iſt 
indes deutlich zu erkennen, daß man jetzt nicht mehr ſo hitzig und un⸗ 
geſtüm vorging wie früher, die Diplomatie war feiner geworden. So 
gelang es doch auch allmählich die Verhältniſſe an den Grenzen mehr 
zu ordnen; 1564 erfolgte eine genaue Grenzregulierung zwiſchen der 
Neumark und Pommern. Dafür begann allerdings ein Kampf, der 
ſich viele Jahre hinzog und dem Lande großen Schaden zufügte. Es 
war damals die Zeit, in der die Territorialherren begannen, eine 
Territorialpolitik zu treiben und auch in bezug auf Zollweſen und 
Handel den ſtädtiſchen Sonderintereſſen entgegenzutreten. War man 
auch in Pommern noch nicht ganz jo weit, fo wirkten in dieſer Hin- 
ſicht die beiden brandenburgiſchen Fürſten, Joachim II. und Johann, 
um fo energiſcher. Sie bildeten von Beginn ihrer Herrſchaft an das Zoll- 
regal immer weiter aus, und namentlich der Herr der Neumark ſuchte 
durch Erhöhung der Zölle die Einkünfte ſeines Landes zu heben. Bald 
entſtand ein lebhafter Streit wegen des Warthehandels, den der Mark— 
graf rückſichtslos durch übermäßige Zollbeſchwerungen lahmlegte. Pom⸗ 
mern verbot ſogar für einige Zeit die Getreideausfuhr nach der Neu⸗ 
mark, erreichte aber auch hierdurch nicht viel, und die unendlichen Be⸗ 
ratungen gingen jahrzehntelang fort. Durch alles dies wurde aber befon- 
ders der pommerſche Handel betroffen, denn er war in dem neumärkiſchen 
Gebiet, das ja tief in Pommern einſchnitt, recht bedeutend. Auch über 
die neuen Oderzölle erhoben die Kaufleute lebhafte Klage, bei den Ver⸗ 
handlungen aber (1545) wieſen die Geſandten des Markgrafen darauf 
hin, daß auch in Pommern überall die Zölle erhöht worden ſeien. 
Man erreichte bei allen ſchriftlichen und mündlichen Erörterungen, an 
5 * 
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denen auch andere Länder, z. B. Sachſen und Polen, teilnahmen, nichts, 
die Oderſchiffahrt blieb mit neuen, hohen Zöllen beſchwert. Überall 
hatte man nur einſeitig die Intereſſen und Finanzen des eigenen Lan⸗ 
des oder des Landesherrn im Auge, ohne zu bedenken, daß dadurch 
ein Kampf mit den Nachbarn, ja ſogar mit den Bewohnern des 
eigenen Landes hervorgerufen wurde. Ein ſolcher kam ſchon 1563 zum 
Ausbruch, als 1562 ein wirtſchaftlicher Streit zwiſchen Stettin 
und Frankfurt a. O. entſtand, der die größte Ausdehnung nahm 
und weitgehende Folgen hatte. Der recht bedeutende Oderhandel mit 
Korn, Holz, Fiſchen, Salz, Tuchen u. a. war bereits in den früheren 
Kämpfen zwiſchen Pommern und Brandenburg wiederholt ungemein 
geſtört worden; namentlich war dies der Fall, als man in der Mark 
gegen die 1467 erfolgte Erweiterung des Niederlagerechtes der Stadt 
Stettin proteſtierte und eine völlige Handelsſperre durchführte. Zu 
ſolchem Kampfesmittel hatte man auch in der ſpäteren Zeit ſehr zum 
Schaden beider Länder noch bisweilen (1551) gegriffen. Durch man⸗ 
cherlei Maßregeln, bie ſowohl der Kurfürſt Joachim IL, wie der Mark 
graf Hans zur Hebung der Einkünfte ihrer Länder gegen den pom- 
merſchen Handel mit Polen oder gegen den Stettiner Salzhandel er- 
griffen, wurde der Gegenſatz namentlich zwiſchen den beiden Oderſtädten 
verſchärft, es kam ſchließlich ſo weit, daß der Rat von Stettin am 
17. Mai 1562 die ganze Oderſchiffahrt von der Stadt aufwärts vom 
Johannistage an für geſperrt erklärte. Alsbald begannen wieder end— 
loſe Verhandlungen, da Brandenburg mit einer vollſtändigen Handels- 
ſperre gegen Stettin geantwortet hatte. Dadurch wurde die Stadt doch 
in gewiſſem Sinne zum Nachgeben gezwungen, beſonders da Herzog 
Barnim, der ſchon ſeit lange mit ihr im heftigſten Streite wegen 
Zöllen, der Kirchen⸗ und Gerichtsverwaltung, der Orbare u. a. m. lag, 
ſelbſtändig mit Brandenburg verhandelte. Am 26. November wurde 
die Oderſperre aufgehoben, zwei Tage ſpäter auch die Grenze der Mark 
dem Handel Stettins wieder geöffnet, doch die Stadt hatte es ver- 
ſtanden, ſich ein Recht zu ſchaffen, auch ferner Frankfurt den Hafen zu 
ſperren. Das Verhältnis zwiſchen beiden Städten blieb zunächſt er 
träglich, bis es wieder zum heftigſten Kampfe kam. Während Stettin 
1564 durch kaiſerliches Edikt ein Privileg des Salzhandels nach Schleſien 
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unb ber Laufig erhielt, plante Markgraf Hans durch Verlegung ber 
großen Handelsſtraße, die durch Hinterpommern nach Polen führte, 
dem pommerſchen Handel einen ſchweren Schlag zu verſetzen; er mußte 
aber infolge des Widerſpruches Polens von dieſer Abſicht abſtehen. 

Durch dieſe und andere handels- und zollpolitiſchen Streitigkeiten 
wurde die Stellung Pommerns nicht nur zur Neumark, ſondern auch zur 
Kurmark Brandenburg feindlicher, obwohl man ſchon damals über eine 
neue Erbverbrüderung zwiſchen beiden Fürſtenhäuſern verhandelte. 
Zunächſt aber forderte man von der Mark aus energiſcher, als es ſonſt 
in dieſer Zeit geſchehen war, die Huldigung der pommerſchen Stände, 
die für die Jahre der vormundſchaftlichen Regierung in Wolgaſt unter⸗ 
blieben war. Bereits am 22. März 1566 war die Erbvereinigung 
von 1529 erneuert und beſtätigt und den pommerſchen Ständen ein 
Schadlosbrief deswegen ausgeſtellt worden, da dieſe ſich damit einver- 
ſtanden erklärten, daß diesmal die Beſtätigung der Erbhuldigung voran⸗ 
gehen ſollte. Dieſe wurde ſpäter nachgeholt, als im Herbſte 1567 die 
Wolgaſter Herren in ihren Städten ſich huldigen ließen und deren 
Privilegien beſtätigten. Trotzdem gingen die beiden brandenburgiſchen 
Herren von ihrer Pommern feindlichen Handelspolitik nicht ab, ſo daß 
hierüber wieder lange Verhandlungen gepflogen wurden. Der Anbah⸗ 
nung eines beſſeren Verhältniſſes zwiſchen den Nachbarländern ſollte 
endlich die Vermählung des Herzogs Johann Friedrich mit der älteſten 
Tochter des Markgrafen Johann Georg dienen. Zu einer ſolchen Ver- 
bindung gaben die Wolgaſter Herzoge bereits im April 1569 ihre Zu⸗ 
ſtimmung, obgleich die Prinzeſſin Erdmut erſt acht Jahre alt war; 
die Eheberedung fand am 5. Juni in Zechlin ſtatt. 

Der Tod des Kurfürſten Joachim II. (2. Januar 1571) und des 
Markgrafen Johann von Küſtrin (13. Januar 1571) erleichterte die 
Ausgleichverhandlungen, da der neue Kurfürſt Johanu Georg, ſo wenig 
er auch gewillt war, auf die Handelspolitik feiner Vorgänger zu ver- 
zichten, doch einer näheren freundſchaftlichen Verbindung beider Länder 
und Fürſtengeſchlechter nicht abgeneigt war. Jakob von Zitzewitz mußte 
im Namen der pommerſchen Herzoge über den Abſchluß einer neuen 
Erbverbrüderung in Berlin verhandeln. Denn es herrſchte ſeit lange in 
Pommern der Wunſch, das bis dahin einſeitige Anfallsrecht Branden- 
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burgs in ein gegenſeitiges zu verwandeln. Da eine kaiſerliche Ent⸗ 
ſcheidung einer dem entſprechenden Anderung nicht zuwider war, außerdem 
die blühende Jugend der fünf Herzoge eine lange Dauer des Greifen- 
geſchlechtes erwarten zu laſſen ſchien, ſo trat den Wünſchen der Pom⸗ 
mern von ſeiten der kurbrandenburgiſchen Regierung kein grundſätzlicher 
Widerſpruch entgegen. Es wurde zunächſt im geheimen den Herzogen 
ein Anfallsrecht auf die Neumark zugeſtanden, ohne daß man auf die 
alten Erbverträge der Brandenburger mit Sachſen oder Heſſen Rück⸗ 
ſicht nahm. Als dieſe dann ihre Zuſtimmung gegeben hatten, erfolgte 
bei einem feierlichen Beſuche, den die Herzoge im Sommer 1571 am 
kurfürſtlichen Hoflager zu Zechlin machten, am 30. Juli die Ausſtellung 
der Urkunde, durch die dem Herzoge Johann Friedrich und ſeinen 
Erben der Anfall der Neumark und des Landes Sternberg nach dem 
Ausſterben des brandenburgiſchen Hauſes, ſowie die Lehnsherrſchaft 
über Löcknitz und Vierraden zugeſichert wurden. Die pommerſche Po- 
litik hatte damit entſchieden einen nicht unbedeutenden Erfolg erzielt, 
durch den die Stellung des Landes zum Nachbarſtaate verändert wurde. 
Nicht nur die Brandenburger hatten von jetzt an die Erbhuldigung in 
Pommern zu fordern, die Herzoge hatten für die Neumark dasſelbe 
Recht, das auch Johann Friedrich ſofort in Anſpruch nahm. Einige 
Schwierigkeit machte es noch, die Beſtätigung des neuen Vertrages durch 
den Kaiſer zu erlangen; ſie erfolgte erſt am 18. März 1574. Darauf 
wurde dann im Januar des nächſten Jahres die alte Erbeinigung von 
1529 erneuert und beſtätigt, und Johann Friedrich erhielt jetzt auch die 
Erbhuldigung im Herzogtum Stettin. 

Schon vorher hatte er auf das Bistum Kammin verzichtet, deſſen 
Verwaltung ihm mancherlei Arbeit und Mühe verurſacht hatte. Noch 
1572 waren lange Beratungen über die Reviſion der Statuten und 
die Ordnung des Stiftes abgehalten worden; man kam nach mühſamen 
Vorarbeiten zur Abfaſſung neuer Geſetze, die von nun an für lange Zeit 
gültig waren. Wie man 1569 feſtgeſetzt hatte, übernahm der jüngſte von 
den Brüdern, Kaſimir, der jetzt ſiebzehn Jahre alt war, das Bistum, 
und ſeine durch das Kapitel vorgenommene Poſtulation erhielt am 
24. September 1574 die herzogliche Beſtätigung. Er wurde am 
24. Oktober eingeführt, nahm in den nächſten Tagen die Huldigung 
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der Städte und der ſtiftiſchen Ritterſchaft entgegen und beſtätigte ihre 
Rechte und Privilegien. Um die Regierung ſeines Landes kümmerte 
er ſich anfänglich wenig, unternahm vielmehr 1578 eine längere Reiſe 
nach Italien und in die Niederlande. Zuvor hatte er der Vermählung 
ſeiner beiden Brüder Johann Friedrich und Ernſt Ludwig beigewohnt. 
Jener feierte am 17. Februar 1577 in Stettin ſein Beilager, wobei 
er in dem ſeit zwei Jahren neu erbauten und ſtattlich hergerichteten 
Schloſſe große Pracht entfaltete und die zahlreichen Gäſte glänzend be⸗ 
wirtete; er konnte dabei ſeiner Neigung zu fürſtlichem Aufwande 
nachgeben, bewies aber doch auch nicht geringen Geſchmack und feines 
Kunſtverſtändnis. Ernſt Ludwig ſührte am 20. Oktober 1577 Sophia 
Hedwig, die Tochter des Herzogs Julius von Braunſchweig-Wolfen⸗ 
büttel, heim. Schon viel früher (1572) hatte ſich Herzog Bogiſlaw XIII., 
der zu Barth Hof hielt, mit Klara, der Witwe des Fürſten Bern⸗ 
hard VII. von Anhalt, der Tochter des Herzogs Franz zu Braun⸗ 
ſchweig⸗Lüneburg, vermählt; ſie wurde die Mutter der letzten Generation 
des pommerſchen Herrſcherhauſes. Der vierte Bruder, Barnim XII. 
in Rügenwalde, heiratete am 8. Januar 1582 eine Schweſter der Her- 
zogin Erdmut, Anna Maria, des Kurfürſten Johann Georg von Bran⸗ 
denburg Tochter. Trotz der ſchweren Laſten, die dem Lande aus den 
verſchiedenen Hofhaltungen erwuchſen, begrüßte man dieſe Heiraten mit 
lebhafter Freude, ſchienen fie doch eine lange Dauer des Herrſcher⸗ 
hauſes zu verbürgen, und die Verbindungen mit anderen deutſchen 
Fürſtengeſchlechtern konnten nur geeignet ſein, die politiſchen Verhält⸗ 
niſſe zu beſſern und zu ſichern. Denn war die Zeit auch ſcheinbar 
friedlich und glücklich, ſo wurde Pommern doch in manche Bewegungen 
und Unruhen hineingezogen, die leicht gefährlich werden konnten. 

Das Verhältnis zu Polen war in dieſer Zeit faſt ſtets freund⸗ 
lich, wenn auch natürlich Grenzirrungen, Übergriffe und Räubereien 
oft Verhandlungen notwendig machten. Bütow und Lauenburg waren 
1546 als freie Lehen anerkannt worden, und nur die Bedingung 
beſtand und wurde noch 1577 erneuert, daß beide Länder nach 
dem Ausſterben der pommerſchen Herzogslinie an Polen zurückfallen 
ſollten. Das Amt Bütow wurde 1573 dem Herzoge Barnim XII. 
überlaſſen. Bei den Handelsſtreitigkeiten mit Brandenburg ſtand der 
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König Sigismund auf Pommerns Seite, nicht nur weil ſeine Untertanen 
vornehmlich auf den Handel mit dieſem Lande angewieſen waren, fon- 
dern auch weil er ſeit 1569 durch eine Anleihe bei den pommer⸗ 
ſchen Herzogen dieſen verbunden war. Deshalb ließ er ſich mit Hans 
von Küſtrin auf Verhandlungen wegen des Warthehandels überhaupt 
nicht ein. Über die Schuld kam es nach dem Ausſterben der Jagel- 
lonen (1572) mit dem 1575 erwählten Könige Stephan Bathory zu 
ärgerlichen Verwickelungen; er verweigerte die Zahlung der Zinſen oder 
gar die Rückgabe des geliehenen Kapitals und verwies die Fürſten auf 
die polniſchen Bürgen, von denen natürlich erſt recht nichts einzutreiben war. 
Dadurch kamen die Herzoge, die ſelbſt die Summe nur geliehen hatten, 
in große Verlegenheit, ihre Gläubiger und ihre Bürgen, die Städte 
Stralſund, Stettin, Greifswald, Stargard und Anklam, wurden un⸗ 
ruhig und fingen an, ihrer Unzufriedenheit auf den Landtagen offen 
Ausdruck zu geben. Nur mit Mühe überredeten die Fürſten 1581 die 
Stände, für ſie einzutreten und die geſamte Summe zu beſchaffen, 
falls die Rechtsmittel gegen Polen nichts nützen würden. Trotz 
dieſes ſchmählichen Handels forderte der König von den Pommern, die um 
Erneuerung des Lehnsbriefes für Bütow und Lauenburg baten, fi 
ſollten ihm perſönlich knieend den Eid der Treue leiſten; ſie lehnten 
dies ab und erreichten dann auch durch ihre Feſtigkeit, daß 1578 der 
Lehnsbrief einfach erneuert wurde. Der Einfluß Polens auf Pommern 
war entſchieden im Sinken, ſeitdem es ſich mehr und mehr Deutſchland 
und Schweden zugewandt hatte. 

Ein ſehr ſchwerer Schlag traf das Land in den erſten Jahren der 
Stettiner Regierung Johann Friedrichs, als im April 1572 das 
Stettiner Bankhaus der Loitze den Bankerott erklärte. Die Inhaber 
dieſes großen Geſchäftes, die Gebrüder Loitze, ſpielten etwa ſeit 1550 
in Pommern eine große Rolle, nicht nur als Bankiers der Fürſten, 
zahlloſer Edelleute und Bürger, ſondern auch in der Politik. Ihre 
Verbindungen erſtreckten ſich weit über die Grenzen des Landes bis 
nach Frankreich und Polen, und ſie genoſſen einen ungemeſſenen Kredit, 
ſowie großes Vertrauen, obgleich ihre Geſchäfte nach unſern Begriffen 
keineswegs immer ohne Makel waren. Brachten ſie doch z. B. 1554 
durch ihre Verbindung mit dem geächteten Markgrafen Albrecht von 
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Brandenburg die pommerſchen Herzoge in unangenehme Verwickelungen 
mit dem Kaiſer. Zum Schaden des Stettiner Handels beteiligte ſich 
Stephan Loitz an der Geſellſchaft, die 1561 vom Kurfürſten von 
Brandenburg das Salzmonopol in ſeinem Lande erhielt. Trotz alledem 
behauptete das Haus ſeine Stellung in Stettin und Danzig, denn die 
Herzoge und viele andere waren ihm durch Schulden verbunden; auch 
das dem Polenkönige geliehene Geld ſtammte zum großen Teile von 
den Loitzen her. Man drängte ihnen förmlich Kapitale auf, da ſie 
Zinſen verſprachen, die auch für jene Zeit ungewöhnlich hoch waren. 
Ohne Bedenken übernahmen zahlreiche Grundbeſitzer, namentlich ſolche 
Hinterpommerns, Bürgſchaften bei Anleihen, die von den Loitzen in an⸗ 
deren Gebieten auſgenommen wurden; ſo war ſchließlich ein großer Teil 
des Vermögens der hinterpommerſchen Ritterſchaft in ihren Händen. 
Als nun infolge politiſcher Verwicklungen und des Mißgeſchickes ihrer 
königlichen und fürſtlichen Schuldner das Haus der Loitze zuſammen⸗ 
brach und der Stettiner Hans Loitz nach Polen entfloh, da waren 
die Geldverhältniſſe des Landes auf Jahre hinaus erſchüttert. Nament⸗ 
lich für den Grundbeſitz Hinterpommerns begann eine Zeit ſchwerſten 
Niederganges, als die Gläubiger der Loitze ihre Bürgen gericht⸗ 
lich in Anſpruch nahmen. Der Kreis der betroffenen Familien wurde 
durch weiter übernommene Bürgſchaften immer größer, und die Folgen 
des Bankerottes waren bald unabſehbar: Prozeſſe über Prozeſſe 
entſtanden, die Güter wurden zum Teil zerſchlagen, die Untertanen 
aufs ſchonungsloſeſte bedrückt, ſo daß ſie in Scharen über die Grenze 
nach Polen flohen. Nicht wenige adelige Familien, beſonders im 
Schlawer oder Stolper Gebiete, verarmten vollkommen, und die Land⸗ 
wirtſchaft, die zuletzt einen ſichtbaren Aufſchwung genommen hatte, 
lag bald in weiten Teilen des Landes vollkommen darnieder, ſo daß 
ſchon 1576 der Landtag ſtaatliche Hilfe gegen die Verſchuldung des 
Adels verſprechen mußte. Auch in den Städten herrſchte eine tief- 
gehende Kriſis, die erſt ſehr allmählich überwunden werden konnte, und 
noch lange übte der Loitzen Niedergang die übelſten Folgen auf die 
wirtſchaftliche Lage Pommerns aus, ſeine Folgen ſind in den endloſen 
Rechtsſtreitigkeiten, bie vor dem Reichskammergericht geführt wurden, viele 
Jahre hindurch erkennbar. Da aber dies oft mit ſeiner Hilfe verſagte, ſo 
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kam wieder die Sitte auf, ſich mit eigener Hand das zu verſchaffen, 
worauf man ein Recht zu haben glaubte; die Achtung vor dem Ge 
ſetze verminderte ſich, gewalttätige Ausſchreitungen gegen die herzog⸗ 
lichen Landreiter und andere Beamte kamen vor. Das führte dann zu 
anderen Gewalttaten des Adels, namentlich auch gegen die Städte, 
wovon der Landfriedensbruch Zeugnis ablegt, deſſen ſich einige Edel— 
leute 1582 in Schlawe ſchuldig machten. Mit ſchwerer Strafe wurde 
er vom Herzoge geahndet und damit dem Adel ein warnendes Beiſpiel 
gegeben. 

Wenige Wochen vor dem Bankerotte der Loitze war der verdiente 
Rat des Herzogs Johann Friedrich, Jakob von Zitzewitz, am 10. März 
1572 aus dem Leben geſchieden. Durch das Mißlingen eines von 
ihm eifrig betriebenen Planes der Verheiratung einer pommerſchen 
Prinzeſſin mit dem däniſchen Könige hatte der viel und oft, namentlich 
auch von Wolgaſt aus angefeindete Mann Mut und Selbſtvertrauen 
verloren, ſo daß er ſelbſt ſeinem Leben ein Ende machte. Sicher iſt 
er einer der bedeutendſten Staatsmänner Pommerns geweſen, mit Ge⸗ 
ſchick und Treue hatte er meiſt die Geſchäfte ſeiner Landesherren ge⸗ 
führt, wenn auch wohl die Angriffe gegen ſeine Politik nicht immer 
ganz unberechtigt waren. Der alte Wolgaſter Großhofmeiſter Ulrich 
von Schwerin (geſt. 1576), deſſen Bild noch heute über dem Tore des 
von ihm 1558 —1567 erbauten Schloſſes Spantekow erhalten ift, mag 
zwar nicht ſo gebildet geweſen ſein, wie Zitzewitz, aber ſeine Verdienſte 
um die Wolgaſter Regierung ſind ſicher nicht minder gering. Ihm 
war es mit zu verdanken, daß das kleine Land nicht nur in den Zeiten 
der Vormundſchaft glücklich alle Stürme überſtand, ſondern auch ſpäter 
im allgemeinen in beſſerem Zuſtande war als das Stettiner Herzog⸗ 
tum. Ihm ſtand als Kanzler Valentin von Eickſtedt (geſt. 1579) treu 
zur Seite; durch geſchichtliche Arbeiten, meiſt Auszüge aus der weit 
verbreiteten Pomerania, die durch Bearbeitung der von Thomas Kantzow 
hinterlaſſenen Chronik entſtanden war, hat er auch ſein warmes Intereſſe 
an der Heimat bewieſen. 

Eine neue tiefgehende Erſchütterung brachte dem Stettiner Lande 
der im Jahre 1572 wieder ausbrechende Handelskrieg zwiſchen Stettin 
und Frankfurt, in dem Johann Friedrich, obgleich er anfänglich über 
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das Vorgehen feiner Stadt erzürnt mar, ſpäter doch auf ihrer Seite 
ſtand. Die verſchärfte Anwendung des Niederlageprivilegs in Stettin 
und die erneute Sperrung des Hafens erregten in Frankfurt Unwillen, 
ſo daß es dort ſchließlich zu einer Verhaftung der Stettiner Kaufleute 
und Beſchlagnahme ihrer Waren kam. Der Streit wurde vor das 
Reichskammergericht gebracht, aber der Handel zwiſchen beiden Städten 
geriet mehr und mehr ins Stocken, und die Verhandlungen, in 
die alsbald auch die Landesherren eingriffen, wurden immer ernſter, 
im Oktober 1572 ſperrte der Kurfürſt die Mark für jeden Verkehr mit 
Stettin. Verſuchten auch zunächſt die kleineren pommerſchen Städte an 
der Grenze, wie Stargard, Pyritz, Paſewalk, aus dieſem Verbote für 
ſich Gewinn zu ziehen, ſo zeigte es ſich doch bald, wie großen Schaden 
ganz Pommern durch die Sperre erlitt, wenn es auch nicht gelang, ſie 
wirklich vollkommen durchzuführen. Der Prozeß vor dem Reichs⸗ 
kammergerichte ging natürlich ſehr langſam weiter, und als im Anfange 
des Jahres 1576 in Speier ein erſter Spruch zugunſten Frankfurts er⸗ 
folgte, da erwies es ſich als unmöglich, ihn zur Ausführung zu bringen. Die 
ganze Angelegenheit verlief im Sande, die Sperre der Mark wurde kaum 
mehr ausgeübt, ja vielleicht auch direkt aufgehoben. Als ſchließlich 1623 
das Kammergericht verkündete, daß Stettin kein Recht habe, den Frank⸗ 
furtern den Hafen zu ſchließen, hatte der Entſcheid kaum noch praktiſche 
Bedeutung. Frankfurt war in feinem Handel und feinem Reichtum fo 
zurückgegangen, daß es nicht mehr imſtande war, Stettin irgendwie 
Konkurrenz zu machen. Aber der Verkehr auf der mittleren Oder hatte 
überhaupt ſtark abgenommen, und auch Stettin und Pommern hatten er⸗ 
hebliche Verluſte erlitten. Der Herzog Johann Friedrich machte bei dieſer 
Gelegenheit auch den Verſuch, die Rechte ſeiner Hauptſtadt zu be⸗ 
ſchränken, wie es ja ein Beſtreben der ganzen Zeit war, die landesfürſt⸗ 
liche Gewalt gegenüber Städten und anderen Ständen zu ſtärken. 
Johann Friedrich war vor anderen Fürſten dazu geneigt, da er 
von ſeiner Würde und Stellung eine beſonders hohe Meinung hatte. 
Er war in der Tat ein begabter Fürſt und verſtand es, ſich in An⸗ 
ſehen zu ſetzen, ſowie manche Erfolge auch gegenüber den Nachbar⸗ 
ſtaaten zu erringen. Mit energiſchem Willen verband er große Rüd- 
ſichtsloſigkeit und erinnert nicht ſelten an feinen Ahn Bogiſlaw X., 
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aber er verſtand es nicht, ſich in die Verhältniſſe und die Zeiten zu 
ſchicken. Trotz der überaus mißlichen wirtſchaftlichen Lage ſeines Landes 
entfaltete er übermäßige Pracht und ließ ſich in höchſt koſtſpielige Unter⸗ 
nehmungen ein, die jenes kaum tragen konnte; ſeine Bauten in Stettin 
und Friedrichswalde, wo er ſich ein ſtattliches Jagdſchloß errichtete, 
ſtürzten ihn nicht nur in große Schulden, ſondern brachten ihn auch 
in Konflikte mit ſeinen Untertanen. Dabei ging er rückſichtslos vor 
und ließ z. B. 1583 Stargard, das ſich weigerte, ihm einige Güter zu 
verkaufen, ernſtlich ſeine Ungnade fühlen. Sehr zuwider war es ihm, 
daß er in einem Streite mit Stettin bei Gelegenheit des Schloßbaues 
nachgeben mußte. Gegen Geldzahlung war aber auch er bereit, kleineren 
Städten Zugeſtändniſſe zu machen, wie er z. B. Belgard, Schlawe, 
Neuſtettin und Kammin feinen Anteil am Stadtgerichte für jährliche 
Abgaben überließ. Auch ſuchte er manchen Städten, von denen gerade 
damals mehrere ſchwere Brandſchäden erlitten, aufzuhelfen, indem er 
ihnen das Recht verlieh, Märkte abzuhalten, wie es damals im Cet 
tiner Lande Bärwalde und Pyritz, im Kamminer Stifte Köslin und 
im Wolgaſter Teile Bahn, ſowie Loitz erhielten. Mit Johann Friedrichs 
Erlaubnis verlegten um 1570 die Bewohner des kleinen Ortes Leba⸗ 
münde, durch Meeresflut und Dünenſand gezwungen, ihre Wohnfibe 
mehr landeinwärts und begründeten auf der rechten Seite des Seba 
fluffes die neue Stadt Leba. So hat der Herzog trotz aller üblen tad 
rede, die ihm, ſowie ſeinen Räten und Günſtlingen erwuchs, doch auch 
mancherlei zum Nutzen der Städte getan. Sonſt hatte man freilich im 
Lande oft genug Grund, auf die Regierung des Herzogs zu ſchelten 
und mit ihren Maßregeln unzufrieden zu fein; nicht einmal die ark 
fänglich ſo ſchön bewährte brüderliche Eintracht der Söhne Philipps J. 
war von langem Beſtande. Es iſt allerdings nicht immer zu entſchei— 
den, wer von den beiden Herzogen Johann Friedrich und Ernſt Ludwig 
zu den mannigfachen Zwiſtigkeiten den Anlaß gab, doch ſicher ift, daß 
letzterer von Anfang ſeiner ſelbſtändigen Regierung in Wolgaſt an nicht 
ſelten ſeine eigenen Wege gegangen war und namentlich in der äußeren 
Politik der Stettiner Regierung viele Schwierigkeiten bereitet hatte. 
Ernſt Ludwig ſtand ſeinem Bruder an geiſtiger Begabung nach; er 
beſchäftigte ſich wohl gern mit allerlei wiſſenſchaftlichen Studien, überließ 
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aber die Verwaltung ſeines Landes in viel zu hohem Maße ſeinen Be⸗ 
amten. Daher entſtand, wenn auch die Lage des Herzogtums und ſeiner 
Bewohner äußerlich günſtig und glücklich erſchien, doch allmählich eine be- 
denkliche Mißwirtſchaft, zumal da auch ſeine Verſchwendungsſucht ſehr be⸗ 
denkliche Folgen nach ſich zog. Wiederholt mußten die Stände, obwohl 
Ernſt Ludwig gegen ſie einen großen Widerwillen empfand, energiſch 
in die Regierung eingreifen. Einen langen Streit wegen der Zölle hatte 
der Herzog mit Anklam und mußte, da die übrigen Städte es unter⸗ 
ſtützten, doch ſchließlich nachgeben. Mit ſeiner mächtigſten Stadt Stral⸗ 
ſund ſtand er ſich verhältnismäßig gut; ſie ſandte zu ſeiner Hochzeits⸗ 
feier die geforderten Mannen, allerdings unter Proteſt, damit daraus 
der Stadt keine Schmälerung ihrer alten Privilegien entſtände, nach 
denen ſie nicht verpflichtet war, bewaffnete Mannſchaft nach auswärts zum 
Dienſte des Landesherrn zu ſtellen. Daß aber trotzdem eine Span- 
nung zwiſchen Regierung und Stadt beſtand, zeigte ſich bei dem Be⸗ 
gräbniſſe Ernſt Ludwigs (1592), bei dem die Vertreter Stralſunds 
eine ſehr kleinliche, aber ihren Stolz verletzende Kränkung erfuhren. 
Die ſchwerſten Konflikte hatten beide Herzoge mit den Ständen, 
auf deren Hilfe ſie bei der Laſt ihrer Schulden ſehr rechnen mußten. 
Johann Friedrich mußte bereits 1571, ſein Bruder um dieſelbe Zeit 
um die Bewilligung von Steuern bitten. Obgleich die Landtage ihnen 
wiederholt ſolche bewilligten, wuchſen die Schulden immer wieder ſehr 
ſchnell an; auch die wirtſchaftlichen Notſtände machten ſich natürlich 
ganz bedeutend geltend, ſo daß man ernſtlich daran denken mußte, die 
Steuerverfaſſung des Landes weiter auszubilden. Die Verwaltung der 
Steuern lag im allgemeinen in den Händen der landſchaftlichen Ausſchüſſe, 
aber die Reichsſteuern, die beſonders zur Abwehr der Türkengefahr ge⸗ 
fordert wurden, erhob der Herzog wiederholt für ſeine Kammer. Auch 
die Verteilung und Einforderung der ausgeſchriebenen Abgaben riefen 
immer wieder Verhandlungen und Beratungen hervor, bei denen es der 
herzoglichen Regierung in beiden Landen ſchwer wurde, ihre iyorbe- 
rungen durchzuſetzen. Gemeinſchaftliche Landtage fanden ſelten ſtatt, 
da namentlich Johann Friedrich ihnen heftig widerſtrebte. Er griff 
aber unbedenklich in die Angelegenheiten Wolgaſts ein, ebenſo wie er 
ſich nicht ſcheute die Privilegien ſeiner Stände zu verletzen. Soll er 
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doch 1599 behauptet haben, es ſtände dem Fürſten zu, Steuerſtreitig⸗ 
keiten der Stände durch ſein Wort zu entſcheiden und Landtagsabſchiede 
nach Belieben aufzuheben. Nur widerwillig ging er ſeine Stände über⸗ 
haupt mit der Bitte um Bewilligung an, aber die Not zwang ihn 
dazu. Deshalb ijt es erklärlich, daß er auf den Gedanken der Gin 
führung der Akziſe zurückkam, um die ſchon 1556 ein heftiger Streit 
entbrannt war. Damals war den Herzogen durch kaiſerliches Mandat 
das Recht zur Einführung einer Akziſe auſ in- und ausländiſches Ge⸗ 
tränke, Malz, Gerſte und Bier verliehen worden; die Einkünfte ſollten 
zur Ausrichtung der Reichsdienſte und zur Abſtellung gemeiner Landesnöte 
dienen. Es kam aber nicht zur Einführung dieſer den Städten ganz 
beſonders verhaßten Steuer, der Landtag lehnte fie, wie es ſche int, be— 
reits 1557 rundweg ab, ebenſo eine Verſammlung von Vertretern aller 
Stände. Darauf gab Herzog Philipp den Plan der Einführung ganz auf, 
während Barnim XI. noch wiederholt Verſuche in dieſer Richtung machte. 
Johann Friedrich nahm den Gedanken wieder auf, wohl nicht am wenigſten 
aus dem Wunſche, durch dieſe Steuerart von den Ständen unabhängig 
zu werden. Nachdem er ſchon 1571 einen Verſuch gemacht hatte, eine 
Abgabe vom Bier durchzubringen, ging er ſeit 1585 energiſcher vor, 
und es gelang ihm, den Grafen Ludwig von Eberftein dafür zu ge 
winnen, der als der Führer der Stände gelten konnte. Der Kampf 
begann, als eine Verbrauchsabgabe vom Bier und Getreide gefordert 
wurde, nachdem es geglückt war, vom Kaiſer Rudolf II. eine Erneuerung 
des Edikts von 1556 zu erreichen. Auf dem Landtage zu Treptow 
a. R. wurde im Juli 1588 die Akziſe abgelehnt, und die Stände wur⸗ 
den in ihrer ablehnenden Haltung durch das Verfahren Ernſt Ludwigs 
beſtärkt, der damals dem Bruder in mehreren Angelegenheiten bejon- 
ders ſcharf entgegentrat. Als nun Johann Friedrich trotz alledem den 
kaiſerlichen Erlaß als Geſetz publizieren ließ, da erfolgte ein drohender 
Proteſt der Stände, ſo daß der Herzog, obwohl er anfangs in ſeinem 
Stolz den Widerſpruch höhnend verachtete, doch allmählich einzulenken 
begann. Zwar verſuchte er noch im September die Trankſteuer durch 
eine Verordnung durchzuſetzen und bemühte ſich bei wiederholten De 
ſuchen perſönlich, den Kaiſer für ſeine Sache zu gewinnen. Als aber 
dieſer auf Verlangen Stettins die Entſcheidung über die Akziſe dem 
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Kammergerichte überwies, war der Herzog zwar aufs höchſte empört, 
daß er mit Untertanen disputieren ſolle, verzichtete aber auf die Akziſe, 
und die Stände bewilligten ihm nun gern 100 000 Gulden, binnen zehn 
Jahren zu entrichten. Doch die erlittene Niederlage konnte der ſtolze Fürſt 
ſchwer verwinden, und er machte kaum je wieder einen leiſen Verſuch, ſeinen 
Lieblingsgedanken durchzuſetzen. Der Kampf mit den Ständen brachte 
aber die beiden Brüder wieder einander nahe, fo daß ſie ſich zu ge⸗ 
meinſchaftlichem Wirken zuſammentaten. Freilich ſchied Ernſt Ludwig 
bereits am 17. Juni 1592 aus dem Leben, nachdem er in Schwermut 
und Trübſinn verfallen war. Ob hierzu ſeine Trunkſucht, die über⸗ 
mäßig geweſen ſein ſoll, oder eine Neigung zu myſtiſchem Aberglauben 
den Anlaß gegeben haben, muß dahingeſtellt bleiben. Seine Wert⸗ 
ſchätzung der Wiſſenſchaften machte ihn zu einem treuen Beſchützer 
der Univerſität Greifswald, für die er den Bau eines neuen Kollegiums 
1591 beginnen ließ und die er in Streitigkeiten mit der Stadt be⸗ 
ſchützte. Sein unbeſtändiger Charakter hat ihn manche ſchwere Fehler 
und Mißgriffe begehen laſſen, aber immer wieder tauchen doch auch 
liebenswürdige Charakterzüge hervor. Er hinterließ zwei Töchter und 
einen erſt acht Jahre alten Sohn, Philipp Julius. Für dieſen über⸗ 
nahm der Oheim Bogiſlaw XIII. die Regierung in Wolgaſt. 

Er hatte ſtill und friedlich in feinen Amtern Barth und Neuenkamp 
gewaltet und lebte in glücklichſter Ehe mit Klara von Braunſchweig, die 
ihm elf Kinder, ſechs Söhne und fünf Töchter, gebar. Mit väterlicher 
Sorgfalt widmete er ſich ſeinen einfachen Regierungsgeſchäften, ebenſo 
wie der Erziehung ſeiner Kinder. Bei ſeinem Schloſſe in Barth be⸗ 
gründete er 1582 eine Druckerei. In Pommern beſaßen bis dahin 
nur Stettin (1569) und Greifswald (1581) Buchdruckereien; ſehr ſpät 
erſt war die Kunſt ins pommerſche Land gedrungen, um ſo anerkennens⸗ 
werter iſt es, daß Bogiſlaw ihr in ſeiner kleinen Stadt eine Stätte 
bereitete. Es ging aus ihr neben anderen Druckwerken 1588 die ſtatt⸗ 
liche plattdeutſche pommerſche Bibel hervor. Später iſt ſie nach Stettin 
verlegt und dann nach Dorpat gebracht worden. Trotz ſeiner milden 
Geſinnung hielt der Fürſt nicht minder als ſeine Brüder auf ſeine 
Würde und ſeine fürſtliche Stellung und geriet deshalb mit dem ihm 
benachbarten Stralſund wiederholt in Streitigkeiten. Gegenüber dem 
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geſteigerten Selbſtgefühle der Städter äußerte er wohl, daß Kaufleute 
und Handwerker zur Regierung unfähig ſeien. Bei den vielen gegen- 
ſeitigen Reibereien kam es 1580 dazu, daß Bogiſlaw die Waren der 
Stralſunder auf dem Barther Markte mit Beſchlag belegen ließ. Na⸗ 
türlich wurde dadurch der Streit nur noch heftiger, und die Sache wurde 
vor das Reichskammergericht gebracht; erſt 1594 legte man die Sache 
durch Rückgabe der Güter bei. Gegen Stralſund richtete ſich auch der 
phantaſtiſche Plan des Herzogs, an der Stelle des Kloſters Neuenkamp 
eine neue Stadt zu begründen, die in der Form einer adeligen Han⸗ 
delsrepublik nach dem Muſter Venedigs dem mächtigen Stralſund 
Konkurrenz machen ſollte. 1587 kam der Plan zur Ausführung; es 
wurde der Grund zu der Stadt gelegt, der Bogiſlaw zu Ehren ſeines 
Schwiegervaters, des Herzogs Franz von Braunſchweig-Lüneburg, den 
Namen Franzburg gab. Das Regiment der Stadt wurde in die 
Hände des Adels gelegt, der ſieben Regierungsräte wählen ſollte. In 
der herzoglichen Kapitulation ſind die genaueſten Beſtimmungen über 
die Anlagen und Verwaltung der neuen Stadtgemeinde getroffen, und 
man erkennt, wie der Herzog ſich bemühte, durch Anlegung einer Ritter⸗ 
ſchule und einer großartigen Tuchmanufaktur ſeine Schöpfung zu beleben. 
Sie ſcheint aber gar nicht wirklich zuſtande gekommen oder ſehr bald 
wieder eingegangen zu ſein; Franzburg iſt immer ein kleines Land⸗ 
ſtädtchen geweſen und geblieben, das für Stralſund kein gefährlicher 
Nachbar war. Wie der ſonſt ſo verſtändige, ja ſehr nüchterne Fürſt 
auf dieſe abſonderliche Idee gekommen iſt, läßt ſich nicht recht erkennen, 
vielleicht hat ihn wirklich nur ſeine Feindſchaft gegen Stralſund dazu 
getrieben. 

Bei ſeinem vormundſchaftlichen Regimente in Wolgaſt geriet er 
natürlich auch bald in Kämpfe mit den Ständen, deren Vertreter er im 
Vormundſchaftsrate nicht neben ſich dulden wollte. Sein Wunſch war 
es, die Landtage überhaupt zu beſeitigen und ſich lieber von dem Aus 
ſchuſſe, dem Kollegium der Landräte, beraten zu laſſen, der, wie es in 
dem Landtagsabſchiede von 1592 heißt, „in allen hochwichtigen und 
das ganze Land betreffenden Sachen, wie von alters gebräuchlich, et 
fordert werden“ folle. Doch dieſe Abſicht ſtieß hier wie im Herzogtum 
Stettin auf lebhaften Widerſtand. Auch um das Teſtament des Her⸗ 
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zogs Ernſt Ludwig erhoben ſich Streit und Zank, da die Landſchaft 
ſowohl wie die herzoglichen Brüder gegen die Verſchenkung von Tafel⸗ 
gütern mit Recht Proteſt einlegten, ſie ſetzten auch durch, daß der 
Kaiſer das Teſtament nicht beſtätigte. Darüber waren die Günſtlinge 
des verſtorbenen Herzogs, wie Melchior von Normann u. a., denen er 
Vermächtniſſe beſtimmt hatte, ſehr erzürnt, und es ſchien eine Zeitlang, 
als ſolle das alte Fauſt⸗ und Fehderecht wieder aufleben; kam es doch 
damals auch unter den Brüdern von Schwerin zu förmlichen Kämpfen 
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Wegen der Akziſe begann in beiden Herzogtümern noch einmal der 
Kampf, beſonders als Johann Friedrich ſeine große Schuldenlaſt die 
Einführung einer ſolchen Steuerart wieder wünſchenswert erſcheinen ließ. 
Hierbei kam auch die Frage nach dem Rechte der Stände auf freie Ver⸗ 
ſammlungen zur Erörterung, das ihnen früher zugeſtanden und oft von 
ihnen ausgeübt worden war. Der Streit der Herzoge mit den Ständen, 
deren Führer der Erblandmarſchall Ewald von Flemming war, wurde 
ſo heftig, daß Johann Friedrich in ſeinem Eigenwillen die Kanzlei und 
die Landesgerichte zu ſchließen befahl; dadurch entſtand in Pommern 
ein Zuſtand faſt gänzlicher Rechtloſigkeit. Zum Glück dauerte er nicht 
lange, da 1599 die Stände auf eine mehr gemäßigte Forderung des 
Herzogs hin neue außerordentliche Steuern bewilligten und dieſer darauf 
die Gerichte wieder eröffnete. Man hatte auch verſucht, Zwieſpalt 
zwiſchen Adel und Städten zu ſäen, doch der gemeinſame Haß gegen 
die Akziſe einte beide bald wieder gegen die Macht der Fürſten. So 
dauerte der langwierige Kampf noch fort, als Johann Friedrich mitten 
im fröhlichen Faſtnachtstreiben plötzlich in Wolgaſt, wo er zum Beſuche 
weilte, erkrankte und am 9. Februar 1600 aus dem Leben ſchied. 
Wenig beliebt war der Herzog bei feinen Untertanen, und üble Nachrede 
über feine Verſchwendung und Untätigkeit, über die Mißwirtſchaft feiner 
Günſtlinge, unter denen Peter Kameke ganz beſonders verhaßt war, 
wurde alsbald laut; und doch iſt vieles an dieſen Urteilen falſch oder 


ungerecht. Johann Friedrich war eine ſtolze, eigenwillige Fürſtennatur 


voll Tatkraft und Energie, aber im fortwährenden Kampfe mit ſeinen 
Ständen erlahmte bisweilen ſeine Kraft, ſo daß der ungeſtüme Mann 


in Schwäche verſank. Die ungünſtigen Verhältniſſe, unter denen er die 
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Regierung des Landes zu führen hatte, haben ihn nicht zur vollen 
Ausnutzung ſeiner Gaben kommen laſſen, er ſchwankte zwiſchen eifrigſter 
Tätigkeit und völliger Tatenloſigkeit hin und her. Seine Doppelnatur 
zeigt ſich auch in ſeiner Liebe zu feinem, höfiſchem Leben voll Pracht und 
Glanz und in ſeiner Neigung zu rohen Vergnügungen, ſowie wilden 
Gelagen oder gemeinen Späßen von Narren und Poſſenreißern. Er iſt 
recht ein Fürſt der zweiten Hälfte des ſechzehnten Jahrhunderts, bald 
mit ernſten Geſchäften, auch theologiſchen Studien beſchäftigt, bald 
wilder Lebensluſt hingegeben. Unter den Herrſchern aus dem Greifen⸗ 
geſchlechte iſt er aber unbedingt einer der bedeutendſten. Ohne Erben 
ſank er ins Grab; ſeine Witwe, die ſtolze Herzogin Erdmut aus dem 
Hohenzollernhauſe, hat noch eine lange, oft durch Geldmangel ſehr be— 
drückte Zeit auf ihrem Wittum zu Stolp verlebt, bis auch ſie am 
13. November 1623 aus dem Leben ſchied. 

Dem Jaſenitzer Erbvertrage zufolge trat die Regierung im Herzog⸗ 
tum Stettin der jüngere Bruder Barnim XII. an. Er hatte bisher 
ſtill und friedlich in Rügenwalde Hof gehalten und dort faſt ſtets zum 
Segen der Stadt und feiner kleinen Herrſchaft gewaltet. Eine ver⸗ 
ftändige Sparſamkeit, von der ein Ausgabe- und Einnahmebuch des 
Herzogs aus den Jahren 16001603 Zeugnis ablegt, und eine gewiſſe 
veligiöfe Duldſamkeit, die ihn in dieſer Zeit des Kampfes zwiſchen Luther⸗ 
tum und Kalvinismus ſogar einen als heimlichen Kalviniſten arg an— 
gefeindeten Prediger berufen ließ, zeichneten dieſen Fürſten aus. Des⸗ 
halb herrſchte in Rügenwalde allgemeines Bedauern, als er 1602 nach 
Stettin zog, und er ſelbſt ſcheint auch nicht gern die ſchwere Aufgabe 
übernommen zu haben, die ihm die verworrenen Verhältniſſe in ſeinem 
neuen Lande ſtellten. Beſonders ſchwierig war es, die hinterlaſſenen 
Schulden zu tilgen und die Finanzwirtſchaft zu ordnen. Er behielt, 
um zunächſt einigermaßen die Ausgaben decken zu können, vorläufig 
die Amter Stolp und Rügenwalde, machte ſich aber dann mit Ernſt 
daran, Ordnung zu ſchaffen, und erregte durch feine Sparſamkeit und 
gewiſſenhafte Aufſicht über die herzoglichen Amter und Güter natürlich 
bald Unwillen. Anderſeits wollte der Herzog die Erbhuldigung nach altem 
Herkommen und Brauche perſönlich vornehmen, was den Städten der 
Koſten wegen höchſt unlieb erſchien; ſie erboten ſich zur Zahlung einer 
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Summe, wenn Barnim fie mit den Huldigungsfeierlichkeiten verſchonen 
wollte. Nach langen Verhandlungen ging der Herzog trotz des Wider⸗ 
ſpruches der Ritterſchaft, die im Stettiner Schloſſe den Vaſalleneid 
leiſtete, auf dies Anerbieten ein, die Städte zahlten 20000 Gulden 
und überſandten die üblichen Ehrengeſchenke. Dafür leiſteten die 
Bürger der einzelnen Städte nur den dorthin geſandten herzoglichen 
Räten den Eid der Treue. Die Stände mahnten fortgeſetzt zu ſpar⸗ 
ſamerer Wirtſchaft, erſchwerten aber eine Ordnung dadurch, daß ſie 
nur kärgliche Mittel bewilligten. So waren die Verhältniſſe trotz 
alles guten Willens, den Barnim zeigte, im Lande höchſt traurig, und 
Unzufriedenheit herrſchte überall, beſonders als auch neue Reichsſteuern 
wegen der immer wiederkehrenden Türkengeſahr ausgeſchrieben werden 
mußten. Barnim war nicht imſtande, die Bürde der Regierung zu 
tragen, am 1. September 1603 erlag er in Stettin einer ſchweren 
Krankheit; auch er hinterließ keine Erben. Sein Nachfolger ſollte 
eigentlich der jüngſte der Söhne Philipps I., Kaſimir IX., werden, 
der bis 1602 das Bistum Kammin beſeſſen, dann aber nach Verzicht 
Barnims die Herrſchaft Rügenwalde übernommen hatte. Er hatte im 
Stifte manchen Streit mit Kolberg gehabt und in ſeiner Heftigkeit 
ſich oft ins Unrecht geſetzt, aber er liebte Fischfang, Gelage und Reifen 
mehr als ernſte Geſchäfte, die er ſeinen Günſtlingen, wie Joachim 
Damitz, überließ. Schwere Krankheit zehrte an ſeinem Körper, deshalb 
verzichtete er im Dezember 1604 endgültig auf die Nachfolge im Stet⸗ 
tiner Lande, verlebte ſeine letzten Jahre in Rügenwalde und ſtarb un⸗ 
vermählt am 10. Mai 1605. 

An ſeiner Stelle hatte Bogiſlaw XIII. 1603 die Regierung 
in Stettin übernommen. Er hatte bei feiner vormundſchaftlichen Ver⸗ 
waltung des Herzogtums Wolgaſt manche bitteren Erfahrungen gemacht, 
denn er war, ſeinem Bruder Johann Friedrich gleich, von ſeiner Fürſten⸗ 
macht ſehr überzeugt und ſuchte fid) vom Einfluffe der Stände freizumachen. 
Auch gegenüber Stralſund, das gerade damals (1595) nach langen, 
aber ſtets ruhigen Verhandlungen durch einen Vertrag die Verwaltung 
aller ſtädtiſchen Angelegenheiten geordnet hatte, blieb das Verhältnis des 
Herzogs recht geſpannt, ja wegen des Geleitsrechtes führte die Stadt 


gegen ihn einen Prozeß vor dem Reichskammergerichte. Als man im 
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Jahre 1601 für den noch minderjährigen Herzog Philipp Julius die 
Huldigung forderte, weigerten die Stralſunder ſie zu leiſten, weil ſie 
in Zweifel zogen, ob die Beſtätigung der ſtädtiſchen Privilegien durch 
einen minderjährigen Fürſten rechtskräftig ſei; andere Städte, wie Greifs⸗ 
wald, Anklam, Demmin, Wolgaſt, ſchloſſen ſich der Oppoſition Stral⸗ 
funds an. Erſt nach längeren Verhandlungen, zu denen Bogiſlaw 
ſelbſt in die Stadt kam, einigte man ſich dahin, daß der Vormund die 
von dem jungen Fürſten zu erteilende Beſtätigung der Privilegien noch 
beſonders verſichern ſolle. Darauf fand im Oktober 1601 unter großen 
Feierlichkeiten die Huldigung ſtatt, und die Fürſten beſtätigten die 
Privilegien der Stadt nach dem Wunſche des Rates in der „alten 
pommerſchen Mundart“. Bogiſlaw übergab 1603 die Regierung ſeinem 
Neffen, nachdem Kaiſer Rudolf II. dieſen für großjährig erklärt und 
ihm einen Lehnsbrief für ſein Land ausgeſtellt hatte. 

Sofort entbrannte auch in dem Herzogtum Stettin der Streit um 
die Huldigung. Von einzelnen Städten waren die Anteile an der Ab— 
findungsſumme, die dem Herzoge Barnim gezahlt worden war, noch nicht 
aufgebracht, als für den neuen Herrn die Huldigung gefordert wurde. 
Ein Geſuch der Städte um Aufſchub lehnte man ab, beſonders da 
Brandenburg auf die Erneuerung der Erbverträge drängte, und der 
Termin wurde feſtgeſetzt, dann aber infolge einer Krankheit des Her- 
zogs verſchoben. Im Frühjahr 1605 wurde die Huldigung der Städte 
und des Adels, den ein ſtattliches Gefolge begleitete, auf einer Reiſe 
durch das Land vom Herzoge vorgenommen; die Verhandlungen 
wegen Ablöſung der Feierlichkeiten waren geſcheitert. Es war dabei 
auch zu einem Streite mit Brandenburg gekommen, da Stettin wegen 
mannigfacher Beſchwerden jid) weigerte, den Erbvertrag zu unter⸗ 
zeichnen, doch, was in früheren Zeiten zu den ärgſten Konflikten 
geführt hatte, wurde jetzt verhältnismäßig ſchnell erledigt. 

Man ſetzte im Stettiner Lande große Hoffnungen auf Bogiſlaw XIII., 
und in der Tat brachte er durch verſtändige Sparſamkeit auch einige 
Ordnung in die Verwaltung. Dazu erneuerte er das alte Kollegium 
der Landräte, zog tüchtige Beamte, wie den Dr. Martin Chemnitius, 
in ſeinen Dienſt und nahm ſich im Widerſpruch mit den Ständen der 
Steuerverwaltung energiſcher als ſeine Vorgänger an. Er brach den 
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Widerſtand der Städte gegen die Art der Beſteuerung und trat auch 
ſonſt mit Tatkraft für die Fürſtenmacht ein. Leider aber war die Zeit 
ſeiner Regierung zu kurz, als daß er gründliche Beſſerung der Zu— 
ſtände des Landes hätte ſchaffen können. Am 7. März 1606 ſtarb 
Bogiſlaw, als der letzte der Söhne Philipps I. Herrſchte auch auf- 
richtige Trauer über den plötzlichen Tod des beliebten Fürſten, der mit 
einem hochgeſpannten Bewußtſein von ſeiner Macht ein nicht geringes 
Pflichtgefühl verband und ſich ernſtlich um das Wohl ſeiner Untertanen 
mühte, ſo war es doch ein Troſt, daß er fünf ſtattliche Söhne hinterließ. 
Denn das ſchnelle Hinſterben der Herzoge hatte in dieſer Zeit, die ſich 
mit trüben Ahnungen und myſtiſchem Aberglauben nur zu viel be— 
ſchäftigte, ſchon arge Gedanken erweckt; jetzt ſchien aber dem Herrſcher— 
hauſe eine neue Blüte bevorzuſtehen. 

Dieſe Neigung zu abergläubiſchem Weſen war in der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts überall gewachſen, alle Chroniken und 
Geſchichtsbücher waren voll von Wundergeſchichten, und zahlloſe kleine 
Schriften ſuchten die Geheimniſſe der Zeichendeuterei zu verbreiten. 
Auch die Kirche tat nichts dagegen, ſondern begünſtigte ſogar dieſen 
Hang, dem ſich auch die gebildeten Kreiſe nicht entzogen. Beſonders 
das ſtrenge Luthertum, das ſich in Pommern mehr und mehr heraus— 
bildete, war in dieſer Zeit geneigt, angebliche Wunderzeichen als War⸗ 
nungen und Mahnungen Gottes zu deuten. Schon bei der Oppoſition 
gegen das verhaßte Interim vom Jahre 1548 war das zum Vorſchein ge- 
kommen, doch dieſer Widerſpruch hatte auch das Gute gehabt, daß er die 
pommerſche Kirche einte. Es wurde nicht nur für fie die neue Kicchen- 
ordnung von 1563 hergeſtellt, ſondern im folgenden Jahre kam auch das 
Bekenntnisbuch der lutheriſchen Kirche Pommerns (Corpus doctrinae 
Pomeranicum) zuſtande, das eine Erweiterung des älteren, bereits 1561 
angenommenen Corpus doctrinae Misnicum war. Es enthielt eine Samm- 
lung von Schriften Luthers und wurde ſpäter (1573 und 1595) durch die 
Aufnahme anderer ergänzt. Damit war das Bekenntnis der Kirche 
feſtgelegt, und die neue Agende von 1569 gab die Ordnung für den 
Gottesdienſt. Andere Geſetze oder Statuten wurden für die Viſitationen 
(1556), die Synoden (1574) oder für die Präpoſiti (1594) erlaſſen, 
ſo daß das Kirchenweſen im allgemeinen wohlgeordnet war. Trotzdem 
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blieben in den Zeremonien und im Kirchendienſte viele Reſte aus 
der katholiſchen Zeit noch lange erhalten, vor allem war es ſchwer, 
das Nutzloſe und Abergläubiſche mancher Gebräuche dem Volke klarzu⸗ 
machen und es zu ihrer Abſtellung anzuhalten. Dazu dienten nament⸗ 
lich die Viſitationen, die fortgeſetzt hier und dort im Lande gehalten 
wurden, z. B. in dem Gebiete zwiſchen Oder und Peene in den Jahren 
1570—80, im Kamminer Stifte 1560-62. Eine Vermahnung und 
Erinnerung an die Prediger auf dem Lande, wie ſie ſich in ihrem 
Amte verhalten ſollten, ließ 1589 der Stettiner Superintendent D. Jo⸗ 
hann Kogeler drucken, und Jakob Runge entwarf 1593 leges pro 
custodibus. 

Lange Jahre beſchäftigte auch bie pommerſche Kirche der Kampf 
gegen die kryptokalviniſten Bewegungen. Man lehnte deshalb wieder⸗ 
holt die Unterſchrift der Konkordienformel ab, und 1593 wurde in 
Stettin eine allgemeine Synode abgehalten, auf der nicht nur die des 
Kalvinismus verdächtigen Stettiner Prediger Stygius und Friſius ab⸗ 
geſetzt wurden, ſondern auch „zur Rettung der Wahrheit wider der 
Kalviniſten Verfälſchung“ die Schrift „Bekenntnis und Lehre der Kirche 
in Pommern vom heiligen Nachtmahl, von der Perſon und beiden 
Naturen in Chriſto und von der ewigen Vorſehung und Wahl Gottes“ 
angenommen wurde. Ein fürſtliches Mandat wiederholte zugleich die 
Erlaſſe von 1556, 1563 und 1573 wider die Sakramentierer und 
anderen Irrtum und gebot den Gebrauch der genannten Schrift; ſie 
genoß, obgleich ſie ohne Zuſtimmung der Stände erlaſſen kein eigent⸗ 
liches Landesgeſetz war, doch für lange Zeit das größte Anſehen. Dieſe 
Streitigkeiten bewegten nämlich nicht nur die Kreiſe der Geiſtlichen, 
ſondern mit ihnen beſchäftigten ſich auch die Laien mit größtem 
Intereſſe und aufrichtiger Teilnahme. Die Verhandlungen der zahl- 
reichen Synoden erſchienen oft wichtiger als die der Landtage, denn 
Kirche und kirchliches Weſen griffen tief in alle Verhältniſſe des Lebens 
ein. An den Arbeiten der evangelifch-theologifchen Wiſſenſchaft be⸗ 
teiligten ſich auch pommerſche Geiſtliche und Gelehrte mit nicht geringem 
Eifer. In den Geſangbüchern, die 1576 und 1584 zu Stettin, 1587 
und 1593 zu Greifswald in niederdeutſcher Sprache gedruckt wurden, 
fanden auch Lieder pommerſcher Dichter, wie des Nikolaus Hoveſch, 
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Johann Freder oder Adam Hamel, Aufnahme, und Fatechetifche Arbeiten 
lieferten Johann Knipſtro, von dem das ſechſte Hauptſtück vom „Ampt 
der Släteln des Hemmelrikes“ herrührt, Jakob Runge u. a. 

Beſondere Schwierigkeit machte immer noch die Verwaltung der 
Kirchen und ihres Vermögens, ſowie die geiſtliche Gerichtsbarkeit. Zu 
ihrer Ausübung wurde im Wolgaſter Lande 1563 zu Greifswald das 
geiftfiche Konſiſtorium errichtet, wie ſchon früher ſolche in Stettin und 
Kolberg begründet worden waren. Dieſe Gerichte entſchieden in allen 
Kirchen⸗ und Eheſachen, ſowie in den bürgerlichen Streitigkeiten der 
Geiſtlichen und Kirchendiener. Hieran fehlte es nicht, und beſonders das 
Verhältnis zwiſchen den Patronen und Pfarrern trug viel dazu bei, 
weil zahlreiche rechtliche Fragen noch unentſchieden waren. Oft kam 
es dabei zu ganz wunderlichen Zuſtänden, ja Gewalttaten blieben nicht 
aus, wenn z. B. ein Patron im Streite mit ſeinem Geiſtlichen einfach die 
Kirche zuſchließen und durch feine Bauern bewachen ließ; auch in vielen 
Städten, wie Stettin oder Stralſund, wurden höchſt langwierige Pro⸗ 
zeſſe über die Patronatsrechte geführt. So zeigt die pommerſche Kirche 
das Gepräge der Zeit: viel Streit und Zank herrſchte in ihr, ein⸗ 
feitige Anſchauungen machten ſich geltend, aber daneben entwickelte fie 
fi) aus den Anfängen doch gedeihlich weiter, und es herrſchte wirk⸗ 
liches Leben in ihr. War auch die alte Opferfreudigkeit der Bewohner 
für die Kirche geſchwunden, ſo zeigten ſie doch hier und da guten 
Willen, Gotteshäuſer auszubauen und auch in beſcheidenem Maße 
zu ſchmücken. Im allgemeinen allerdings ſah die Auffaſſung der Zeit 
in größerem Schmuck der Kirchen einen bedenklichen Rückfall in den 
Katholizismus, und zahlreiche Prediger eiferten gegen einen ſolchen. 
So erhielten die Gebäude zum großen Teile das nüchterne Gepräge, 
das ſie bis in die neueſte Zeit bewahrt haben. Dagegen nahm man, 
wie es ſcheint, keinen Anſtoß daran, daß die evangeliſchen Geiſtlichen 
nicht nur die alten Chorhemden und Meßgewänder bei der Kommunion 
weiter benutzten, ſondern auch noch neue Kaſeln u. a. m. anfertigen 
ließen. 

Mit den Kirchen hingen die Schulen aufs engſte zuſammen, für 
die ebenfalls die Kirchenordnung von 1563 eine geſetzliche Grundlage 
geſchaffen hatte. Immer wieder wies man bei den Viſitationen auf 
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die Wichtigkeit eines geordneten Unterrichts hin, und in faſt allen 
Städten bemühte man ſich auch, etwas Ordentliches zu ſchaffen, aber 
die Verhältniſſe boten hier nicht geringere Schwierigkeiten als auf anderen 
Gebieten. Die Greifswalder Hochſchule, der die Herzoge Philipp I. 
und Ernſt Ludwig ein großes Intereſſe entgegenbrachten, wurde 1558 
mit neuen Mitteln aus dem bisherigen Kloſter Neuenkamp und rügiſchen 
Pfarren ausgeſtattet; 1568 und 1578 wurde ſie viſitiert und erhielt 
eine neue Ordnung. Unter den Lehrern, die in dieſer Zeit an ihr 
tätig waren, haben viele ſich durch wiſſenſchaftliche Arbeiten oder durch 
gelehrte Dichtungen einen Namen gemacht, wie die Theologen Johann 
Knipſtro (geſt. 1556), Andreas Magerius (geſt. 1557), Johann Freder 
(geſt. 1562), Jakob Runge (geſt. 1595) und ſein Bruder Andreas 
(geſt. 1597), die Juriſten Thomas Mevius (geſt. 1580), Joachim 
Stephani (geſt. 1617), die Mediziner Franz Joel (geſt. 1579), 
Jakob Seidel (geſt. 1615) oder die Philoſophen Michael Beuther, 
Zacharias Orthus (geſt. 1579), Johann Seckerwitz (geſt. 1583), David 
Herlitz (geſt. 1636). Sehr groß war die Zahl der Studenten freilich 
nicht, nur 40— 60 wurden jährlich immatrikuliert, aber das geiſtige 
Leben war noch rege genug. Das Stettiner fürſtliche Pädagogium 
erfreute ſich der beſonderen Gunſt des Landesherrn und entwickelte ſich 
zu einer Hochſchule im kleinen, von der einzelne Schüler direkt ins 
Amt übergingen. Auch die großen Stadtſchulen, wie in Stralſund, 
Stolp, Stargard oder Greifswald, nahmen trotz mancher Schwierig⸗ 
keiten gedeihlichen Fortgang, und ſelbſt in kleinen Städten ſuchte man 
dem Drange nach gelehrter Bildung durch Einführung des lateiniſchen 
Unterrichts entgegenzukommen. Oft allerdings trieb auch nur Eitelkeit 
die Schulmeiſter zu dem Verſuche, in den kleinen Landſtädtchen den 
Knaben, die früh in der Wirtſchaft der Eltern helfen, namentlich die 
Herden hüten mußten, die Elemente der lateiniſchen oder griechiſchen 
Sprache beizubringen. Aber das Beſtreben, ſelbſt in ſolchen Orten, 
wie Bublitz, Freienwalde, Uſedom, Naugard, Labes oder Daber, 
Schulen zu errichten, zeugt von der neuerwachenden Erkenntnis von 
der Bedeutung der Jugendbildung. Schulen, wie ſie in Paſewalk, 
Gollnow, Greifenberg, Demmin, Anklam, Treptow, Neuſtettin, Pyritz, 
Köslin, Wollin, Rügenwalde uſw. nachweisbar in dieſer Zeit beſtanden, 
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haben manche Schüler auf die verſchiedenen Hochſchulen geſandt. Neben 
Greifswald wurden ganz beſonders die Univerſitäten Roſtock, Frank⸗ 
furt a. O. und Wittenberg von Pommern beſucht. Übel ſtand es 
meiſt mit den ſogenannten deutſchen Schulen, die eine allgemeine Bil- 
dung vermitteln ſollten. Da eine ſcharfe Scheidung zwiſchen den Zielen 
dieſer und der gelehrten Schulen nicht beſtand, ſo war eine Vermiſchung 
beider Schularten ſehr häufig, nicht zu ihrem Segen. In den 
Städten bemühten ſich die Ratskollegien wohl, deutſche Schulen ins 
Leben zu rufen oder deutſchen Schulmeiſtern Konzeſſionen zu erteilen, 
wie es z. B. ſeit 1573 in Stettin geſchah, aber alle dieſe Einrichtungen 
hatten an vielen Gebrechen zu leiden. Ganz ſelten waren Schulen 
auf dem Lande, nur gelegentlich werden ſolche erwähnt; wenn ſich nicht 
der Paſtor der Kinder annahm, ſo geſchah wohl kaum etwas für 
ihren Unterricht. Der gute Wille zur Beſſerung war vorhanden, in 
den Viſitationsabſchieden wird oft die Anſtellung eines Schulmeiſters 
gefordert, und die Bauernordnung, die das Kamminer Domkapitel 1593 
für ſeine Güter erließ, enthält ſchon den dringenden Wunſch, daß für 
den Unterricht der Kinder von den Dorfſchulzen Fürſorge getroffen 
werde. Indes die Schwierigkeiten waren meiſt zu groß, es fehlte an 
den Mitteln, dem Lokale und ſchließlich auch an dem Bedürfniſſe, denn 
die wenigſten Eltern waren bereit, ihre Kinder in die Schule zu ſchicken. 
So ſind hier nur dürftige Anfänge gemacht worden, wie man ebenfalls 
erſt begann, auch den Mädchen hier und dort Unterricht zuteil werden 
zu laſſen; es bedurfte noch einer geraumen Zeit, um auf dieſem Gebiete 
Beſſerung zu ſchaffen. 

Waren doch auch ſonſt die Zuſtände auf dem Lande noch unſicher 
und ſchwankend genug. Durch die Säkulariſierung der geiſtlichen Güter 
war die Lage der Bauern entſchieden ſchlechter geworden, denn bie her⸗ 
zoglichen Amtsleute zogen ſie ganz anders zu Arbeiten heran, als es ihre 
früheren geiſtlichen Herren getan hatten. Schon 1558 wurde bei der Viſi⸗ 
tation des Amtes Belbuk anerkannt, daß den ehemaligen Kloſteruntertanen 
jetzt viel mehr Dienſte auferlegt ſeien, als ſie zu der Mönche Zeiten geleiſtet 
hätten, und die Bauern des Kloſters Bergen hatten um 1575 bereits 
ſolche Dienſtbarkeit, daß der Pachtroggen ihnen zu Geld gelaſſen wurde. 
Die Steigerung aller Preiſe, über die auch der rügiſche Landvogt 
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Matthäus von Normann ſo klagt, daß er ausruft: „Gott beſſer's!“, 
das Anwachſen der Bedürfniſſe, zugleich aber das Sinken des Geld⸗ 
wertes und die Verſchlechterung der Münze machten ſich ſehr geltend. 
Die Grundherrſchaften ſuchten aus ihrem Beſitze möglichſt viel heraus⸗ 
zuziehen und griffen namentlich im Herzogtum Stettin ſchon um 1550 
zu dem Mittel, ſteuerbare Bauernhöfe einzuziehen und zu dem abgabe⸗ 
freien Beſitze hinzuzulegen. Bereits 1560 wird von ſeiten der Regierung 
lebhafte Klage über das übermäßige Bauernlegen durch Adel und 
Städte erhoben, und man ſuchte dem Unweſen durch Anlegung einer Ma⸗ 
trikel der ſteuerfreien und der ſteuerbaren Hufen Einhalt zu tun, aber, 
wie es in Pommern ſo oft geſchah, das Werk ſchritt nicht vorwärts 
und kam erſt 1628 zuſtande. Auch ein förmliches Verbot der Vertrei⸗ 
bung von Bauern und Niederlegung von Höfen half kaum etwas. Die 
1569 und 1582 erlaſſenen Bauernordnungen enthalten hierüber über⸗ 
haupt nichts, ſondern vornehmlich polizeiliche Beſtimmungen über Leben 
und Treiben der Bauern; dieſe zeigen allerdings, daß bei ihnen 
doch noch ziemlich erheblicher Reichtum geherrſcht haben muß. Im Jahre 
1600 ging man daran, auch Beſtimmungen über das Bauernlegen in 
die Bauernordnungen aufzunehmen, aber die Verhandlungen zogen ſich 
wieder lange hin. Im Wolgaſter Lande war ſeit alter Zeit die Lage 
der Bauern erheblich beſſer, und Herzog Philipp I. ſoll wie ein Vater 
für ſie geſorgt haben. Nach dem Zeugniſſe des Matthäus von 
Normann, der den Bauern nicht ſehr zugetan iſt, gab es damals 
auf Rügen nur wenige wüſt liegende, verfallene oder verlaſſene 
Höfe. Der Wert der Pachtungen läßt auch auf ihre Betriebſamkeit 
und Wohlhabenheit ſchließen, freilich ſcheint die Lage der eigentlich 
dienenden Klaſſe auch dort traurig geweſen zu ſein, da Selbſtmord und 
Entlaufen ſehr häufig vorkamen. Dem Beiſpiele ſeines Vaters entgegen 
ging Ernſt Ludwig, um ſeine Einkünfte zu heben, ſchon mit der An⸗ 
legung großer Ackerwerke mit Frondienſten der umwohnenden Bauern 
vor; dadurch trat auch hier eine Verſchlechterung für ſie ein. Die 
wachſende Macht der Stände, in denen die Bauern nicht vertreten 
waren, war für ſie ſehr ungünſtig, Adel und Städte, ja auch die 
Fürſten ſelbſt trugen dazu bei, die bisher noch faſt freien Bauern 
immer mehr unfrei und hörig zu machen; ſahen ſie doch, daß in einzelnen 
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Teilen des Landes, wie in den halbfſlawiſchen Grenzgebieten Hinter⸗ 
pommerns, ſolche Zuſtände ſeit lange beſtanden. Bald verhielten ſich 
die Grundbeſitzer deutſchen Adels ihren Untertanen gegenüber nicht viel 
anders, als die Pane und kleinen Herren an Polens Grenze ihren 
Leibeigenen und Dienern gegenüber; mit größtem Eifer verfolgte man 
die Bauern, die etwa über die Grenze zu fliehen verſuchten. Noch 
ſchlimmer wurden in Hinterpommern die Zuſtände durch die große wirt⸗ 
ſchaftliche Kriſis, die infolge des Loitzeſchen Bankerottes über das Land 
kam und unter der der ganze Betrieb der Landwirtſchaft in weiten 
Gebieten zu leiden hatte. 

Nicht minder ſchwer wurden die Städte von ihr betroffen, 
mochten ihre Bewohner, wie in den kleinen Gemeinden, vornehmlich 
vom Ackerbau leben oder Handel treiben. Ganz beſonders übel 
ſtand es mit dieſem in den größeren Städten infolge der nordiſchen 
Wirren, die auch das Band der Hanſa ſehr gelockert hatten. Nur mit 
großen Opfern hatte Stettin ſeinen Handel in Dänemark zu erhalten 
verſtanden, aber der nach dem Kriege von der Stadt erwirkte Abſchied 
zu Skanderborg (1571) zeigte deutlich, wie wenig man in Dänemark 
geneigt war, den deutſchen Städten größere Zugeſtändniſſe zu machen. 
Trotzdem unterhielten die Stettiner Kaufleute weiter ihre Niederlaſſungen 
in Dragör, Falſterbo und Ellenbogen, während andere für ſie geringere 
Bedeutung hatten; doch daß der Handel in Schonen zurückging, beweiſt 
klar der Verfall der dortigen Buden und Vitten. Auch hier hörten 
jetzt die Streitigkeiten und Verhandlungen über Abgaben, Akziſen, Zölle 
u. a. m. nicht auf und verliefen bei den völlig veränderten Machtver⸗ 
hältniſſen der Hanſa und der Krone Dänemark für jene meiſt nachteilig. 
Dazu kam, daß gegen das Ende des ſechzehnten Jahrhunderts der einſt 
ſo überaus wichtige Heringsfang in Schonen zu verſiegen begann und 
damit ein höchſt bedeutender Zweig des Stettiner Handels allmählich 
ſehr zurückging. Man erkannte in Stettin ſelbſt ganz klar, daß es mit 
der Herrlichkeit der Hanſa zu Ende war, alle hanſiſchen Unterhand⸗ 
lungen wegen der Beſtätigung der Vorrechte durch den Dänenkönig 
Chriſtian IV. waren ſchließlich erfolglos. An den Legationen und den 
deswegen abgehaltenen Hanſatagen beteiligte ſich außer Stettin wohl 
nur noch Stralſund, deſſen Handel ſich allerdings weit mehr auf 
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Schweden erſtreckte. Auch er hatte unter dem ſtark gewachſenen Eigen⸗ 
handel und dem erwachten Nationalgefühle der Schweden ungemein zu 
leiden. Ebenſo hörte der ruſſiſche Handel auf, der für die pommer⸗ 
ſchen Städte ebenfalls eine Hauptquelle ihres Wohlſtandes geweſen 
war, und England ſowie die Niederlande hatten ſich ſchon längſt von 
der Übermacht der Hanſeſtädte frei gemacht. So ging in allen Städten, 
die in größerem Umfange Seefahrt trieben, dieſe erheblich zurück. Bei 
den Streitigkeiten, die auch jetzt noch wegen der Schiffahrt zwiſchen 
Damm, Gollnow und Stettin oder zwiſchen Greifenberg und Treptow 
vorkamen, kann es ſich nur um Fahrten auf Binnengewäſſern gehandelt 
haben, wie Anklam 1579 mit Loitz wegen der Schiffahrt auf der 
Peene in Zwiſt geriet. Paſewalk ſuchte ſich 1590 den Zugang zum 
Haff dadurch zu ſichern, daß es in Ückermünde ein Kaufhaus errichtete; 
hiergegen proteſtierten Stralſund, Greifswald, Anklam und Demmin 
aufs lebhafteſte. Eine Zeitlang wurde die Schiffahrt auf dem Haffe 
und an der Küſte durch das feindliche Verhältnis geſchädigt, das 
zwiſchen den beiden Herzogtümern Stettin und Wolgaſt beſtand; ver⸗ 
ſuchte doch 1587 Johann Friedrich durch Anlegung eines Hafens bei 
Wollin die Schiffahrt von der Peene und der Swine abzulenken. Der 
Rivalitätskampf zwiſchen Stettin und Stargard dauerte ununterbrochen 
ſort; hatte jene Stadt ſich 1558 verpflichtet, den Handel der Neben⸗ 
buhlerin nicht zu ſtören, ſo erklärte auf dem Hanſatage zu Lübeck 1618 
der Stettiner Syndikus, ſeine Stadt habe keinen anderen Erwerbszweig 
als den Handel, die Stargarder könnten ja Ackerbau treiben und müßten 
es ſich gefallen laſſen, wenn ihr Handelsverkehr beſchränkt werde. 

Die Bergfahrt auf der Oder und auf der Warthe wurde durch 
den Streit Stettins mit Frankfurt zum Teil ganz lahmgelegt. Die 
Territorialwirtſchaft ſiegte über die bisherige Stadtwirtſchaſt, gegen die 
ſich trotz aller Verſuche, es zu verhindern, auch der Adel und die Land⸗ 
bevölkerung erhoben. Wiederholt wurden zum Schutz der Bürger Ver⸗ 
bote gegen die Vorkäuferei auf dem Lande erlaſſen, z. B. 1567 für 
Demmin. In Stettin erließ man am 26. März 1606 eine neue 
Kornordnung, in ber die Beſtimmung über die alte Anordnung ge 
mildert wurde, daß von jeder Laſt Korn bei der Ausfuhr eine beſtimmte 
Abgabe zum Vorrat für die Stadt zurückgelaſſen werden ſolle; das 
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angekaufte Getreide der neuen Ernte mußte bis Lichtmeß (2. Februar) 
in den Speichern liegen bleiben, während das ältere, bereits vor Bar⸗ 
tholomät (24. Auguſt) lagernde Getreide noch im Herbſte verſchifft 
werden durfte. Im Jahre 1590, das eine ſehr ſchlechte Ernte gebracht 
hatte, verbot der Rat überhaupt die Ausfuhr von Gerſte und Malz; 
eine Reviſion der in der Stadt vorhandenen Vorräte an Roggen und 
Weizen ergab, daß ſich von jenem 1437, von dieſem 333 Laſt in der 
Stadt befanden. Der zehnte Teil vom Roggen und der achte Teil vom 
Weizen ſollten dort vorrätig bleiben, damit immer Korn für die ärmeren 
Bürger da wäre. Solche und ähnliche Vorſchriften erſchwerten natür⸗ 
lich den freien Handel, aber die ſtädtiſche Getreidehandelspolitik diente 
ausſchließlich ſtädtiſchen und lokalen Intereſſen; man wollte eine vegel- 
mäßige Zufuhr vom Lande her ſichern und jedem Bürger die Mög⸗ 
lichkeit geben, bequem und billig ſein Brotkorn einzukaufen. Daher 
wollten die Städte durchaus nicht von ihren alten, einſeitigen Handels⸗ 
grundſätzen und Rechten abgehen, während die Landbevölkerung ſich 
von der Herrſchaft der Städte im Handel und Gewerke zu befreien 
bemühte. Über Hauſierer, ſchottiſche Krämer, Handwerker auf dem 
Lande wurde immer wieder geklagt, und herzogliche Mandate wie 
lokale Verordnungen ſuchten ihr Treiben und Handeln überall zu ver- 
bieten. Aber es war auch dies im ganzen ein vergeblicher Kampf, die 
Zeit der Monopole der Städter war vorüber, die Regierung griff mehr 
und mehr auch in ihre Verhältniſſe ein. Zwar haben ſich die Städte, 
namentlich Stralſund und Stettin, gegen die Anſprüche der Fürſten⸗ 
macht gewehrt, doch vergebens, ſie gewann immer mehr Einfluß. Da⸗ 
für erging ſich die ſtädtiſche Verwaltung, der allmählich jeder große 
Zug zu ſchwinden begann, in kleinlichen Verordnungen, in engherzigen 
Eiferſüchteleien gegen Nachbarn, der Krämer- und Zunftgeiſt machte 
ſich geltend. Wie ſuchte man durch Statuten, Geſetze, Beſtimmungen 
das Handwerk einzuengen, in den Rollen der Zünfte alles aufs genaueſte 
zu beſtimmen; aus dem ſechzehnten Jahrhundert ſtammen die meiſten 
ſolcher Gewerksrollen. Das Handwerk zerſplitterte und zerteilte ſich in 
immer mehr Arten, die ſich dann wieder auf das ſtrengſte voneinander 
ſchieden und jeden Übergriff ſchwer ahndeten. Auch hier wurden die 
urſprünglich verſtändigen Beſtimmungen durch engherzige Auslegung 


94 Dritter Abſchnitt. 


unaufhörlich eingeengt und beſchränkt, fo daß ſchließlich das ganze Hand⸗ 
werk in eine Art von Verknöcherung und Stillſtand geriet. 

Die Konkurrenz des Auslandes, die ſich z. B. auf dem Gebiete 
des Wollhandels für Pommern ganz beſonders geltend machte, die ent- 
ſetzlichen Zuſtände im Münzweſen erſchwerten weiter jede Entwide- 
lung des pommerſchen Handels zum Beſſeren. Trotz mancher Ver⸗ 
ſuche der Fürſten in beiden Herzogtümern glückte es nicht, den 9tüd- 
gang aufzuhalten; das Abſatzgebiet der pommerſchen Städte wurde ent⸗ 
ſchieden kleiner, die Zahl ihrer Einwohner ging zurück, die Schulden 
dagegen wuchſen ganz bedeutend. Auch die größeren von ihnen hatten 
trotz mancher ſtattlicher Bauten doch in ihrem Ausſehen im ganzen 
noch viel von Ackerſtädtchen an ſich, mit ungepflaſterten Straßen, auf 
denen das Vieh ſich ſehr bemerkbar machte. In den engen Straßen 
und unter den zahlreichen mit Stroh gedeckten Häuſern wüteten Feuers⸗ 
brünſte ganz gewaltig, und ſehr oft wird von Bränden berichtet, 
bei denen ein großer Teil der Stadt zugrunde ging. Wie hauſten 
dann auch in ihnen die furchtbaren Krankheiten, gegen die Peſtord⸗ 
nungen und Peſthäuſer, wie ſie z. B. 1567 in Stettin erlaſſen und 
eingerichtet wurden, nur ſehr wenig ausrichteten. So war trotz äußeren 
Glanzes und Prunkes, mit dem die Bürger ſich noch zierten, doch in 
den Städten gar vieles recht ſchlecht beſtellt. Auch der ſittliche Zu— 
ſtand war trotz aller Religioſität, die in den Städten zu herrſchen 
ſchien, mindeſtens ſehr bedenklich. Erſchreckend erſcheint uns die Zahl 
der ſchweren Verbrechen, wenn wir allerdings auch das gewalttätige 
kräftige Geſchlecht jener Zeit nicht außer acht laſſen dürfen. Die Roh⸗ 
heit hatte gegen früher nicht abgenommen, mochte ſie ſich in manchen 
Kreiſen auch hinter äußerlichen Formen verbergen. 

Das zeigt ſich auch darin, daß die Achtung vor den Geſetzen 
trotz aller Verordnungen recht gering war. Die beiden Hofgerichte in 
Stettin und Wolgaſt waren überlaſtet, man ſchuf für die Kreiſe, die ihnen 
direkt unterſtellt waren, neue Inſtanzen in Burg- und Landgerichten und 
machte den Verſuch, für den öſtlichen Teil des Herzogtums Stettin ein 
eigenes Obergericht einzurichten. In bem Lauenburg⸗Bütower Lande ſollte 
ſeit 1579 an der Stelle des polniſchen Hofgerichts eine Berufungsinſtanz 
begründet werden, die für dieſe Amter, die nicht zum Reiche gehörten, 
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die Stelle des Kammergerichts vertreten ſollte. Im Jahre 1569 fam 
für beide Teile Pommerns eine Gerichtsverfaſſung zuſtande, die in 
demſelben Jahre gedruckt worden iſt. In ihr ſind die Ordnung 
der Hofgerichte, der Geſchäftsgang, die Zahl und Tätigkeit der 
Beamten feſtgeſtellt; fie bedeutete entſchieden einen Anfang zur Beſſe⸗ 
rung und wurde mit Genugtuung ſogar von den Ständen begrüßt. 
Die Stadtgerichte dagegen hielten ſich zum Teil noch von dem Einfluſſe 
der Fürſten frei, während die Patrimonialgerichte infolge der Einrichtung 
der großen herzoglichen Amter mehr in die Abhängigkeit der Staats— 
verwaltung kamen. Dann aber gewann die fürſtliche Gerichtsverwaltung 
auch in den Städten ähnlich an Einfluß, wie auf dem Lande, und 
die herzoglichen Hauptleute ſcheuten ſich nicht, in die Stadtgebiete rück— 
ſichtslos einzugreifen; mit Stralſund kam es auch hier wieder zu einem 
heftigen Kampfe. Die Regierung machte damals den Anfang, Gericht 
und Verwaltung voneinander zu trennen, indem man für die Hof- 
gerichte Beamte anſtellte, die nur in ihnen beſchäftigt wurden. Das römiſche 
Recht war in dieſen Gerichten überall durchgedrungen und hatte den 
Sieg davongetragen. Nur in Rügen erhielten ſich die alten deutſchen 
Rechtsgewohnheiten dank der Arbeit des Landvogts Matthäus von 
Normann, der vor dem Jahre 1549 in ſeinem ſogenannten „Wendiſch⸗ 
Rugianiſchen Landgebrauche“ eine Sammlung der üblichen Normen 
und Gebräuche veranſtaltete. Es iſt 1554 einmal der Verſuch 
gemacht worden, das Landrecht als Geſetz zu ſanktionieren, aber die 
dazu beſtimmte Kommiſſion ſcheint nie in Tätigkeit getreten zu ſein; 
trotzdem erwarb ſich der Landgebrauch im Wege gewohnheitsrechtlicher 
Übung die Anerkennung von Behörden und Gerichten. Eine Polizei⸗ 
ordnung von 1563 gab Vorſchriften vornehmlich für das ſittliche Leben 
der Untertanen und verbot beſonders Gottesläſterung, Schwören, Zau⸗ 
berei und Schatzgraben, unziemliche Trunkenheit u. a. m. Daß dieſe 
Verbote nicht viel genützt haben, beweiſt das ganze Leben und Treiben 
dieſer Zeit. Auch die Städte griffen mit vielfachen Ordnungen in die 
intimſten Verhältniſſe der Bürger ein, wie Hochzeitsordnungen, z. B. 
die Greifswalder von 1569 und 1592 oder die Stralſunder von 1570 
und 1595, Vorſchriften für Kleidung und Feſtlichkeiten u. a. m. zeigen. 
Solchem Zwecke dienten auch vornehmlich die überall noch gebräuchlichen 
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„Burſpraken“, in denen der Rat den verſammelten Bürgern jährlich 
ein oder mehrere Male ſtadtpolizeiliche Vorſchriften mitteilte. 

Die Verwaltung des Staates blieb im weſentlichen in den Formen 
beſtehen, die ſich in der erſten Hälfte des Jahrhunderts entwickelt 
hatten; doch der Einfluß der Regierungsorgane erweiterte ſich mit 
der Entwickelung der Fürſtenmacht natürlich nicht unweſentlich. Es 
gelang zwar auch einem Johann Friedrich nicht, die Macht der Stände 
zu brechen und ſich von den Landtagen unabhängig zu machen, aber 
trotzdem blieb ſein und ſeiner gleichgeſinnten Brüder Streben nicht ohne 
Erfolg, die Autorität der Landesherren wuchs, je mehr ſie durch ihre 
Beamten imſtande waren, ſie im Lande aufrechtzuerhalten. Auch 
hier machten ſich das Sinken des Wohlſtandes und die Unzufriedenheit 
mit den beſtehenden Zuſtänden in Stadt und Land geltend; vielen er⸗ 
ſchien ſchon damals eine geordnete Zentralverwaltung in einer mäd) 
tigen Hand als die einzige Rettung aus den Nöten der Zeit. Des⸗ 
halb ließen in Stettin wie in Wolgaſt die Fürſten wiederholt Hof 
ordnungen ausarbeiten und eingehend beraten; in Stettin wurden ſolche 
1560, 1575 und 1579 fertiggeſtellt. Der Beamtenſtand entwickelte 
ſich mehr und mehr zu einem der wichtigſten Beſtandteile der Bevöl— 
kerung. Sorgfältig entworfene Beſtallungen wurden allen Beamten et 
teilt; in ihnen tritt deutlich hervor, daß ſie zumeiſt weniger für den 
Dienſt der Herzoge als für den Staat angeſtellt und beſoldet wurden. 
Es nahm in dieſer Zeit auch das Schreibweſen in den Kanzleien und 
Gerichten einen großen Umfang an, fo, daß es notwendig wurde, 
für die Sammlung der Akten in Archiven Sorge zu tragen. überall 
ſind die Anfänge des modernen Staates deutlich erkennbar, aber auch 
hier geht die Entwickelung in Pommern langſamer als in anderen 
deutſchen Gebieten vor ſich, und ehe fie zum gedeihlichen Abſchluſſe 
kommt, tritt die Kataſtrophe ein, die das Land in ſeinem Fortſchreiten 
auf lange Zeit nicht nur hemmt, ſondern ſogar weit zurückbringt. 


Vierter Abſchnitt. 
Die Zeit des Dreißzigjährigen Krieges. 


Mit Bogiſlaws XIII. Tode kam in beiden Teilen Pommerns 
eine neue Generation zur Herrſchaft, im Stettiner Lande ſein älteſter 
Sohn Philipp II. und im Wolgaſter nun endlich ganz ſelbſtändig 
Philipp Julius. Beide, aujgemadjfen in den Anſchauungen der 
ſteigenden Fürſtenmacht, gebildet auf Reiſen und auf Univerſitäten, ver⸗ 
banden mit dem Selbſtbewußtſein von ihrer Stellung eine nicht un⸗ 
bedeutende Bildung, die ſie Gefallen an manchen Liebhabereien finden 
ließ. Philipp II. (geb. 28. Juli 1573) übernahm im Einvernehmen 
mit ſeinen vier Brüdern die Regierung und einigte ſich mit dieſen am 
1. Oktober 1606 zunächſt vorläufig derart über ihre Abfindung und 
Verſorgung, daß Franz (geb. 24. März 1577), der ſeit 1602 das 
Kamminer Bistum verwaltete, das Amt Bütow, Bogiſlaw XIV. (geb. 
31. März 1580) und Georg (geb. 30. Januar 1582) Rügenwalde und 
Ulrich (geb. 12. Auguſt 1589) eine beſtimmte Summe Geldes jährlich 
und außerdem einmal zu ſeiner großen Reiſe erhielten. Sonſt ging man 
bei dieſer Einigung, die das pommerſche Herrſcherhaus abermals in 
ſchöner Eintracht zeigte, auf den Jaſenitzer Erbvertrag zurück. Bald 
darauf feierte Herzog Philipp in Stettin ſeine Hochzeit mit Sophia, 
der Tochter des Herzogs Johann von Schleswig - Holftein- Sonder- 
burg, unter großen Feierlichkeiten, bei denen auch dramatiſche Auf- 
führungen ſtattfanden. Im folgenden Jahre nahm Philipp bie Erb⸗ 
huldigung in den Städten ſeines Landes vor, wobei brandenburgiſche 
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Bevollmächtigte, wie gewöhnlich, die Rechte ihres Landesherrn wahr⸗ 
zunehmen hatten. Es begann ein friedliches, ſtilles, nur von glänzen⸗ 
den Feſten unterbrochenes Leben am Stettiner Fürſtenhofe. Der großen 
politiſchen Bewegung ſtand Pommern in dieſer Zeit, in der ſich die 
deutſchen Fürſten in Union und Liga feindlich gegenübertraten und der 
Streit um Jülich immer weitere Kreiſe zog, ganz unbeteiligt gegenüber, 
wenn man ſich auch durch Korreſpondenten und Agenten, die entweder regel⸗ 
mäßig oder gelegentlich nach Pommern Berichte aus Süd- und Weſtdeutſch⸗ 
land ſandten, auf dem laufenden zu erhalten ſuchte. Die Thronbeſteigung 
des Kaiſers Matthias (1612) wurde zu Stettin mit einem großen Ritter⸗ 
ſpiele gefeiert, aber um die Angelegenheiten im Reiche kümmerte man ſich 
wenig. Gewiß mußte der Übertritt des Kurfürſten Johann Sigismund von 
Brandenburg zum reformierten Bekenntniſſe (1613) das Verhältnis Pom⸗ 
merns zum Nachbarlande verſchlechtern, ſahen doch bie pommerſchen ſtrengen 


Lutheraner in den Kalviniſten die ärgſten Feinde der Kirche, und dies 


Verhältnis iſt auch in der folgenden Zeit nicht ohne Einfluß und Be⸗ 
deutung geweſen, aber der Eindruck, den das Ereignis damals machte, 
iſt kaum zu erkennen. Die vielfachen Beziehungen zwiſchen beiden 
Ländern führten natürlich auch in dieſer Zeit zu Streitigkeiten um 
Grenzbezirke, wie das Städtchen Freienwalde, um Zölle, Schiffahrt u. a., 
der Streit zwiſchen Stettin und Frankfurt dauerte fort. In dem 
däniſch⸗ſchwediſchen Kriege, der 1611 ausbrach, ſpielten das Land und 
ſeine Regierung keine Rolle, ſo ſehr natürlich durch ihn wieder die 
Handelsintereſſen auch pommerſcher Städte geſchädigt wurden. Die 
Erhöhung des Sundzolles und der däniſchen Einfuhrzölle trübten nicht 
nur die hanſiſchen Beziehungen zu Dänemark, ſondern führten auch dazu, 
daß ſich eine Anzahl von Hanſeſtädten, unter ihnen Stralſund und Greifs⸗ 
wald, 1616 zu einem Bündniſſe mit den Staaten von Holland zum 
Schutze der Schiffahrts⸗ und Handelsrechte zuſammentaten. Ernſte 
Verwickelungen drohten auch von Oſten her, wo durch polniſche Kriegs 
völker die Grenzen fortgeſetzt beunruhigt wurden; auf Bitten der dort 
wohnenden pommerſchen Lehnsleute wurden 1616 wenigſtens 200 Sol⸗ 
daten angeworben und zum Schutze nach Lauenburg und Bütow verlegt. 
Man dachte auch auf dem Landtage von Stettin in demſelben Jahre, 
das Defenſionswerk in beiden Fürſtentümern in eine beſſere Verfaſſung 
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zu bringen, und ermahnte die Bürger zur Übung des Schießens aus 
langen Röhren nach der Scheibe; daß in Wirklichkeit nichts für die 
Verteidigung des Landes geſchah, zeigen indes die folgenden Jahre zur 
Genüge. Die lange Friedenszeit hatte ein Stilleben und eine Zu⸗ 
friedenheit aufkommen laſſen, durch die man abgehalten wurde, ſich 
irgendwie um auswärtige Angelegenheiten viel zu ſorgen. Die Politik 
Pommerns verfiel alsbald wieder in den alten Fehler, Neutralität 
wahren zu wollen ohne die Macht, fie wirklich aufrechtzuhalten. 
Deshalb ſchwankte ſie auch hin und her. So erlaubten die Fürſten an⸗ 
fangs den Schweden, Söldner gegen Polen in Pommern anzuwerben, 
verboten aber dann auf die Beſchwerde der preußiſchen Stände hin dieſe 
Werbungen wieder. Die Einladung einiger proteſtantiſcher Reichsſtände, 
der Union beizutreten, lehnte man zwar vorſichtig, doch deutlich genug 
ab. Angeblich ſollen die Herzoge dies infolge der Abmahnungen des 
Kaiſers getan haben. Und doch hätte ihnen die Verbindung, in die 
König Guſtav Adolf von Schweden mit dem proteſtantiſchen Bunde 
trat, den Anſchluß an ihn nahe legen müſſen. Die Pläne dieſes Königs 
auf die Herrſchaft über die Oſtſee ſcheint man in Pommern, das von 
ihnen am meiſten berührt wurde, am wenigſten erkannt zu haben, auch 
dann noch nicht, als Schweden eine gegen Polen gerichtete Verbindung mit 
Brandenburg ſuchte. An dieſer gefährlichen Ruhe und Teilnahmloſigkeit 
trug Herzog Philipp beſondere Schuld, da es ihm durchaus an tatkräftiger 
Energie fehlte, die er auch in der inneren Verwaltung nur zu ſehr 
vermiſſen ließ. Deshalb gewann im Stettiner Lande die Ritterſchaft 
wieder an Macht und Einfluß, während die Städte infolge der un⸗ 
günſtigen wirtſchaftlichen Lage und der großen Schuldenlaſten, von 
denen die meiſten, namentlich Stettin, ſehr bedrückt wurden, wenig 
zu bedeuten hatten. Dem Adel wagte Philipp kaum entgegenzutreten, 
wie er z. B. auf dem Landtage zu Stettin 1616 ſogar erklärte, daß 
er den Wünſchen der Ritterſchaft nach Steuerfreiheit der gelegten Bauern⸗ 
hufen gerne entgegenkommen wollte, wenn dadurch keine Minderung 
des Steuerertrages einträte. Eine Nachgiebigkeit gegen den Adel war auch 
der Erlaß der „erweiterten und erklärten Bauer⸗ und Schäferordnung“ 
für das Herzogtum Stettin vom 16. Mai 1616; in ihr iſt die Be⸗ 
fugnis des Gutsherrn zur Legung der Bauern im vollen Umfange an⸗ 
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erkannt. Dieſe ſind Leibeigene, geben von den Höfen, Ackern und 
Wieſen, die ihnen einmal übertragen ſind, nur geringe Jahrespacht, 
haben aber ungemeſſene Dienſte zu leiſten; ſie haben gar kein Eigen⸗ 
tum, ihre Söhne dürfen ſich ohne Erlaubnis der Herrſchaft nicht 
anderswo niederlaſſen. Dieſe Ordnung hat freilich lediglich die ue 
ſtände, die ſich allmählich entwickelt hatten, geſetzlich ſanktioniert. 
Ganz anders trat Herzog Philipp den Städten gegenüber. In 
Stettin verbot er 1608 eine ſchon ausgeſchriebene Bierſteuer und 
Kaufmannszulage einfach, und 1612 zwang er den Rat zum Abſchluſſe 
eines Vertrages, durch den mehrere Fragen, die ſeit langem zwiſchen 
den Herzogen und der Stadt ſtreitig waren, endlich erledigt wurden. 
Auch ſonſt griff er wiederholt in die ſtädtiſchen Angelegenheiten ein, 
als 1616 die Einführung der Bierſteuer einen Aufſtand erregt hatte. 
Weit lieber als mit Regierungsarbeiten beſchäftigte fid) Philipp II. 
mit feinen künſtleriſchen oder wiſſenſchaftlichen Liebhabereien. Schon 
auf ſeinen Reiſen hatte er mannigfache Sachen, Münzen, Medaillen, 
Bilder, Bücher, Merkwürdigkeiten u. a. m. geſammelt, die ſpäter in 
einem zur Kunſtkammer (musarum et artium conditorium) beſtimmten, 
erſt 1619 vollendeten Flügel des Stettiner Schloſſes Unterkunft fanden. 
Er verfaßte ſelbſt vor 1604 einen Katalog ſeiner Gemäldegalerie, den 
er ſpäter (1605 und um 1612) ergänzte, und ein Verzeichnis ſeiner 
Sammlung antiker, hauptſächlich römiſcher Kaiſermünzen. Sein Stamm 
buch oder Album, für das er 1612 Beiträge zu ſammeln begann, 
wurde ſchon nach einigen Jahren in einer gedruckten Beſchreibung all- 
gemein bekannt gemacht und ſpäter ebenfalls erweitert; zu ihm hatten 
Maler von europäiſchem Rufe, wie Ferdinand Bol, Paul Brill und 
Hans Breughel, beigetragen. Es ſcheint für immer verloren zu ſein, 
während eine 1617 vollendete Sammlung „allerhand Viſierungen 
von Conterfeyten und Geſichten von guten Meiſtern“ mit zahlreichen 
Skizzen, Bleiſtift⸗ und Federzeichnungen erhalten iſt; ein Teil von den 
Porträtköpfen in Olfarbe ſcheint als Vorlage zu dem Croy⸗ Teppich 
gedient zu haben. Der Sammeleifer des Fürſten war ſehr groß und 
erſtreckte fid) auf alle möglichen Sachen; deshalb unterhielt er ſchon 
als junger Prinz einen Briefwechſel mit dem feingebildeten Kunſtfreunde 
Heinrich von Ranzau, der ihm in den Jahren 1593 — 1599 manch 
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wertvolles Stück überſandte. Seit 1610 gewann er als Agenten und 
Korreſpondenten den Augsburger Philipp Hainhofer, der ihn gegen 
ein Jahresgehalt ebenſo wie andere Fürſten mit Erzeugniſſen des Kunſt⸗ 
gewerbes, wie mit Nachrichten aus dem Reiche verſorgte. Die Korre⸗ 
ſpondenz mit ihm zeigt, wie der Fürſt fid) um den Ankauf von Kunſt⸗ 
gegenſtänden oder Kurioſitäten eifrig bemühte, wie Hainhofer ihm über 
alles Auskunft geben mußte. Beſonders erfreut war Philipp, als der 
Augsburger im Auguſt 1617 nach Stettin kam, um zwei ſehr wert- 
volle Meiſterwerke des ſchwäbiſchen Kunſtfleißes, den Schreibtiſch oder 
Kunſtſchrank und den Meierhof (die Darſtellung eines Bauernhofes im 
kleinen) dorthin zu bringen. Jener wird heute im Kunſtgewerbe— 
muſeum zu Berlin als ein Prachtſtück Augsburger Induſtrie aufbewahrt 
und iſt von allen Schätzen der herzoglichen Sammlungen, die Hain— 
hofer während ſeines Aufenthaltes in Stettin bewundern konnte, faſt 
der einzig erhaltene Reſt. Von dem Leben und Treiben am dortigen 
Hofe, von den Kunſtgegenſtänden im Schloſſe oder im Jagdhauſe 
Friedrichswalde, von der liebenswürdigen Perſönlichkeit des Herzogs 
entwirft uns ſein Augsburger Freund, den er zum herzoglichen Rat 
ernannte, in feinem Reiſetagebuche ein höchſt anſchauliches Bild, das um 
ſo wertvoller iſt, als wir ſonſt wenige Nachrichten über das intimere 
Leben im pommerſchen Herrſcherhauſe haben. Neben der Beſchäftigung 
mit ſeinen Liebhabereien nahmen den Herzog prunkvolle Feſte, Jagden, 
Trinkgelage, die dem Gaſte aus dem Süden manche Beſchwerden ver- 
urſachten, Luſtfahrten u. a. m. in Anſpruch. Doch mit dem Gefallen 
an Lebensluſt und Freude verband der Fürſt, wie viele feiner Zeit⸗ 
genoſſen, einen tiefen Ernſt und bange Sorge um ſein Seelenheil; er 
verſäumte den Gottesdienſt nie und beſchäftigte ſich oſt ſtundenlang 
mit dem Worte Gottes. Er beſaß auch nicht geringes Intereſſe an 
der Vergangenheit ſeines Landes, wie es keiner ſeiner Vorgänger ge— 
zeigt hatte; deshalb regte er mancherlei wiſſenſchaftliche Arbeiten an, 
gab dem Roſtocker Profeſſor Dr. Eilhardus Lubinus den Auftrag, eine 
Karte Pommerns anzufertigen, die nach ſorgfältiger Aufnahme des 
Landes 1618, mit ornamentalem Beiwerk und reichem Bilderſchmuck 
verſehen, veröffentlicht wurde. Der Hofrat Jürgen Valentin von 
Winther (geſt. 1623) begann in ſeinem Auftrage ein ausführliches 
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Werk über Land, Volk, Staat und Fürſtengeſchlecht Pommerns, doch 
dieſe Pomeranographia iſt nicht vollendet worden. Dagegen veröffent⸗ 
lichten wohl auch auf Anregung Philipps Paul Friedeborn (geſt. 1637) 
1613 die „Hiſtoriſche Beſchreibung der Stadt Alten-Stettin“ und 
Daniel Cramer (geſt. 1637) 1628 das „Große Pomriſche Kirchen⸗ 
Chronikon“, zwei Werke, die heute noch von Wert ſind. Auch ſonſt 
erblühte damals in Stettin ein reiches geiſtiges Leben, das ſich in 
zahlloſen Druckſchriften proſaiſcher und poetiſcher Form kundtat; immer 
wieder feierten gelehrte oder gebildete Männer den Herzog als ihren 
Mäcen, oft in abgeſchmackter und wunderlicher Form, aber auch dieſe 
Erzeugniſſe eines zum Verſemachen angeregten Geſchlechtes zeugen von 
nicht geringem geiſtigem Leben und Streben, an dem ſich Philipp auch 
wohl perſönlich beteiligte. Mit lebhafter Teilnahme feierte er mit 
ſeinem Volke 1617 das Reformationsjubiläum, zu dem er, wie er es 
liebte, eine Denkmünze ſchlagen ließ, aber er war ſchon krank und 
ſchied am 3. Februar 1618 aus dem Leben. Groß war im Stettiner 
Lande die Trauer um den Fürſten, der wie wenige ſeines Geſchlechtes 
beliebt geweſen zu ſein ſcheint. Die Fehler ſeiner Regierung, ſeine 
Schwäche und Unentſchloſſenheit, traten hinter den liebenswürdigen 
Zügen ſeines Charakters zurück. Schon vor ihm war am 17. März 
1617 ſein jüngerer Bruder Georg geſtorben, der noch zwei Jahre vorher 
ſich mit Bogiſlaw XIV. über ihre gemeinſame Apanage im Amte Rügen⸗ 
walde auseinandergeſetzt hatte. 

Nach dem brüderlichen Vergleiche von 1606 übernahm die Negie- 
rung im Stettiner Anteil Franz, der ſeit 1602 Biſchof von Kammin 
war. Er hatte zahlreiche Reifen gemacht, ſonſt aber in feiner Reſidenz 
Köslin mit ſeiner Gemahlin, Sophia von Sachſen, nach der Art der 
kleinen Fürſten in Saus und Braus Hof gehalten. Wenn er auch 
eine Vorliebe für Waffen und Kriegshandwerk gehabt haben ſoll, jo 
hatte er doch keine Gelegenheit, fie zu betätigen: die ſchwediſche Be— 
ſtallung zum Oberſten gegen die Polen lehnte er ab. Sonſt machten 
ihm die gewöhnlichen Händel mit Kolberg, die Tilgung der Schulden 
und Verhandlungen mit den Stiftsſtänden zu ſchaffen. Das Bistum 
übernahm 1618 ſein jüngſter Bruder Ulrich, während Franz nach Stettin 
ging. Dort führte er die Regierung mit Eifer, aber ohne irgendein 
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Intereſſe für die von ſeinem Bruder gepflegten Künſte und Wiſſen⸗ 
ſchaften. Auf die koſtſpielige perſönliche Huldigung verzichtete auch er 
gegen die Zahlung einer Abfindungsſumme. Die Verhandlungen mit 
den Landſtänden bezogen ſich wie gewöhnlich auf die Steuern zur Til- 
gung der Schuldenlaſt und auf allerlei Streitigkeiten in Lehns- und Aus⸗ 
ſteuerſachen. Doch bie Ereigniſſe in Böhmen und in der Pfalz be— 
gannen auch die Aufmerkſamkeit der Pommern auf ſich zu ziehen, man 
trat in Verhandlungen mit den benachbarten Staaten; man dachte an 
eine Muſterung der Vaſallen und der Städte, man beriet über das 
Kriegsweſen des Landes und das Verteidigungswerk, aber trotz der Auf- 
forderung des Kurfürſten Johann Georg von Sachſen, etwas für die 
Sicherheit des oberſächſiſchen Kreiſes zu tun, weigerte man ſich das 
geringſte zu leiſten. Wieder ſchützte man die ablehnende Haltung der 
Stände vor; in der Tat war es abermals die politiſche Gleichgültigkeit der 
pommerſchen Regierung, eine Sorgloſigkeit ſondergleichen, die zufrieden 
war, wenn für den Augenblick das nötigſte geſchah, ſich aber um die 
Zukunft nicht kümmerte. Herzog Franz, obwohl ſcheinbar energiſcher als 
ſeine Brüder, hat ſich von dieſer unſeligen Teilnahmloſigkeit auch nicht frei 
halten können, auch er änderte die unglückliche Politik des Landes nicht. 
Die Neigung zu unmäßigem Trunke und ungezügeltem Lebensgenuſſe 
mag bei ihm, wie bei vielen ſeiner Zeitgenoſſen, die Tatkraft gelähmt 
und in ihm düſtere Stimmungen und Ahnungen erzeugt haben. Dazu 
war er ganz beſonders geneigt; der allgemeine Aberglaube und die 
Meinung, daß außerordentliche Vorkommniſſe, wie das Erſcheinen eines 
Kometen (1618) oder die Strandung eines großen Walfiſches an der 
Küfte von Wollin (1620), als Zeichen und Warnungen Gottes angu- 
ſehen ſeien, führte die Menſchen jener Zeit ſo irre, daß ſie überall 
ſolche Vorzeichen wirklich zu ſehen glaubten oder fie in ihrer Phan- 
taſie erfanden. Dieſe geiſtige Aufregung bemächtigte ſich auch des ſonſt 
nüchternen und ruhigen pommerſchen Volkes und wurde nicht wenig 
durch die Reden und Predigten der eifernden Geiſtlichen geſteigert, 
überall ſah man Geſpenſter und Wunderzeichen, überall Zauberwerk 
und teufliſche Liſten. Nicht nur das ungebildete Volk glaubte daran, 
auch Gelehrte beſchäftigten ſich ernſtlich mit der Deutung der aben— 
teuerlichſten und verdrehteſten Ereigniſſe. Der gelehrte und tüchtige 
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Stettiner Rektor Johann Mikraelius (geb. 1597, geſt. 1658) berichtet 
in ſeinen „Sechs Büchern vom alten Pommerlande“ (1640) eine Unzahl 
von ſogenannten Wunderzeichen und ſucht ſie zu deuten; ſeine höchſt 
ermüdende, breite Darſtellung gewinnt dadurch gewiß nicht. Dieſe 
krankhafte Einbildung, die nicht ganz neu erwuchs, aber in dieſer Zeit 
aufs höchſte geſteigert wurde, hatte bereits früher zur Verfolgung 
ſolcher geführt, die nach allgemeinem Glauben im Beſitze übernatürlicher 
Hilfsmittel imſtande waren, Zauberei zu treiben. Die Gerichtsverhand⸗ 
lungen und Verurteilungen von Hexen beginnen in Pommern ſchon mit 
dem Anfange des ſechzehnten Jahrhunderts und entrollen uns ein 
trauriges, düſteres Bild von dem geiſtigen Zuſtande der Bewohner des 
Landes. Die Sucht, ſolche angeblichen Zauberer und Teufelsdiener 
aufzuſpüren, ſteigerte ſich zu förmlichen Hexenverfolgungen, wie eine 
ſolche um 1591 im Neuſtettiner Lande vorkam und ſelbſt die Gattin des 
ehemaligen Hauptmanns Melchior von Dobſchütz auf den Scheiterhaufen 
brachte. Von dieſer Zeit an mehren ſich dieſe Prozeſſe in erſchreckender 
Weiſe; Fürſten, Edelleute, Gelehrte, Geiſtliche und das große Volk 
glaubten ein Gott wohlgefälliges Werk zu tun, wenn fie ſolchem Un- 
weſen mit Feuer und Blut entgegentraten. 

Das ſchnelle unbeerbte Dahinſterben der Angehörigen des Greifen— 
geſchlechtes regte natürlich zum Nachdenken an, und bald glaubte man, 
das könne nicht mit rechten Dingen zugehen, dahinter ſtecke das Wirken 
des Teufels. War man hiervon überzeugt, ſo fand ſich auch bald ein 
Menſch, durch den der Teufel dies Werk trieb. Es mußte aber eine 
vornehme Perſon ſein, die mit dem Fürſtenhauſe in Verbindung ſtand 
oder geſtanden hatte, und fo bezeichnete üble Nachrede eine alte Stifts 
dame des Kloſters Marienfließ, Sidonia von Borcke, als die, welche 
Schuld an dem Unglücke trage. Verbitterung über ihr Geſchick hatte 
dieſe Angehörige eines der älteſten Adelsgeſchlechter Pommerns in 
unvorſichtigen oder böswilligen Reden kundgetan, ſie hatte ſich durch 
Zänkerei, Klatſchſucht und allerlei Händel höchſt unbeliebt gemacht. 
So beſchuldigten ihre zahlreichen Feinde ſie der Zauberei, ſelbſt wohl 
von der Wahrheit überzeugt. Sie wurde gefangengeſetzt und nach 
langem Verhör, bei dem die unglaublichſten Anſchuldigungen vorgebracht 
wurden, und nach peinlicher Befragung im Auguſt 1620 bei Stettin 
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hingerichtet, ihr Leichnam aber verbrannt. Das Schickſal der über 
ſiebzig Jahre alten Sidonia hat immer wieder die Gemüter beſchäftigt; 
Sage und Dichtung haben ihr Bild und die Ereigniſſe in anderem 
Lichte dargeſtellt, aber höchſt traurig ijt und bleibt die ganze Geiſtes⸗ 
verwirrung, von der dieſer Prozeß nur ein, aber nicht einmal das 
trübſte Beiſpiel iſt. Herzog Franz ſelbſt war von der Schuld der Un⸗ 
glücklichen nicht minder überzeugt als ihre Richter. Trübe Ahnungen 
beunruhigten ihn ſchon ſeit langer Zeit, und fie erfüllten fid) zu bald; 
bereits am 27. November 1620 ſtarb er nach kaum dreijähriger Re⸗ 
gierung, auch er, ohue Kinder zu hinterlaſſen. Ihm folgte ſchon nach 
zwei Jahren am 31. Oktober 1622 der Biſchof Ulrich, ein friſcher, 
junger Mann, der in liebenswürdiger Fröhlichkeit mit ſeiner Gemahlin, 
Hedwig von Braunſchweig, in Köslin Hof gehalten hatte. Von allen 
Söhnen Bogiſlaws XIII. war nur noch Bogiſlaw XIV. übrig, der 
feit 1620 im Stettiner Lande, feit 1623 im Stifte gebot. Bald ſollte 
er auch die Regierung im Wolgaſter Teile übernehmen müſſen, wo noch 
ſein Vetter Philipp Julius die Herrſchaft beſaß. 

Mit ihm tritt uns noch einmal eine friſchere, lebendigere Perſön⸗ 
lichkeit in dem dahinſiechenden pommerſchen Herzogshauſe entgegen. 
Einen herriſchen und leidenſchaftlichen Charakter beſaß der am 27. De⸗ 
zember 1584 geborene Sohn Ernſt Ludwigs, auf den man große 
Hoffnungen ſetzte. Seine Taufe wurde mit ungewöhnlichem Prunke und 
Aufwande gefeiert. Auch nach dem frühen Tode ſeines Vaters war 
die Erziehung des Prinzen ſorgfältig geleitet worden, auf verſchiedenen 
Univerſitäten brachte er kürzere oder längere Zeit zu, und eine große Reiſe, 
die er 16021603 mit feinem Erzieher, Dr. Friedrich Gerſchow, durch 
Frankreich, England, Italien und Deutſchland unternahm, trug ihm 
gewiß mannigfache Belehrung ein. Als er aber ſehr früh (1603) zur 
Regierung kam, zeigte es ſich doch bald, daß er nicht gelernt hatte, 
ſeine Ungeduld, Heftigkeit und Leidenſchaft zu zügeln. Er geriet ſofort 
mit ſeiner mächtigſten Stadt Stralſund in einen langwierigen Kampf, 
in dem ſich ſein Haß gegen die Städte, den er von ſeinen Erziehern 
und Vormündern überkommen hatte, erheblich ſteigerte. Gegen den 
Syndikus Dr. Domann und den ſpäteren Bürgermeiſter Lambert Stein⸗ 
wich, die eifrigen Verteidiger der ſtädtiſchen Freiheit, faßte er einen 
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ſtarken perſönlichen Haß. Mancherlei Gewalttaten kamen vor; Stral- 
ſundiſche Geſandte, die 1604 vom Hanſetage in Lübeck zurückkehrten, 
wurden hinterliſtig überfallen. Zwar kam im Mai 1606 ein notdürf⸗ 
tiger Vergleich über allerlei Streitpunkte zuſtande, doch bald brach der 
alte Zwiſt mit erhöhter Schärfe wieder aus. Auf kleinliche Weiſe ſuchte 
Philipp Julius die Privilegien der Stadt zu verletzen und ihr man⸗ 
cherlei Kränkungen zuzufügen; fo beſuchte er im Frühjahr 1611 un⸗ 
angemeldet Stralſund und ſtellte allerlei Forderungen an Rat und 
Bürgerſchaft, gegen die dieſe Proteſt erhoben. Als er bald darauf in 
einem Privatprozeſſe Partei ergriff und rügiſche Güter überfallen und 
plündern ließ, mußte die Stadt gegen den eigenen Landesherrn beim 
Reichskammergerichte Schutz ſuchen. Da fand der Herzog, der ganz 
wie im Mittelalter mit Gewalt vorgegangen war, bei den Alter- und 
Hundertmännern Unterſtützung, denn dieſe Vertreter des höheren 
Bürgertums ſtanden ſeit längerer Zeit dem Rate feindlich gegenüber 
und riefen jetzt den Herzog zur Vermittelung herbei. Das gab ihm 
den erwünſchten Anlaß, in die ſtädtiſchen Verhältniſſe einzugreifen. Er 
erſchien im Februar 1612 mit anſehnlichem Gefolge in Stralſund, 
ſetzte einen Teil der Ratsherren ab und veröffentlichte am 24. Februar 
einen Interimsvertrag, durch den die Verwaltung neu geordnet wurde. 
Die Revolutionsbewegung, die in der Stadt ausbrach, nutzte er vüd- 
ſichtslos aus und machte ſich zum Herrn der ganzen Lage, ſo daß 
ſchließlich der Rat nachgeben mußte. Die Frucht langwieriger Der 
handlungen waren der Erbvertrag vom 11. Juli 1615 zwiſchen dem 
Herzoge und der Stadt, ſowie der Bürgervertrag vom 8. Februar 1616 
zwiſchen Rat und Bürgerſchaft. Zwar ſetzte Philipp Julius in dem 
erſten nicht alle ſeine Forderungen durch, da er fürchten mußte, ſich 
die große Maſſe der Bürger, die ihm zum Siege über den Rat ver- 
holfen hatte, zu entfremden und den Adel durch Überſpannung ſeiner 
Machtſtellung zu Gegnern zu machen, doch die landesherrliche Autorität 
wurde geſetzlich feſtgeſtellt. Durch den zweiten Vertrag ijt bie Ver⸗ 
waltung der Stadt geordnet worden. Auch in den nächſten Jahren 
blieben Streitigkeiten nicht aus, die bis zum Tode des Herzogs 
währten. Er hatte es trotz ſeines ſcheinbaren Sieges nicht verſtanden, 
die Macht und Selbſtändigkeit Stralſunds zu vernichten, vielmehr nur 
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das Verhältnis der mächtigsten Stadt zum Landesherrn gelockert und 
untergraben. Beſſer gelang es ihm mit Greifswald, wo er nach einem 
Aufſtande der Bürgerſchaft gegen den Rat bereits 1604 eine Neuord⸗ 
nung der Verwaltung vornahm und auch ſpäter, nicht ohne ebenfalls 
gewalttätige Mittel anzuwenden, ſeine landesherrliche Stellung be— 
hauptete. Auch hierbei zeigte er, daß ihm beſonders die Hanſa verhaßt 
war, und er gab nicht zu, daß ſeine Städte ſelbſtändig Geſandt⸗ 
ſchaften ins Ausland ſchickten oder daß fremde Städte in die Ver⸗ 
handlungen mit jenen eingriffen. Als Landesherr verlieh er 1613 dem 
rügiſchen Flecken Bergen, ber fid) neben dem alten Nonnenkloſter ge- 
bildet hatte, gegen eine einmalige Geldzahlung und die Zuſage einer 
jährlichen Abgabe die Stadtgerechtigkeit, doch er beſchränkte dabei die 
Rechte der neuen Stadt ganz erheblich. Sie entwickelte ſich langſam, 
wie das mit ſo großen Hoffnungen begründete Franzburg, dem Philipp 
Julius, nachdem 1605 Bogiſlaw XIII. das dortige Amt an ihn ab- 
getreten hatte, 1612 von neuem ſtädtiſche Freiheit und Gerechtigkeit, 
aber jetzt nur als einem „Amtsſtädtlein“ verlieh. 

So ſchroff, ja gewaltſam der Herzog gegen die Städte vorging, 
ſo mußte er doch anderſeits ihnen die lange gewünſchte Stelle im 
Landtagsausſchuſſe, dem Landratskollegium, endgültig einräumen. Er 
war infolge ſeiner Schulden, die auch ihn bedrückten, darauf angewieſen, 
die Hilfe ſeiner Untertanen in großem Umfange in Anſpruch zu 
nehmen. Da es nicht immer gelang, ihnen die Bewilligung der not— 
wendigen Steuern abzunötigen, ſo war der ſtolze Herzog wiederholt 
gezwungen, förmlich darum zu betteln. Wohl um die Städte für ſeine 
Forderungen zu gewinnen, ſetzte er im Landtagsabſchiede von 1614 
feſt, daß die Landräte aus den drei Ständen der Prälaten, der Ritter⸗ 
ſchaft und der Städte beſtellt werden ſollten. Aus vierundzwanzig vom 
Landtage ihm vorgeſchlagenen Perſonen ſollte der Landesherr zwölf, 
nämlich einen Prälaten, acht Vaſallen und drei Bürgermeiſter aus Stral⸗ 
ſund, Greifswald und Anklam, für den Ausſchuß ernennen; die Leitung 
ſollten die Landmarſchälle aus den Geſchlechtern Maltzahn und Bugen- 
hagen abwechſelnd haben. Der Herzog erreichte durch dieſe Beſtim— 
mung, daß für gewöhnlich der Ausſchuß und nur noch ſelten der gemeine 
Landtag zuſammentrat. Bei dem Einfluſſe, den der Herzog auf die 
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Ernennung der Landräte hatte, konnte er ſo ſeine Forderungen leichter 
durchdrücken. Auf dieſe Weiſe wuchs doch ſchließlich auch die Fürften- 
macht. Zu einer Neuordnung des verfahrenen Steuerweſens oder der 
Staatsverwaltung zeigte ſich Philipp Julius nicht befähigt; es blieb 
auch im Wolgaſter Landesteile bei den alten Einrichtungen, obgleich 
fie fid) mehr und mehr als unpraktiſch und nicht zeitgemäß heraus- 
ſtellten. Organiſationstalent fehlte dem unruhigen, launenhaften Herrn, 
wie allen pommerſchen Herzogen außer Bogiſlaw X. Ein Verſuch, 
durch das Edikt vom 1. Juli 1618 zuſammen mit ſeinem Vetter Franz 
von Stettin das Zollweſen zu orduen, blieb ohne dauernden Erfolg. 
Beim Kaiſer Rudolf II. erreichten 1606 die pommerſchen Herzoge 
eine Beſtätigung ihres Privilegs de non appellando, wobei zugleich 
die Wertſumme für die Sachen, die nicht vor das Kammergericht ge- 
bracht werden durften, von 300 auf 500 Gulden erhöht wurde. Kaiſer 
Matthias ſtellte ihnen 1613, Ferdinand II. 1621 neue Lehnbriefe 
aus. Sonſt ſuchte Philipp Julius wiederholt Verbindungen mit aus- 
ländiſchen Fürſten und Ländern, mit denen er auch durch ſeine weiten 
Reiſen in Verbindung trat, die er nach Polen und Littauen, nach 
Kopenhagen und um 1619 noch einmal nach England unternahm. 
Allerdings kam es ihm bei dieſen kaum darauf an, wichtige diploma— 
tiſche Verhandlungen zu führen, dazu hatte er ebenſowenig Neigung 
wie Befähigung. Auch er war ganz zufrieden mit der bisherigen neu— 
tralen Haltung Pommerns, auch ihm ſchien es das beſte, Frieden und 
Ruhe zu bewahren und ſich von allen auswärtigen Händeln vorſichtig 
ſernzuhalten. Auch als die böhmiſch-deutſchen Wirren immer mehr um 
ſich griffen, verharrte er bei der Neutralität, ja ſuchte ſich ſogar den 
Pflichten, die ihm als Reichsfürſten oblagen, zu entziehen. Eine gleiche 
Aufforderung des Leipziger Kreistages von 1620, wie fie an den Stet⸗ 
tiner Herzog erging, wurde auch an ihn gerichtet; Philipp Julius 
lehnte ſie ebenſo wie Herzog Franz ab. Erſt infolge energiſcher 
Drohung Kurſachſens verſtanden fie fid) dazu, wenigſtens ihre Kreis 
fteuern zu zahlen; dabei beſchloſſen fie aber in gemeinſamer $e 
ratung, nichts gegen den Kaiſer zu unternehmen, der ſie durch einen 
Geſandten zur Treue hatte ermahnen laſſen. Damit begann Pommern 
die Haltung einzunehmen, durch die ſpäter ſo viel Unglück über das 
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Land gekommen iſt. Man machte wohl abermals den Verſuch, etwas 
für die Verteidigung zu tun, aber Fürſten und Stände zeigten ein 
gleich geringes Intereſſe. Die Truppen zu Fuß und zu Pferde, die 
infolge eines Beſchluſſes des Kreistages von Jüterbog (1623) auch in 
Pommern angeworben wurden, unterhielt man einige Monate, dann 
ſcheute man weitere Koſten und entließ fie zur höchſten Zufriedenheit 
der Städte und des Adels, die ein beſonderes Mißtrauen gegen ſtehende 
Söldnerheere hatten. Sie nahmen den Befehl der Herzoge willig entgegen, 
ihre Heeresfolge in Bereitſchaft zu ſetzen und Maßregeln zur Vertei⸗ 
digung zu treffen, aber um die Ausführung dieſer Befehle kümmerte 
fi) niemand. Die ſchwere Seuche, bie 1624 namentlich im Stettiner 
Lande haufte, wurde noch dazu ein Anlaß, dieſe Verſuche bald wieder 
aufzugeben. Man wiegte ſich in eine höchſt verderbliche Sicherheit und 
meinte, bei der Neutralität ſehr gut zu ſtehen; deshalb wies Philipp 
Julius das Bemühen Englands, ihn für die Sache des vertriebenen 
Pfalzgrafen Friedrich zu intereſſieren, im Einverſtändniſſe mit ſeinem 
Stettiner Vetter ab. Die allgemeine Stimmung in Pommern aber 
ſcheint dem Verhalten der Fürſten nicht günſtig geweſen zu ſein, denn 
es iſt erklärlich, daß ſie ſich den Plänen König Chriſtians IV. von Däne⸗ 
mark und der niederſächſiſchen Stände zuwandte. Auch auf den Tage⸗ 
fahrten der Stände kam das hier und dort zum Ausdrucke zumal beim 
Adel, der ſchon aus Oppoſition gegen die größeren Städte ſich für 
Dänemark intereſſierte. Denn dieſe ſtanden, ſoweit ſie überhaupt noch 
ſelbſtändige Politik zu treiben imſtande waren, dieſem Lande feindlich 
gegenüber, ſeitdem Lübeck 1613 mit den Niederlanden ein Bündnis 
geſchloſſen hatte. Dieſem traten mit anderen Städten auch Stralſund 
und Greifswald 1616 bei. Philipp Julius machte den Verſuch, ſie zum 
Rücktritte von dem hanſiſch-holländiſchen Bunde zu bewegen, aber 
es gelang ihm nicht, da man erklärte, es handele ſich dabei nur um 
Handelspolitik, und das Verhältnis zum Kaiſer, Reich und Landesherrn 
werde dadurch nicht im geringſten berührt. Die Städte des Stettiner 
Landes nahmen an der Konföderation nicht teil, vielleicht infolge 
des Einfluſſes ihres Herzogs Philipp II. Durch den Bund hat die 
Hanſa, die ihrem Untergange entgegenging, nicht mehr erreicht, als 
durch die früheren Verſuche, die Handelsbeziehungen mit Rußland und 
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Spanien zu erneuern. An den Geſandtſchaften dorthin beteiligte ſich 
auch Stralſund, während die anderen pommerſchen Städte außer Greifs⸗ 
wald und allenfalls Stettin ſich jetzt überhaupt von der Hanſa ziemlich 
fernhielten; im loſen Zuſammenhange mit ihr ſtanden noch Anklam, 
Kolberg, Gollnow, Rügenwalde und Stargard, aber meiſt ließen innere 
Unruhen und Kämpfe es gar nicht zu, daß ſie ſich irgendwie an größeren 
Unternehmungen beteiligten. Auch war überall infolge des Rückganges 
des Handels und Verkehrs die Schuldenlaſt gewaltig geſtiegen. Ebenſo 
verſchlechterte ſich auf dem Lande in dieſer Zeit die Lage ganz erheb- 
lich unter dem Einfluſſe der ganzen Verhältniſſe. Um die Einkünfte 
der herzoglichen Amter zu ſteigern, griff man auch im Wolgaſter Lande 
zu dem ſehr bedenklichen Mittel der Legung fürſtlicher Bauern, deren 
Acker alsdann durch die umliegenden Bauern beſtellt werden mußten; 
dadurch wurden natürlich die Dienſte verdoppelt. Auch die um 1611 
eingeführte Verpachtung der meiſten fürſtlichen Ackerwerke verſchlimmerte 
die Zuſtände, da die Pächter ungemeſſene Dienſte fordern konnten. So 
klagten bereits 1625 bei einer Viſitation des Amtes Rügen faſt alle 
Bauern über Verarmung und Verſchuldung und gaben als Grund 
einſtimmig die übermäßigen Dienſte an. Dem von den Fürſten ge⸗ 
gebenen Beiſpiele folgten natürlich bald die anderen Grundherren und 
auch die Städte, überall war der Anfang zu einer Verſchlechterung der 
bäuerlichen Verhältniſſe gemacht worden. 

So läßt ſich erkennen, daß die Regierung Philipp Julius' ſeinem 
Lande nicht zum Segen gereicht hat. Mit den ſtolzeſten Plänen hatte 
er die Regierung angetreten, ſeine Schuld war es zum größten Teile, 
wenn ſie ſcheiterten. Die unverſtändige Wirtſchaft führte ihn immer 
tiefer in Abhängigkeit von den Ständen, und die drückende Schulden⸗ 
laſt trieb ihn 1623 dazu, ſich in einen ſchmählichen Handel mit dem 
Könige von Dänemark einzulaſſen. Er wollte dieſem die Inſel Rügen 
für 150000 Reichstaler verpfänden. Die 1625 zum Abſchluſſe ge⸗ 
brachten Verhandlungen ſcheiterten noch in letzter Stunde an dem 
Widerſpruche des Herzogs Bogiſlaw, der fid) weigerte, feine Unter- 
ſchrift zu geben, und ſo kam zum Glücke für das Land der Plan des 
Wolgaſter Herrn nicht zur Ausführung. Sein Mangel an Ausdauer, 
ſein unbeſtändiger Sinn verſetzten Pommern dauernd in Unruhen, von 
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denen er fid) dann, wenn er fab, daß er feine Abſichten nicht burdj- 
führen konnte, bald, wieder abwandte, um andere Ziele zu ver⸗ 
folgen. So vergaß er oft die wichtigſten Geſchäfte über der Pflege 
ſeiner Liebhabereien. Deren hatte er mancherlei, beſonders ſolche, 
die dazu dienen konnten, den Glanz ſeines Hofes zu erhöhen; dazu 
gehörte vor allem auch ſeine Vorliebe für engliſche Komödianten, 
von denen er eine nicht unbedeutende Zahl in ſeinen Dienſt nahm. 
Freilich erregte er dadurch den Unwillen nicht nur der Landſchaft, die 
über die Koſten murrte, ſondern auch der Geiſtlichkeit, die gegen das 
weltliche Weſen eiferte; der Herzog indes kümmerte ſich wenig darum, 
an feinem Hofe ging das luſtige Leben mit Komödianten und Muſi⸗ 
kanten fort. Auch ſeine Gemahlin Agnes, des Kurfürſten Johann 
Georg von Brandenburg Tochter, ſcheint ein ſonderliches Gefallen 
daran gehabt zu haben. Ernſtlicher Beſchäftigung mit den Wiſſen⸗ 
ſchaften war der Herzog wenig geneigt, doch brachte er ſeiner Uni— 
verſität immerhin Intereſſe entgegen und ſchützte bei den unruhigen 
Zeiten die Immunität aller ihrer Angehörigen. Sie befand ſich zu 
ſeiner Zeit in erfreulichem Gedeihen, die Zahl der jährlich eingeſchriebenen 
Studenten ſtieg jetzt auf 100 bis 160. Die Theologen Friedrich 
Runge (geſt. 1604) und Barthold Krakevitz (geſt. 1642), der Juriſt 
Friedrich Gerſchow (geſt. 1635), des Herzogs ehemaliger Lehrer, u. a. 
erfreuten ſich ſeiner beſonderen Gunſt, für den Rektor ſchenkte er 1619 
einen neuen, koſtbaren Mantel. Deshalb war auch hier die Trauer groß, 
als am 6. Februar 1625 Philipp Julius auf ſeinem Schloſſe zu Wolgaſt 
ſtarb; auch er ſank kinderlos ins Grab. Von allen männlichen Gliedern 
des Greifengeſchlechtes war nur noch der Stettiner Herzog Bogiſlaw XIV, 
am Leben, der 1623 das Bistum Kammin übernommen hatte und 
nun auch im Wolgaſter Lande die Regierung antrat. So vereinigte 
er noch einmal ganz Pommern in ſeiner Hand, nachdem es faſt 100 Jahre 
geteilt geweſen war. Aber auch ſeine bereits 1615 mit Eliſabeth von 
Schleswig⸗Holſtein⸗Sonderburg geſchloſſene Ehe war kinderlos, und mit 
beſorgten Herzen blickten alle treuen Patrioten in eine ungewiſſe und 
dunkle Zukunſt, unheilvoll und beängſtigend erſchien allen das ſchnelle, 
unbeerbte Sterben der Herzoge. Schwer hatte das Land auch an der 
Verſorgung der zahlreichen Witwen zu tragen, die kummervoll und oft 
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dürftig ausgeſtattet hier und dort im Lande in den kleinen Städten 
ihre Sitze hatten. In Loitz wohnte bis 1631 Sophia Hedwig, Ernſt 
Ludwigs Witwe, die ihren Sohn vor ſich ſterben ſah, in Treptow a. R. 
bis 1658 Sophia, die Witwe Philipps II., in Wollin bis 1635 
Sophia, die Witwe des Herzogs Franz, und in Neuſtettin reſidierte 
bis 1650 die treffliche Hedwig von Braunſchweig, Ulrichs Witwe, die 
ſich dort in dem von ihr 1640 geſtifteten Gymnaſium mitten in der 
unruhigen Zeit ein bleibendes Denkmal errichtete. 

Nur ungern nahm der ſchwache, oft kranke Herzog Bogiſlaw XIV. 
auch noch die Regierung im Wolgaſter Teile auf ſich. Er dachte ſchon 
damals daran, wenigſtens die Verwaltung des Stiftes Kammin, um 
das ſich ein Sohn des Dänenkönigs bewarb, ſpäter abzugeben und 
nahm dafür den Sohn ſeiner früh verwitweten Schweſter Anna, den 
jungen Herzog Ernſt Bogiſlaw von Croy, in Ausſicht. Zu den Bür⸗ 
den, die ihn ſchon allzuſehr bedrückten, kamen neue, beſonders in⸗ 
folge der großen Schuldenlaſt und der Unordnung in den fürſtlichen 
Gütern. Dabei verſagten ihm ſogleich die Landſtände ihre Beihilfe, 
ſie lehnten in kurzſichtiger Verblendung den Vorſchlag ab, ſofort eine 
Geſamtregierung für das vereinigte Herzogtum einzurichten, die Eifer- 
ſucht der Stettiner und Wolgaſter Stände war es, die den verſtändigen, 
allein ſchon durch die Rückſicht auf die Koſten gebotenen Plan ver⸗ 
eitelte. So beſtanden die getrennten Regierungen in beiden Landes⸗ 
teilen fort, ja man erhielt auch die ſelbſtändige Verwaltung des Kam⸗ 
miner Stiftsgebietes. Es iſt klar, wie ſehr hierdurch der Gang der 
Geſchäfte aufgehalten und eine einheitliche Politik ganz unmöglich ge- 
macht wurde. Schließlich aber zeigte es ſich doch als durchaus notwendig, 
für die nur durch die Perſon des Herrſchers vereinten Landesteile eine 
gemeinſame Behörde einzurichten, und ſo trat am 28. November 1627 
der oberſte Geheime Rat ins Leben, der aus fünf Mitgliedern, je 
zwei aus Stettin und Wolgaſt und einem aus dem Stifte, beſtand. 
Präſident des Rates wurde der ſtiftiſche Kanzler Paul von Damitz, 
ein überaus fleißiger und geſchickter Mann, der mit großer Treue die 
Regierungsgeſchäfte in den ſchwerſten Zeiten geführt hat; er wurde 
bald darauf auch mit der Leitung des 1628 begründeten Kriegs⸗ oder 
Staatsrates beauftragt, der aus ſechs Mitgliedern zuſammengeſetzt die 
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Landſtände beider Orte als Ausſchuß vertreten und namentlich in 
eiligen Fällen, bisweilen unter Hinzuziehung eines Beirates, der Landes⸗ 
regierung beratend zur Seite ſtehen ſollte. Ferner ſollte ein eigenes 


ökonomiſches Kollegium die Oberleitung der herzoglichen Hofhaltung 


übernehmen. So verſtändig dieſe Maßregeln, für die, wie man ſagt, 
Herzog Bogiſlaw perſönlich eingetreten iſt, auch waren, Nutzen konnten ſie 
kaum ſtiften, da die Beſchlüſſe nur mangelhaft ausgeführt wurden. Über 
die Teilnahmloſigkeit der Mitglieder der verſchiedenen Kollegien wurde 
ſchon ſehr bald lebhafte Klage erhoben; die Wolgaſter Stände beharrten 
noch längere Zeit bei ihrer ablehnenden Haltung, und weiter war die 
Uneinigkeit, die zwiſchen den Angehörigen beider Landesteile herrſchte, ein 
ſchweres Hemmnis für die Ausführung irgendwelcher Reformen. 
Auf dem Gebiete der Hofhaltung bot die Perſon des Herzogs ſelbſt 
dieſelben Schwierigkeiten; trotz aller Bitten und Mahnungen konnte 
er nicht dazu bewogen werden, Ordnung in das Hofweſen zu bringen. 
Seine ſchwache Gutmütigkeit wurde immer wieder auf das ſchändlichſte 
ausgebeutet, die Zahl unnützer, aber hochbeſoldeter Diener war groß, 
eine heilloſe Wirtſchaft herrſchte in Küche und Keller. Derſelbe un⸗ 
ordentliche Zuſtand war in den meiſten herzoglichen Amtern vorhanden 
und ließ ſich durch alle Viſitationen und Unterſuchungen nicht abſtellen, ſo 
daß es bereits 1626 hieß, wenn die Wirtſchaft ſo fortgehe, werde der 
Herzog bald perſönlich nichts mehr zu leben haben. Die fortſchreitende 
Krankheit lähmte die Kraft des ſchwachen Fürſten noch mehr, er kam 
ganz in die Abhängigkeit von Männern, die ihm alle möglichen Zu- 
wendungen abzuſchwatzen verſtanden. Deshalb wurde endlich beſtimmt, 
ſolche Verſchreibungen ſollten nur Gültigkeit haben, wenn ſie von einem 
Mitgliede des Geheimen Rats unterſchrieben worden ſeien. 

So war der Zuſtand der Landesverwaltung im ganzen jammer⸗ 
voll, als das Unwetter herannahte, das ſich von allen Seiten über 
dem Lande zuſammenzog. Schon 1625 wurden aus dem polnifchen 
Tempelburg und der Umgegend durch einen Gewaltſtreich der Slachta 
und der Geiſtlichkeit die lutheriſchen Paſtoren vertrieben und katho⸗ 
liſcher Gottesdienſt eingerichtet. Man konnte daraus erkennen, was 
den Evangeliſchen drohte, wenn von dieſer Seite weitere Fortſchritte 


gemacht wurden. Daß man dort und anderswo ſich Lu Gedanken 
Wehrmann, Geſch. von Pommern. II. 
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über die Zukunft Pommerns machte, war nicht zu verkennen. Erhob 
doch ſogar Bayern bereits 1625 Brandenburg gegenüber angebliche 
alte Anſprüche auf das Land, und es gingen Gerüchte nm, daß König 
Guſtav Adolf von Schweden Abſichten auf Pommern habe. Da trafen 
vom Kurfürſten Georg Wilhelm von Brandenburg Warnungen und 
Mahnungen ein, etwas für den Schutz der Grenzen zu tun, denn ſchon 
hauſten Mansfeldiſche Truppen in der Uckermark. Auch der Kurfürſt 
Johann Georg von Sachſen forderte als Oberſt des oberſächſiſchen Kreiſes 
den Herzog von neuem dringlich zur Sicherung der Grenzen und Häfen 
ſeines Landes auf. Wieder ſchwankte man dort lange, da man immer 
noch an der Neutralität, bei der man ſich bisher ſo gut befunden 
hatte, feſtzuhalten gedachte. Es wurden indes wenigſtens Anſtalten 
zur Defenſion getroffen, indem zunächſt Aufgebote ergingen, Muſte⸗ 
rungen angeſtellt und im Juni 1626 von den Landräten beider Re⸗ 
gierungen die Beſtellung eines oberſten Kriegsrats beſchloſſen wurde. Es 
blieb jedoch bei dieſen höchſt dürftigen Maßregeln, zumal da die Kriegs⸗ 
gefahr ſich wieder zu verziehen ſchien. Doch bereits im folgenden 
Jahre wurde die Lage kritiſch, als für ſchwediſche, in Mecklenburg 
ſtehende Truppen der Durchzug durch Pommern nach Preußen zum 
Kriege mit Polen verlangt ward und zu gleicher Zeit dies Reich die 
Erlaubnis zu Werbungen im Lande forderte. Der Herzog lehnte beides 
ab und befahl, im Notfalle den Schweden Widerſtand zu leiſten; es ge 
lang aber noch, ſie, nachdem ſie ſchon in Vorpommern eingedrungen 
waren, von dem geplanten Zuge durch das Land abzubringen, indem 
den Oberſten ein Geldgeſchenk von 9000 Talern gegeben wurde. Darauf 
führten dieſe ihre Scharen ſüdlich vom Lande nach Preußen, doch nicht 
ohne an den Grenzen zu plündern und großen Schaden anzurichten. 
Dieſe unmittelbare Gefahr wurde aber wenigſtens der Anlaß dazu, 
daß man im Anfange des Jahres 1627 das Defenſionswerk in ernſt⸗ 
licheren Angriff nahm. Es zeigte ſich hierbei, wie wenig zeitgemäß 
das mittelalterliche Lehnsſyſtem war, das in Pommern immer noch galt, 
und wie abgeneigt namentlich die Städte waren, irgend etwas für die 
Verteidigung des Landes zu leiſten. Schwere Arbeit hatte das neu ein⸗ 
gerichtete Kriegsdirektorium, um auch nur die Ritterſchaft zum Aufgebote 
zu bringen; bald hielt man dies wieder für überflüſſig, da ja der 


Die Zeit des Dreißigjährigen Krieges. 115 


Kaiſer, der wiederholt die loyale Haltung und Treue des Herzogs ge- 
lobt hatte, die Neutralität des pommerſchen Landes anerkannte und 
Wallenſtein erklärte, Pommern „außer der äußerſten unumgänglichen 
Not“ mit aller Beſchwerung zu verſchonen. So ließ man, obgleich 
die kriegeriſchen Ereigniſſe immer näher kamen, alles beim alten; die 
Warnungen verſtändiger Männer verhallten ungehört. Die Kriegskaſſe 
blieb leer, die angeworbenen Soldaten liefen auseinander, weil ſie nicht 
bezahlt wurden, die Päſſe waren unbeſetzt, das buntſcheckige Lehns⸗ 
aufgebot wurde bald einberufen, bald entlaſſen; die Städte aber hielten 
ihre Truppen zur eigenen Verteidigung zurück. Dabei wurde dem 
Herzoge Adolf von Holſtein der Durchzug durch das Land zur Unter— 
ſtützung der Polen geſtattet, mit Wallenſtein wurde verhandelt, und man 
wiegte ſich immer noch in der Hoffnung, den Krieg und die Beſetzung 
vom Lande abwehren zu können. Da wurde im November 1627 dem 
Herzoge, der ſich trotz der Warnungen ſeiner Räte nach Franzburg 
begeben hatte, das Verlangen Wallenſteins überbracht, zehn kaiſerlichen 
Regimentern in Pommern Quartier zu geben; er vernahm ſogar, daß 
Hans Georg von Arnim bereits den Befehl erhalten habe, in das 
Land einzurücken. Sofort trat Bogiſlaw in perſönliche Verhandlung 
mit dem Oberſten und ſuchte durch Geſchenke das drohende Verhängnis 
abzuwenden oder, als ſich dies als unmöglich zeigte, wenigſtens die Zahl 
der Truppen zu mindern. Auch die Vertreter der Landſchaft erreichten 
nichts, und es blieb nichts weiter übrig, als am 10. November die 
Kapitulation von Franzburg abzuſchließen, durch die den Wallen⸗ 
ſteinſchen Scharen die Aufnahme in das Land gewährt wurde. Damit 
begann bie Unglückszeit Pommerns. In dem Vertrage waren die Be⸗ 
ſtimmungen für die Einquartierung von acht Regimentern genau feſt⸗ 
geſetzt worden, die Freiheit der Religionsübung wurde gewährleiſtet, 
die fürſtlichen Reſidenzſtädte, namentlich Stettin, Wolgaſt, Köslin und 
Damm, und die Domänen ſollten frei von Einquartierung bleiben, ebenſo 
wie die Beſitzungen der Ritterſchaft; auch den Beamten des Herzogs, Pro⸗ 
feſſoren, Geiſtlichen, Bürgermeiſtern, Ratsherren uſw. wurde Befreiung 
zugeſtanden, während ſie in gleicher Weiſe wie der Adel zu den allgemeinen 
Landeslaſten beizuſteuern hatten. Man ſuchte auch die große Maſſe von 


Bürgern und Bauern, auf die von den Höhergeſtellten alle Laſten der 
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Einquartierung abgewälzt worden waren, durch beſtimmte Vorſchriften vor 
Erpreſſung und Vergewaltigung zu ſchützen, und ſetzte deshalb feſt, was 
den einzelnen Offizieren und Soldaten zu leiſten war, Plündern und 
Rauben wurde ſtreng verboten, kurz es hatte den Anſchein, als ob alles 
aufs beſte geordnet und vorgeſehen ſei. Zu bald aber ſollten die 
Pommern erfahren, wie wenig alle dieſe Vorſichtsmaßregeln nützten. 
Schon bei dem Einmarſche kam es faſt überall zu Streitigkeiten, von 
allen Seiten erklangen Notrufe an den Herzog, die Regierung oder die 
für die Ordnung beſtellten Kommiſſare; doch ſie konnten kaum irgendwo 
helfen, Gewalt ging vor Recht. Der Oberſt Hausmann kehrte ſich trotz 
der Befehle Arnims wenig an die Beſtimmungen der Kapitulation, und 
auch über andere Offiziere liefen aus allen Gegenden Beſchwerden ein. 
Ebenſo führte die Inſpektion, die 1628 der Oberſt Hebron über die ein— 
quartierten Truppen vornahm, keine Beſſerung herbei; ihm lag wohl auch 
mehr ob, die Verteidigungswerke im Lande, namentlich an der Küſte, 
zu beſichtigen und neue anzulegen. Mit der Bedrängnis des Landes 
wurde es noch ſchlimmer, als im Auguſt 1628 König Chriſtian von 
„Dänemark die Inſel Uſedom und die Stadt Wolgaſt beſetzte, deren 
Kommandant kaum einen Verſuch machte, die Feinde abzuwehren. Die 
Dänen wurden zwar ſehr ſchnell von den Kaiſerlichen gezwungen, die 
Stadt wieder zu räumen, aber die ganze Expedition wurde in dieſer Zeit, 
in der eben die Belagerung Stralſunds aufgehoben worden war, nur 
eine Veranlaſſung zu neuen Bedrückungen, denn man warf dem Herzoge 
offen vor, er ſtehe mit den Dänen im Einverſtändniſſe und habe ſie 
ins Land gerufen; hätten ſich doch die pommerſchen Truppen geweigert 
gegen ſie zu kämpfen. Zur Strafe erhöhte man die Zahl der in 
Pommern liegenden Regimenter, ſo daß im Anfange des Jahres 1629 
dort 123 Kompagnien mit ihrem ungeheuren Troſſe untergebracht waren. 
Und wie hauſten dieſe im Lande! Auf alle Weiſe ſuchten ſie Geld zu 
erpreſſen, verſchonten nicht die herzoglichen Schlöſſer, nicht die Kirchen, 
nicht die Häuſer der eximierten Perſonen. Die Lage der Bewohner, 
die zu allen möglichen Dienſten und Arbeiten herangezogen wurden, 
war jammervoll: eine Hungersnot brach aus, Elend und Jammer 
herrſchten überall. Die Schrift, die der Herzog 1630 über die „Drei⸗ 
jährige Drangſal des Herzogtums Pommern“ abfaſſen und dann dem 
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Kaiſer und den Kurfürſten überreichen ließ, ſchildert in grellen Farben, 
aber doch wohl im ganzen der Wahrheit entſprechend, was für Leiden 
das Land auszuſtehen hatte und wie die kaiſerlichen Truppen in einem 
befreundeten Staate ſchalteten und walteten; auf zehn Millionen Gold 
wird dort der Schaden berechnet, den die Einquartierung in dem Stet⸗ 
tiner Herzogtume angerichtet habe. Immer wieder mußten ſich die 
Landtage mit der Frage beſchäftigen, wie die Koſten aufzubringen ſeien. 
Man führte in Wolgaſt bereits 1627 die Abgabe des gemeinen Pfennigs 
und eine Trankſteuer ein, auch in Stettin griff man zu ähnlichen Mit- 
teln, und doch brachte die Steuer nur wenig ein. Deshalb kam man 
auf die alte Art der Kontribution nach Hufen, Häuſern, Buden und 
Kellern zurück, behielt aber bie Trank- und Warenſteuer bei. Doch 
alles half nur wenig, die Laſten der Regierung waren übergroß. Dabei 
bleibt die Treue, mit der die meiſten Räte ihre Amter in dieſer ſchweren 
Zeit verwaltet haben, bewundernswert. Aber die Schwächen und 
Fehler des ganzen Verwaltungsſyſtems traten immer offener zutage, 
und die Unterlaſſungsſünden der Vergangenheit rächten ſich bitter. 
Der Herzog hatte gewiß den beſten Willen zu helfen und zu retten, 
aber was konnte der ſchwache, kranke Fürſt gegen die Gewalt aus⸗ 
richten! Da die Regierung in vielen Fällen mit ihrer Hilfe verſagte, 
ſo griffen einzelne dazu, ſich ſelbſt zu helfen; das hat am entſchiedenſten 
Stralſund getan. 

Dieſe Stadt hatte vom Herzoge das Verſprechen erhalten, daß er 
ſie „wider Einquartierung der kaiſerlichen Armee verbitten wolle“. Sie 
verſuchte alsbald bei Arnim ſich loszukaufen, aber dieſer ſtellte zu hohe 
Forderungen. Während die Verhandlungen noch fortgingen, bei denen 
die Stralſunder an ihrem Widerſtande feſthielten, wurde am 3. Februar 
1628 die kleine Inſel Dänholm von den Kaiſerlichen beſetzt, denn 
Wallenſtein hatte die Bedeutung der Stadt erkannt und ſah ihre Be— 
ſetzung als militäriſch notwendig für die Ausführung ſeiner Pläne an. 
Durch Unterhandlungen kam Stralſund wieder in den Beſitz des Dän— 
holms, wies aber die erneute Aufforderung zur Aufnahme der Truppen 
ab und war entſchloſſen, lieber das Schlimmſte zu leiſten, als ſich in 
die Gewalt der Kaiſerlichen zu geben. Die Stimmung im Lande war 
für die Stadt keineswegs günſtig; man meinte, ihr Widerſtand erhöhe 
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nur die allgemeine Not, und auch der Herzog war mit dem Verhalten 
Stralſunds nicht einverſtanden, das eigenmächtig mit dem Auslande 
verhandelte. Die Hanſa lehnte jede Unterſtützung ab, eine Geſandtſchaft, 
die man nach Prag ſchickte, erhielt zwar vom Kaiſer tröſtliche Antwort, 
erreichte aber doch bei Wallenſtein nichts: es war klar, daß er feſt 
entſchloſen war, die Stadt einzunehmen. Arnim erhielt den Befehl, 
gegen ſie vorzugehen, und erſchien mit einem Heere von 8000 Mann 
vor ihr. Ein Sturm und die darauffolgenden Beſchießungen hatten 
zwar keinen direkten Erfolg, aber ſchüchterten die Bürger doch ſo ein, 
daß ſie demütig um Frieden baten. Arnim wiederholte die bereits 
früher geſtellten Forderungen, in denen er der Stadt inſoweit ſchon 
entgegengekommen war, als er zugab, die in Stralſund aufgenommene 
Garniſon ſolle dem Herzoge von Pommern und der Stadt ſchwören; 
auch ſolle jener die Bürgſchaft für das Halten des Abkommens über⸗ 
nehmen. Die Verhandlungen wurden hin und her geführt zwiſchen der 
Stadt, dem Herzoge, Arnim oder Wallenſtein. Da erſchien am 4. Juni 
ein däniſches Hilfskorps unter dem Oberſten Heinrich Holk im Auf— 
trage des Königs Chriſtian IV., der ſich durch die maritimen Pläne 
Wallenſteins nicht wenig beunruhigt fühlte, in Stralſund. Dort ge⸗ 
wannen die Dänen, die der Stadt den Eid der Treue zu leiſten ſich 
weigerten, bald einen ſolchen Einfluß, daß die faſt ſchon zum Abſchluſſe 
gekommenen Verhandlungen abgebrochen wurden, zumal da die Bürger— 
ſchaft von einem Vergleiche nichts wiſſen wollte. Unterdeſſen war 
Wallenſtein bereits auf dem Wege nach Pommern. In Frankfurt a. O. 
trugen ihm pommerſche Geſandte die Bitte um Abführung der Truppen 
aus dem Lande und Aufhebung der Belagerung vor. Doch dieſer erklärte 
ihnen, ebenſo wie dem Herzoge, er müſſe Stralſund wegen ſeiner Hals— 
ſtarrigkeit mit Ernſt angreifen, und forderte ſogar Unterſtützung zu dem 
Unternehmen. Auch bei den weiteren Verhandlungen in Prenzlau und 
Stettin beſtand er auf der Forderung, die Arnim geſtellt hatte. Die 
pommerſche Regierung ging noch einmal mit Eifer an die Aufgabe, 
die Stralſunder zur Nachgiebigkeit zu bewegen, aber die Bemühungen 
blieben erfolglos, denn am 23. Juni hatte die Stadt bereits ein förm⸗ 
liches Bündnis mit Guſtav Adolf, dem Könige von Schweden, ab- 
geſchloſſen. Von ihm geſandt waren 600 Soldaten dort eingetrofſen, 
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und der Bevollmächtigte Philipp Sattler brachte den Vertrag zuſtande, 
durch den Stralſund in ſchwediſche Abhängigkeit geriet, wenn auch der 
ſchwediſche Oberſt Rosladin in ein beſtimmtes Verhältnis zur Stadt trat, 
anders als der Däne Holk, der ſchon vorher abgezogen war. Alle Ber- 
handlungen mit dem Herzoge oder mit Wallenſtein hörten auf; es folgten 
die Tage, in denen die Kaiſerlichen die Stadt auf das furchtbarſte be— 
ſchoſſen und beſtürmten. Wallenſtein ſelbſt leitete jetzt die Belagerung, 
und trotz des verzweifelten und heldenmütigen Widerſtandes der Truppen 
und der Bürgerſchaft hatten die Kaiſerlichen bedeutende Erfolge. Der 
Verluſt eines wichtigen Außenwerkes, der Tod und die Verwundung 
mehrerer Offiziere machten großen Eindruck; Rat und Bürgerſchaft 
waren voller Beſtürzung und Schrecken. Man beſchloß eine Geſandt— 
ſchaft an Wallenſtein abzuſenden. Dieſe erhielt am 30. Juni im Hain⸗ 
holz verhältnismäßig günſtigen Beſcheid, in dem die Vereidigung der 
Stralſunder Beſatzung auf den Kaiſer und den Herzog, Abbitte und 
eine Geldzahlung gefordert wurden. Der Rat war zur Annahme be— 
reit und bat den Herzog zum Abſchluſſe des Akkordes, der bereits am 
4. Juli fertig war, in das Lager zu kommen. Über die Bezahlung 
der aufzunehmenden pommerſchen Truppen und andere Punkte ent— 
ſtanden noch Schwierigkeiten, doch mit Hilfe der brandenburgiſchen Ge— 
ſandten, die fid) an den ganzen Verhandlungen eifrig beteiligten, wur— 
den auch ſie gehoben. 

Ehe es aber zum förmlichen Abſchluſſe kam, erſchienen in der Stadt 
von neuem däniſche Truppen unter dem Oberſten Holk und bald darauf 
auch ſchwediſche Hilfe mit reichlichem Vorrat an Pulver. Der Rat war 
jetzt nicht mehr Herr ſeines Willens und erklärte, er habe bie Zuſtim— 
mung der Bürgerſchaft zu dem Akkorde nicht erreichen können. Trotz⸗ 
bem ſchloß Bogiſlaw, der im Lager Wallenſteins erſchien, am 11. Juli 
den Vertrag ab, in dem der General Aufhebung der Belagerung ver— 
ſprach, wenn der Herzog mit den Landſtänden die Bürgſchaft dafür 
übernehme, daß Stralſund die Beſtimmungen annehmen und halten 
würde. Dieſe wurden noch weiter ermäßigt, indem der Stadt neben einer 
Abbitte, Zahlung von 50 000 Talern, Niederreißung der Außenwerke, 
Abſchaffung des fremden Volkes innerhalb eines Monats die Aufnahme 
einer nur dem Herzoge vereideten Garniſon auferlegt wurde. Dieſer 


120 Vierter Abſchnitt. 


ſowohl wie Wallenſtein hatten den lebhaften Wunſch, der beſchwerlichen 
Belagerung ein Ende zu machen, und zwar zum Teil aus demſelben 
Grunde, nämlich um die nordiſchen Mächte ſich nicht zu feſt im Lande 
einniſten zu laſſen. Wallenſtein wollte damals nicht mit ihnen an⸗ 
binden und nahm die günſtige Gelegenheit gerne wahr, von Stralſund 
loszukommen; Bogiſlaw übernahm die Bürgſchaft in der Hoffnung, da⸗ 
durch den Krieg vom Lande abzuwenden. Er meinte auch, daß die 
Stralſunder bei ruhiger Erwägung auf die Bedingungen eingehen wür⸗ 
den. Zunächſt ſchien das allerdings nicht der Fall zu ſein, vor allem 
wurde die Abführung des däniſchen und ſchwediſchen Volkes von den 
Oberſten abgelehnt. So wurden die Feindſeligkeiten von beiden Seiten 
wieder eröffnet, während gleichzeitig die Verhandlungen fortdauerten. 
Arnim ſchlug dem Herzoge ſogar vor, er möge die Stadt mit den 
kaiſerlichen Truppen zur Annahme des Vertrages zwingen, doch auf 
bedrohliche Nachrichten vom Herannahen neuer däniſcher und ſchwediſcher 
Truppen hob er dann die Belagerung auf, am 25. Juli verließen die 
letzten kaiſerlichen Mannſchaften ihre Stellungen vor der Stadt, die 
mutvoll und trotzig der Gewalt widerſtanden und ihren Willen durch⸗ 
geſetzt hatte. Freilich war ſie dadurch in die Abhängigkeit eines frem⸗ 
den Königs gekommen und hatte ſich von dem Lande, zu dem ſie ge— 
hörte, für lange Zeit gelöſt, aber die Vorwürfe, die man damals gegen 
die „meineidigen, treuloſen“ Stralſunder in einigen Kreiſen Pommerns 
erhob, waren doch nicht gerechtfertigt. Hatte denn die Regierung irgend 
etwas Ernſtliches getan, die Vergewaltigung des Landes zu verhindern? 
War es da nicht einer Stadt wie Stralſund erlaubt, mit eigener Kraft 
ſich zu ſchützen und, als dieſe verſagte, anderswo Hilfe zu ſuchen? 
Auch ſchon damals hatte man für ihre mannhafte Verteidigung in 
weiten Kreiſen Anerkennung; in zahlreichen Flugſchriften verkündete 
man den Ruhm der wackeren Bürger, und manche ſagenhaften Erzäh- 
lungen von ihrem Stolze oder von Wallenſteins Trotze wurden bald 
verbreitet. 

Die Hoffnungen des Herzogs erfüllten ſich nicht, da Stralſund bei 
allen Verhandlungen irgendwelche Verbindlichkeit des Akkordes für ſich 
ableugnete und mit herben Worten jedes Entgegenkommen ablehnte. 
Nicht beſſeren Erfolg hatten die pommerſchen Geſandten bei dem Könige 
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von Schweden und ſeinem Kanzler Axel Oxenſtierna; beide weigerten 
ſich entſchieden, die ſchwediſche Beſatzung abzurufen, wenn ſie auch den 
Gedanken einer Einmiſchung in den deutſchen Krieg weit von ſich 
wieſen. Ebenſo mißlangen die Bemühungen in Dänemark, eine Auf⸗ 
hebung der däniſchen Einquartierung durchzuſetzen. Pommern blieb auf 
lange Zeit das Land, in dem fremde Gewalt vollkommen herrſchte. 
Beſonders bemühte man ſich natürlich darum, daß die kaiſerlichen 
Truppen endlich abziehen ſollten, und der Herzog ſelbſt wandte ſich 
immer wieder an den Kaiſer Ferdinand mit der demütigen Bitte, 
das Land von der ſchweren Laſt zu befreien oder ſie zu mildern, da 
er und ſeine Untertanen ihm in Treue ſtets ergeben wären und ſich 
von allen fremden Verbindungen ferngehalten hätten. Die Fürſprache 
des Kurfürſten von Bayern und anderer Fürſten wurde angerufen. 
Mit großen Geldopfern ſchickten Herzog und Stände Geſandtſchaften 
aus; beſonders tätig war in dieſer Beziehung Markus von Eickſtedt, der 
faſt anderthalb Jahre lang bald am kaiſerlichen Hofe, bald bei Wallen- 
ſtein oder Arnim zuſammen mit Anton von Schliefen u. a. ſich mit Worten 
und Geſchenken um eine Erleichterung der ſchweren Laſten bemühte. 
Auch das befreundete Brandenburg unterſtützte dieſe Schritte, doch ſie 
blieben alle ohne merkbaren Erfolg. Dann machten die Pläne zur 
Durchführung des Reſtitutionsediktes ebenfalls lange Verhandlungen 
nötig; ſollten doch die Verhältniſſe des Stiftes Kammin auch von der 
kaiſerlichen Kommiſſion unterſucht werden. Pommerſche Gelehrte ver— 
faßten Gutachten darüber, als man hörte, in Salzburg bemühe ſich ſchon 
ein Domherr um das Bistum, und als die Nachricht kam, der König 
Sigismund von Polen bewerbe ſich in Wien für ſeinen Sohn Ferdinand 
Karl um das Stift. Man dachte indes dort nicht im Ernſte daran, es 
dem Herzoge zu entziehen, der es ſchon früher für ſeinen Neffen Ernſt 
Bogiſlaw, Herzog von Croy, den Sohn feiner Schweſter Anna, in 
Ausſicht genommen hatte. Die ablehnenden Antworten auf alle Bitten 
Pommerns erregten natürlich eine ſehr feindliche Stimmung gegen die 
kaiſerliche Partei, und ſie machte ſich in Taten und Worten gegen die 
Bedrücker Luft. Hieraus entſtanden neue Streitigkeiten, bei denen 
wieder die pommerſche Verwaltung nur zu oft zeigte, daß ſie den 
ſchweren Aufgaben durchaus nicht gewachſen war. Die Not wurde 
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immer größer; bereits im Mai 1629 erklärte der kaiſerliche Oberſt 
Herzog Franz Albrecht zu Sachſen, den man wiederholt durch Geſchenke 
für das Land günſtig zu ſtimmen verſtand, es ſei kaum möglich, die 
Truppen länger in dem ausgeſogenen Hinterpommern zu halten. 

Bei ſolchen Zuſtänden ift es nicht zu verwundern, daß bie Hoff- 
nung mancher Patrioten ſich auf Schweden richtete, und die Regierung 
trat bei den Verhandlungen, die feit dem Juli 1629 mit Stralſund 
neu aufgenommen wurden, auch mit dem ſchwediſchen Legaten Steno 
Bielke in Verbindung. Vorſichtig wurde aber von dieſer Seite ein 
Eingehen auf die Vorſchläge und Bitten abgelehnt; es war klar, Guſtav 
Adolf wollte die einmal gewonnene Stellung nicht anfgeben. Die Be- 
ſatzung von Stralſund wurde vielmehr verſtärkt und die Stadt befeſtigt, 
als die Kunde kam, Dänemark verhandle mit dem Herzoge Bogiſlaw 
über den Ankauf der Inſel Rügen. Um die tatſächlich hierüber geführten 
Verhandlungen zu vereiteln, beſetzten die ſchwediſchen Truppen die 
Inſel. Die Kaiſerlichen bemühten fid) vergebens, fie von dort zu ver⸗ 
treiben oder beim Pommernherzoge die Erklärung der Neutralität für 
Rügen durchzuſetzen. Es war zu ſpät: in ſeiner Ohnmacht war dieſer 
jetzt ein Spielball in den Händen der Gegner, die bereits um einen 
Teil Pommerns in Kampf geraten waren. Eine pommerſche Geſandt— 
ſchaft, die im Mai 1630 an den König Guſtav Adolf abging, fand 
ihn in Elfsnabben bereit, mit feinen Truppen abznſegeln. Die Ge— 
ſandten aber, die im Juni zum Kurfürſtentage nach Regensburg ab— 
geſandt wurden, um dort eine eingehende Schilderung von der jammer— 
vollen Lage des Landes zu übergeben, waren an ihrem Beſtimmungs— 
orte noch nicht eingetroffen, als die Schweden ſchon in Stettin ſtanden. 

Auf Seite der Kaiſerlichen beobachtete man mit Aufmerkſamkeit 
die Rüſtungen des nordiſchen Feindes, der ſchon längſt, namentlich in 
Stettin, durch politiſche Agenten Stimmung für ſich zu machen bemüht 
geweſen war. Deshalb eilte der kaiſerliche Oberbefehlshaber im Pommern 
Torquato Conti, ſich der Oder zu verſichern; mit Gewalt bemächtigte 
er ſich im Mai 1630 der beiden Orte Greifenhagen und Gartz a. O. 
und verlangte dringend Einlaß in Stettin. Da erſchien am 26. Juni 
die ſchwediſche Flotte an der Küſte Uſedoms bei Peenemünde, und die 
Landung des Heeres erfolgte ohne große Schwierigkeit. Guſtav 
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Adolf, der ſich durch den Eingriff kaiſerlicher Truppen in ſeinen Krieg 
mit Polen verletzt fühlte, erſchien mit weitausſchauenden Plänen, die 
er jahrelang erwogen und wohl vorbereitet hatte; von Anfang an war 
er entſchloſſen, feſten Fuß in Pommern zu faſſen und dies Land auf 
jede Weiſe ſeſtzuhalten. Nicht aus Heuchelei, aber wohl mit kluger 
Berechnung wußte er feinem Unternehmen den Anſchein einer Be- 
freiungstat für das geknechtete Land zu geben, und es iſt wohl erklär— 
lich, daß viele gebildete Männer die Ankunft des Retters aus dem 
Norden wirklich mit Freude begrüßten. In größter Verlegenheit dagegen 
waren der kranke Herzog Bogiſlaw und ſeine Räte, ſie ſahen ſich dem 
Ziele ihrer ganzen Politik, Neutralität zu wahren, ferner als je und 
erkannten, daß jetzt Pommern erſt recht in den Kampf hineingezogen 
werden würde. 

Mit Energie ging der Schwedenkönig vor und beſetzte in wenigen 
Tagen die beiden Oderinſeln Uſedom und Wollin. Am 4. Juli meldete 
er dem Herzoge, daß er wieder einen Geſandten zu ihm ſchicken, und er— 
klärte den pommerſchen Räten, die bei ihm erſchienen und noch einmal 
um Erhaltung der Neutralität baten, daß er bald in Stettin eintreffen 
werde. Und wirklich erſchien er dort am 9. Juli; es galt für ihn, ſich 
zunächſt der Stadt zu bemächtigen, deren Kommandant, Siegfried von 
Damitz, ein geheimer Anhänger der Schweden, kaum an eine wirk— 
liche Verteidigung dachte. Die Verhandlungen mit ihm, den herzog— 
lichen Räten und ſchließlich mit dem Herzoge Bogiſlaw ſelbſt, der auf 
Verlangen des Königs aus der Stadt kam, führten zu ihrer Übergabe 
und ſofortigen Beſetzung durch ſchwediſche Truppen. Am 11. Juli 
kam der König ſelbſt in die Stadt. Über den Bundesvertrag wurde 
wochenlang verhandelt, während die Schweden Stettin ſofort ſtark bee 
feſtigten, um es als Stützpunkt für ihre weiteren Unternehmungen in 
Pommern zu benutzen. Es gelang ihnen in kurzer Zeit, die kaiſerlichen 
Truppen aus Damm, Stargard (14. Juli), Treptow a. R., Greifenberg, 
Saatzig, Naugard und Plathe zu vertreiben. Zugleich mußten ſchwe— 
diſche Soldaten von Preußen aus Stolp, Rügenwalde und andere 
Orte in Hinterpommern einnehmen, damit vornehmlich die ganze Küſte 
in ſchwediſchen Beſitz käme; deshalb begannen ſie auch bereits Kolberg 
eng einzuſchließen. In ähnlich glücklicher Weiſe wurden in Vorpommern 
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Anklam, Ückermünde und Barth von den Schweden beſetzt und am 28. 
und 29. Juli auch Stadt und Schloß Wolgaſt erobert. In drei Ab- 
teilungen war die Armee des Königs geteilt, von denen die eine unter 
ſeinem perſönlichen Oberbefehl bei Stettin, die zweite unter dem Oberſten 
Lars Kaag von Uſedom aus, die dritte unter dem Generalmajor Knip⸗ 
hauſen von Stralſund aus operierte. Die kaiſerlichen Truppen hielten 
ſich beſonders bei Kolberg, Gartz a. O. und Greifenhagen, ſowie bei 
Greifswald und waren im Beſitze der wichtigen Päſſe an der Tollenſe, 
bei Klempenow, Demmin und Loitz, durch die ſie die Verbindung mit den 
in Mecklenburg ſtehenden Mannſchaften unterhielten. Es gelang ihnen 
auch im September, fid) Paſewalks, wo eine kleine ſchwediſche Be— 
ſatzung lag, wieder zu bemächtigen; die Stadt wurde furchtbar aus— 
geplündert und in Brand geſteckt. 

Kurz vorher war Guſtav Adolf von Wolgaſt nach Stettin zurück— 
gekehrt, um endlich durch perſönliches Eingreifen die Verhandlungen 
über das Bündnis zwiſchen Schweden und Pommern zum Abſchluſſe zu 
bringen. Das Verhältnis zu Brandenburg, mit dem Pommern durch 
die Erbverträge verbunden war, bildete den wichtigſten Punkt der Er- 
örterungen, denn die Vertreter des Herzogs und der Stände hatten 
mit Recht Bedenken, ohne den Kurfürſten auf einen Vertrag einzugehen, 
in den auch Beſtimmungen über die Verwaltung des Landes nach Bo- 
giſlaws Tode auſgenommen werden ſollten. Schweden forderte dieſe für 
ſich, falls der Kurfürſt das Bündnis nicht gutheißen oder falls über die 
Nachfolge Streit entſtehen würde, für die Zeit, bis die Frage über 
die Erbſchaft entſchieden worden wäre und der Nachfolger die Kriegs- 
koſten erſtattet hätte. Am 22. Auguſt verſammelte der König die 
Vertreter der Stände im Stettiner Schloſſe um ſich und erklärte ihnen 
in Gegenwart des Herzogs in längerer Rede die Notwendigkeit des 
Bündniſſes; er verlangte den Abſchluß ohne Rückſicht auf den Kur⸗ 
fürſten, der ſich in der langen Zeit der Not nicht um das Land ge— 
kümmert habe, fügte aber hinzu, daß er ihm gern die Nachfolge gönne. 
Schließlich drohte er mit ſeiner Kriegsmacht, doch die treuen, gewiſſen⸗ 
haften Pommern ſetzten bei den folgenden Verhandlungen durch, daß 
die Beſtimmungen über die Nachfolge nur als Vorbehalt für den König 
gelten ſollten. So konnten ſie denn am 25. Auguſt, wenn auch ſchweren 
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Herzens, den Vertrag annehmen, der das Datum des 10. Juli erhielt. 
Pommern wurde hiermit den Schweden ausgeliefert, und der Herzog trat 
ſeine Macht an den fremden König ab. Das zeigte ſich deutlich in den 
beiden Ordnungen über die Defenſion des Landes und die Quartiere 
der ſchwediſchen Truppen, die bald darauf am 30. Auguſt vom Könige 
erlaſſen wurden. Die Stände beider Regierungen beſtätigten alle 
drei Verträge erſt nach dreiviertel Jahren auf entſchiedenes Drängen 
der Schweden. Inzwiſchen aber hatten ſich dieſe im Lande bereits 
vollſtändig eingerichtet und waren nicht gerade jer ſchonend mit den Be- 
wohnern verfahren. Die Stettiner wurden rückſichtslos zu den Schanz- 
arbeiten bei der Stadt herangezogen, Forderungen von Geld und 
Quartieren immer wieder als notwendig erhoben; die Stimmung im 
Lande war deshalb den Fremden natürlich nicht ſonderlich günſtig. 

Guſtav Adolf ſicherte ſich im September 1629 den mecklenburgiſchen 
Paß bei Damgarten und Ribnitz, während gleichzeitig die Angriffe der 
Kaiſerlichen auf die ſchwediſchen Stellungen bei Stettin zurückgewieſen 
und Verſuche zum Entſatze Kolbergs trotz eines unglücklichen Gefechts 
bei Falkenberg vereitelt wurden. Am 25. Dezember griff der König 
mit feinem anſehnlichen Heere die Stellung der Feinde bei Greifen- 
hagen an und zwang ſie zum Rückzuge auf das andere Oderufer nach 
Gartz, aber auch dort hielten ſie ſich nicht, als am folgenden Tage die 
Schweden den Angriff erneuerten. Bald war die ganze Gegend bis in 
die Neu- und Uckermark vom Feinde befreit. Demmin, Kolberg und 
Greifswald waren faſt die einzigen Städte, die am Ende des Jahres 
1630 noch im Beſitze der Kaiſerlichen waren. Als dann Demmin im 
Februar, Kolberg im März und Greifswald, das beſonders viel zu 
leiden hatte, im Juni 1631 von den Schweden eingenommen wurden, 
war das ganze Land von den kaiſerlichen Scharen befreit, die es länger 
als drei Jahre in Beſitz gehabt hatten. 

Die Erfolge des Königs in Pommern erregten natürlich gewaltiges 
Aufſehen. In Flugblättern, die zum Teil in Stralſund gedruckt worden 
find, wurden die Nachrichten verbreitet, und die Ereigniſſe nicht ſelten 
zugunſten der Schweden anders dargeſtellt, als ſie wirklich vor ſich 
gegangen waren. Im „mitternächtigen Poſt⸗Reuter“ wurde namentlich 
die Perſon Guſtav Adolfs gefeiert, der als der Leu aus Mitternacht 
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zur Rettung der vertriebenen Religion erſchienen ſei. Voll Sorge aber 
war der Herzog Bogiſlaw darüber, wie fein Verhalten gegenüber den 
Schweden am kaiſerlichen Hofe beurteilt werde; daher richtete er bereits 
am 14. Juli ein langes Schreiben an den Kaiſer, in dem er die Not 
ſeines Landes ſchilderte und berichtete, er ſei mit Gewalt zu ben Ab- 
machungen mit den Schweden gezwungen worden und wolle nur Bom- 
mern ſchützen, ohne des Kaiſers oder des Reiches Feind zu werden. 
Der Brief, der bald auch im Drucke verbreitet wurde, nützte dem 
armen Fürſten, der noch nicht den Mut fand, offen Stellung zu neh⸗ 
men, wenig; auch ſpätere Schreiben und die Druckſchriſt von der „drei— 
jährigen Drangſal“ beſeitigten die Erbitterung, die in Wien gegen den 
Herzog herrſchte, nicht. 

Doch zunächſt war er durch die weiteren Erfolge des Königs von 
der Furcht vor einer Strafe befreit. Bei den Verhandlungen Guſtav 
Adolfs mit dem Kurfürſten Georg Wilhelm von Brandenburg im Mai 
und Juni 1631 ſpielte natürlich die pommerſche Allianz eine bedeut— 
ſame Rolle. Schließlich aber mußte der Brandenburger den Vertrag 
vom 10. Juli ratifizieren, wogegen der König ſich verpflichtete, ihn \ 
bei feinen Erbrechten zu ſchützen und ihm zum wirklichen Beſitze 
Pommerns zu verhelfen. Doch ſchon verhehlte er dabei nicht ſeine Er— 
wartung, man werde ihm alsdann Teile des Landes, wie Rügen und 
Stralſund oder Wolgaſt und andere Küſtenſtrecken, überlaſſen. Die 
Verhandlungen zogen ſich lange hin, da man ſich eben über das Streit- 
objekt, Pommern, nicht einigen konnte, und ſo ließ man ſchließlich die 
Sache unentſchieden und erwähnte in dem Vertrage vom 11. Juni 
1631 die Frage wegen Erſtattung der Kriegskoſten überhaupt nicht. 
Das Mißtrauen aber gegen den König blieb beſtehen. 

Den weiteren Siegeslauf Guſtav Adolfs verfolgte man in Pommern 
natürlich mit dem lebhafteſten Intereſſe, befanden ſich doch in ſeinem 
Heere zahlreiche Angehörige, die ſeinen ſiegreichen Fahnen folgten. 
Aber zugleich erforderten die Züge und Kämpfe große Opfer, die der 
König dem Lande auferlegen mußte. Sein Legat in Stettin, Steno 
Bielke, hatte die ſchwere Aufgabe, die notwendigen Mittel aufzubringen, 
und mußte manchen harten Kampf mit den Ständen und der herzog⸗ 
lichen Regierung beſtehen. Doch die Drohung, daß der König, wenn 
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ihm die Mittel zur Fortführung des Kampfes nicht bewilligt würden, 
ſich auf Stettin zurückziehen und dort den Feind erwarten müſſe, wirkte 
immer wieder. Die Regierung verſuchte indes am Ende des Jahres 
1631 beim Reichskanzler, bei der Königin und ſpäter auch beim Könige 
eine Milderung der Laſten zu erreichen. Mit dieſer Bitte und mit 
anderen Anliegen erſchienen im September 1632 die pommerſchen Ge⸗ 
ſandten Damitz und Eickſtedt in Nürnberg beim Könige, hatten aber 
nur geringen Erfolg. Dagegen wurde dort im geheimen eine „hoch— 
wichtige“ Sache verhandelt, die ſich vielleicht auf den Plan des Königs 
bezog, den Herzog von Pommern durch eine Geldſumme zur Abtretung 
des Landes an ihn zu veranlaſſen. Der Gedanke hierzu lag nahe, 
ſeitdem Guſtav Adolf mehr und mehr ſich an den Beſitz Pommerns 
gewöhnt hatte und nicht mehr daran dachte, ihn freiwillig aufzugeben; 
ſprach er doch damals dem brandenburgiſchen Geſandten Konrad von 
Burgsdorf gegenüber es offen aus, er wolle hundert Jahre Krieg führen, 
ehe er von Pommern ließe. Auch der Reichskanzler Oxenſtierna ſtellte 
zu jener Zeit in ſeinen Vorſchlägen für den Frieden bereits die Forde⸗ 
rung auf, daß das ganze Land an Schweden fallen ſolle, während 
Brandenburg mit Magdeburg und Halberſtadt entſchädigt werden könne. 
Eine weitere Erörterung des Planes wurde infolge des Heldentodes 
des Schwedenkönigs auf dem Felde bei Lützen hinfällig. Beſtürzung 
und Trauer herrſchten auch in Pommern, als die Nachricht dorthin 
gelangte; mit Schmerz ſtanden die Pommern neben den ſchwediſchen 
Großen im Mai 1633 an der Leiche des großen Königs, als dieſe 
von Wolgaſt aus in die nordiſche Heimat gebracht wurde. Der Kur⸗ 
fürſt Georg Wilhelm von Brandenburg war mit dem jungen Kurprinzen 
zugegen, wohl nicht ohne ſchwere Gedanken über die Zukunft des Landes, 
um das er mit dem Verſtorbenen bereits hatte ſtreiten müſſen. 

Herzog Bogiſlaw und ſeine Regierung hielten treu an dem 
Bündniſſe mit Schweden feſt und traten in lebhafte Verhandlungen 
mit dem ſchwediſchen Kanzler Axel Oxenſtierna namentlich auch wegen 
engeren Zuſammenſchluſſes der evangeliſchen Stände. Da legte aber 
ein Schlaganfall, den der Herzog im Frühjahre 1633 erlitt und der ihn 
für die Zukunft faft unfähig zur Regierung machte, die Frage wieder 
beſonders nahe, was nach ſeinem Tode geſchehen ſolle. Ihre Regelung 
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wurde vom Kurfürſten, der damals ſelbſt im Lande weilte, mit Eifer 
betrieben; er war zur Beſtätigung des ſchwediſch-pommerſchen Bünd⸗ 
niſſes bereit, wenn ſein Erbrecht förmlich anerkannt werde, und die 
pommerſchen Stände gaben die Erklärung ab, daß ſie an den alten 
Verträgen feſthalten würden. Johann Baner erhielt vom Reichskanzler 
ſofort den Auftrag, ſich nach Stettin zu begeben, um gemeinſam mit 
Bielke zu verhüten, daß etwas Nachteiliges geſchehe. Die alsbald nach 
Stockholm abgefertigten Geſandten erhielten dort nur ausweichende 
Antwort, man vertröſtete fie auf bie ſpätere Friedensverhandlung. Mit 
größter Rückſichtsloſigkeit fertigte Oxenſtierna die pommerſchen Ge⸗ 
ſandten, die zum evangeliſchen Konvent nach Frankfurt a. M. gingen, 
im März 1634 zu Erfurt ab, indem er ſie wegen ihrer Forderung 
der Undankbarkeit gegen den verſtorbenen König zieh. Auf bem Kon— 
vente ſelbſt, der eine Erneuerung und Erweiterung des evangeliſchen 
Bündniſſes bezweckte, bildete die Frage der ſchwediſchen Satisfaktion 
einen Hauptpunkt der Beratungen. So ſehr die Brandenburger dort 
anfänglich gewillt waren, dem Bunde mit Schweden auch ohne Rege⸗ 
lung der pommerſchen Frage beizutreten, ſo energiſch verlangten die 
Pommern eine beſtimmte Antwort. Als dann von ſchwediſcher Seite 
offen das pommerſche Land als die wünſchenswerteſte Entſchädigung 
bezeichnet wurde, da wandten ſich auch die Geſandten des Kurfürſten, 
der jene Nachgiebigkeit nicht gebilligt zu haben ſcheint, von Schweden 
ab. Die Verhandlungen ſcheiterten vollſtändig, und die Frage war un⸗ 
gelöſt, als infolge der Schlacht bei Nördlingen der Konvent ausein⸗ 
anderging. 

Da man nun in Pommern klar erkannte, daß Brandenburg im 
Falle des Todes des Herzogs die Regierung nicht werde übernehmen 
können, fand die von den herzoglichen Räten ausgearbeitete und von 
Bogiſlaw gebilligte Regimentsverfaſſung die Genehmigung der 
Landſtände und wurde unter dem 19. November 1634 veröffentlicht. 
Die neu eingeſetzte Regierungsbehörde, die nur aus eingeborenen 
Pommern, einem Statthalter, einem Präſidenten und ſieben Mitgliedern 
beſtand, ſollte zunächſt neben dem Herzoge ſtehen, im Falle ſeines 
Todes aber ſogleich als Träger der Regierungsgewalt eintreten und 
einem Staatsſtreich von ſeiten der Schweden vorbeugen. Der Kurfürſt 
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von Brandenburg gab ſeine Zuſtimmung zu dieſer Verfaſſung, die 
alsbald mit der üblichen Langſamkeit ins Leben trat. Auch ſonſt ging 
Pommern damals mit Brandenburg, deſſen Kurprinz ſich im Winter 1633 
bis 1634 einige Zeit in Stettin am Hofe des kranken Herzogs aufhielt, 
treu zuſammen, zumal in den Tagen, als von Oſten her dem Lande neue 
Kriegsgefahr drohte. Die kaiſerlichen Truppen folgten im Oktober 1633 
nach der ſchwediſchen Niederlage bei Steinau den Feinden, drangen 
nach Polen vor und bedrohten Pommern. Durch eine Geſandtſchaft ſuchte 
man dort Schutz gegen weiteres Vorrücken der Kaiſerlichen zu erlangen, 
man bot auch die Landfolge zu Roß und Fuß auf, aber erſt fur- 
ſächſiſche und ſchwediſche Mannſchaften beſeitigten die Gefahr. Die 
Stimmung in Pommern und Brandenburg wurde jedoch gegen die Schwe— 
den nur verſchärft, da alle Geldzahlungen und Bündniſſe dem Lande nicht 
einmal Schutz vor feindlichen Einfällen zu gewährleiſten ſchienen. Auch 
merkte man, daß bie Aufftellung einer ſelbſtändigen pommerſchen Kriegs⸗ 
macht, ſo mangelhaft ſie auch war, von den Schweden ungern geſehen 
wurde; die Art, wie man ſie behandelte, führte zu neuen Klagen und 
Veſchwerden. Ein Streit mit Dänemark über die Zölle, die es un⸗ 
berechtigterweiſe auf der Inſel Ruden erhob, trug mit dazu bei, daß 
die pommerſche Regierung weiter mit der brandenburgiſchen Hand in 
Hand ging, um die pommerſche Neutralität zu wahren. Schwierig geſtal— 
tete ſich die Lage aber, als Sachſen am 30. Mai 1635 den Frieden zu 
Prag abſchloß und man alsbald ſuchte, Pommern in ihn hineinzuziehen. 
Wie ſollte ſich die Regierung entſcheiden? Das Land war in ſchwe— 
diſcher Gewalt — 9000 Mann ſtanden damals in dreizehn pommer- 
ſchen Städten in Garniſon —, aber ſchon rückten auch kaiſerliche Truppen 
heran, Brandenburg ſchloß ſich im Auguſt dem Frieden an, und der 
Kurfürſt riet dem Herzoge dasſelbe zu tun. Durch vorſichtige und 
bedingte Erklärungen bemühte man ſich, es mit keiner von beiden 
Parteien zu verderben; man ſei „allenthalben umſchränkt und ſeiner 
nicht mächtig“, ſchrieb man im geheimen. Wirklich bemächtigten 
ſich damals kaiſerliche Truppen wieder der Stadt Gartz a. O., be— 
ſtürmten Stargard, das am 7. Oktober 1635 ein Raub der Flammen 
wurde, und brachen in das von Schweden nur ſchwach beſetzte Land ein. 
Die Bewohner aber, die in der letzten Zeit einen förmlichen Haß gegen 
Wehrmann, Geſch. von Pommern. II. 9 
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die Schweden gewonnen hatten, nahmen die neuen Bedrücker nicht ein⸗ 
mal beſonders feindlich auf; ja vorſichtig trat die Regierung mit 
ihnen in Verhandlungen, hatte es doch den Anſchein, als ſei es mit 
Schwedens Vormacht in Norddeutſchland vorbei. Die Lage Pommerns, 
das nun allein zwiſchen den beiden miteinander kämpfenden Mächten 
ſtand, wurde wieder ſo ſchwierig, daß die Räte oft nicht wußten, wie 
ſie handeln ſollten, und die armen Untertanen hatten über doppelte 
Laſten zu klagen. Der Vertrag von 1635, durch den im September 
der zwiſchen Schweden und Polen beſtehende Waffenſtillſtand erneuert 
und verlängert wurde, befreite nur Hinterpommern einigermaßen von der 
Kriegsnot; im übrigen gelang es Torſtenſons und Wrangels Truppen 
mit Mühe Stettin zu behaupten, in deſſen Umgebung der Krieg furcht⸗ 
bar hauſte. Erſt Baners Sieg bei Wittſtock am 14. September 1636 
ſtellte Schwedens Übermacht im Norden wieder her; es gelang bald 
darauf Wrangel, Gartz a. O. einzunehmen und Pommern allmäh— 
lich von den Kaiſerlichen zu befreien, aber die Laſten, die den Be 
wohnern auferlegt wurden, nahmen nicht ab. In dieſer traurigen 
Zeit lag der Herzog Bogiſlaw ſchwer krank danieder, der Tod, der 
am 10. März 1637 eintrat, war für ihn eine Erlöſung von langen 
Leiden. Aber eine unſägliche Trauer bemächtigte ſich des Landes, als 
der letzte des Fürſtengeſchlechtes dahinging, das ſeit Jahrhunderten 
ſeine Geſchicke geleitet hatte. „Pommern iſt eine Witwe, die vor eine 
Fürſtin war und nun dienen muß“, fo klagte aus treuem Herzen So 
hannes Mikraelius, der pommerſche Geſchichtſchreiber dieſer Zeit. Mit 
ihm trauerten, obwohl alle lange auf dies ſchmerzliche Ereignis vor 
bereitet waren, zahlloſe Patrioten, die jetzt nicht der vielen Mängel 
und Fehler der meiſten Herzoge aus dem Greifengeſchlechte gedachten, 
ſondern nur dankbar ſich erinnerten, wie ſie die Selbſtändigkeit ihres 
Landes auch in ſchweren Zeiten gewahrt hatten. Auch den letzten 
Fürſten konnten ſie nur bemitleiden; ſchwach und krank war er in eine 
Zeit hineingeſtellt geweſen, die eines Mannes mit feſtem Sinn und 
ſtarker Hand bedurfte. Er hatte es nicht verſtanden, das ſchwache Schiff 
durch die Stürme ſeiner Tage hindurchzulenken, er war ſelbſt faſt in 
ihnen zugrunde gegangen, aber feinen guten Willen, fein weiches Ge— 
müt mußte man rühmen und rühmt es noch heute, wenn man daran 
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denkt, daß er 1634 der Univerſität Greifswald das Amt Eldena ſchenkte 
und dadurch für lange das Beſtehen der pommerſchen Hochſchule er- 
möglichte. Deshalb iſt es die Erfüllung einer Dankespflicht, daß dort 
die Erinnerung an das alte pommerſche Herzogshaus noch immer lebendig 
erhalten wird. Sonſt iſt es im Lande nur zu ſehr vergeſſen und ver- 
ſchollen; die Unruhen der folgenden Jahre haben das Andenken an die 
Fürſten zurückgedrängt, und die Erinnerung daran, daß hinter der 
„Schwedenzeit“ noch eine frühere Vergangenheit liegt, iſt in weiten 
Kreiſen faft verſchwunden. 

Damals aber blickten die treuen Pommern mit bangen Herzen in 
die Zukunft und fragten: was ſoll nun geſchehen? Keiner von ihnen 
beſtritt, daß der Kurfürſt Georg Wilhelm jetzt nach altem Rechte der Her- 
zog von Pommern ſei, aber Herren im Lande waren tatſächlich die Schwe— 
den. Die Aufgaben der Stände und der Interimsregierung waren ſehr 
ſchwer; bei der feindlichen Haltung Brandenburgs gegen Schweden, die 
ſich ſeit dem Prager Frieden noch verſchärft hatte, war gar nicht daran 
zu denken, daß der Kurfürſt Beſitz von dem Lande ergriff. Deshalb 
baten die Stände ihn noch in den letzten Tagen Bogiſlaws, fein Erb- 
recht bis zum künftigen Frieden ruhen zu laſſen und die Verwaltung 
des Landes durch die Interimsregierung zu geſtatten. Obwohl der 
Kurfürſt dieſen Vorſchlag ablehnte, beſchloß der Landtag, der am 
10. März zuſammentrat, dennoch die Beibehaltung der Regierungs⸗ 
verfaſſung von 1634, und der ſchwediſche Legat ſtimmte dem zu. Auf 
Veranlaſſung indes, wie es ſcheint, des Grafen Schwarzenberg erließ 
der Kurfürſt ein Patent wegen Beſitzergreifung Pommerns; trugen ſich 
doch beide mit dem Plane einer Wiedereroberung des Landes. Dadurch 
trat Brandenburg nicht nur in noch ſchrofferen Gegenſatz zu Schweden 
als bisher, ſondern auch zu den ihm treu ergebenen Ständen und 
Räten, die durch ihre Vermittelung dem Intereſſe der Kurfürſten zu 
dienen ſuchten. Bei verſchiedenen Verhandlungen erreichten ſie keinen 
günſtigeren Beſcheid, ja mußten mit anſehen, wie man von Branden⸗ 
burg aus feindliche Schritte gegen die Schweden in Pommern unter- 
nahm, in einer Zeit, in der Baners Rückzug aus Sachſen neues Elend 
über das Land brachte und dann bald die kaiſerlichen Truppen faſt 


ganz Vorpommern beſetzten. In Hinterpommern dagegen hatten Baners 
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Truppen mit den Brandenburgern zu kämpfen. Am 9. Mai 1637 
verglichen ſich die Räte dahin, daß die Regimentsverfaſſung von 1634 
ohne Rückſicht auf den Kurfürſten in Geltung bleiben und die Regent⸗ 
{haft von den „fürſtlich pommeriſchen hinterlaſſenen Räten“ geführt 
werden folle. Vom Kamminer Kapitel wurde zu gleicher Zeit der Herzog 
Ernſt Bogiſlaw von Croy zum Biſchofe gewählt. Der ſchwediſche 
Legat gab nach einigen Verhandlungen die Genehmigung zu einer ſolchen 
Interimsregierung, während von Brandenburg aus dagegen Widerſpruch 
erhoben wurde; der Kurfürſt drohte ſogar mit Gewalt gegen die Räte, 
ließ ſich im Anfange des Jahres 1638 vom Kaiſer einen Lehnsbrief 
ausſtellen und erhob feierlich Proteſt gegen die Regierung. Da 
traten am 17. März alle pommerſchen Räte von ihren Amtern zurück, 
die Interimsregierung löſte ſich auf zum Unglücke für das Land, das 
damals an den Rand des Unterganges gekommen zu ſein ſchien. 
Kaiſerliche, ſchwediſche, brandenburgiſche Truppen hauſten im Winter 
1637/38 gleich furchtbar in Pommern; ſchrecklich ſind die Schilderungen, 
die uns von den damaligen Zuſtänden entworfen werden: Hunger, Peſt, 
Kriegsnot herrſchten in gleicher Weiſe. Schonungslos forderte Bauer 
für ſeine Völker, die faſt ein Jahr lang im Lande Quartiere nehmen 
mußten, die ſchwerſten Lieferungen in Hinterpommern. Er berich⸗ 
tete an den Reichskanzler, daß der Zuſtand der pommerſchen Feſtungen 
ſehr ſchlecht ſei; überall ſeien die Wälle, Mauern und Tore verfallen. 
Deshalb mußte er den Bewohnern auch Arbeiten für die Befeſtigung 
auferlegen. Gegen Gallas, der die Kaiſerlichen in Vorpommern kom⸗ 
mandierte, unternahm er fortgeſetzt Züge und Kämpfe, die das Land 
weithin ſchädigten: lange noch lebte das Jahr 1637 im Gedächtniſſe 
des Volkes als die „Banerſche Tid“. 

Den Entſchluß der Räte, gerade damals von der Regierung zurück— 
zutreten, kann man bedauern, da nun auch noch Anarchie in dem ſchwer 
heimgeſuchten Lande entſtand. Es iſt aber zu verſtehen, daß ſie in— 
folge der Schwierigkeiten, die der von ihnen gern anerkannte Landes⸗ 
herr ihnen bereitete, die Luſt, ja die Möglichkeit zur Weiterführung ihrer 
Ämter vollkommen verloren hatten. Die brandenburgiſche Politik arbei- 
tete nur den Gegnern in die Hand; dieſe mußten, da namentlich im 
Stettiner Lande jede regelrechte Verwaltung aufhörte und [aft alle Be— 
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amten von dannen zogen, doch ſchließlich ſelbſt das Regiment in die 
Hand nehmen. Alle Verhandlungen der Stände mit Brandenburg 
waren vergeblich, immer wieder wandten ſich die wackeren Männer in 
ihrer Lehnstreue an den Kurfürſten, erhielten aber nur harte und ver⸗ 
letzende Worte oder erlitten auch wohl perſönlich in ihren Beſitzungen 
Schäden und Verluſte durch die häufigen brandenburgiſchen Einfälle 
der Jahre 1639 und 1640. Die Lage des Landes und feiner Be⸗ 
wohner war wieder troſtlos; von Kriegsbeſchwerden bis aufs äußerſte 
bedrückt, ſchienen ſie von allen verlaſſen. Ihr Landesherr, dem ſo viele 
gerne gehuldigt hätten, tat nichts, um ihr Verhältnis zu den im Lande 
gebietenden Schweden zu erleichtern, erſchwerte es ihnen vielmehr un= 
gemein, mit dieſen auszukommen. Da war es nicht zu verwundern, 
daß manche ſich mehr und mehr von Brandenburg abwandten und An- 
ſchluß an Schweden ſuchten, zumal da auch die ſtreng lutheriſche Geiſt— 
lichkeit von Anfang an Stellung gegen den reformierten Kurfürſten 
genommen hatte. 

Die Schweden mußten nach der Auflöſung der Interimsregierung 
in dem von ihnen beſetzten Lande Maßregeln treffen, um die notwendige 
Verwaltung aufrecht zu erhalten: ſo wurden bereits 1638, als die ſchwe— 
diſche Macht über Pommern kaum wiederhergeſtellt worden war, für die 
Militär⸗ und Zivilverwaltung zwei Gouverneure beſtellt, Axel Lillje und 
Johann Lilljehök, die unter dem Generalgouverneur Johann Baner nach 
eingehender Inſtruktion ihre Amter führen ſollten. Man verſuchte dann 
bald, die Stände zur Mitarbeit bei der Einführung einer regelrechten 
ſchwediſchen Regierung zu gewinnen, und es fanden Beratungen ſtatt, bei 
denen Schweden wiederholt ſeinen Anſpruch auf Pommern aus dem 
Kriegsrechte herleitete. Man kam auf das Bündnis von 1630 zurück und 
betonte den Artikel wegen der brandenburgiſchen Nachfolge, obwohl 
dieſer nur als einſeitiger Vorbehalt des Königs angenommen worden 
war. Ganz ohne Eindruck blieben ſolche Erörterungen doch nicht, wenn 
auch die pommerfchen Stände, die am 12. November 1640 zu einem 
gemeinſamen Landtage nach Stettin berufen worden waren, den ihnen 
von der ſchwediſchen Regierung vorgelegten Entwurf „zur Adminiſtration 
der Juſtitien in Pommern“ ablehnten. Trotz aller Bemühungen der 
Schweden, ihr Recht auf das Land nachzuweiſen, zugleich aber die Geltung 
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der neuen Verfaſſung wenigſtens für die Dauer des Krieges zu verlangen, 
beharrten die Stände, treu Gott, ihrem Gewiſſen und den Grund— 
geſetzen des Landes, bei ihrem Widerſtande. Da blieb der Regierung 
nichts übrig, als ohne Mitwirkung der Stände die Einrichtung der Ver⸗ 
waltung durchzuführen. Es wurden alsbald ein Staatsrat mit ſechs bis 
ſieben Mitgliedern für die Verwaltung der kirchlichen Angelegenheiten 
und der herzoglichen Amter, die beiden geiſtlichen Konſiſtorien, ſowie 
die Hofgerichte in Stettin und Greifswald eingerichtet. Man ging 
auch in Stockholm daran, die notwendigſten Maßregeln zur Abſtellung 
der ärgſten Beſchwerden zu treffen, Beamte anzuſtellen und die neuen 
Einrichtungen weiter auszubauen. Man machte alſo wirklich Ernſt mit 
dem Vorgehen und ließ ſich auch durch die Proteſte der Stände darin 
nicht beirren. Der neue Legat Johann Orenftierna (ſeit Oktober 1641) 
ging mit Entſchiedenheit vor, Pommern wurde wie eine ſchwediſche 
Provinz behandelt. Für das Verhalten der Stände hatten die Schweden 
kein Verſtändnis; ihre Treue gegen Brandenburg, dem ſie durch be— 
ſchworene Erbverträge verbunden waren und von dem ſie ſich nicht 
trennen laſſen wollten, erſchien ihnen als unberechtigte Widerſetzlichkeit. 
Deshalb wurde die Abhaltung von Landtagen ohne vorher eingeholte 
Genehmigung des Generalgouverneurs verboten. Dabei gab die Mili⸗ 
tärherrſchaft, die trotz mancher Bemühungen der Stockholmer Regierung 
in Pommern beſtand, zu Einſprüchen genug Anlaß; denn mit Rückſichts⸗ 
loſigkeit bemächtigte fie fid) vornehmlich der landesherrlichen Domänen, 
von denen nicht wenige in den Beſitz ſchwediſcher Offiziere übergingen. 
Gegen das eigenmächtige Verfahren der ſchwediſchen Regierung [oll 
der 1640 zur Regierung gelangte Kurfürſt Friedrich Wilhelm 
von Brandenburg Verwahrung eingelegt und die pommerſchen 
Stände in ihrer ablehnenden Haltung beſtärkt haben; es iſt aber wenig 
wahrſcheinlich, daß dieſe Beſchuldigung, die gegen ihn erhoben ward, 
auf Wahrheit beruhte. Hatte doch ſchon fein Vater, nachdem fein 
Angriff gegen Schweden nichts genützt hatte, vom Kaiſer Ferdinand III. 
den Rat entgegennehmen müſſen, Vorpommern und Rügen werde er 
wohl den Schweden abtreten müſſen. Der junge Kurfürſt aber erfuhr 
vom Regensburger Reichstage (1641), es werde dort bereits faſt als 
ſelbſtverſtändlich angeſehen, daß er ſeinen Anſpruch auf Pommern ganz 
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oder zum Teile dem Frieden mit Schweden zum Opfer zu bringen habe, 
ohne daß man von einer Entſchädigung etwas wiſſen wollte. Friedrich 
Wilhelm verſuchte deshalb durch Annäherung an Schweden in der pommer⸗ 
ſchen Angelegenheit mehr zu erreichen, als ſein Vater durch Feindſchaft 
gegen den mächtigen Staat oder beim Kaiſer und Reich durchzuſetzen ſich 
bemüht hatte. Im Juli 1641 wurde die Stockholmer Übereinkunft zwi⸗ 
ſchen Schweden und Brandenburg aufgeſetzt, aber es zeigte ſich bald, daß 
der Gegenſatz zwiſchen beiden Staaten in der pommerſchen Angelegen⸗ 
heit zu groß war, als daß die Ratifikation ſogleich hätte erfolgen können. 
Bei den Verhandlungen, die hierüber im Februar 1642 zu Stettin 
ſtattfanden, kam die brandenburgiſche Geſinnung vieler Pom mern zum 
deutlichen Ausdrucke; man jubelte überall dem kurfürſtlichen Deputierten 
zu, weil man in ihm einen Friedensboten ſah. Es beſtanden damals, 
wie es ſcheint, geheime Verbindungen zwiſchen dem pommerſchen Adel 
und der brandenburgiſchen Regierung, und der Argwohn und Unwille 
der Schweden wurde rege, ſo daß ſie mit neuen Feindſeligkeiten be⸗ 
gannen. Trotzdem beſchloß der Kurfürſt im April 1643, noch einmal 
mit ihnen in Verhandlungen einzutreten, und war jetzt auch ſchon bereit, 
ſich auf eine Erörterung über eine Abfindung ſeiner Anſprüche einzu⸗ 
laſſen; diesmal fand er geneigtes Gehör. 

Denn Schwedens Lage hatte ſich inzwiſchen verſchlechtert, nicht 
nur durch den Anſchluß Dänemarks und Polens an den Kaiſer Ferdi⸗ 
nand III., ſondern auch durch den Vorſtoß, den der kaiſerliche General 
Joachim Ernſt von Krockow im Auguſt 1643 gegen Pommern unter⸗ 
nahm. Die Gründe zu dieſem Zuge ſind in den Erfolgen der Schweden 
in den habsburgiſchen Erblanden zu ſuchen: der Führer des Heeres, 
der bereits früher dem Kurfürſten Georg Wilhelm einen Plan zur 
Eroberung Pommerns vorgelegt hatte, gedachte die Bewohner des 
Landes, namentlich die Stände, für ſich zu gewinnen, indem er es 
angeblich für Brandenburg erobern wollte. Es ſollte dadurch dies 
Land von Schweden getrennt werden. Die mit unzulänglichen Mitteln 
unternommene Expedition ſcheiterte kläglich, obwohl es dem kaiſerlichen 
Führer gelang, bis Belgard vorzudringen und ſich in einem wohlver- 
ſchanzten Lager mehrere Wochen gegen die ſchwediſche Übermacht zu be⸗ 
haupten. Die Führer aber waren uneinig, und die Pommern wurden 
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durch die Gewalttaten der kaiſerlichen Soldaten ungemein erbittert, ſo 
daß ſie den angeblich zu ihrer Befreiung gekommenen Scharen feindlich 
gegenübertraten. Die Annäherung Torſtenſons und der Angriff Königs⸗ 
marks zwangen Krockow zu eilendem Rückzug; von 3000 Mann gelangten 
im November nur 1200 nach Schleſien zurück. 

Dieſe Gefahr veranlaßte Schweden, mit dem Kurfürſten Friedrich 
Wilhelm über eine eventuelle Abtretung von Hinterpommern im ge- 
heimen zu verhandeln, auch begann man wieder von der ſchon lange 
beabſichtigten und viel beredeten Heirat des Brandenburgers mit der 
Königin Chriſtina zu ſprechen. Doch neues Kriegsglück bewog die 
nordiſche Macht bald, von ſolchem Entgegenkommen wieder abzuſtehen 
und den Kurfürſten den alten Übermut von neuem fühlen zu laſſen. Dieſer 
erkannte immer deutlicher, daß er weder durch Schweden, noch durch 
den Kaiſer fein Erbrecht auf Pommern werde durchſetzen können: des⸗ 
halb näherte er ſich Frankreich und war entſchloſſen, mit deſſen Hilfe 
und geſtützt auf die von ihm ſelbſt neugebildete Kriegsmacht bei den 
Friedensverhandlungen in Münſter und Osnabrück feine Anſprüche auf- 
recht zu erhalten. Im April 1645 trafen die brandenburgiſchen Ge- 
ſandten, Johann von Sayn und Wittgenſtein, Johann von Löben, 
Matthias Weſenbeck in Osnabrück ein, während in Münſter der Hofs 
und Kammergerichtsrat Johann Fromhold erſchien. 

An den langwierigen Verhandlungen beteiligten ſich auch Vertreter 
der pommerſchen Stände. Dieſe hatten gegen die weitere Ausbildung 
der ſchwediſchen Regierung in Pommern, die namentlich durch Johann 
Oxenſtierna, Alexander Erskin und Johann Lilljeſtröm durchgeführt wor⸗ 
den war, fortgeſetzt Einſpruch erhoben. Sie mußten aber mit anſehen, wie 
ihr Einfluß auf die Landesverwaltung faſt ganz lahmgelegt und eine 
neue Ordnung der pommerſchen Regierung im September 1645 beſtätigt 
wurde. Namentlich die Verwaltung der ſogenannten Lizenten, der er 
höhten Zollabgaben, die ſeit 1630 auch in den pommerſchen Häfen 
von den Schweden erhoben wurden, blieb trotz aller Proteſte ihrer Ge— 
walt entzogen. Die Klagen über dieſe Zölle, die unter der Verwaltung 
des Holländers Peter Spiring ſtanden, hörten nicht auf, da ſie dem 
Handel des unglücklichen Landes den ſchwerſten Schaden zufügten. 
Namentlich die vorpommerſchen Stände erhoben im Sommer 1645 
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in einer ausführlichen Schrift über alle Beſchwerungen lebhafteſte 
Klage, doch die Unterſuchung der pommerſchen Staatskanzlei brachte 
keine Abhilfe. Um bei den Beratungen auf dem Friedenskongreſſe, der 
auch über das Geſchick Pommerns entſcheiden ſollte, die Intereſſen des 
Landes wahrzunehmen, wurden im Juni 1643 von dem Landtage in 
Stettin der Stettiner Syndikus Dr. Friedrich Runge und Markus vou 
Eickſtedt zu Geſandten gewählt. In der ihnen erteilten Inſtruktion 
wurde ihnen aufgetragen, ſich darum zu bemühen, daß Pommern nicht der 
Gegenſtand der ſchwediſchen Satisfaktion würde, ſonſt aber nach Möglich⸗ 
keit dem armen Lande Erleichterung von den Laſten, ſowie Sicherung der 
alten Rechte und Freiheiten zu verſchaffen. Auch bei dieſer Abordnung 
trat der alte Zwiſt zwiſchen den Stettiner und Wolgaſter Ständen wieder 
hervor und hemmte die Tätigkeit der Abgeordneten nicht minder, als 
die natürliche Eiferſucht und das Mißtrauen Schwedens, das indes 
den regen geheimen Verkehr zwiſchen dem Kurfürſten und den ihm er— 
gebenen Ständen nicht verhindern konnte. 

Die erſte Anweſenheit der pommerſchen Abgeordneten in Osnabrück 
dauerte nicht lange, da die Pommern betreffenden Fragen noch nicht 
zur Erörterung kamen, ſie kehrten deshalb bereits im Sommer 1644 
in die Heimat zurück und übertrugen Balzer Magnus von Wedel die 
ſtellbertretende Wahrnehmung der pommerſchen Intereſſen. Obgleich 
der Kurfürſt Friedrich Wilhelm anfänglich mit einer eigenen Vertretung 
der pommerſchen Stände oder gar der Stadt Stralſund, die auch Ab- 
geordnete zum Kongreß ſchickte, durchaus nicht einverſtanden war, ſo 
traten ſeine Geſandten doch bald mit ihnen in engere Fühlung. Be⸗ 
ſonders als die beiden pommerſchen Vertreter, von Eickſtedt und Runge, 
im Oktober 1645 zum zweiten Male in Osnabrück eintrafen, entſpann 
ſich zwiſchen ihnen und den Brandenburgern ein lebhafter Verkehr. 
Von ihrem gemeinſamen Wirken legen die ſehr eingehenden Berichte 
oder Tagebücher, welche die Pommern in die Heimat ſandten, ein 
lehrreiches Zeugnis ab. Man erkennt daraus, daß namentlich in der 
Zeit vom Herbſte 1645 bis zum Januar 1647 die pommerſche Frage 
nicht nur eine deutſche, ſondern auch eine europäiſche Frage wurde und 
daß von ihrer Löſung das ganze Gelingen des Friedenswerkes abhing. 
Um Pommern kämpften die Schweden, die dies Land für die „Konter⸗ 
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eskarpe“ zu bem ſie ſchützenden Wallgraben des Baltiſchen Meeres er- 
klärten, und die Brandenburger, denen es „gleichſam eine Vormauer 
ihres Staates“ erſchien, mit gleicher Zähigkeit, und in den Kampf 
griffen Dänemark, Polen, die Niederlande, Frankreich und das Reich 
ein. Anfänglich lehnte Schweden jedes Eingehen auf die Frage 
ab, indem es behauptete, es wolle Pommern haben und werde nicht 
daraus weichen. Man riet auch dem Kurfürſten von allen Seiten nach⸗ 
zugeben, doch er verfocht noch längere Zeit ſeine Rechte, bis er, ver- 
anlaßt durch einen Vorſchlag des kaiſerlichen Geſandten von Traut- 
mannsdorf, den Verſuch machte, die Schweden mit Barth und Trib— 
ſees, wozu er ſpäter Rügen fügte, zu entſchädigen. Er erreichte aber 
damit nichts, und obwohl die pommerſchen Geſandten, zu denen jetzt 
auch Deputierte von Stralſund kamen, ſich alle erdenkliche Mühe gaben, 
eine Teilung ihres Landes abzuwehren, mußte Friedrich Wilhelm ſich 
doch zu weiterem Nachgeben bequemen, da beſonders der Kaiſer dazu 
drängte. So zeigte er ſich im Juni 1646 bereit, ſich auf Verhandlungen 
wegen der Abtretung eines Teiles von Pommern und einer Entſchä⸗ 
digung dafür einzulaſſen. Alsbald begann ein Streiten und Feilſchen 
um das Land und die „Satisfaktionen“, jede von beiden Parteien ſuchte 
von der anderen noch etwas abzuhandeln, ſtellte aber zunächſt recht 
hohe Forderungen. Die pommerſchen Abgeordneten, die treu zu Bran— 
denburg hielten, verſuchten, als Schweden die Rückgabe Hinterpommerns 
ſchon grundſätzlich zugeſtanden hatte, noch einmal die Teilung zu ver 
hindern, indem ſie auf Veranlaſſung der in Stettin verſammelten 
Stände vorſchlugen, Pommern ſolle an den Kurfürſten und ſein Ge— 
ſchlecht kommen, Schweden aber nicht nur reich entſchädigt werden, 
ſondern auch das Anfallrecht des Landes zugeſtanden erhalten. Natür- 
lich wurde dies Projekt von Schweden verworfen. Der Kurfürſt ſuchte 
ſchließlich Annäherung an Frankreich, in der Hoffnung, durch ſeine 
Hilfe etwas zu erreichen, aber auch dieſe Macht riet zum Nachgeben. 
Trotz mancher Zugeſtändniſſe — nur auf Stettin wollte Friedrich Wil⸗ 
helm unter keinen Umſtänden verzichten — geſtalteten ſich die Dinge 
allmählich, je länger die Verhandlungen dauerten, um fo ungünftiger 
für Brandenburg, ba Oxenſtierna wieder einmal feine Forderungen er⸗ 
höhte und infolge der ſchwediſchen Siege übermütiger wurde. Schon 
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hoffte er bei weiterer Weigerung des Kurfürſten doch noch ganz Pom⸗ 
mern zu bekommen — da gab er auf Anraten der Franzoſen im Anfange 
des Jahres 1647 nach. Abermals wurde hin und her gehandelt, oft 
wegen einzelner Orte, aber durch Vermittelung des franzöſiſchen Ge⸗ 
ſandten d'Avaux einigte man ſich endlich am 28. Januar über die 
„Punktation“, nach der der Kurfürſt den Schweden Vorpommern mit 
Rügen und von Hinterpommern Gartz, Stettin, Damm, Gollnow und 
die Inſel Wollin, wie auch die Oder mit ihren drei Mündungen und 
dem Haffe und endlich eine Strecke am öſtlichen Ufer, über die Schwe⸗ 
den und Brandenburg ſich gütlich einigen würden, als erbliches Lehen 
mit allen Gerechtſamen abtrat. Durch dieſe und weitere Beſtimmungen, 
die als vorläufige Abmachungen gelten ſollten, war endlich in der 
Hauptſache die Frage entſchieden, die den Kongreß monatelang be- 
ſchäftigt hatte. Die weiteren Verhandlungen fanden verhältnismäßig 
ebenſo leichte Erledigung, wie die Anſprüche, die früher Polen auf 
Grund gefälſchter Urkunden auf die Amter Schlawe und Rügenwalde 
erhob, oder die noch ſeltſameren Rechte, die der Abt von Korvey auf 
Rügen geltend zu machen verſuchte. Man begnügte ſich mit einem 
Proteſte gegen dieſe Anſprüche. Am 30. April 1647 reiſten die beiden 
pommerſchen Abgeordneten von Osnabrück ab. Die großen Koſten, die 
ihr Aufenthalt verurſachte, waren der Anlaß, daß ſie gegen den Wunſch 
der ſchwediſchen und brandenburgiſchen Räte, ſowie gegen den Willen 
der Wolgaſter Stände abberufen wurden. Einen eigenen Artikel zur 
Wahrung ihrer Privilegien in das Friedensinſtrument zu bringen, war 
ihnen nicht gelungen: ſie mußten zufrieden ſein, daß die Königin von 
Schweden verpflichtet wurde, die Rechte bei der Huldigung zu be- 
ſtätigen. 

In Pommern ſelbſt hatten die Klagen und Verhandlungen mit 
der ſchwediſchen Regierung nicht aufgehört, die Unſicherheit der Ver⸗ 
hältniſſe machte ſich immer wieder geltend. Auch der Krieg zog das 
Land noch oft in Mitleidenſchaft, unter den Kämpfen zwiſchen Schweden 
und Dänemark litten Handel und Schiffahrt recht erheblich. Die Ent⸗ 
ſcheidung, welche die Geſandten vom Friedenskongreſſe mitbrachten, 
hatte, ſo ſehr auch die Teilung in vielen Kreiſen beklagt wurde, doch 
das Gute, daß man wußte, wie die Zukunft ſich geſtalten würde. Aller⸗ 
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dings gab es noch Fragen genug zu löſen, von denen namentlich die 
wegen der Rechte und Privilegien, wegen des Kamminer Domkapitels 
und wegen der Zahlung der Kriegskoſten wichtig waren. Mit ihnen 
beſchäftigten ſich die Stände im Juli 1647 und beſchloſſen ihre Wünſche 
der Friedensverſammlung, dem Kurfürſten von Brandenburg und der 
ſchwediſchen Königin vorzutragen, doch hatten ſie wenig Glück damit, 
denn es wurde ihnen wohl verſprochen, das Domkapitel von Kam⸗ 
min beizubehalten, durch deſſen beabſichtigte Aufhebung die Pom⸗ 
mern eine Beeinträchtigung ihrer bisherigen Rechte zu erleiden fürch⸗ 
teten, da ſeine Mitglieder einen beſonderen Stand in den Landtagen 
bildeten, aber die Angelegenheiten wegen der Sicherung der alten Privi⸗ 
legien und der Kriegskoſten blieben unerledigt. Sie waren es auch 
noch, als am 24. Oktober 1648 der Friedensvertrag in Osnabrück 
unterzeichnet wurde, durch den Pommern auf lange Jahre geteilt ward. 
Die Zeit der Fremdherrſchaft begann für einen großen Teil des Landes. 
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Pommern in der Zeit des Kurfürſten Friedrich Wilhelm 
von Brandenburg. 


Der Friede war geſchloſſen, aber wie ſah es in dem Lande aus, 
das ſeit länger als zwanzig Jahren fremde Kriegsſcharen beherbergt 
hatte und oft Schauplatz der Kämpfe geweſen war? Es iſt ſchwer zu 
beſchreiben, wie Pommern verwüſtet und verödet war, und kaum zu 
entſcheiden, ob das platte Land oder die Städte mehr zu leiden gehabt 
hatten. Dort war ein großer Teil des Adels und des Bauernſtandes 
materiell ruiniert, zahlreiche Sitze der Edelleute und Dörfer waren 
niedergebrannt, verödet und verfallen. Die Zahl der Wüſtungen in 
Pommern iſt noch nicht feſtgeſtellt, aber gering iſt ſie nicht, und noch 
heute weiß das Volk von Anſiedelungen zu erzählen, die in der 
„Schwedenzeit“ verſchwunden ſein ſollen. Die immer wiederholten Ein⸗ 
quartierungen kaiſerlicher oder ſchwediſcher Truppen legten den Bewoh⸗ 
nern furchtbare Laſten auf, es wurden z. B. 1638 in dem bei Kolberg 
gelegenen Dorfe Nehmer, wo vier Bauern und vier Koſſäten wohnten, 
243 Perſonen einquartiert. Es ſtellte ſich damals als unmöglich 
heraus, die kaiſerlichen Soldaten in Vorpommern länger zu belaſſen, 
weil ſie dort nicht mehr den nötigen Unterhalt fanden. Die unaufhör⸗ 
lichen Durchmärſche der verwilderten Soldateska fügten dem Lande nicht 
geringen Schaden zu, die Einfälle der Brandenburger in die Grenz⸗ 
gebiete waren, wenn ſie auch als „Kuhkriege“ verſpottet wurden, für 
die Bewohner nicht weniger verderblich. Schon 1633 war der Zuſtand 
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des Amtes Eldena ſo jammervoll, daß von 140 Bauernhöfen nur noch 
73 beſetzt, 62 wüſt, die übrigen unbeſetzt waren; die Gebäude waren 
zum Teil zerſtört, die Ausſaat war überall gering, an Saatkorn und 
Vieh war nirgends genug vorhanden, um die Acker zu beſtellen. 
Ahnlich ſtand es auf Rügen, von deſſen Zuſtand bereits 1629 eine 
Klageſchrift der dortigen Ritterſchaft an die pommerſchen Landſtände 
eine ergreifende Schilderung gibt. Um Stralſund herum war infolge 
der Belagerung alles verwüſtet, die Bauern waren von den Höfen ver- 
jagt oder verlaufen, die Lehnsleute des Barthſchen Diſtrikts erklärten, daß 
ſie und ihre Untertanen völlig verarmt und gezwungen ſeien, das Brot 
zu erbetteln. Von dem Demminer Bezirke heißt es 1643, daß im 
ganzen Lande kein Diſtrikt vorhanden ſei, darin elendere, ärmere und 
nahrungsloſere Leute zu finden ſeien, als eben in dieſem. Auf Wollin, 
das verhältnismäßig noch wenig heimgeſucht worden war, lagen viele 
Güter wüſt, die Acker waren zum großen Teile unbebaut, und nur in 
einzelnen Vorwerken war ein größerer Beſtand an Vieh vorhanden. 
In der Umgegend von Stettin waren die Bauern- und Koſſätenhöfe 
in Schwarzow, Nemitz, Scheune und anderen Orten ganz verwüſtet 
und verfallen, Bergland wurde von brandenburgiſchen Truppen alles 
Viehes beraubt, und die Bewohner flüchteten ſich in die Brücher Von 
ähnlichen Zuſtänden berichten Akten und Aufzeichnungen aus Hinter- 
pommern, das namentlich in den Banerſchen Zeiten ungemein zu leiden 
hatte. Iſt auch gewiß in vielen Berichten der Zuſtand ſchlimmer ge- 
ſchildert, als er in Wirklichkeit war, da man das Mitleid dadurch zu 
erregen wünſchte, ſo bleibt doch immer noch genug des Elends und 
der Not übrig, und eine ſorgfältige Zuſammenſtellung alles deſſen, 
was im Laufe des Krieges dem Lande und ſeinen Bewohnern an 
Schaden zugefügt iſt, würde ein trauriges Bild von der Lage geben. 
Denn nicht allein die Feinde legten dem Lande ſchwere Laſten auf, 
auch die eigene Regierung mußte mit rückſichtsloſer Strenge bie Steuern 
und Abgaben einfordern, die zum Unterhalte der Einquartierung oder 
für die den Schweden bewilligten ſogenannten Aſſiſtenzgelder nötig 
waren. Bei den Verhandlungen, die man über deren Zahlung mit 
den Ständen führte, wurden viele Vorſchläge für die Einforderung ge- 
macht, aber das wichtigſte war doch immer, daß die Kontributionen geliefert 
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wurden, mochte es in barem Gelde, mochte es in Korn oder anderen 
Naturalien ſein. Auch dies trug zu dem Ruin der Landbevölkerung 
bei. Beſſerten ſich auch die Verhältniſſe in den letzten Jahren des 
großen Krieges ein wenig, da die Schweden das Land, das ſie als 
das ihrige anſahen, zu ſchonen begannen, jo trafen doch wieder Miß⸗ 
wachs (z. B. 1648) und Krankheiten die Bewohner ſchwer. Es fehlte 
überall an den nötigſten Arbeitskräften; in den Küſtengegenden wurden 
weite, ehemals in guter Kultur gehaltene Flächen vom Sande überdeckt, 
da die Wälder abgehauen waren unb fein Fortſchreiten nicht mehr ver- 
hinderten. Dieſe Verödung weiter Landſtrecken trug zur Vermehrung der 
Wölfe bei. In Vorpommern wurden Belohnungen für jedes getötete 
Raubtier gezahlt, und 1662 klagten die Stände Hinterpommerns 
darüber, daß die Wölfe infolge der Einſtellung der Jagden ſehr über- 
hand genommen hätten, ſogar in Städten ſchaffte man Wolfsnetze an. 
Durch den Untergang der Landwirtſchaft wurde namentlich auch die 
Lage der Bauern verſchlimmert. Die Stettiner Bauernordnung von 
1616 fand auch im Wolgaſter Bezirke Eingang und wurde 1645 von 
der ſchwediſchen Regierung für das ganze Land beſtätigt. Auch die 
renovierte Gefinde-, Tagelöhner-, Bauern- und Schäferordnung vom 
29. September 1647 enthielt im weſentlichen dieſelben Beſtimmungen, 
durch die in Vorpommern die bäuerlichen Wirte den erblichen Beſitz ver⸗ 
loren; ihre Legung oder Auskaufung wurde geſtattet, ſie ſelbſt wurden 
für Leibeigene erklärt. Durch den Dreißigjährigen Krieg iſt der freie 
Bauernſtand vernichtet worden. Der ſchon vor ihm ſtark verſchuldete 
Adel verarmte in dieſer Zeit zum großen Teile völlig, ſo daß ſeine 
Angehörigen in fremden Kriegs- oder Hofdienſten notdürftig ihren Unter⸗ 
halt ſuchen mußten; unaufhörliche Erbteilungen des Grundbeſitzes und 
damit im Zuſammenhange ſtehende Prozeſſe trugen zu dem Verfalle 
mit bei. , 

Manche verloren wohl ganz ihren Beſitz: beſonders häufig er- 
warben ihn Offiziere, die ja faſt allein in dieſer Zeit Gelegenheit 
gehabt hatten, reich zu werden. Doch auf dem Lande erholte ſich 
allmählich die Bevölkerung zum großen Teile aus eigener Kraft, 
ſobald ſie nur wieder in der Lage war, ungeſtört ihren Acker zu 
bebauen und ihre produktive Tätigkeit auszuüben. Weit ſchwerer war 
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es dagegen für die Städte, ſich von den furchtbaren Schlägen zu 
neuem Leben zu erheben. 

Bei faſt allen Städten Pommerns verlaufen die Jahre ſo, daß 
ſie zuerſt von den kaiſerlichen Truppen beſetzt, dann von den ſchwe— 
diſchen eingenommen wurden; die Kaiſerlichen aber kehrten faſt überall 
ein oder zwei Male zurück, und die Schweden mußten ſie abermals 
vertreiben. Dieſer Wechſel der Garniſonen, die damit zuſammenhängen⸗ 
den Kämpfe brachten immer neue Beſchwerungen und Laſten für die 
Gemeinden, ſo daß ſehr viele völlig ruiniert waren. Gewaltſame 
Plünderungen kamen natürlich überall vor, mehrfache Angriffe oder 
Belagerungen, wie fie namentlich Anklam, Demmin, Gartz a. O., Star: 
gard, Treptow a. R., Ückermünde u. a. erfuhren, trugen zur Ver— 
wüſtung ganzer Orte bei. Dazu kamen faſt überall die Peſtſeuche, 
durch die zahlloſe Bürger hingerafft wurden, wiederholte Brände, wie 
fie Bärwalde, Kolberg, Naugard, Regenwalde, Rügenwalde, Rummels— 
burg, Stargard u. a. in dieſer Zeit zu erleiden hatten. Mag in der 
ſpäteren Zeit auch hier manches in den Erzählungen von den Leiden und 
Plagen des großen Krieges übertrieben worden ſein, es bleibt doch immer 
charakteriſtiſch, daß von mehreren Orten erzählt wird, die geſamte Bevöl⸗ 
kerung fei vernichtet oder zur Auswanderung gezwungen worden. Gartz a. O. 
war, wie es heißt, 1639 in einen Schutthaufen verwandelt, ſo daß 
die Einwohner nach Greifenhagen und Stettin flüchten mußten. In 
Naugard ſollen nur ſieben Ehepaare, in Schlawe 40 Bürger, in Ücker⸗ 
münde nur acht Männer und ſieben Witwen übriggeblieben, aus 
Pyritz ſogar 2000 Menſchen, die es 1637 gewiß in der Stadt gar 
nicht gab, ausgewandert ſein. Sicher wiſſen wir aber, daß ſchon 1633 
in Loitz von 98 vor dem Kriege beſtehenden Erben (d. h. Häuſern) 
nur noch 29 vorhanden waren und Demmin als eine faſt leere Stadt 
bezeichnet wurde, daß man in Köslin nach 1640 200 eingefallene Häuſer 
und wüſte Stätten zählte, daß in Bahn um dieſelbe Zeit von 114 Häu⸗ 
ſern nur 19 bewohnt waren, und daß in Kolberg 1630 in kaum mehr 
als drei Monaten 3500 Menſchen an der Peſt ſtarben. In dem 
Städtchen Maſſow waren im Jahre 1639 nur neun Bürger, die ein 
ganzes Erbe, achtzehn, die ein halbes hatten, aber die Hälfte von 
ihnen war völlig verarmt; die übrigen ſechzehn Bewohner waren ganz 
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unfähig, irgend etwas zu den öffentlichen Laſten beizutragen. Oft zwar 
ſuchten die Städte ſich mit ſchweren Geldopfern von den Befehls⸗ 
habern Schutzbriefe ausfertigen oder Mannſchaften zum Schutze („ſchrift⸗ 
liche oder lebendige Salvaguardien“) ſtellen zu laſſen, aber bei der 
verwilderten Soldateska halfen dieſe auch nicht mehr; Penkun wurde 1630 
trotz einer ſchriftlichen Salvaguardia von den Kaiſerlichen völlig aus⸗ 
geplündert. Da war es ſchon beſſer, ſich in jedem einzelnen Falle von 
einer Einquartierung, Erpreſſung oder einem Angriffe loszukaufen. Auch 
ſolche Ausgaben kehren überall wieder, ſo ſoll Greifenberg „niemals einer 
vollſtändigen Plünderung Preis gegeben worden ſein, weil es ſich immer 
mit Geld losgekauft und es nicht geachtet hat, daß es dadurch in 
tiefe Schulden gekommen iſt“. 

Als die ſchlimmſten Zeiten (1637 —38) vorüberzuſein ſchienen, 
da brachte der Krockowſche Einfall von 1643 noch einmal Unglück und 
Elend über große Gebiete Hinterpommerns, wo Belgard diesmal ganz 
beſonders zu leiden hatte. Wieder flüchteten aus vielen Orten die 
Bewohner, um nicht abermals Plünderung zu erleiden oder die furcht⸗ 
baren Laſten der Einquartierung auf ſich zu nehmen. Schon in den 
erſten Jahren des Krieges mußten die Städte in dieſer Hinſicht Schweres 
leiſten. Die Einquartierung, die 1623 Pölitz übernehmen mußte, als 
Herzog Bogiſlaw den kümmerlichen Verſuch gemacht hatte, eine eigene 
Heeresmacht aufzuſtellen, koſtete der kleinen, armen Stadt für kurze 
Zeit mehr als 6000 Gulden. Was war das aber gegen die Summen, 
die für die Aufnahme der kaiſerlichen und ſpäter der ſchwediſchen 
Truppen aufgewendet wurden? Anklam mußte für die Verpflegung 
der Schweden in elf Monaten 73 000 Taler bezahlen. Oft mögen 
auch hier die Angaben übertrieben worden ſein, weil man ſpäter hoffte, 
leichter Erſatz zu erhalten, aber im allgemeinen empfand man die Laſten 
der Einquartierung wohl am ſchwerſten, weil unter ihnen alle Teile 
der Bevölkerung gleichmäßig litten; deshalb ijt auch auf den Land⸗ 
tagen hierüber ſtets am meiſten geklagt und gejammert worden. 
Ein Teil der Schuld ijf aber auch der pommerſchen Regierung zuzu⸗ 
ſchreiben, die gleich im Anfange ſich als vollſtändig unfähig erwies, 
die rechten Maßregeln zur Durchführung der erlaſſenen Ordnungen zu 
treffen. Später war fie freilich dazu nicht mehr imſtande, als bie Bu- 
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ſtände in Stadt und Land derartig waren, daß an eine regelrechte 
Verteilung gar nicht zu denken war; trotzdem hätte auch in den letzten 
Jahren des Krieges manche Klage abgeſtellt werden können, wenn die 
eingeſetzten Kommiſſionen die Möglichkeit gehabt hätten, die Anord⸗ 
nungen durchzuführen. Am ſchlimmſten erwies ſich dieſer Mangel an 
richtiger Organiſation bei dem Ausſchreiben und Eintreiben der Steuern; 
hier verſagte das febr mangelhaft ausgebildete Verfahren in den Kriegs⸗ 
zeiten vollkommen. Schon 1628 beklagten ſich die herzoglichen Kriegsräte 
über das langſame Eingehen der vom Landtage ausgeſchriebenen Steuern. 
Aus den einzelnen Quartieren, in die das Land zur Aufbringung der 
vertragsmäßig übernommenen Koſten geteilt worden war, kamen die 
Umlagen ſehr ungleich ein; den Städten blieb es überlaſſen, die Art 
ſelbſt feſtzuſetzen, wie fie den auf fie fallenden Anteil aufbringen 
wollten. Natürlich entſtand faſt überall Streit über die Veranlagung: 
man führte hier und dort eine Akziſe ein oder erhöhte den Preis für 
Nahrungsmittel. Trank⸗, Korn⸗, Hufen⸗, Vieh⸗, Perſonenſteuern u. a. 
wurden einfach und doppelt erhoben, und doch gelang es faſt nirgends, 
die Umlage aufzubringen. Da mußten dann die Städte aus eigenem 
Vermögen das Fehlende hinzutun und gerieten in arge Schulden. Der 
häufige Wechſel der Garniſonen, die damit verbundenen außerordent⸗ 
lichen Geſchenke an die Befehlshaber und Offiziere, die Erpreſſungen 
und Naturallieferungen, die überall gefordert wurden, erhöhten die Laſten 
ſehr erheblich. 

Als dann die ſchwediſche Beſetzung erfolgte und das ganze Land 
zur Zahlung der Aſſiſtenzgelder herangezogen wurde, verſchlimmerte ſich 
die Sache faſt noch mehr. Von der Höhe der Kontributionen können 
wir uns eine Vorſtellung machen, wenn wir erfahren, daß die Schweden 
ſelbſt fie im Jahre 1635 auf 180 000 Taler berechneten. Man ging 
ſtreng mit der Einforderung der ausgeſchriebenen Summen vor, Kom⸗ 
miſſare, Obereinnehmer und Einnehmer drohten mit militäriſcher Exe⸗ 
kution; über die Verteilung der Kontributionen erhoben die Stände 
fortgeſetzt Klagen, mußten aber doch wieder nach neuen Steuerquellen 
ſuchen, da die Zahl der ſteuerfähigen Grundſtücke oder Perſonen 
natürlich abnahm. Erſt ſehr allmählich kam etwas mehr Ordnung in 
die Verwaltung; auf Anregung der ſchwediſchen Regierung willigten 
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die Stettiner und ſtiftiſchen Stände 1644 in die Fortdauer der Akziſe, 
mußten aber zugleich neue Subſidiengelder und Getreidelieferungen be⸗ 
ſchließen. Auch die Koſten für den Unterhalt der pommerſchen Geſandtſchaft 
in Osnabrück waren durch neue Steuern aufzubringen. Auf dem Greifs⸗ 
walder Landtage von 1645 forderten die Räte wieder 75 000 Reichs⸗ 
taler und ſehr erhebliche Lieferungen an Korn, die Stände ſetzten aus⸗ 
führlich auseinander, daß dies vom Lande nicht mehr geleiſtet werden 
könne; man konnte ſich nicht einigen. Die Abgeordneten der Städte 
trugen ihre Beſchwerden geſondert vor und brachten ſie auch in Stock⸗ 
holm zur Kenntnis der Königin, erhielten aber nur eine unbeſtimmte 
Antwort. Es iſt bisher nicht möglich, ziffernmäßig feſtzuſtellen, was die 
Städte allein an barem Geld in dieſen Jahren haben zahlen müſſen, 
aber für Stettin z. B. werden bie Laſten von 1630 — 1634 auf über 
400 000 Gulden berechnet; von der kaiſerlichen Einquartierung 1627 
hatte es ſich durch Zahlung von 53 000 Talern und Lieferung von 
Korn, von der Verpflegung der ſchwediſchen Truppen durch Zahlung 
von 30 000 Talern und andere Lieferungen befreit, aber 1638 mußte 
die Stadt innerhalb vier Monaten 50000 Taler Verpflegungsgelder 
zahlen. Die Schuldſumme, die Greifenberg hatte aufnehmen müſſen, 
belief ſich 1636 auf 36 000 Gulden, Stargards Schuldenlaſt war 1643 
auf faſt 200 000 Gulden geſtiegen. Auch in Stralſund, deſſen Lage 
nach der großen Belagerung verhältnismäßig günſtig war, wurde die 
Finanznot ſehr drückend, da die Erwerbs⸗ und Einnahmequellen mehr 
und mehr verſiegten, während die Anſprüche der ſchwediſchen Be⸗ 
ſatzung wuchſen und die Schöſſe und Dienſte die Bürger gar ſehr 
drückten. So ging die Stadt trotz ihrer bevorzugten Stellung, die ſie 
infolge ihres Bündniſſes mit Schweden vor anderen einnahm, ſehr 
zurück. Auch die Stellung von Mannſchaften zu den ſchwediſchen 
Heeren wurde, je länger der Krieg dauerte, deſto ſchwerer; immer 
wieder baten die halb entvölkerten Städte auf den Landtagen um 
Erleichterung auch dieſer Laſt. Außerdem mußten die Bewohner 
gar tüchtig an den Befeſtigungsbauten mitarbeiten, die von den 
Schweden überall in Angriff genommen wurden; nicht nur in Stettin 
zog man die Bürger zu Erdarbeiten, Fuhren, Lieferungen energiſch 
heran. Auch dies wurde um ſo ſchwerer empfunden, als die ſchwache 
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pommerſche Regierung bisher meiſt recht zart mit ihnen verfahren war; 
das ſchwediſche Regiment ging ganz anders vor. 

Es iſt klar, daß Handel und Verkehr in dieſen Zeiten oft ganz 
ſtockten. In den kleineren Städten machte ſich die Abnahme der Be⸗ 
völkerung auf dem Lande, die doch ſonſt ihre Bedürfniſſe dort be- 
friedigt hatte, ſehr fühlbar, auch begann der Adel trotz der alten, noch 
beſtehenden Verbote Kaufmannſchaft zu treiben; von den großen Gütern, 
die durch das Bauernlegen entſtanden, ging das erübrigte Korn un⸗ 
verzollt in die Seeſtädte. Während die Städte auch damals noch die 
Ausfuhr von Getreide zu hemmen ſuchten, um genügend Vorrat für 
den eigenen Bedarf zu haben, war der Adel immer mehr bemüht, für 
ſeine Produkte andere Abſatzgebiete als in den Städten zu finden. So 
verſchärfte ſich der Gegenſatz zwiſchen Land und Stadt in bezug auf 
die Produktion und Konſumtion des Getreides ganz beſonders im fieb- 
zehnten Jahrhundert, und die unruhigen Zeiten waren wohl dazu ge- 
eignet. Der Getreidehandel Stettins, der nach den Worten des Rates 
1606 neben der Schiffahrt und Kaufmannſchaft das Herz und Leben 
der Stadt war, nahm in dieſen Jahren ſehr bedeutend ab; der Verkehr 
auf der Warthe und Netze, auf denen das polniſche Getreide und Holz 
nach Stettin gekommen war, hörte zeitweiſe ganz auf. Natürlich trugen 
auch die Verwüſtung der Landes und Mißwachs dazu bei, daß 
bisweilen die Ausfuhr von Getreide von Ratskollegien verboten wurde: 
ſo erging in Stolp 1627 eine Verfügung, daß die Kaufleute nur die 
Hälfte des Getreides verſchiffen ſollten, während die andere in der 
Stadt bleiben müſſe. In Kolberg wurde 1618 die Ordnung erneuert, 
daß immer 60 Laſt Korn als Vorrat zurückgehalten würden, damit 
die bedürftige Bevölkerung jederzeit Gelegenheit habe, ſolches zu billigem 
Preiſe zu kaufen. Dagegen beſchwerten ſich über die Ausfuhr von 
Roggen aus Kolberg, die bisher dort nicht ſtattgefunden habe, im 
Jahre 1623 ſechs Städte, Stettin, Stargard, Greifenberg, Treptow, 
Wollin und Kammin, beim Herzoge, und 1626 entſpann ſich dort 
zwiſchen Rat und Kaufmannſchaft ein neuer Streit über die Getreide⸗ 
ausfuhr und die Beſchaffung des vorgeſchriebenen Vorrates. Auch der 
Adel des Stiftes eiferte gegen die Hemmung des Exportes, da dadurch 
der Kornpreis herabgedrückt werde, daher mußte der Rat ihn freigeben 
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und ſich ſtatt der Lieferung von Getreide für den Vorrat mit einer 
Geldabgabe, dem ſogenannten Korntaler, zufrieden geben; für jede 
Laſt war von den Kaufleuten ein Taler an Ausfuhrzoll zu entrichten. 
Die Getreidepreiſe ſtiegen natürlich in einzelnen beſonders ſchlimmen 
Jahren ſehr erheblich. In Stettin ſtand bereits 1621 —1625 und 
beſonders 1638—1639 der Weizen ungewöhnlich hoch; der Wiſpel 
Roggen, der 1628 nur etwa 13 Taler koſtete, ſtieg 1629 auf mehr 
als 26 und 1630 gar auf 35 Taler, und ebenſo verdoppelte ſich in 
dieſer Zeit der Preis für den Wiſpel Gerſte, der 1628 noch 12, in 
den folgenden Jahren dagegen 24 oder 26 Taler betrug; 1648 ſtand 
es mit den Preiſen ſchon wieder erheblich beſſer. In ähnlicher Weiſe 
litten auch die anderen Quellen des Wohlſtandes: der Heringshandel 
ging, weil die Einfuhr über See und die Ausfuhr ins Binnenland 
verhindert wurden, ganz gewaltig zurück. Während 1617 über 7000 
Tonnen in Stettin eingeführt worden waren, betrug die Menge im 
Jahre 1632 nur 1775 und in bem ſchlimmſten Jahre 1638 gar nur 
26 Tonnen, ſtieg aber bis 1643 wieder auf 1338 Tonnen. Das⸗ 
ſelbe Sinken des Handels verrät auch die Höhe des Bollwerksgeldes; 
es betrug im Jahre 1620 etwa 2500 Gulden, 1628 nur 962, 1638 
gar nur 103 Gulden; aber ſelbſt 1643 belief es ſich auf noch nicht 
ganz 250 Gulden. Die Stralſunder Schiffahrt ging ebenfalls ſo zurück, 
daß ſich die Zahl der dortigen Schiffe nach einem Berichte vom 2. Mai 
1629 von 300 auf 100 gemindert hatte. Die pommerſchen Geſandten 
in Osnabrück berichteten, daß „von Stettin allein faſt bei 100 ſee⸗ 
fahrende Leute ihre Wohnung aufgegeben hätten“; der Handelsverkehr 
auf der Oder, auf der vordem z. B. etliche 1000 Laſt Salz nach Bres⸗ 
lau oder viele 100 Fäſſer Stückgüter herunter in die See geführt worden 
ſeien, ſei ganz zurückgegangen. Die Fiſchlager im Norden wurden den 
Hanſeſtädten ſeit 1623 geſchloſſen, 1625 in Elbogen die hanſiſchen 
Niederlaſſungen aufgehoben. Die Dänen forderten von den Stettinern 
nicht nur den Sundzoll, ſondern auch, als fie die Peenemündung blof- 
kierten, von allen aus⸗ und eingehenden Schiffen hohe Abgaben. Zwar 
verſuchte der Rat von Stettin 1629 noch einmal durch eine Geſandt⸗ 
ſchaft an König Chriſtian IV. die alten hanſiſchen Privilegien zu retten, 
aber dieſer erklärte kurz und bündig, er müſſe es in Erwägung der 
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Zeitläufte bei dem dermaligen Stande der Dinge bewenden laſſen. 
Mit der Herrlichkeit der Hanſa war es vorbei; wenig nützte die Be⸗ 
ſtimmung des Friedens, den Schweden und Dänemark 1645 ſchloſſen, 
daß für alle pommerſchen Städte die Vorteile des Vertrages von Odenſee 
(1560) gelten ſollten. Doch wie die Dänen bisher dieſen oft verletzt 
hatten, ſo kümmerten ſie ſich auch in Zukunft nicht viel darum. Die 
pommerſchen Hanſeſtädte hielten im Oktober 1644 einen Konvent in 
Anklam und beſchloſſen mit den Generalſtaaten, Dänemark und Schweden 
wegen der Handelsfreiheiten zu verhandeln, aber die von Lübeck ge⸗ 
forderten Jahresbeiträge nicht zu zahlen, da ſie ſeit langer Zeit nicht zu 
den Hanſetagen geladen worden ſeien. Dagegen ſollten zu den Verhand— 
lungen Stralſund 50, Stettin 40, Greifswald und Stargard je 30, 
Kolberg 25, Anklam 20, Rügenwalde 15 und Gollnow 8 Reichstaler 
zahlen; dieſe Zahlen zeigen, welche Städte noch Wert auf die Zu⸗ 
gehörigkeit zum Bunde legten. 

Eine beſondere Laſt waren für den Handel die von den Schweden 
auch in Pommern eingeführten Lizenten, d. h. die Zölle, die in der 
Höhe von 4$ vom Hundert des Wertes von allen zur Aus-, Durch⸗ 
und Einfuhr gelangenden Waren erhoben wurden. Dieſer Zoll über- 
traf die alten Abgaben um das Neunfache, und allein die Erhebung 
von den Waren bei ihrem Transporte von einer Stadt zur anderen 
hemmte den Verkehr ungemein: die Beziehungen nach Polen, der Mark 
und Schleſien wurden dadurch auf das empfindlichſte benachteiligt. 
Über die Lizenten erhoben namentlich auch die pommerſchen Abgeord⸗ 
neten in Osnabrück lebhafteſte Klage, da durch ſie „das Land extreme 
depauperieret und alle Commercia vom Lande weggetrieben und an 
andere Orter transferieret würden“. Sie übergaben auch eine weitläufige 
Abhandlung aus dem Jahre 1633 über die „unvorgreiflichen Urſachen, 
warum durch die hohe, an dieſem Orte Pommern aufgebürdete Licen⸗ 
ten die Commercia divertieret worden und noch werden“. Es werden 
dort die Stettiner Zollabgaben mit denen anderer Seeſtädte verglichen; 
in Hamburg fallen z. B. auf eine Laſt Roggen 61 Schillinge Unkoſten, 
in Stettin 6 Taler 161 Schillinge ohne den fürſtlichen Zoll. Man 
bittet deshalb „die Obrigkeit um Gottes, um des gemeinen Beſten, 
alſo auch um dieſer Stadt und Landes willen, weil ihnen salutem 
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populi et huius reipublicae zu konſervieren will obliegen, auch des⸗ 
wegen einen teuren Eid zu Gott abgeleget, zu befördern, daß ſelbe 
Licenten abgeſchaffet werden mögen“. Man dachte aber in Schweden 
gar nicht daran, dieſe reiche Einnahmequelle, durch die man die Mittel 
für die Kriegführung zum guten Teile gewann, zu verſtopfen, mochten 
darüber auch Handel und Verkehr in dem beſetzten Lande zugrunde 
gehen. Dieſe Einnahme belief ſich im Jahre 1635 auſ 50000 Taler 
und foll ſpäter in den Jahren 1642—1647 im Durchſchnitte jährlich 
60000 Taler und in Stettin 1634 allein 38000 Taler abgeworfen haben. 
Berechnet man nach dem Steuerſatz von 44 Prozent den Wert aller 
eine, aus⸗ und durchgehenden Güter für ganz Pommern, fo ergibt ſich, 
daß dieſer ſich auf noch nicht 1340 000 Taler belief, wobei voraus⸗ 
geſetzt ift, daß jede Ware nur einmal verzollt wurde. Auch hieraus geht 
hervor, wie ſehr der Handel unter den Zeitverhältniffen litt, und ebenſo 
wird es mit dem Verkehr, der ſchon durch die Unſicherheit im Lande 
ungemein gehindert wurde, und dem Handwerke geweſen ſein. Die 
beſcheidene Blüte, die dies vorher erreicht haben mochte, ging wieder zu⸗ 
grunde. Die ganze Armut der Zeit tut ſich in ſeinen Erzeugniſſen kund; 
in den Häuſern und Kirchen, in den öffentlichen Gebäuden und Schlöſ— 
ſern wurden nur dürftig ausgeſtattete Räume im nüchternſten Geſchmacke 
eingerichtet, von den älteren ſtattlichen Bauten dagegen waren viele 
durch Krieg und Brand vernichtet und konnten im Drange der Zeit 
nur notdürftig und kümmerlich ausgebeſſert oder wiederhergeſtellt werden; 
überall machte ſich ein kleinlicher, ſpießbürgerlicher Charakter geltend. 
Auch in der Kirche zeigte ſich dies engherzige Weſen; der ſtrengſte 
lutheriſche Orthodoxismus herrſchte in ihr, beſeelt von einer geradezu 
fanatiſchen Feindſchaft gegen die Reformierten. Die pommerſche Geiſt⸗ 
lichkeit verſuchte aus Haß gegen den reformierten Kurfürſten von 
Brandenburg, die treuen Stände zum Bruche der beſchworenen Erb- 
verträge zu verleiten; ſie begrüßte deshalb vor allem den Schweden⸗ 
könig als den Retter der Kirche, weil er ſie vor den Kalviniſten ſchützen 
ſollte. Streitſchriften gegen ſie ſind auch von pommerſchen Theologen, 
unter denen in dieſer Hinſicht vielleicht der Stralſunder Superintendent 
Konrad Schlüſſelburg (geſt. 1619) obenanſteht, in großer Menge ver⸗ 
faßt worden. Luthers Schriften wider die Sakramentierer wurden auch 
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in die von Bogiſlaw XIV. am 13. Mai 1636 erlaſſene Konſiſtorial⸗ 
inſtruktion auſgenommen, in der die Normalbücher für die pommerſche 
Kirche vereinigt worden waren. Das Konkordienbuch befand ſich nicht 
darunter, während es 1623 den Statuten der theologiſchen Fakultät 
in Greifswald einverleibt worden war. Unter den Geiſtlichen herrſchten 
fortgeſetzt Streitigkeiten über die Lehre; einer verdächtigte den anderen 
des Kryptokalvinismus, und in Predigten oder Schriften eiferten ſie 
gegeneinander. Die angeblichen Wunderzeichen wurden mit großem 
Ernſt erörtert und gedeutet; der Stettiner Schloßprediger Jakob Fabri⸗ 
cua, den Guſtav Adolf als feinen Feldprediger mit fid) nahm, ſchrieb 
z. B. 1630 ein dickes Buch über die „9 unterſchiedlichen Entzückungen, 
die ein gottſeliges Mägdelein im Fürſtlich Alten-Stettiniſchen Frauen⸗ 
zimmer“ gehabt habe. Die Kirchenzucht wurde mit unbarmherziger 
Strenge ausgeübt. Zwiſtigkeiten mit den Patronen bei Gelegenheit 
der Viſitationen, langwierige Rechtshändel trugen ebenfalls nicht zur 
Beſſerung der Verhältniſſe bei. Außerdem hatte natürlich das ganze 
Kirchenweſen unter dem Kriege zu leiden; zahlreiche Gemeinden vere 
loren ihre Gotteshäuſer, viele Pfarrſtellen waren unbeſetzt, die Klagen 
der auf dem Lande noch übrigen Geiſtlichen hörten nie auf. Alles 
das, was durch mühſame Arbeit auf dieſem Gebiete geſchaffen worden 
war, ſchien für immer vernichtet; die Anfänge einer geordneten Kirchen⸗ 
verwaltung, die ſich auch in der 1617 erfolgten Einführung von 
Kirchenbüchern gezeigt hatte, waren dahin, überall herrſchte Unordnung. 
Obwohl gewiß nicht wenige Geiſtliche gewiſſenhaft und treu auch in 
den ſchwerſten Zeiten ihr Amt ausübten, wurde ihr Wirken infolge 
der Unruhe der Zeit, der einreißenden Sittenloſigkeit, der Verzweiflung, 
die ſich mancher bemächtigte, faſt ergebnislos. Auch die Gefahr des 
Katholizismus bewegte ſie nicht wenig, mußten ſie doch mit an⸗ 
ſehen, wie in den Ländern Bütow und Lauenburg, die nach dem Tode 
Bogiſlaws XIV. an Polen fielen, alle Kirchen landesherrlichen Patro⸗ 
nats mit ihrem Beſitze den Katholiken oder dem Biſchofe von Kujawien 
zurückgegeben wurden; nur die wenigen Gotteshäuſer adligen Patronats 
blieben evangeliſch. Ein Teil der Bevölkerung nahm die Gebräuche des 
katholiſchen Gottesdienſtes ganz ruhig an, andere hielten treu am evan⸗ 
geliſchen Glauben feſt. Eine ähnliche Gefahr drohte dem übrigen Pommern 
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1629, als infolge des Reſtitutionsediktes das Beſtehen des evangeliſchen 
Stiftes Kammin eine kurze Zeit lang in Frage geſtellt war. Als ſie 
dann bald beſeitigt worden war und die Pommern unter dem Schutze des 
Königs Guſtav Adolf ihren evangeliſchen Glauben geſichert glaubten, 
da zeigte ſich das dankbare Gefühl auch in manchen literariſchen Werken: 
der Stettiner Rektor Johann Mikraelius ließ z. B. im Januar 1631 
ein Feſtſpiel Pomeris aufführen, in dem er den Schwedenkönig als 
den Retter des ſchwer bedrängten Pommerlandes feierte. 

Auch in den Kriegszeiten hörte ſolche beſcheidene literariſche Tätig⸗ 
keit nicht ganz auf, ja es hat den Anſchein, als ob manche ernſte 
Männer gerade darin Troſt und Ablenkung von der traurigen Gegen⸗ 
wart fanden. Sie verſuchten ſich in wiſſenſchaftlichen Arbeiten auf 
dem Gebiete der Theologie, in lateiniſchen Gelegenheitsdichtungen 
mancherlei Art, in lateiniſchen Tragödien oder Feſtſpielen. Einer der 
fruchtbarſten unter ihnen war der ebengenannte Stettiner Johann Mikra⸗ 
elius, der als Hiſtoriker, Theologe und Pädagoge von Bedeutung 
war und eine überaus große Zahl von Druckſchriften veröffentlichte. 
Vor oder neben ihm waren Männer tätig wie Ludwig Hollonius 
(geſt. 1621), der mehrere Dramen verfaßte, Heinrich Kielmann (geſt. 
1649), von dem ein Reformationsfeſtſpiel Tetzelocramia herrührt, 
David König (geſt. 1638), der antike Stoffe dramatiſch zu geſtalten 
ſuchte, der tüchtige Komponiſt Philipp Dulichius (geſt. 1630), der Dichter 
und Pädagoge Heinrich Schävius (geſt. 1661), der abenteuerliche Kos⸗ 
mus von Simmer aus Kolberg (geſt. 1650) und andere. Auf praktiſcherem 
Gebiete betätigte ſich der Stettiner Zeugmeiſter Wendelin Schildknecht 
mit mancherlei Arbeiten für den Feſtungsbau und die Fortifikation. 
Zu gemeinſamer Pflege des geiſtlichen und weltlichen Geſanges taten 
ſich vor 1658 mehrere Bürger der Stadt Greifenberg oder Bewohner 
der Umgegend zuſammen und bildeten eine „Gott⸗Singende Geſellſchaft“, 
in der ſie Lieder verfertigten und in Muſik ſetzten. Ganz beſonders 
eifrig waren die Geiſtlichen in dieſer Zeit mit der Abfaſſung von Leichen⸗ 
predigten und Gelegenheitsſchriften beſchäftigt, da ſie dadurch auch ihr 
dürftiges Einkommen verbeſſern konnten. Oft in der geſchmackloſeſten 
Form, auch nicht immer auf ſorgfältiger Kenntnis der Verhältniſſe 
fußend oder mit falſch angebrachter Gelehrſamkeit prunkend, legen dennoch 
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die Verfaſſer dieſer Schriften Zeugniſſe geiſtiger Tätigkeit ab, die bei der 
traurigen Zeitlage bisweilen etwas Rührendes haben. Vielleicht fällt in 
dieſe Zeit auch ſchon die Entſtehung einer förmlichen Zeitung in Stettin; 
ſicher iſt dort 1656 und 1657 in der Offizin des Johann Valentin 
Rhete die „Europaeiſche Zeitung“ erſchienen, an deren Stelle ſpäter die 
„Wöchentliche Ordinar⸗Zeitungen“ traten. 

Die Univerſität Greifswald und die Schulen verfielen zwar 
nicht ganz, aber auch fie hatten natürlich unter den böſen Verhält— 
niſſen zu leiden; hier und dort erfreuten ſie ſich allerdings ſogar 
einer gewiſſen Blüte, die beim Stettiner Pädagogium deutlich zu er- 
kennen iſt. Mitten in den ärgſten Wirren des Krieges ſetzte 1631 
der brave Stargarder Bürgermeiſter Peter Gröning in feinem Teſta⸗ 
mente ein Legat zur Begründung einer Gelehrtenſchule in ſeiner Stadt 
aus, und 1633 trat das collegium Groeningianum ins Leben. In 
Neuſtettin wurde 1640 das von der Herzogin Hedwig geſtiftete Gym⸗ 
naſium eingerichtet. Erſt gegen Ende des Krieges und in den folgenden 
Jahren machte ſich auch hier das ganze Elend geltend, da zeigten ſich 
die Verwilderung der Sitten und die Verflachung des geiſtigen Lebens 
in erſchreckendem Maße. Engherzigſte Beſchränkung trat überall an die 
Stelle des immerhin freieren Geiſtes, der noch im ſechzehnten Jahr— 
hundert auch in Pommern geherrſcht hatte. Man ſchloß ſich hier 
wieder mehr von der Gemeinſchaft mit der deutſchen Kultur ab, die, 
durch den langen Krieg faſt vernichtet, langſam zu neuem Leben et- 
blühte. Pommern, deſſen reichere Hälfte jetzt dem fremden Staate 
angegliedert worden war, ſtand wieder, wie vor Jahrhunderten, auf 
längere Zeit dem deutſchen Lande fremder gegenüber. So waren im 
ganzen die Zuſtände im Lande überaus traurig, und den beiden 
neuen Landesregierungen lagen ſchwere Aufgaben ob, wollten ſie dieſe 
beſſern. 

Zunächſt galt es, bie fer ſchwierige Frage ber Grenzregulierung 
zwiſchen Schweden und Brandenburg zu löſen. Im 10. Artikel des 
Osnabrücker Friedensvertrages war beſtimmt worden, daß an Schweden 
kommen ſollte „das ganze Vorpommern ſamt der Inſel Rügen, ſoviel 
als die Grenzen unter den letzten Herzogen unter ſich begriffen haben“. 
Außerdem ſollten dazu gehören Stettin, Gartz, Damm, Gollnow und 
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die Inſel Wollin, ferner die Oder mit dem Haff, den drei Mündungen 
und „dem auf beiden Seiten anſtoßenden Lande vom Anfange des 
königlichen (d. h. ſchwediſchen) Gebietes bis ans baltiſche Meer“. Über 
die Breite des öſtlichen Ufers ſollte zwiſchen den königlichen und kurfürſt⸗ 
lichen Kommiſſaren bei der genaueren Feſtlegung der Grenzen und 
Erledigung der anderen Einzelheiten eine gütliche Einigung ſtattfinden. 
Noch einmal verſuchte der Kurfürſt nach dem Frieden, ganz Pommern 
gegen Abtretung der ihm zugeſtandenen Entſchädigungen, Magdeburg, 
Halberſtadt und Minden, nebſt einer Geldzahlung von Schweden zu 
gewinnen, oder wenigſtens das ganze öſtlich von der Oder gelegene 
Land zu erhalten, doch das Tauſchprojekt, das ſein Geheimer Rat 
Ewald von Kleiſt in Stockholm vorlegte, wurde kurzerhand abgewieſen; 
man ſtellte dort in betreff der Auslegung der Vertragsbeſtimmungen 
ſehr weitgehende Forderungen und gab dem ſchwediſchen Vizepräſidenten 
Lilljeſtröm, der die Grenzverhandlungen in Stettin leitete, beſtimmte 
Verhaltungsmaßregeln. Es kam alsbald zu den kleinlichſten Streitig⸗ 
keiten und Erörterungen über die Deutung des Friedensinſtruments, 
als ſich der Kurfürſt ſehr gegen ſeinen Willen an Ort und Stelle auf 
dieſe Verhandlungen einlaſſen mußte. Dieſe begannen erſt im Früh⸗ 
jahr 1650, da der deutſch⸗ſchwediſche Kongreß, der im April 1649 in 
Nürnberg zuſammentrat, für die Räumung Hinterpommerns ſeitens der 
Schweden keinen beſtimmten Termin feſtgeſetzt hatte. Die Schweden aber 
erklärten, die hinterpommerſchen Lande dem Kurfürſten keinesfalls eher 
zu überlaſſen, als bis die Grenzen geregelt ſeien. Eine Einigung 
hierüber wurde durch die übertriebenen Anſprüche der ſchwediſchen Kom⸗ 
miſſare, die zum Teil perſönlich Beſitzungen auf dem rechten Oderufer hatten 
und dieſe für Schweden gewinnen wollten, immer wieder vereitelt, ja 
eine Zeitlang kam die Arbeit ganz ins Stocken. Die Habſucht der 
ſchwediſchen Offiziere und Beamten, die von der Regierung in Hinter⸗ 
pommern Domanial⸗ oder Privatgüter und landesherrliche Einkünfte 
erhalten hatten, machte ſich ſo geltend, daß man gelegentlich ſogar die 
Amter Stettin, Pyritz und Kolbatz forderte und immer neue Streit⸗ 
fragen vorbrachte. Schweden ließ mit empörender Willkürlichkeit und 
verletzender Rechtsverdrehung den ohnmächtigen und friedensbedürftigen 
Kurfürſten ſeine Übermacht fühlen. Deſſen Blicke richteten ſich ſchließ⸗ 
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lich auf den kaiſerlichen Hof, aber auch hier erhielt er keine Hilfe. Da 
blieb ihm endlich nichts anderes übrig, als ſich abermals zu be- 
ſcheiden und nachzugeben; er gab im September 1651 den Befehl, die 
Sache in Pommern ſo raſch wie möglich zu erledigen und wegen eines 
oder zweier Dörfer den Schluß nicht aufzuhalten. So wurde dann im 
Oktober der Grenzvergleich bis auf einige Nebenpunkte zuſtande gebracht, 
allerdings ſehr zugunſten der Schweden; fie erhielten Wildenbruch, 
Bahn, Greifenhagen, Altdamm, die Friedrichswalder Forſt, Gollnow, 
Kammin. Es war den Brandenburgern alſo nicht einmal ein Beſitz an 
der Dievenow vergönnt: ſie waren von den Odermündungen gänzlich 
abgeſchnitten. Aber mit dieſem Vergleiche war die pommerſche Sache 
noch lange nicht erledigt, und die Schweden waren noch nicht bereit, 
Hinterpommern zu räumen. Vorher verlangten ſie die Löſung einer weit 
ſchwierigeren Frage und erklärten, von einer Räumung könne nicht eher die 
Rede ſein, als bis über die Lizenten entſchieden worden ſei. Im Osna⸗ 
brückiſchen Friedensinſtrumente waren ihnen dieſe Zölle an den Geſtaden 
und in den Häfen Pommerns und Mecklenburgs, wie der betreffende 
Ausdruck ganz allgemein lautete, zu ermäßigten Sätzen zugeftanden. 
worden. Nun verlangten ſie die Abgaben in allen pommerſchen Häfen, 
während der Kurfürſt ſie ihnen natürlich in dem ihm abgetretenen 
Lande nicht zugeſtehen wollte. Es kam wieder zu den langwierigſten 
Verhandlungen, die für Brandenburg um ſo ſchwieriger waren, als 
der Wortlaut des Vertrages entſchieden für die Schweden ſprach; dieſe 
aber ließen während deſſen ihre Beſatzungen in Hinterpommern und 
nutzten das Land noch ordentlich aus. Man fand bei der Verhandlung, 
die im Februar 1652 hierüber begann, lange keinen Ausweg, da beide 
Parteien feſt auf ihrem Standpunkte beharrten, Schweden aber ganz 
beſonders fürchtete, der Kurfürſt werde, wenn er die Lizenten in Hinter⸗ 
pommern abſchaffen würde, den Handel von Vorpommern dorthin ziehen. 
Endlich gelang es dieſem, den Kaiſer Ferdinand III. inſofern für ſich 
zu gewinnen, als dieſer Schweden zwar zum ausgeſchriebenen Reichs⸗ 
tage einladen ließ, aber ihm die Einführung (Inveſtitur), ſowie Sitz 
und Stimme verweigerte, ſolange es Hinterpommern feſthalte. Das 
Wiener Kabinett bemühte jid) zwar, Schweden nicht zu febr zu er 
zürnen, aber anderſeits lag ihm daran, den Kurfürſten für die be⸗ 
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vorſtehende Wahl des römiſchen Königs zu gewinnen. Es ſcheint, daß 
Schweden durch dieſe Haltung der kaiſerlichen Regierung zur Nach⸗ 
giebigkeit bewogen worden iſt: im Juli 1652 erhielten die Kommiſſare 
den Auftrag, dem Brandenburger einen Teil, höchſtens die Hälfte, der 
pommerſchen Lizenten anzubieten. Anfänglich wollte Friedrich Wilhelm 
darauf nicht eingehen, ſchließlich aber ermächtigte er ſeine Vertreter, 
darüber zu verhandeln. Dies geſchah alsbald mit der gewohnten Lang⸗ 
ſamkeit und Gründlichkeit, bis endlich am 4. Mai 1653 der Stettiner 
Grenzrezeß unterſchrieben und eine Reihe von beſonderen Urkunden 
über die Verzichtleiſtung Brandenburgs auf das ſchwediſche Pommern, 
die Erbnachfolge in Hinterpommern und der Neumark, ſowie über die 
Lizenten ausgefertigt wurde. Die Grenze iſt hier auf das genaueſte 
angegeben: ſie ging von der Neumark aus mit Einſchluß der Komturei 
Wildenbruch und der Stadt Greifenhagen, nach dem Dorfe Wendiſch⸗ 
Mellen zu über die Thue, dann zwiſchen Wierow und Schönfeld zum 
Woltiner See, an dieſem entlang zwiſchen Damerow und Greifenhagen 
hindurch zu dem Bache, der aus dem Gerlandſee fließt; von dort 
verlief ſie zwiſchen Klebow und Brünken bis zur Grenze zwiſchen Klütz 
und Klebow, durch die Buchheide zwiſchen Hökendorf und Buchholz 
zur Plöne und zog ſich zur Hammermühle durch die Forſt von Fried⸗ 
richswalde über die Ihna um Marsdorf und das Gollnower Gebiet 
herum bis Hohenbrück am Gubenbache, zwiſchen Sarnow und Risnow 
an den Martentinſchen See und ſchloß Scharchow, Kammin, Tribſow, 
Fritzow ein; zwiſchen Raddack und Lüchentin erreichte die Grenze die 
Oſtſee. In bezug auf die Lizenten wurde beſtimmt, daß ſie beiden 
Staaten zu gleichen Teilen zufallen ſollten; in den hinterpommerſchen 
Häfen ſollten auf gemeinſame Koſten Lizentkammern und Beamte an⸗ 
geſtellt werden, die beiden Landesherren den Eid der Treue zu leiſten 
und alljährlich dreimal in Kolberg Rechnung abzulegen hatten. Am 
6. Juni wurde zu Stettin den brandenburgiſchen Kommiſſaren das 
Land feierlich übergeben, und die ſchwediſche Beſatzung verließ an 
demſelben Tage Kolberg, in das brandenburgiſche Truppen einrückten. 
Kurfürſt Friedrich Wilhelm war hocherfreut, ſich endlich „in wirklicher 
Poſſeſſion und Regierung des Herzogtums Hinterpommern zu befinden“. 

Damit war die endgültige Scheidung Pommerns in zwei getrennte 
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Landesteile vollzogen. Doch die beiden Regierungen taten ſich zu einem 
gemeinſamen Akte der Pietät zuſammen, indem ſie am 25. Mai 1654 
den Sarg, der die Leiche des letzten Pommernherzogs Bogiſlaw XIV. 
barg, mit großer, althergebrachter Feierlichkeit in der Gruft der 
Schloßkirche zu Stettin beiſetzen ließen. Siebzehn Jahre hatte er in 
einem Saale des Schloſſes geſtanden, niemand hatte ſich gefunden, der 
ihn an ſeine Stätte brachte; jetzt geſchah dieſe Handlung, die ſymbo⸗ 
liſch den Untergang der Selbſtändigkeit des Landes bedeutet; eine 
Reihe von Gedächtnisſchriften zeigt, daß man dieſe Bedeutung damals 
in Pommern wohl verſtanden hat. Wenige Monate vor der Feier war 
Bogiſlaws XIV. Witwe Eliſabeth, die auf ihrem Witwenſitze zu Rügen⸗ 
walde oft in Streit mit der Stadt traurige Tage verbracht hatte, am 
21. Dezember 1653 aus dem Leben geſchieden. Ihre Leiche wurde 
ſpäter im Gewölbe König Erichs in der dortigen Marienkirche bei⸗ 
geſetzt. Der letzte männliche Angehörige des Greifengeſchlechtes aus der 
weiblichen Linie, Herzog Ernſt Bogiſlaw von Croy, der im März 1633 
als Nachfolger ſeines Oheims zum Biſchof von Kammin deſigniert worden 
war, hatte wiederholt mit Brandenburg wegen ſeines Stiftes verhandelt. 
Er bat bereits 1643 um die förmliche Einführung in ſein Amt, bot aber 
damals und ſpäter noch wiederholt dem Kurfürſten ſeine Dienſte an, 
ja bewarb ſich auch um die Hand der Prinzeſſin Luiſe, einer Schweſter 
Friedrich Wilhelms. Er blieb indes unvermählt und verzichtete im 
November 1650 zugunſten Brandenburgs auf das Bistum. Die Hinter⸗ 
laſſenſchaft des letzten Herzogs wurde ihm ausgeliefert; er nahm ſie 
mit ſich nach Stolp, wo er zuſammen mit ſeiner Mutter, der Herzogin 
Anna, die erſt 1660 ſtarb, eine Zeitlang ruhig lebte. So ging das 
alte Bistum zugrunde und wurde mit dem brandenburgiſchen Hinter⸗ 
pommern vereinigt. Der Herzog von Croy, ein gelehrter und ehren- 
hafter, aber vorſichtiger und tatenſcheuer Mann, erhielt vom Kurfürſten 
1665 die Statthalterſchaft von Hinterpommern, die er bis 1670 ver⸗ 
waltete; dann wurde er nach Preußen verſetzt und ſtarb zu Königsberg 
am 7. Februar 1684. 

Beide Regierungen machten ſich, ſobald als die endgültige Entſchei⸗ 
dung über die Teilung des Landes getroffen worden war, daran, die 
Verwaltung zu ordnen. Natürlich fehlte es dabei nicht an den verſchie⸗ 
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denſten Streitigkeiten zwiſchen den beiden Staaten ſowohl, wie mit den 
Landſtänden. In Stargard tagte vom Juli 1653 an der „lange“ 
Landtag, auf dem zahlloſe Beſchwerden der neuen Regierung vor⸗ 
getragen wurden. Bereits am 11. Juni hatte der Kurfürſt den Kamminer 
Dekan Ewald von Kleiſt, Dr. Friedrich Runge und Jakob von Heyde- 
breck bevollmächtigt, die neue Regierung in Kolberg einzurichten, und 
dieſe Einſetzung erfolgte wenige Tage ſpäter am 21. Juni; die Regie⸗ 
rung, das Hofgericht, die Kammer und das Konſiſtorium wurden mit 
Beamten beſetzt. Schon vorher hatte man zur Wahrung der landes⸗ 
herrlichen Rechte Kommiſſare, wie ſie in Brandenburg üblich waren, 
auch in Pommern beſtellt; ſie hatten vornehmlich für die Verpflegung der 
Truppen und die Marſchordnung zu ſorgen, bekamen aber bald auch 
andere Aufgaben und erhielten lokale Bezirke für ihre Tätigkeit zu⸗ 
gewieſen. Wahrſcheinlich wurden ſie auf Vorſchlag der Landſtände 
ernannt. 

So gerne die Bevölkerung im allgemeinen unter die brandenburgiſche 
Herrſchaft getreten war und von ihr eine durchgreifende Beſſerung 
der Zuſtände erhoffte, ſo vorſichtig verhielt ſie ſich nach ihrer Art doch 
wieder ihr gegenüber. Es fanden wiederholt Beratungen des Adels 
und nahe beieinander gelegener Städte, wie z. B. Stolp, Rügenwalde 
und Schlawe, über das Verhältnis zur neuen Regierung ſtatt. Allge⸗ 
meine Befriedigung erweckte es, als Friedrich Wilhelm unter dem 
10. Januar 1654 die Privilegien der pommerſchen Stände beſtätigte 
und die letzte kaiſerliche Konfirmation vom 28. Juli 1623 in ſeinen 
Brief aufnahm. Mit größerem Mißtrauen verhielt man ſich, als man 
erkannte, daß trotz der weiteren Bewilligung von Subſidien und Korn⸗ 
lieferungen ſtändige Garniſonen in den Städten gehalten werden ſollten: 
die Hoffnung, daß dieſe mit der Friedenszeit wieder verſchwinden wür⸗ 
den, ging nicht in Erfüllung. Die Pommern mußten ſich an die Er- 
richtung eines ſtehenden Heeres erſt allmählich gewöhnen. 

Auf dem Stargarder Landtage wurde nach unendlich langen Ver⸗ 
handlungen am 11. Juli 1654 ein Rezeß über die ſtändiſche Verfaſſung 
geſchloſſen, nach dem fortan die Landſtände Hinterpommerns und des 
Stifts Kammin auf den ordentlichen Landtagen vereinigt zufammen- 
treten ſollten und den ſtiftiſchen Ständen nur das Recht verblieb, wegen 
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der Angelegenheiten, die das Stift allein betrafen, geſondert zu beraten; 
auch die Landräte, die aus der Mitte der Stände ernannt wurden, 
ſcheinen in beiden Landesteilen für ſich geblieben zu ſein. In dem 
Kollegium der hinterpommerſchen Landſchaft, der ſogenannten Landſtube, 
ſaßen Prälaten aus den Domſtiftern Kammin und Kolberg, ſowie Ver⸗ 
treter der Ritterſchaft und Städte; von dieſen hatten Stargard, Kolberg, 
Stolp, Greifenberg, Belgard, Köslin, Neuſtettin, Pyritz, Rügenwalde, 
Schlawe und Treptow a. R. Sitz und Stimme im Landtage, die vier 
erſten aber allein das Recht, die vier ſtädtiſchen Landräte zu ernennen, 
während Prälaten und Ritterſchaft ſechzehn Vertreter beſtellen konnten. 
Für die Huldigung wurde in dem Rezeſſe noch kein feſter Termin 
beſtimmt, ſonſt aber in ihm die Regierungsordnung, die am gleichen 
Tage veröffentlicht wurde, einer eingehenden Erörterung unterzogen. 
Einen beſonderen Nachdruck legte die kurfürſtliche Regierung auf die 
Anderung des Defenſionswerkes und die Anordnungen wegen der Gar⸗ 
niſonen, ſowie die Schuldentilgung. Die Regimentsverfaſſung vom 
11. Juli 1654 enthält zunächſt die Beſtimmungen über die Religion, 
in denen das Lutheriſche Bekenntnis, wie es in der Kirchenordnung, 
Agende und dem 159s veröffentlichten „Bekenntnis“ enthalten iſt, be⸗ 
ſtätigt, aber auch den reformierten Glaubensgenoſſen die durch den 
Frieden von Osnabrück zugeſtandene Freiheit garantiert wird. Weiter 
handeln die einzelnen Titel des Geſetzes vom Konſiſtorium und den Viſi⸗ 
tationen, der Konfirmation der Privilegien, der Regierung, der Be⸗ 
ſtellung des Präſidenten und Kanzlers, von dem Amte dieſes, vom 
Hofgerichte, den Landvogteien zu Stolp, Schlawe und Greifenberg, fo- 
wie den Burggerichten zu Pyritz, Saatzig, Neu-Stettin und Belgard, 
vom Schloßhauptmann und anderen Hauptleuten, endlich vom Schutze 
dieſer Ordnung. Bei der Einrichtung der Regierung iſt manches aus 
der Interimsverfaſſung von 1634 übernommen worden. Bald zeigte ſich 
die Tätigkeit der neuen Herrſchaft auf den verſchiedenſten Gebieten; man 
merkte überall die energiſche Hand des Landesherrn, der eifrig beſtrebt 
war, die Zuſtände des Landes nach Möglichkeit zu beſſern. So ließ 
er bereits auf dem Landtage zu Stargard, dann vor dem Ausſchuſſe 
der Stände, der im Oktober 1654 zu Kolberg zuſammentrat, erklären, 
er wolle „zur beſſeren Unterrichtung und Exerzierung der Jugend n 
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guten, adligen Tugenden und ritterlichen Übungen eine Akademie oder 
Ritterſchule anordnen“. Mit Einverſtändnis der Stände, die allerdings 
zunächſt einen Zuſchuß „wegen großer Unvermögenheit“ ablehnten, richtete 
er wirklich in Kolberg bald darauf eine Ritterakademie ein. Sie hat 
dort ſechzig Jahre beſtanden und iſt 1716 nach Berlin verlegt worden. 

Wenn auch der Kurfürſt in Pommern nicht auf den Widerſtand 
ſtieß, den ihm in anderen Ländern die Stände entgegenſetzten, ſo hatte 
er es hier beſonders mit dem Mißtrauen zu tun, das ihm, dem re— 
formierten Fürſten, viele Untertanen, namentlich die Geiſtlichen, ente 
gegenbrachten. Das Verlangen freilich, das der Stargarder Landtag an 
ihn ſtellte, er ſolle den öffentlichen reformierten Gottesdienſt im Lande 
nicht geſtatten, lehnte er natürlich ab, aber die Stände waren, auf- 
gehetzt durch die ſchwediſche Regierung, mit den ſehr vorſichtigen Be— 
ſtimmungen der Regimentsverfaſſung durchaus nicht zufrieden. Schon die 
zaghafteſten Annäherungsverſuche, wie fie z. B. der Kolberger General— 
ſuperintendent Chriſtian Groß in ſeiner milden Weiſe den Reformierten 
gegenüber unternahm, riefen große Erregung hervor, und die eifernden 
Geiſtlichen griffen ihn als Synkretiſten heftig an. Als aber dann in 
Kolberg Beamte reformierten Glaubens angeſtellt, ja 1655 Lorenz 
Chriſtoph von Somnitz, der ſich zur reformierten Kirche bekannte, in 
das Amt des Kanzlers berufen und ſogar ein eigener Prediger für die 
kleine Gemeinde beſtellt wurde, da kannte die Aufregung keine Grenzen: 
in Schmähſchriften, Predigten, Vorſtellungen und Appellationen der 
Stände tat ſie ſich kund, und Schweden ſchürte im geheimen. 

Auch die ſchwediſche Regierung war eifrig beſtrebt, die Organiſation 
und Verwaltung der neuen pommerſchen Beſitzung in die Wege zu 
leiten und an Stelle der vorläufigen Einrichtungen, die dort während 
des Krieges geſchaffen worden waren, dauernde herzuſtellen; ſie konnte 
auch bereits ſogleich nach dem Friedensſchluſſe mit ihren neuen 
Einrichtungen beginnen. Zum Generalgouverneur wurde 1648 Graf 
Karl Guſtav Wrangel ernannt. Auch hier lag den Ständen viel daran, 
eine Beſtätigung der alten Landesrechte und Privilegien zu erhalten, 
über die die pommerſchen Geſandten beim Kongreſſe gern ausführ⸗ 
liche Beſtimmungen in den Friedensvertrag gebracht hätten. Deshalb 
ſthickten fie bereits 1649 eine Geſandtſchaft nad) er die dort 
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„der Landſtände Gedanken, wie die Regierung in Pommern anzuordnen“, 
übergaben, wurden aber dahin beſchieden, daß es einer Unterſuchung 
an Ort und Stelle bedürfe, um alles einzurichten. Dazu wurde eine 
Kommiſſion beſtellt, deren Mitglieder Wrangel, Johann Oxenſtierna, 
der 1652 durch Gert Rehnſkold erſetzt wurde, und Lilljeſtröm waren. 
Dieſe Einrichtungskommiſſion hatte nun mit den Ständen zu verhandeln, 
die ſchon auf dem Landtage zu Stettin 1650 deutlich zeigten, daß ihr 
Wunſch auf die Beſtätigung der Regimentsverfaſſung von 1634 ging. 
Hierauf wollte und konnte die ſchwediſche Regierung nicht eingehen, 
und die Kommiſſion legte den Ständen ſogleich den Entwurf einer 
neuen Ordnung vor. Doch hiermit waren dieſe wieder nicht zufrieden 
und übergaben noch 1650 der Kommiſſion eine „delineatio der pommer⸗ 
ſchen Landesverfaſſung nach des Landes alten Satzungen und Gemohn- 
heiten“. Dieſe Zuſammenſtellung der alten Privilegien war von dem 
damaligen Stralſunder Syndikus David Mevius verfaßt worden. Über 
den Gegenvorſchlag der Regierung, das ſogenannte „Projekt des 
Pommerſchen Etats“ vom 10. Juni 1651 und „der Landſtände Er⸗ 
innerungen über voriges communiciertes Projekt einer zu publicierenden 
Regimentsform de ao. 1651, 28. Juni“, ſowie über zahlreiche andere 
Entwürfe verhandelte man auf deu Landtagen zu Wolgaſt und Stettin, ohne 
daß es zu einer Einigung kam. Die ſchwediſche Regierung wollte an⸗ 
ſcheinend die neuen Untertanen nicht mit Gewalt zum Nachgeben zwingen, 
ſondern an Stelle der bisherigen „rigoureuſen“ Behandlung eine mildere 
in Anwendung bringen. So blieb tatſächlich die Regierungsform in 
den nächſten Jahren unverändert, auch fand die feierliche Huldigung 
nicht ſtatt; man nahm zunächſt nur einzelne notwendige Anderungen 
vor. Am 17. Mai 1653 wurde das königliche Tribunal in Wismar 
eröffnet, das nach den Beſtimmungen des Osnabrücker Friedens als 
das höchſte Gericht für die ſchwediſch-deutſchen Beſitzungen galt, da 
Schweden damals das uneingeſchränkte Privileg de non appellando 
erhalten hatte; der eben genannte Stralſunder David Mevius wurde 
der erſte Vizepräſident, und die Stände erhielten einen beſtimmten Anteil 
an dem Rechte der Beſetzung der Beamtenſtellen, indem ſie dazu Per⸗ 
ſonen vorſchlagen durften. Eine eigene Gerichtsordnung wurde 1657 
erlaſſen. Das Konſiſtorium in Stettin hob man alsbald auf und be⸗ 
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hielt nur das in Greifswald bei, ebenſo verlegte man ſehr gegen den 
Wunſch der Stände auch das alleinige Hofgericht dorthin. Für die 
Regelung der Abgabenverhältniſſe, die natürlich auch ſogleich in An⸗ 
griff genommen wurde, zeigte ſich bald die Herſtellung einer richtigen 
Hufenmatrikel als unentbehrlich. Man begann deshalb ſchon bald nach 
1653 mit einer ſorgfältigen Aufnahme des Landes; das große Werk 
wurde aber durch die Kriegsunruhen oft aufgehalten oder ganz unter⸗ 
brochen und erſt in den Jahren 1692 —95 vollendet. Auch das Münz⸗ 
weſen ſuchte die Regierung 1651 wenigſtens vorläufig zu ordnen, in⸗ 
dem ſie allein in Stettin und Stralſund Münzſtätten einrichtete. Es 
gelang aber erſt ſpäter, wirklich einigermaßen Ordnung auf dieſem Ge⸗ 
biete zu ſchaffen. Die Beſchwerden des Handels zu heben, war eben— 
falls ſehr ſchwer. Die Stände übergaben 1651 der Kommiſſion ihre 
Bedenken, „wie den Commercien in Pommern zu derſelben Erhaltung 
und Verbeſſerung notwendig und nützlich die Hand zu bieten ſei“. 
Einzelne Verordnungen über die Schiffahrt, den Korn- und Salzhandel, 
das Brauen u. a. m. wurden erlaſſen. Natürlich erhoben die Stände 
die lebhafteſten Klagen über die Lizenten und Zölle, durch die 
der Handel ganz ruiniert werde, über mancherlei Beläſtigungen durch 
Soldaten, über ſchlechte Wege, Brücken und Dämme u. a. m. Auch 
hier konnte die Regierung, falls ſie wirklich die Abſicht hatte, den 
Forderungen nachzugeben, nicht ſogleich beſſern und ändern, man mußte 
ſich eben in dieſen erſten Jahren der ſchwediſchen Herrſchaft in der 
Hauptſache mit den beſtehenden Verhältniſſen abzufinden und zu behelfen 
ſuchen, zumal da ja durch die unaufhörlichen Kriege des Königs Karl 
Guſtav eine weitere Organiſation verhindert wurde. Erſt 1662 wurde 
eine neue „Hauptkommiſſion“ eingerichtet, in der mehrere eingeborene 
Pommern Sitz und Stimme hatten. Hierdurch gelang es, auf dem 
Landtage zu Wolgaſt eine Einigung zu erzielen, und am 17. Juli 1663 
wurde die „Regimentsform der Königlich Schwediſch-Vorpommerſchen 
Regierung“ erlaſſen. Sie iſt in vielen Punkten der brandenburgiſchen 
Verfaſſung von 1654 ſehr ähnlich, ba auch fie fid) an die Regiments⸗ 
ordnung von 1634 anſchließt. Die Regierung, die ihren Sitz in Stettin 
erhielt, beſtand aus einem Statthalter, einem Hofgerichtspräſidenten, 
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zwei anderen Regierungsräten; fie follten alle eingeborene Pommern 
oder zum Indigenat berechtigte, der unveränderten Augsburgiſchen $on- 
feſſion zugetane Perſonen ſein. In wichtigeren Fällen hatte die Re⸗ 
gierung die Landräte als Vertreter der Stände zur Beratung hinzu⸗ 
zuziehen. Ihre Zahl wurde auf zehn feſtgeſetzt, von denen der Adel 
ſechs und die vorſitzenden Städte, Stralſund, Stettin, Greifswald und 
Anklam, vier der Regierung vorzuſchlagen hatten. Der letzteren Stadt 
wurde aber dies Recht bald (1674) wieder beſchränkt. In einem Re⸗ 
zeſſe vom 5. September 1663 wurden weitere Ausführungen über die 
Einrichtung der neuen Regierung und über die Rechte der Stände er⸗ 
laſſen und eingehend erörtert. Der Adel behauptete ſeine vielfach be— 
vorrechtete Stellung, und auch die größeren Städte wußten ſich im 
allgemeinen ihre Privilegien zu erhalten, beſonders gelang es Stral- 
ſund, eine faſt vollſtändige Selbſtändigkeit in Verwaltung, Rechtspflege 
und Steuerweſen zu behaupten. Als die Landesprivilegien vom Könige 
beſtätigt waren, wurde ihm 1663 und 1665 auch die Huldigung ge⸗ 
leiſtet. Mit Eifer und Energie ging dann die Regierung daran, die 
weiteren notwendigen Anordnungen zu treffen: einige ſchwediſche Kom⸗ 
miſſare arbeiteten mit Bevollmächtigten der pommerſchen Stände 1669 
einen neuen Rezeß aus, in dem Beſtimmungen über die Generalviſitation, 
die Kirchenſchulden, die Univerſität Greifswald, den „Militär⸗Staat“, 
das Steuerweſen u. a. getroffen worden ſind. In den folgenden 
Jahren erließ die Regierung alsdann zahlreiche Ordnungen für einzelne 
Gebiete der Verwaltung, wie 1672 die Hofgerichts- und 1681 die 
Konſiſtorialordnung u. a. m. So war die ſchwediſche Herrſchaft im 
Lande begründet und eingerichtet, und das war mit weiſer Mäßigung und 
verſtändiger Schonung der Eigenart Pommerns geſchehen; was damals 
geſchaffen worden iſt, hat ſich zumeiſt in der folgenden Zeit wohl bewährt. 

Zunächſt aber ſollte das Land wieder bald in die Kriegswirren 
hineingezogen werden, als Karl X. Guſtav im Juli 1655 die Feind⸗ 
ſeligkeiten gegen Polen eröffnete. In Pommern ſtand ein Heer von 
17000 Mann unter dem Feldmarſchall Wittenberg, zu denen bald der 
König ſelbſt mit etwa 15000 Mann aus Schweden ſtieß. Der Kur⸗ 
fürſt Friedrich Wilhelm befand ſich in ſehr unſicherer und bedrohlicher 
Lage; ſeine Verhandlungen mit Holland waren zu keinem günſtigen 
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Ende gediehen, auf ſein neugeſchaffenes kriegstüchtiges Heer allein 
konnte er ſich verlaſſen. Dies war auch hauptſächlich der Anlaß, daß 
Schweden ſich alsbald um ſeine Hilfe eifrig bewarb. In ſeiner heftigen 
ſtolzen Weiſe forderte der ſchwediſche König ſie ohne weiteres und 
drohte ſogar mit Gewalt, aber der Kurfürſt lehnte ein Bündnis ab, 
auch als der Siegeslauf der Schweden in Polen begann, und rüſtete 
ſich, Hinterpommern mit Waffengewalt zu verteidigen. Muſterungen 
der Garniſonen und der Bürgerſchaften wurden abgehalten, das alte 
Aufgebot erfolgte, wobei wieder die Schäden des pommerſchen Kriegs⸗ 
weſens hervortraten. Die Durchzüge der Truppen gingen nicht ohne 
mancherlei Streitigkeiten und Schäden vor ſich. Als ſich der Kurfürſt 
dann im Januar 1656 ganz an Schweden anſchließen mußte, ſchien die 
Kriegsgefahr zunächſt wieder beſeitigt zu ſein, doch bald nach dem 
Siege der Schweden und Brandenburger bei Warſchau Juli 1656) 
wandte ſich das Kriegsglück. Man befürchtete in Hinterpommern einen Ein⸗ 
fall der Polen, und bereits im September wurde eine allgemeine Landes⸗ 
bewaffnung von der Regierung angeordnet. Auf dem Landtage zu 
Kolberg im November wurde über „Landesdefenſion“ beraten, aber⸗ 
mals ſtritt man ſich dort über die Stellung der Mannſchaften. Adel 
und Städte zeigten ſich gleich wenig bereit, von neuem Kriegslaſten 
zu tragen, ja man meinte, Pommern müſſe bei einem brandenburgiſch⸗ 
polniſchen Kriege neutral bleiben. Währenddeſſen hatte der Kurfürſt 
bei den Verhandlungen, die zum Vertrage von Labiau (November 1656) 
führten, wohl wiederholt die Hoffnung gehabt, für Geld vielleicht auch 
Stettin von Schweden zu gewinnen, nur zu bald aber mußte er erkennen, 
daß dies ausſichtslos ſei, ja er mußte mit anſehen, wie polniſche Scharen 
ſengend und mordend auch in Hinterpommern eindrangen. Wie in 
Preußen regte ſich auch hier eine lebhafte Bewegung der Stände gegen 
die ſchwediſche Allianz, ſie wollten viel eher Anſchluß an Polen haben, 
mit dem namentlich im Oſten zahlreiche Verbindungen beſtanden. Dieſer 
Staat ging jedoch auf die Forderungen des Kurfürſten nicht recht ein, 
wenn er ihn auch durch das Angebot des Beiſtandes zur Eroberung 
Schwediſch⸗Pommerns zu locken ſuchte. Er verlangte aber neben der 
Souveränität zunächſt Lauenburg und Bütow; Oſterreich geſtand ihm 
dies zu, und wenn auch noch nicht im Wehlauer Vertrage (September 
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1657), ber den Frieden zwiſchen Brandenburg, Polen und deſſen Ver⸗ 
bündeten herſtellte, ſo doch in dem ihn ergänzenden Vertrage von Bromberg 
(November 1657), durch den der Kurfürſt ſich eng an Polen anſchloß, 
wurde die Abtretung der beiden Landſchaften beſtätigt; als freie Mannlehen 
kamen ſie an Brandenburg. Auch die Staroſtei Draheim wurde unter 
dem Vorbehalt des Rückkaufsrechtes abgetreten. Irgendeine Beſtimmung 
dagegen über eine Erwerbung des Odergebietes mit Stettin konnte 
Friedrich Wilhelm trotz aller Bemühungen nicht in den Vertrag hinein⸗ 
bringen. Indeſſen hat er ſchon damals einen Angriff auf Stettin ge⸗ 
plant und wohl auch bisweilen die Hoffnung gehegt, das Land zu 
erwerben. Denn als er ſich entſchloß, an dem Kriege gegen Karl 
Guſtav in Holſtein teilzunehmen, dachte er wohl weniger an den Schutz 
der Dänen, die ſchon 1657 in Rügen gelandet waren, als an eine 
Schwächung Schwedens im allgemeinen und an eine Gewinnung des 
weſtlichen Pommerns. Wieder verſuchte er, ſich von Oſterreich eine 
Zuſicherung dieſes Kampfpreiſes zu verſchaffen, als er am 15. Februar 
1658 den Bündnisvertrag mit dem Kaiſer Leopold abſchloß; er konnte 
es aber nicht durchſetzen, daß eine ſolche Beſtimmung aufgenommen wurde, 
nur in einem Geheimartikel verſprach man ihm, daß ein Teil der feſten 
Plätze, die in Pommern erobert werden würden, dem Kurfürſten bis 
zum Frieden überlaſſen werden ſollte. Zum Kampfe aber in Schwediſch⸗ 
Pommern verhieß der Kaiſer, ein Hilfskorps von 10000 Mann zu 
entſenden. Kurze Zeit darauf, am 27. Februar 1658 ſchloß der König 
Karl Guſtav zu Roeskilde den Frieden mit Dänemark. Nun beſtand 
die Gefahr, daß er ſich gegen die Mark wenden würde. Da mußte 
Friedrich Wilhelm ſeine Pläne auf Vorpommern aufgeben, zumal da 
er merkte, daß am Kaiſerhofe wenig Neigung vorhanden war, für ihn 
tätig zu ſein. Er zog ſeine Truppen um Stargard und Kolberg zu— 
ſammen, begann aber dann im Herbſte, als der Schwedenkönig den 
Roeskilder Frieden gebrochen hatte, die Offenſive nicht gegen Schwediſch⸗ 
Pommern, ſondern gegen Holſtein mit voller Energie. In einer Flug⸗ 
ſchrift, die damals auf ſeine Veranlaſſung wahrſcheinlich Otto von 
Schwerin verfaßte, wurde jedoch offen der Schmerz über den Verluſt 
Pommerns ausgeſprochen; dabei regte ſich wohl in ſeinem Herzen die 
Hoffnung, doch noch in dieſem Kampfe das heißerſehnte Land, vor 
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allem die Mündungen der Oder zu erwerben. Aber an einen Einfall 
in das Land dachte er nicht mehr: er wollte es auf diplomatiſchem Wege 
gewinnen. So lehnte er es auch ab, an dem Feldzuge gegen Schwediſch⸗ 
Pommern teilzunehmen, den im April 1659 der Kaiſer Leopold dem 
Kurfürſten vorſchlug; ihm ſchien die ganze Lage der Verhältniſſe für 
einen ſolchen Angriff durchaus nicht günſtig, auch zweifelte er nicht 
mit Unrecht an der Bündnistreue feiner Alliierten. Als er weiter be- 
drängt wurde, ſtellte er Forderungen, die nicht erfüllt werden konnten, 
und ſuchte ſich für alle Fälle zu ſichern, da die Wohlfahrt des Hauſes 
Brandenburg bei dem pommerſchen Unternehmen auf dem Spiele ſtand. 
Gegen ſeinen Wunſch ſandte der Kaiſer im Juli ein Korps von 14000 
Mann unter dem General de Souches nach Pommern. Da ſah ſich 
Friedrich Wilhelm, der über das rückſichtsloſe Vorgehen der Oſterreicher 
ſehr entrüftet war, doch gezwungen, einzuwilligen, daß auch branden- 
burgiſche Regimenter aus Holſtein nach Pommern gingen. Doch ehe 
ſie dahin gelangten, waren die Kaiſerlichen von Schleſien aus im 
Auguſt bereits in Pommern eingedrungen und eroberten das feſte 
Schloß Wildenbruch und die Stadt Greifenhagen durch Sturm. Um 
Stettin, auf das es de Souches ganz beſonders abgeſehen hatte, vom 
Meere abzuſchneiden, nahm er im September die Stadt Wollin und 
beſetzte die ganze Inſel. Er ließ überall, wohin die kaiſerlichen Truppen 
kamen, den Kurfürſten als Landesherrn ausrufen. Deſſen Truppen 
unterſtützten dagegen de Souches wenig, als er daran ging, den Ent⸗ 
ſcheidungsſchlag gegen Stettin zu führen. Doch dieſer mißlang; ſieben 
Wochen belagerte und beſchoß er die Stadt, deren Kommandant Paul 
von Wirtz die Verteidigung mit Tapferkeit und Umſicht leitete, zumal 
da wiederholt ſchwediſche Verſtärkungen in die Stadt gelangten. Die 
Feſtung Altdamm wurde zwar erobert, aber von Stettin zogen die Be⸗ 
lagerer im November unverrichteter Sache ab. Die Stadt erhielt ſpäter 
vom Schwedenkönige als Lohn für ihre Tapferkeit ein neues Ehrenwappen. 
In Vorpommern waren Treptow a. T., Tribſees und Loitz eingenommen, 
ein Angriff auf Greifswald abgeſchlagen, Demmin dagegen nach einer 
Belagerung von vier Wochen durch die Brandenburger erobert worden. 
Auch ſonſt hatten dieſe dort nur kleine Erfolge; die Hoffnungen des 
Kurfürſten, der ſofort die Verwaltung des beſetzten pommerſchen Landes 
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für ſich in Anſpruch nahm, erfüllten ſich keineswegs und ſanken immer 
tiefer, als die Einnahme Stettins mißlang. Er mußte dann auch er- 
fahren, daß der Angriff auf Pommern die Stimmung am Pariſer Hofe 
gegen ihn verändert hatte. Dort war man entſchieden gegen eine 
Anderung der Beſtimmungen des Weſtfäliſchen Friedens und über die 
Forderung des Kurfürſten ſehr entrüſtet, der erklärte, er müſſe das 
ihm widerrechtlich vorenthaltene Vorpommern jetzt unbedingt erhalten. 
Man klagte ihn geradezu des Friedensbruches an, und auch die Ver⸗ 
bündeten waren keineswegs mit den Eroberungen einverſtanden, die 
von den kaiſerlichen Truppen an der Oſtſee gemacht worden waren. 
Friedrich Wilhelm aber hielt jetzt an dem Bündniſſe mit Oſterreich, das 
ihm ſo verhängnisvoll werden ſollte, feſt und forderte noch im Anfang 
Februar 1660 Polen gegenüber wenigſtens die untere Oder, womög— 
lich mit Stettin, wogegen er die ſonſtigen, von den Verbündeten er— 
oberten pommerſchen Plätze um des lieben Friedens willen zurückgeben 
wollte; auch Draheim ſollte ihm Polen endgültig überlaſſen. Er beriet 
ſogar ſchon mit dem kaiſerlichen Feldmarſchall Montecuccoli den Kriegs— 
plan für das Frühjahr 1660, als durch den Tod Karl Guſtavs 
(12. Februar 1660) der Abſchluß des Friedens beſchleunigt wurde. 
Da mußte der Kurfürſt, für den niemand in Oliva eintrat, auf ſeine 
Pläne verzichten, nicht einmal gegen Elbing wollte man ihm Stettin 
geben; reſigniert ordnete er ſich dem Willen des Kaiſers unter. Im 
Frieden zu Oliva (3. Mai 1660) wurde ihm die Abtretung von 
Lauenburg und Bütow, ſowie der pfandweiſe Beſitz Draheims beſtätigt, 
alle pommerſchen Erwerbungen aber mußte er herausgeben. Wenn die 
Forderung der Schweden nicht erfüllt wurde, es ſolle in dem Frieden der 
Stettiner Grenzrezeß beſtätigt werden, ſo war das immerhin ein kleiner 
Erfolg für Brandenburg, da die Abmachungen dadurch nicht unter die 
Garantie der den Friedensvertrag ſchließenden Mächte kamen. Sonſt 
hatte der Krieg in beiden Teilen Pommerns natürlich wieder viel 
Schaden angerichtet und manchen Anfang zur Beſſerung der Zuſtände 
vernichtet. Diesmal waren es beſonders die Polen, über deren Zucht— 
loſigkeit überall geklagt wurde; ſie plünderten Paſewalk, raubten und 
ſengten in der Umgegend von Greifenberg, Stargard, Stettin und 
Anklam und verbrannten 1659 Gartz a. O. Es hatten allerdings 
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ſchon 1656 die Schweden die Stadt Bütow in Feuer aufgehen laſſen. 
Wie eine Erinnerung aus dem Dreißigjährigen Kriege mutet es 
uns an, wenn berichtet wird, es ſeien damals dort nur elf Bürger 
übriggeblieben. Auch die kaiſerlichen Truppen, die an der Oder ſtanden, 
fügten trotz aller Vorſichtsmaßregeln dem brandenburgiſchen Pommern 
manchen Schaden zu. Der Handel in den hinterpommerſchen Städten war 
während des Krieges dagegen nicht unerheblich geſtiegen, da der Ver— 
kehr nach Polen ſich bei der Blockierung der preußiſchen Häfen ſeinen 
Weg über Kolberg, Treptow und Rügenwalde ſuchte, obwohl der 
Landweg die Koſten erheblich ſteigerte. Damals erreichten die hinter⸗ 
pommerſchen Lizenten eine Höhe, wie ſie nicht wieder vorgekommen iſt; 
ſie brachten 1656 gegen 15 100 und 1657 faſt 14000 Taler ein, 
während ſonſt durchſchnittlich nur etwa 4000 Taler einkamen. Wenn 
man damit vergleicht, daß die Einnahmen aus den Lizenten von ganz 
Pommern im Durchſchnitt etwa 50 000 Taler betrugen, [o läßt fid) 
leicht erkennen, was Brandenburg 1648 und 1660 an Stettin und 
Vorpommern für ſeinen Handel verlor. 

Sein Gewinn durch die Erwerbung der armen Länder Lauenburg 
und Büt ow war unbedeutend; auch machten die dortigen kirchlichen Ber» 
hältniſſe der Regierung nicht geringe Schwierigkeiten. Die kurze Zeit der 
polniſchen Herrſchaft hatte genügt, die Herrſchaft der katholiſchen Kirche 
vollſtändig herzuſtellen. Der Kurfürſt mußte es nach dem mit Polen 
geſchloſſenen Vertrage dabei laſſen, ſo ſehr auch die Einwohner nach 
einer Anderung verlangten; die Kirchen verblieben den Katholiken, 
obgleich dieſe an den meiſten Orten in der Minderzahl waren: in dem 
Dorfe Brieſen z. B. war 1669 der Pfarrer der einzige Katholik. Auch 
die Zehnten und Stolgebühren mußten bie Evangeliſchen an bie katho⸗ 
liſchen Geiſtlichen zahlen, ja in Eheſachen ihr Recht vor dem fatfo: 
liſchen geiſtlichen Gericht ſuchen. Nur bei Übergriffen in das ſtaat⸗ 
liche Beſteuerungsrecht erhob die Regierung Proteſt und kümmerte ſich 
nicht um den Widerſpruch des Biſchofs von Kujawien, als ſie einige 
evangeliſche Geiſtliche anſtellte. Die Staroſtei Draheim nahm der 
Kurfürſt 1668 als verfallenes Pfand in Beſitz; er ließ aber auch hier 
in der Kirche alles beim alten, ſo daß ſich ganz unglaubliche Zuſtände 
entwickelten. Die lutheriſchen Einwohner mußten die katholiſchen Feſt⸗ 
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| tage mitfeiern, Ehedispenſe beim Biſchofe von Poſen ſuchen u. a. m. 
Dieſe Nachgiebigkeit gegen die katholiſche Geiſtlichkeit, gegen die der 
Amtmann Pötter 1669 vergeblich Einſpruch erhob, erregte ungemeine 


Erbitterung, und ſie wurde noch größer, als der Kurfürſt einen 
reformierten Schloßprediger in Tempelburg anſtellte. Es kam zu ärger⸗ 
lichen Auftritten, zur Verweigerung der Kopf- und Viehſteuer, aber es 
wurde kaum geduldet, daß man bisweilen lutheriſche Geiſtliche aus den 
benachbarten hinterpommerſchen Städten herbeiholte. 

Auch im übrigen brandenburgiſchen Pommern rief der Gegenſatz 
der reformierten Kirche zur lutheriſchen immer wieder die lebhafteſten 
Streitigkeiten hervor. In überaus heftigen Schmähſchriften eiferten die 
Geiſtlichen gegeneinander, Kalviniſten und Synkretiſten wurden überall 
auf das ärgſte von den Lutheranern befehdet. Der Eifer ſonſt ver⸗ 
ſtändiger und gelehrter Männer ſteigerte ſich zu einem ſolchen Grade 
des Haſſes gegen die Reformierten, daß ſie jede nähere Berührung mit 
ihnen als ein todeswürdiges Verbrechen anſahen. Alle Verſuche des 
Kurfürſten und ſeiner Räte, ein verträgliches Verhältnis anzubahnen, 
ſcheiterten. Auch Schweden griff ein; die pommerſchen Stände wurden 
von Stockholm aus aufgehetzt, ſich den Beſtrebungen des Landesherrn 
zu widerſetzen. Eine direkte Einmiſchung der dortigen Regierung wies 
der Kurfürſt indes 1663 zurück und beantragte eine Trennung der 
kurfürſtlichen Prälaturen und Kanonikate im Bistum Kammin von den 
ſchwediſchen. Er verbot dann auch den Pommern, die Univerſität 
Wittenberg, die Hochburg des ſtrengſten Luthertums, zu beſuchen. Durch 
mancherlei Erlaſſe ſuchte er im Jahre 1680 das Kirchenregiment zu ordnen 
und das kirchliche und ſittliche Leben zu fördern, aber der Gegenſatz der 
Untertanen gegen ihren Herrn ließ ſich nicht beſeitigen. Eine eingehende 
Verordnung über die Stellung der Juden im brandenburgiſchen Pommern 
iſt erſt am 10. November 1694 erlaſſen worden und zeigt alle die Härten, 
die der Zeitanſchauung entſprachen, aber immer doch milder waren als 
die Beſtimmungen, die in dem anderen Teile des Landes galten. 

Die feierliche Huldigung der Stände erfolgte im Herbſte 1665 
vor dem damals zum Statthalter Pommerns ernannten Herzoge von 
Croy oder kurfürſtlichen Räten; auch ſchwediſche Kommiſſare nahmen 
daran teil, um das ihrem Landesherrn zuſtehende Erbrecht zu wahren. 
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In der Einrichtung der Verwaltung des Landes ging der Kurfürſt, 
ohne manche Einſprüche der Stände zu beachten, ruhig und gleichmäßig 
vor. Die alten Landgerichte zu Stolp, Schlawe, Greifenberg und die 
Burggerichte in Pyritz und Belgard wurden 1661 aufgehoben und mit 
dem Hofgerichte in Kolberg vereinigt, und dies wurde 1669 mit allen 
Regierungskollegien nach Stargard verlegt, da man dieſer Stadt, die 
einige Jahre vorher durch einen Brand ſehr bedeutenden Schaden er- 
litten hatte, wieder einigermaßen aufhelfen wollte, daß „dadurch des 
Landes Beſtes und der Stadt Stargard Aufnehmen möge befördert 
werden“. Murrte man auch in Kolberg darüber, ſo ſcheute ſich die 
kurfürſtliche Regierung auch ſonſt keineswegs, in die Verhältniſſe 
mancher Städte energiſch einzugreifen und Mißbräuche nach Möglichkeit 
zu beſeitigen. Immerhin aber ließ ſie ihnen ihre Selbſtändigkeit, ſoweit 
ſie nicht verſuchten, die Rechte der Staatsgewalt anzutaſten. Hierzu 
gehörten beſonders das Militär- und das Steuerweſen. Die Muſterung 
wurde bereits 1655 als eine Sache des Staates erklärt, für die Garniſonen 
wurden kurzerhand die nötigen Geldzahlungen und Lieferungen ausge⸗ 
ſchrieben. Der Oberkriegskommiſſar für Hinterpommern und die Neumark, 
Wedego von Bonin, erhielt in ſeiner Inſtruktion von 1656 den Auftrag, da⸗ 
hin zu ſehen, daß die „Contributiones zu rechter Zeit ausgeſchrieben, bei⸗ 
gebracht, treulich adminiſtrieret und nirgends andershin, als wozu die⸗ 
ſelbe deſtiniert und er dieſelben affignieren würde, verwendet würden“. 
Das alte Lehns⸗ und Milizſyſtem hob ber Kurfürſt zwar nicht auf, 
ließ es aber beſonders in den ſpäteren Jahren verfallen, da die 
pommerſche „Landfolge“ ſich im Kriege durchaus nicht bewährte, wie 
auch der Kommandant von Kolberg, Bogiſlaw von Schwerin, über fie 
ſehr ungünſtig urteilte. Die für ſeine Feſtung 1655 aufgebotene Land⸗ 
folge von etwa 400 Mann, die terminweiſe von anderen abgelöſt wer- 
den ſollten, wurde bald in „geworbene Völker transferiert“ und daraus 
ein Regiment mit acht Kompagnien zu 60 „Einſpännigen“ geſchaffen. 
Die Folge aus den Städten ermäßigte der Kurfürſt mit Rückſicht auf 
die elenden Zuſtände des Landes von 852 auf 502 Mann. Das 
Regiment Schwerin, das in Kolberg in Garniſon ſtand, hatte im 
Juni 1675 1000 Mann; mit der Artillerie und Reiterei war es 
kläglich beſtellt. Die Befeſtigungen von Kolberg wurden ausgebaut. 
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Obgleich man darauf hielt, daß die Soldaten die Bürgerſchaft nicht 
drückten und quälten, ſo wurde doch faſt fortgeſetzt über die Garniſonen 
geklagt. Auf den Landtagen wurden immer wieder ſolche Beſchwerden laut, 
wie man ſie z. B. 1660 an den Kommandanten von Kolberg richtete, daß 
die Soldaten es gar arg im Lande trieben und niemanden verſchonten. 
Den größten Unwillen erregten natürlich die Heeresſteuern, deren Druck 
um ſo ſchwerer empfunden wurde, als ſie nach den Bedürfniſſen des 
Staates wechſelten und ihre Verteilung höchſt ungleich war. Die 
Kontribution wurde eine beſtändige Steuer und nach den Hufen er⸗ 
hoben, wobei die dem Adel gehörigen frei blieben. Die Stände be- 
ſchloſſen 1661 eine für die Steuerausſchreibung höchſt notwendige 
Viſitation der Hufen; es wurde aber damals nichts daraus. Erſt 
1673 fertigte man die ſogenannte pommerſche Luſtrationsmatrikel an, 
in der die ſteuerpflichtigen Bauern, geordnet nach den ritterſchaftlichen 
Familien, aufgeführt waren, mußte aber in ihr eine Anzahl Hufen 
wegen Verſandung, Verwüſtung oder anderer Urſachen ſtreichen. Im 
Jahre 1680 wurde eine Reviſion vorgenommen, und 1684 verfügte 
der Kurfürſt auf Veranlaſſung der Stände eine erneute Unterſuchung 
des Hufenſtandes. Kurfürſtliche und ſtändiſche Kommiſſare ſollten die 
Überbürdungen beſeitigen, über die ſo viel geklagt wurde, aber einen 
Nutzen von der Aufnahme hatte allein der Adel, der es meiſterhaft 
verſtand, die bisher ſteuerpflichtigen Bauernhufen, die zu ſeinem Beſitze 
gelegt worden waren, von Abgaben frei zu halten. So kam es, daß er 
fortan ſtatt für 21550 nur noch für 16318 Hufen die Kontribution 
abzuführen hatte. Das, was für ihn wegfiel, mußten nun natürlich die 
Städte mehr zahlen, die ſchon genug zu leiſten hatten. In ihnen 
trat an die Stelle der Kontribution die Akziſe, die neben einer 
mäßigen Grund⸗ und Gewerbeſteuer weſentlich indirekte Steuern auf 
Getränke, Getreide, Fleiſch, Lebensmittel und Kaufmannswaren um⸗ 
faßte. Durch dieſe Steuerart wurden auch die ſonſt freien Klaſſen 
der Bevölkerung, Adel und Geiſtlichkeit, genötigt, beim Einkaufe der 
akziſepflichtigen Waren etwas für die Staatskaſſe zu leiſten. Im Jahre 
1682 wurde bie Akziſe⸗ und Konſumtionsſteuer⸗Ordnung für Hinter⸗ 
pommern erlaſſen. Pommern zahlte 1687 an Kontribution und Akziſe 
139 654 Taler. Zu dieſen ordentlichen Steuern kamen in manchen 
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Zeiten noch außerordentliche, die auf die einzelnen Perſonen ausge⸗ 
ſchrieben wurden. Gewiß war der Druck, der auf dem Lande lag, 
ſchwer genug, aber der Kurfürſt und ſeine Regierung waren auch be⸗ 
müht, den Wohlſtand der Bevölkerung zu heben. Für Handel und 
Verkehr Pommerns war die Anlage des Müllroſer Kanals (1662 — 1663) 
von Bedeutung, wurde doch durch ihn den Schweden ein gut Teil des 
Durchgangsverkehrs entzogen. Zu dieſem Zwecke plante der Kurſürſt 
auch den Bau eines Kanals von Küſtrin nach Stargard, um die Ihna 
zum Seeverkehr zu benutzen, und ſuchte 1680 und 1681 durch die 
Schiffbarmachung der Drage den Verkehr zwiſchen Hinterpommern und 
der Neumark zu erleichtern. Den Handel zu befördern und namentlich 
von Schweden unabhängig zu machen, war das eifrigſte Beſtreben der 
brandenburgiſchen Regierung; ſie bemühte ſich vor allem, die Einfuhr 
zur See zu heben, die von 1656 bis 1668 faſt um drei Viertel zurück⸗ 
gegangen war. Es galt, da Stettin für Brandenburg verloren war, 
die kleinen hinterpommerſchen Häfen Kolberg, Stolpmünde, Rügen⸗ 
walde, vielleicht auch Treptow wenigſtens einigermaßen brauchbar zu 
machen. In Kolberg verbeſſerte man die lange vernachläſſigten Hafen⸗ 
anlagen, fo daß dort Schiffe von 70— 80 Laſt verkehren konnten, aber 
die Hebung des dortigen Handels ſtieß infolge der ungünſtigen Lage 
der Stadt, der es an einer guten Waſſerſtraße fehlte, ſowie der 
ſtädtiſchen Verhältniſſe auf ungemeine Schwierigkeiten. So gelangte 
trotz aller Anſtrengungen der Getreidehandel Kolbergs nicht recht zur 
Blüte. Ganz unbedeutend blieb der Verkehr in Stolpmünde, und 
auch der kurfürſtliche Rat von Meinders war nicht imſtande, in Stolp 
Intereſſe für eine Beſſerung zu erwecken. Mit der korrumpierten 
Stadtverwaltung hatte er auch in Rügenwalde zu kämpfen; dort 
wurde mit großen Koſten ein kleiner Hafen hergeſtellt, aber infolge 
mangelhafter Anlage und ungetreuer Verwaltung verfiel er bald wieder 
und verſandete dann vollkommen, ſo daß der Handel ſchon nach 1666 
faſt ganz aufhörte. Treptow ſtritt zwar von neuem heftig mit Greifen⸗ 
berg um die Regaſchiffahrt, und man einigte ſich zu gemeinſamem 
Hafenbau, aber auch hier blieb der Handel ganz bedeutungslos. Es 
zeigte ſich eben in den Städten wenig Verſtändnis für die Unter⸗ 
nehmungen der Regierung; das Vorurteil gegen alle Neuerungen war 
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überall fo groß, daß viele Verſuche, den Wohlſtand zu heben, an bem 
Widerſtande der Bevölkerung vollkommen ſcheiterten. Die beſchränkten 
und engherzigen Anſchauungen, das Feſthalten an dem Alten waren 
für die kurfürſtlichen Beamten ſchwere Hemmniſſe bei ihrer Arbeit, 
und nur mit Mühe gelang es, in neumärkiſchen oder pommerſchen 
Städten, wie z. B. Dramburg, Falkenburg u. a., die einſt ſchon eifrig 
betriebene Wollweberei und Tuchfabrikation wieder zu beleben. Mit 
dem Schiffbau verſuchte man es in Kolberg und Rügenwalde, aber viel 
wurde auch hier nicht daraus; für die Mühlen erließ die Regierung 
1682 eine neue Ordnung. Der regelmäßige Poſtverkehr, den der 
Kurfürſt nach dem Oſten hin einrichtete, ging von Stargard aus durch 
Hinterpommern über Naugard, Plate, Körlin, Köslin, Schlawe, Stolp 
bis zu dem Dorfe Wutzkow, wo ſich das Grenzamt befand. Schwer war 
es, Ordnung in das Münz⸗ und Geldweſen in Hinterpommern zu 
bringen. Seitdem 1637 die herzogliche Münze geſchloſſen war, hatte 
ſich fremdes, namentlich polniſches Geld im Verkehre ſehr verbreitet; 
der Kurfürſt regte 1666 die Anlegung einer Münze in Kolberg an, 
aber die Verhandlungen kamen nicht zum Abſchluſſe. Erſt 1689 wurde 
in Stargard eine Münze eröffnet. 

Neben dem Widerwillen der Städte gegen die energiſche Regierung, 
die in alle Verhältniſſe einzugreifen wagte, bedeuteten der Trotz und 
der Gegenſatz eines Teiles des pommerſchen Adels nur wenig. Kam 
ſolche Geſinnung auf den Landtagen zum Ausdruck, ſo griff der Kur⸗ 
fürſt auch hier energiſch ein und ſtellte ſich überhaupt dieſen gegenüber 
auf einen anderen Standpunkt als ſeine Vorgänger in der Regierung. 
Schon in der äußeren Form, wie er mit den Ständen verkehrte, zeigte 
ſich das; es wurde ihnen befohlen, während man ſie früher erſucht 
hatte. Sehr tief ging der Widerſtand des hinterpommerſchen Adels 
auch nicht, er zeigte fid) eigentlich nur dann, wenn fid) die Edelleute in 
irgendwelchen Rechten und Freiheiten gekränkt glaubten. Schon traten 
viele von ihnen in den Dienſt des neuen Landesherrn, der ihnen ſtets 
als der rechte Nachfolger und Erbe ihrer alten Herzoge erſchienen war, 
Angehörige der pommerſchen Familien Schwerin, Kleiſt, Bonin, Krockow, 
Somnitz, Grumbkow, Natzmer n. a. nahmen im Staatsdienſte bald 
angeſehene Stellungen ein und knüpften das Band zwiſchen Pommern 
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und Brandenburg enger. Dem Adel ließ oder bewilligte der Kurfürſt 
manche Rechte und Vorteile zum Schaden anderer Klaſſen der Bevöl⸗ 
kerung; nicht nur die Steuerfreiheit, die er genoß, machte die Laſten 
anderer ſchwerer, auch das Bauernlegen wurde in weitem Umfange 
geduldet. Nur gelegentlich ſchritt der Kurfürſt dagegen ein, ohne aber 
irgend etwas Nachhaltiges dadurch zu erreichen. Die Lage des Bauern⸗ 
ſtandes in Hinterpommern war ungemein traurig; harte Dienſtbarkeit, 
volle Unfreiheit und Abhängigkeit von den Gutsherren, die auch das 
Recht hatten, die nach der Hufenzahl umgelegte Steuer nach Belieben 
unter ihre Bauern zu verteilen, find für dieſe Zeit charakteriſtiſch. In 
der Gefinde-, Bauern⸗ und Schäfer⸗Ordnung von 1670 ijt der un⸗ 
bedingte Geſindezwang für die bäuerliche Bevölkerung feſtgeſetzt und 
gegen früher erheblich verſchärft. Unter ſolchen Umſtänden blieben 
noch viele Dörfer wüſt und öde; die Bevölkerung nahm kaum recht zu 
und der Wohlſtand wuchs nur langſam. Koloniſationen ſind in Pommern 
vom Kurfürſten nur in geringerem Umfange ausgeführt worden, da 
das Land noch kaum imſtande war, viel mehr Leute zu ernähren. 
Erſt nach ſeinem Tode ſind franzöſiſche Kolonien in Stargard, Kolberg, 
Stolp und im Amte Löcknitz angelegt worden; hier wohnten in elf 
Dörfern, von denen die meiſten zur Uckermark gehören, im Jahre 1697 
665 Refugies. Von den ſtädtiſchen Kolonien fat fid) allein bie in 
Stargard (1697 mit 84, 1703 mit 218 Perſonen) weiter entwickelt. Die 
Bevölkerungszahl Pommerns belief fid) 1688 auf 114 806 Köpfe: nur 
420 Menſchen wohnten damals dort auf der Quadratmeile. Auf den 
landesherrlichen Amtern waren die allgemeinen Verhältniſſe beſſer, die 
Lage der Bauern wurde dadurch günſtiger, daß die Regierung das 
Beſtreben hatte, ihre unbeſtimmten perſönlichen Leiſtungen in feſte 
Dienſtgelder umzuwandeln. Es gelang allerdings nur ſchwer, die 
Pächter zur Einhaltung der ihnen auferlegten Verpflichtungen an⸗ 
zuhalten, und mitunter hatten die Amtsbauern über die Willkür der 
„Arrendatoren“ ſehr zu klagen, ſie fanden aber dann nicht ſelten Hilfe 
und Unterſtützung bei der Regierung. Für den Landbau hatte der 
Kurfürſt ein beſonderes Intereſſe, deshalb ſuchte er ihn auf den landes⸗ 
herrlichen Domänen nach Möglichkeit zu heben. Nur ſchwankte man 
noch unſicher zwiſchen ihrer Verpachtung und eigener Adminiſtration 
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hin und her. Trotzdem ſtiegen die Einkünfte aus den pommerſchen 
Domänen von 58 000 Talern in den Jahren 1680 —1681 auf 73000 
Taler 1688 — 1689. Dabei gab der Kurfürſt einzelne Amter an Mit⸗ 
glieder ſeines Hauſes, z. B. Belbuck oder Treptow zuerſt an ſeine 
Gemahlin Luiſe Henriette, dann an ſeine Söhne. Der Amtshaupt⸗ 
mann der Fürſtin erhielt nach der von ihr ausgefertigten Beſtallung 
an Einkommen 185 Taler, 458 Scheffel Korn, ſowie andere Naturalien 
und den vierten Pfennig von Geldſtrafen, Auf- und Abzugsgeldern und 
von den Geldern, die „von der Leibeigenſchaft fallen“. Eigene Ord- 
nungen wurden für verſchiedene Amter (Rügenwalde 1681, Treptow a. R. 
1683) erlaſſen und ein neues Domänenamt 1684 aus den Herrſchaften 
Maſſow und Naugard geſchaffen, die der Kurfürſt nach dem Ausſterben 
der Grafen von Eberſtein (1663) dem Herzoge von Croy zu Lehen ge— 
geben hatte; nach deſſen Tode fielen fie an den Landesherrn zurück. 
Von beſonderem Werte war ſtets das Amt Kolbatz, aber die Zuſtände 
waren dort ſo ſchlimm, daß nur geringe Verbeſſerungen eintreten 
konnten; in der ſchwediſchen Zeit hatten nicht weniger als 18 ver⸗ 
ſchiedene Generale und Offiziere daran gearbeitet, ſich möglichſt aus 
dem Amte zu bereichern, dann fügten die kriegeriſchen Ereigniſſe ihm 
beſonderen Schaden zu. Der Kurfürſt aber ſuchte nach Möglichkeit 
zu helfen und zu beſſern; er plante ſogar die Anlage einer Papier⸗ 
mühle. Eine neue Jagd- und Holzordnung wurde 1681 erlaſſen. Die 
geſamte Friedenstätigkeit Friedrich Wilhelms iſt auf vielen Gebieten 
von großem Segen geweſen, aber die wiederholten Kriege hinderten 
ihn, ſein Werk wirklich durchzuführen, und vernichteten ſo manches 
wieder, das eben erſt mühſam geſchaffen worden war. 

Nicht viel anders ging es der ſchwediſchen Regierung in 
Vorpommern, die ebenfalls ernſtlich um die Ordnung der Staatsver⸗ 
waltung bemüht war. Die Einrichtungen von 1663 wurden durch 
zahlreiche Ordnungen ausgebildet, die ſich auf alle Zweige bezogen. 
Durch den Rezeß vom 12. April 1681, in dem das Ergebnis der 
Arbeiten der zur Einrichtung geordneter Zuſtände in Pommern eine 
geſetzten Kommiſſion zuſammengefaßt worden ijt, ſchließen dieſe Be 
ſtrebungen gewiſſermaßen ab. Ein Reſultat ihrer Unterſuchung war auch 
der Erlaß der „renovierten Polizeiordnung“ vom 21. April 1681, die 
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eine Art von Strafgeſetzbuch für das Land darſtellte. Die Stände, 
ſowie ihr Ausſchuß, die Landräte, für die man 1669 eine Inſtruktion 
ausarbeitete, halfen bei dem Werke mit. Sie erhoben wohl oft Wider⸗ 
ſpruch gegen Maßregeln der Regierung und hielten lange Tagungen 
in Wolgaſt (1672 das ganze Jahr hindurch), in Greifswald, Stettin, 
Anklam ab, aber im allgemeinen kam es nur ſelten zu grundlegenden 
Streitigkeiten mit dem Statthalter, der im Namen des Königs die Stände 
zu berufen berechtigt war. Unter ſeinem Vorſitze traten ſie zuſammen. 
Der Prälatenſtand war eigentlich nur noch dem Namen nach vorhan— 
den; die Ritterſchaft, deren Sprecher die Erbmarſchälle aus den Familien 
Bugenhagen (ſpäter Putbus) und Maltzahn waren, ſetzte ſich aus den 
Beſitzern der ſteuerfreien Ritter- und Lehnhufen zuſammen und war in 
acht oder neun Diſtrikte geteilt, von den Städten waren 1687 19 
landtagsfähig. 

Für die Ausgaben des Staates mußten die Stände bereits 1669 
außer der fortdauernden Trank- und Scheffelſteuer und anderen Um- 
lagen eine Staatshilfe in Geld und Getreide zunächſt auf fünf Jahre 
bewilligen. Sie wurde aber von Zeit zu Zeit verlängert und allmählich 
ſtändig, auch ſtieg fie von 1000 Talern und 15 000 Scheffeln Getreide 
(1681) auf 10000 Taler und 40 000 Scheffel (1685-1689). Die Um⸗ 
lage aller bewilligten Steuern erfolgte nach Hufen, von denen die normale 
Hägerhufe 60, die Landhufe 30, die Hakenhufe 15 Morgen umfaßte. 
In den Städten war ein ganzes Erbe der Hägerhufe, eine Bude der 
Landhufe, ein Keller der Hakenhufe gleichgeſetzt. Später wurde die 
Kopfſteuer ſehr häufig, deren Höhe anfänglich nach vier Stufen, dann 
aber für die einzelnen Beamten und Stände beſonders feſtgeſetzt wurde. 
In den Städten brachten die Akziſe und Konſumtionsſteuer, deren 
Ordnung 1672 und 1698 erfolgte, die an die landesherrliche Kaffe zu 
entrichtenden Abgaben ein. Über die Einquartierungslaſten herrſchte viel 
Streit; obgleich wiederholt Servis- und Quartierordnungen veröffent- 
licht wurden, ſuchte der Adel immer wieder ſich davon zu befreien. 
Die Art der Einziehung der Abgaben und Gefälle aus den Zöllen und 
Lizenten wurde 1652 und 1681 feſtgeſetzt. 

Die Regierung des Landes, das dem ſchwediſchen Reiche nicht 
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anfänglich ihren Sitz in Wolgaſt, ſpäter in Stettin; das Tribunal 
beſtand in Wismar. In Pommern ſelbſt hatten die Patrimonialgerichte 
des Adels, die Amtsgerichte auf den Königlichen Domänen, das Hof⸗ 
gericht zu Greifswald oder Wolgaſt, für das 1673 eine eigene Ordnung 
erlaſſen wurde, die Lehnsgerichte des Adels, das akademiſche Gericht in 
Greifswald und Eldena, ſowie die Kammern und Niedergerichte in den 
Städten die Ausübung der Juſtiz; geiſtliche Sachen gehörten vor das 
Konſiſtorium in Greifswald. Die Kirchenordnung von 1563 wurde 
1661 neu gedruckt und erſchien 1690 in nieder- und hochdeutſcher 
Sprache zuſammen mit den Geſetzen für die Präpoſiti und den 
Synodalſtatuten; auch die Agende ließ die Regierung 1691 im Drucke 
erſcheinen. Dabei verſuchte Schweden ſein eigenes Kirchenweſen der 
Provinz ohne Mitwirken der Stände aufzuzwingen und das Konkordien⸗ 
buch zum Landesgeſetze für Pommern zu erheben, doch das Edikt vom 
28. Juni 1688, durch das dies angeordnet wurde, iſt nicht zur Aus⸗ 
führung gelangt. Es hängt aber dieſer Verſuch mit ähnlichen Über⸗ 
griffen der ſchwediſchen Krone zuſammen, die, wie in Livland, ſo auch 
in Pommern ſchwediſchen Landesgeſetzen zur Gültigkeit zu verhelfen 
bemüht war; es gelang indeſſen nicht, weil die Stände lebhaft prote- 
ſtierten und ſich auf die Stellung ihres Landes als eines deutſchen 
Reichslehens beriefen. So bewahrte es ſeine Selbſtändigkeit. Dieſe 
behaupteten auch im allgemeinen die Städte, obgleich ſie mehr als 
früher zu den Staatsleiſtungen herangezogen wurden. In ihre innere 
Verwaltung griff die Regierung kaum ein; ſo konnte Greifswald 1651 
die alte Rubenowſche Stadtverfaſſung von 1451 erneuern und in hoch— 
deutſcher Sprache veröffentlichen. Stralſund, das ſehr herabgekommen 
war, erhielt mancherlei Erlaſſe und Gnadenerweiſungen, doch weder 
Karl X. Guſtav, noch Karl XI. konnten der Stadt recht anfhelfen, denn 
die geſamten Zuſtände in ihr waren ſo verworren, daß ſich wiederholt 
königliche Kommiſſare mit ihnen beſchäftigen mußten. Blieb auch bie Ver⸗ 
faſſung im allgemeinen unverändert, ſo gewann doch die Regierung 
durch ſolche Verhandlungen, ebenſo wie durch die dort unterhaltene 
Garniſon Einfluß auf die ſtädtiſchen Verhältniſſe. Ahnlich ging es in 
Stettin zu, das ganz beſonders durch die Kriegsereiguiſſe zu leiden 
hatte. Die kleineren Städte aber konnten ſich von den mannigfachen 
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Leiden erſt recht nicht erholen, fo daß fie wohl, wie Demmin, in Kon- 
kurs gerieten. 

Dabei tat die Regierung alles mögliche, um Handel und Verkehr 
zu heben. Sie erließ wiederholt (1670, 1681, 1688) Verordnungen 
zur Beſſerung der Landſtraßen und beſtellte, da nichts helfen wollte, 
Kuratoren der Wege, ſuchte das Poſtweſen, um das ſich auch die 
Landſtände kümmerten, auszugeſtalten und verhandelte darüber 1684 
mit Brandenburg. Das Münzweſen wurde geordnet, ſoweit das da— 
mals möglich war; die Münzmeiſter in Stettin und Stralſund erhielten 
eingehende Inſtruktionen. Aber die ganzen Zeitverhältniſſe drückten ſo 
auf den Handel, daß er nur äußerſt kümmerlich war. Stettin war 
von ſeinem Hinterlande abgeſchnitten und verlor den Salzhandel nach 
Brandenburg ganz und gar; mit Gollnow und Stargard geriet es von 
neuem in Streit wegen der Ihna-Schiffahrt, und der Prozeß mit 
Frankfurt dauerte noch fort. Beſonders verderblich waren die Lizenten, 
die 1681 erhöht wurden, und eine Ermäßigung, die 1698 Stettin für 
einige Waren erhielt, nützte nicht viel; der mecklenburgiſche uud märkiſche 
Handel wandte ſich von Schwediſch-Pommern ab. Es war für die 
Städte eine traurige Zeit. 

Auch auf dem Lande [af es übel aus, wie wiederholt in Denk— 
ſchriften ausgeführt worden iſt. Mit der Leibeigenſchaft, die auch in 
Vorpommern jetzt allgemein war, konnte ſich die ſchwediſche Regierung 
anfänglich nicht befreunden, fie aber abzuſchaffen war bei dem Wider⸗ 
ſtande der Stände einfach unmöglich. So ließ man fie nicht nur be- 
ſtehen, ſondern beſtätigte 1696 die ſtrengen Beſtimmungen der Ge- 
ſindeordnung von 1646, die ſchon 1669 durch den Landtag von Wol- 
gaſt und dann 1682 noch einmal erneuert worden waren. Gegen die 
Einziehung von Bauernhufen hatte die Regierung nur dann etwas ein— 
zuwenden, wenn dadurch die Steuern erheblich verringert wurden. 
Erſt eine Unterſuchung der Einkünfte der pommerſchen Amter führte 
1698 zu der Erkenntnis, daß bie Anſetzung von Bauern zur „Kulti— 
vierung“ nötig ſei; auch ſonſt machte die Kommiſſion, die damit be— 
auftragt worden war, ſehr verſtändige Vorſchläge über die Dienſte, 
die Steuerverteilung und die Verpachtungen: leider blieben nur alle 
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Amtern wurden fie durchgeführt. Manche von dieſen waren in Erb- 
pacht gegeben, andere wurden durch Amtleute verwaltet. Karl XI. 
verordnete 1687 für Pommern, wie er es ſchon früher in großem 
Umfange in Livland und Eſtland getan hatte, daß die früher ver- 
äußerten oder verfallenen Domanialgüter durch die Krone wieder ein- 
gezogen werden ſollten; diejenigen, welche ſich freiwillig dem Entſcheide 
der Reduktionskommiſſion unterwarfen, erhielten die Vergünſtigung, die 
betreffenden Güter unter Nachlaß eines Drittels der ausgemachten Pacht 
in Erbpacht zu behalten. Dieſe Domänenreduktion erregte natürlich 
großen Unwillen. 

Für die Univerſität Greifswald zeigten die ſchwediſchen Herrſcher 
großes Wohlwollen, und bereits 1651 wurden Vorſchläge zu ihrer Hebung 
gemacht, die indeſſen an dem Widerſtande der Landſtände ſcheiterten. 
Doch die Finanzverhältniſſe der Hochſchule waren ſo zerrüttet, daß es 
tatſächlich ſchwer war ihr aufzuhelfen, und daß man bei der Viſitation 
im Jahre 1666 ernſtlich den Gedanken ihrer Verlegung oder Aufhebung 
erörterte; man dachte auch an eine Vereinigung mit dem Pädagogium 
in Stettin. Schließlich aber wurde die Erhaltung der Univerſität in 
Greifswald beſchloſſen und durch den Viſitationsrezeß vom 16. Mai 
eine Neuordnung verſucht, die aber aus den Nöten nicht heraushalf; 
bie Zuſtände blieben trotz aller Bemühungen jammervoll. Das Päda⸗ 
gogium in Stettin wurde 1667 in ein königliches Gymnaſium Caro- 
linum umgewandelt und erhielt ebenfalls eine neue Einrichtung; auch 
ſonſt fing man an, dem Schulweſen mehr Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Die Inſtruktion für die Generalkirchenviſitation von 1655 enthält ein 
gehende Beſtimmungen für die Unterſuchung der Schulen, und bei der 
Viſitation, die 1692 im Diſtrikte zwiſchen der Oder und der Randow 
ſtattfand, hatten die Kommiſſare ſich auch nach den Schulmeiſtern zu 
erkundigen. 

Obgleich die allgemeinen Zuſtände in Schwediſch-Pommern ſehr 
traurig waren, ſo fühlten ſich die Bewohner unter der Herrſchaft, die 
ſie kaum als eine fremde empfanden, wie es ſcheint, doch ganz wohl, 
ja, es ſind bisweilen dieſe Jahre als beſonders glückliche geprieſen 
worden. Vielleicht hat zu dieſem Preiſe der Blick auf den anderen 
Teil Pommerns verführt, wo ein energiſcher, tatkräftiger Herrſcher 
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perſönlich freilich ganz anders in die zerrütteten Verhältniſſe eingriff 
und den Widerſtand, der ihm entgegentrat, mit Kraft brach. Im 
Vergleich dazu erſchien den Vorpommern, die ihre Rechte und Frei⸗ 
heiten nicht aufgeben wollten, mochte es das Wohl der Geſamtheit 
auch noch ſo ſehr fordern, ihre Herrſchaft, die mit ihnen vorſichtig 
umging, weit angenehmer. 

Schwieriger wurde die Lage, als Schweden im Jahre 1674 in⸗ 
folge ſeines Subſidienvertrages mit Frankreich die in den deutſchen 
Provinzen ſtehende Truppenmacht ganz erheblich zu verſtärken genötigt 
war. Man dachte zunächſt wohl an Feindſeligkeiten gegen die öſter⸗ 
reichiſchen Länder. Erſt als im Sommer des Jahres der bran- 
denburgiſche Kurfürſt wieder gegen Frankreich zu den Waffen griff 
und der Krieg immer größere Ausdehnung annahm, da forderte man 
von dort aus entſchieden den Angriff Schwedens auf Brandenburg. 
Die Truppen, die um Stettin und Stralſund zuſammengezogen worden 
waren und dort bald wieder übel zu hauſen begannen, rückten unter 
der Führung des Reichsfeldherrn Karl Guſtav von Wrangel am 
19. Dezember 1674 über die Grenze der Uckermark. Der Krieg gegen 
Brandenburg begann und wurde auch bald nach Hinterpommern hinüber⸗ 
getragen, obwohl die Schweden zunächſt behaupteten, es handele ſich 
nicht um Feindſeligkeiten, ſondern nur um die Verlegung von Quar⸗ 
tieren in brandenburgiſches Gebiet. Aber dieſe Einquartierung in dem 
Lande, das außer der Kolberger Garniſon kaum Soldaten zur Ver⸗ 
teidigung hatte, laſtete bald wieder drückend auf ihm, denn die ſchwediſchen 
Truppen fanden bei dem Aufgebote der pommerſchen Laudfolge keinen 
Widerſtand und plünderten, brannten und raubten, wohin ſie kamen. 
Stargard wurde eingenommen, der pommerſche Adel hatte kaum etwas 
getan, um die Stadt zu beſetzen; das feſte Haus in Löcknitz, das den 
Schweden den Durchzug wehrte, ward mit ſtürmender Hand erobert. 
Der Kurfürſt, der am Rhein ſtand, war entſchloſſen, ſobald es nur irgend 
möglich war, den Angriff entſchieden abzuwehren, und hoffte ſchon im 
Anfange des Jahres 1675, die Gelegenheit zu benutzen, um nicht nur 
die alten Feinde zu züchtigen, ſondern auch endlich wenigſtens Stettin 
und die hinterpommerſchen Orte zu gewinnen, die ihm durch den Rezeß 
von 1653 abgenommen worden waren. Es gelang ihm auch bei den 
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Haager Konferenzen, im Kaiſer, in Dänemark, Lüneburg u. a. Verbün⸗ 
dete zu finden, die ihm ihre Hilfe zur endgültigen Eroberung Pommerns 
zuſagten. Während Karl Guſtav Wrangel, durch Krankheit behindert, 
mit Truppen in der Priegnitz ſtand, wurde ſein Bruder Waldemar, 
der für ihn das Oberkommando führte, am 18. Juni 1675 bei Fehr⸗ 
bellin geſchlagen. Beide traten ſofort den Rückzug nach Pommern an 
und vereinigten ſich bei Demmin. Bereits einen Monat nach der ſieg⸗ 
reichen Schlacht ſtanden die brandenburgiſchen Truppen in Mecklenburg, 
bereit den Feldzug gegen Pommern zu eröffnen, doch die Langſamkeit 
der Verbündeten, ſowie die finanzielle Not zwangen den Kurfürſten 
zum Abwarten, obgleich die ſchwediſche Kriegsmacht in Pommern keines⸗ 
wegs imſtande war, einem energiſchen Vorgehen mit Erfolg entgegen— 
zutreten. Erſt im September kam das Bündnis mit Dänemark zum 
Abſchluſſe; Friedrich Wilhelm erhielt die Zuſage, er folle Schwediſch— 
Pommern erhalten, allerdings Rügen den Dänen überlaſſen. Auch 
war ſchon kurz vorher ein kleines kaiſerliches Hilfskorps unter dem 
Feldmarſchall⸗Leutnant Grafen Coob in Mecklenburg angelangt, und 
der Vormarſch gegen Pommern begann, um die Verteidigungsſtellung 
der Schweden an der Recknitz, Trebel und Peene zu nehmen. Die 
Rüſtungen, die auf kurfürſtlichen Befehl der Generalmajor von Schwerin 
in Hinterpommern ausführte, waren recht unbedeutend; immer wieder 
richteten die Schweden durch Einfälle und Streifzüge im Lande viel 
Schaden an. 

Die ſchwediſche Hauptarmee ftand bei Demmin; es herrſchten aber 
in ihr üble Zuſtände, beſonders ſeitdem der Reichsfeldherr das Heer 
verlaſſen und ſich auf ſein Gut Wrangelsburg begeben hatte. Die 
Führung hatten die Feldmarſchälle Otto von Königsmarck und Marde⸗ 
feldt übernommen. Es gelang der verbündeten Armee, die in der 
Stärke von ungefähr 30 000 Mann einrückte, die Peene zu überſchreiten 
und Damgarten, ſowie Tribſees zu beſetzen. Die holländiſch⸗däniſche, 
ſowie die eben erſt entſtandene kleine brandenburgiſche Flotte ſuchten 
vor allem die Annäherung ſchwediſcher Kriegsſchiffe zu hindern, hatten 
aber im einzelnen nicht große Erfolge. Sofort an die Belagerung 
Stettins zu gehen oder Stralſund zu beſetzen, wie Friedrich Wilhelm 
geplant hatte, erwies ſich bald als unmöglich, da die Dänen ſich gegen 
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Wismar wandten und die Flotte nicht genügende Hilfe brachte. Deshalb 
entſchloß er ſich zunächſt zum Angriffe auf Wolgaſt, nachdem der General 
von Schwerin am 10. Oktober die Stadt Wollin erobert hatte und 
bald darauf die beiden Inſeln Wollin und Uſedom von den Branden⸗ 
burgern beſetzt worden waren. Die Stadt Wolgaſt ergab ſich ohne 
Widerſtand; das Schloß, das auf einer Inſel der Peene lag, wurde 
erſt nach achttägiger Beſchießung gewonnen; dadurch waren die beiden 
Hauptpunkte der ſchwediſchen Verteidigung, Stettin und Stralſund, 
voneinander getrennt. In Schweden hatte indeſſen das Eingreifen 
des jungen, willensſtarken Königs Karl XI. größere Energie und 
Ordnung in die Kriegsleitung gebracht; Guſtav Wrangel wurde ab- 
beruſen und ſollte vor ein Kriegsgericht geſtellt werden. Als er 
aber am 14. Juni 1676 auf ſeinem Schloſſe Spyker auf Rügen 
ſtarb, wollte das Volk an feinen natürlichen Tod nicht glauben, jon- 
dern erzählte von einer geheimnisvollen Hinrichtung des unglück— 
lichen Feldherrn. An ſeiner Stelle wurde Königsmarck zum Ober⸗ 
befehlshaber und bald darauf auch zum Zivilgouverneur in Pommern 
ernannt. Um Stettin wieder den Zugang zur Oſtſee zu öffnen, ließ 
er die Inſel Uſedom zurückerobern und Wolgaſt belagern; es gelang 
jedoch den Brandenburgern, wenigſtens dieſe Stadt, die bis auf das 
Schloß ſchon von den Feinden gewonnen war, wieder zu entſetzen. Uſedom 
mit der Schanze an der Swine blieb in den Händen der Schweden; 
auch Rügen verteidigte ſich mit Erfolg gegen Angriffe der däniſchen 
Flotte und der Landtruppen, die über das Eis vordrangen. Die Be⸗ 
ſatzung von Stettin, die während des Winters Verſtärkung erhielt, 
machte fortgeſetzt Streifzüge in das nur ſehr ſchwach von branden- 
burgiſchen Soldaten beſetzte Hinterpommern; auch von Demmin aus 
wurden die Winterquartiere in Mecklenburg oft beunruhigt. 

Im Mai 1676 machte Königsmarck von neuem einen Vorſtoß gegen 
Wolgaſt, doch die Beſatzung des Schloſſes unter dem Kommandanten 
Hallard wehrte ſich heldenmütig, auch dann noch, als Schwerins Verſuch, 
ihr von Wollin aus Hilfe zu bringen, durch die Schweden vereitelt 
wurde. Erſt als die ſchwediſche Flotte am 11. Juni bei Oland von 
däniſch⸗holländiſchen und drei brandenburgiſchen Schiffen geſchlagen wor⸗ 
den war und Friedrich Wilhelm ſelbſt mit ſtattlichem Heere in Pommern 


184 Fünfter Abſchnitt. 


einmarſchierte, hob Königsmarck die Belagerung Wolgaſts auf. Uſedom 
und Wollin wurden von den Schweden aufgegeben, die Peenemünder 
Schanze fiel in die Hände der Brandenburger. Der Kurfürſt wandte 
ſich gegen Anklam, das er vom 31. Juli an mit aller Kraft belagerte. 
Ein Entſatzverſuch Königsmarcks ſcheiterte; bei Ranzin wurde er vom 
Prinzen von Homburg geſchlagen. Durch heftige Beſchießung wurde 
endlich der Kommandant, General von Sahnitz, am 29. Auguſt zur 
Kapitulation gezwungen, doch die Verluſte, die das brandenburgiſche 
Heer erlitten hatte, waren ſehr bedeutend. Einen Teil ſeines Heeres 
ſandte der Kurfürſt gegen Demmin, das der Kommandant Oberſt 
v. d. Noth bis zum 1. Oktober mutig und energiſch verteidigte, erſt ein 
heftiges Bombardement zwang ihn zur Übergabe. Friedrich Wilhelm 
ſelbſt nahm das Schloß zu Löcknitz ein und wandte ſich gegen Stettin, 
das durch brandenburgiſche Schiffe von der See und durch Beſetzung 
Altdamms von Hinterpommern abgeſchnitten worden war. Von Norden 
her begann im September der Angriff gegen die Stadt, deren Kom⸗ 
mandant der General von Wulfen war. Die Hoffnung des Kurfürſten, 
daß ein Teil der Bürgerſchaft ihm zuneigen und eine große Belage⸗ 
rung nicht zulaſſen würde, zeigte ſich bald als irrig: man war dort 
vielmehr entſchloſſen, die Stadt mit aller Macht zu verteidigen. 
Mehrere glückliche Ausfälle und Streifzüge der Schweden zeigten bald, 
daß eine Einnahme des ſtark befeſtigten Ortes in dieſem Winter nicht 
mehr möglich ſein würde; deshalb befahl der Kurfürſt am 2. November 
die Belagerung aufzuheben. Er ließ aber die Stadt den Winter über 
leicht einſchließen und benutzte dieſe Zeit, um weitgehende Vorbereitungen 
für die Beſchießung der Oderfeſtung zu treffen. Inzwiſchen beſchäftigten 
ihn diplomatiſche Verhandlungen und brachten ihm manche Ent⸗ 
täuſchungen, da er erkennen mußte, wie wenig geneigt feine Ver⸗ 
bündeten waren, ihn bei ſeinen kriegeriſchen Unternehmungen mit Geld 
und Truppen zu unterſtützen. Mit Dänemark ſchloß er zwar noch 
im Dezember 1676 ein neues Bündnis gegen Schweden, und die Lüne⸗ 
burger Herzoge ſandten ihm 3000 Mann zur Belagerung Stettins, 
aber im weſentlichen war er doch auf eigene Kraft angewieſen, als 
er ſich im Juli 1677 daranmachte, dieſe wichtige Feſtung zum zweiten 
Male zu belagern und mit den in großer Zahl herangeſchafften Ge⸗ 
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ſchützen zu beſchießen. Im Süden der Stadt lagen die Brandenburger, 
die von hier aus den Hauptangriff ausführten und die dort vor⸗ 
gelagerte Sternſchanze bald einnahmen, im Norden ſtanden die Lüne⸗ 
burger. Von Oſten her machte der General von Schwerin, der ſich 
auf einem Damme durch die ſumpfigen Wieſen bis zu der großen, 
nach Hinterpommern führenden Straße durchgearbeitet hatte, einen er⸗ 
folgreichen Vorſtoß gegen die Laſtadie. Brandenburgiſche Schiffe 
ſuchten den Hafen zu ſperren, doch gelang es ihnen nicht, die Stadt 
vollſtändig abzuſchneiden. Die Beſatzung, etwa 2300 Mann, wurde 
anfangs von der militäriſch organiſierten Bürgerſchaft trefflich unter⸗ 
ſtützt, da ſie die beſtimmte Hoffnung hegte, daß Königsmarck für Ent⸗ 
ſatz ſorgen werde. Friedrich Wilhelm verſuchte im Auguſt durch ein 
überaus heftiges Bombardement, durch das die meiſten Kirchen in 
Brand geſchoſſen wurden, den Mut der Garniſon und der Bürger zu 
erſchüttern. Als er aber fab, daß der Kommandant von Wulfen ent⸗ 
ſchloſſen war, die Feſtung zu halten, auch dann noch, als der Rat der 
Stadt und ein geringer Teil der Bürgerſchaft ſchon zu wanken ſchienen, 
da begann er mit dem mühſeligen Belagerungs- und Minenkriege. Die 
Arbeiten wurden aber nicht ſonderlich geſchickt geleitet und durch Angriffe 
und erfolgreiche Ausfälle der Belagerten oft geſtört, ſo daß ſie nur 
ſehr langſam vorrückten; deshalb ließ er noch wiederholt die Stadt mit 
Bomben und Feuerkugeln bewerfen. Trotzdem blieben der Mut und 
die Ausdauer der Beſatzung und der meiſten Bürger, unter denen ſich 
neben anderen Erdmann Lindemann auszeichnete, noch lange unerſchüt⸗ 
tert, bis ſchließlich die Belagerer im Süden bis zur alten Stadtmauer 
vorgedrungen und zum letzten Sturm bereit waren. Da entſchloß ſich 
General von Wulfen zur Kapitulation, weil die Munition verbraucht, 
Ausſicht auf Entſatz nicht mehr vorhanden, die Stadt zum großen Teil 
in Trümmer geſchoſſen und die Beſatzung ſehr zuſammengeſchmolzen 
war. Am 17. Dezember wurde ſie nach einer Verteidigung, die ſechs 
Monate gewährt hatte, dem Kurfürſten übergeben. Die Eroberung 
Stettins machte damals einen großen Eindruck und wurde in Lied und 
Schrift als gewaltige Heldentat geprieſen. Der Kurfürſt aber, der 
glaubte, die Stadt für immer gewonnen zu haben, ſuchte ihr auf alle 
Weiſe aufzuhelfen und ſie zum Mittelpunkte des brandenburgiſchen 
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Seehandels zu machen. Soll er doch ſogar den Gedanken gehabt haben, 
ſeine Reſidenz dorthin zu verlegen! Während der Belagerung Stettins 
hatten die Dänen Rügen eingenommen und die ganze Inſel bis auf 
die Neue Fährſchanze beſetzt, doch im Januar 1678 gelang es Königs— 
marck, ſie zu überraſchen und faſt ganz zu vernichten. Binnen 
vier Tagen eroberte er die ganze Inſel zurück. Die Hoffnung der Ver⸗ 
bündeten, Stralſund alsbald zu gewinnen, ſchwand dahin; auch die 
Ausſicht auf einen günſtigen Frieden wurde für Brandenburg wieder 
geringer, zumal da es abermals bei den Bundesgenoſſen mancherlei 
Enttäuſchung erlebte. Trotzdem ging der Kurfürſt nicht von dem Ge— 
danken ab, ganz Pommern zu erobern, und machte ſich zunächſt im 
Herbſte 1678 daran, im Bunde mit Dänemark Rügen wieder zu ge— 
winnen. Nach einigen unglücklichen Verſuchen landeten im September 
däniſche Truppen im Norden und Brandenburger im Süden der Inſel, 
die Schweden aber zogen ſich nach Stralſund zurück, und nach wenigen 
Tagen war Rügen wieder im Beſitze der Verbündeten. Sofort wandte 
ſich der Kurfürſt zur Belagerung Stralſunds. Hier war ein nicht ge— 
ringer Teil der Bürgerſchaft brandenburgiſch geſinnt und lag mit dem 
Grafen Königsmarck häufig in heftigem Streite, auch war der Ver— 
teidigungszuſtand der Stadt nicht beſonders gut. Die Ausfälle wurden 
von den Belagerern zurückgewieſen, ein heftiges Bombardement legte 
die Hälfte der Stadt in Schutt und Trümmer, und am 15. Oktober 
erfolgte die Übergabe der Stadt, in die der Kurfürſt triumphierend 
einzog. Auch ihr verlieh er allerlei Erleichterungen. Nachdem kurz 
vorher Damgarten den Brandenburgern übergeben worden war, beſaßen 
die Schweden in Pommern nur noch einen feſten Platz, Greifswald. 
Auch gegen dieſe Stadt führte Friedrich Wilhelm alsbald ſeine Truppen; 
nach kurzer Beſchießung übergab ſie am 8. November der ſchwediſche 
Kommandant. 

Pommern war jetzt vollſtändig in den Händen des brandenbur- 
giſchen Fürſten, der in berechtigtem Stolze über die Erfolge dem Kaiſer 
meldete, daß das „Herzogtum Pommern, woraus zu verſchiedenen Malen 
ganz Deutſchland als mit einer Flut überſchwemmt worden, unter ſeine 
Botmäßigkeit, dahin es von Gott und Rechts wegen gehöret, nunmehro 
gänzlich gebracht worden ſei“. Er war der feſten Zuverſicht, daß das 
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eroberte Land ihm für immer gehören werde; hatte doch Königsmarck 
ſelbſt bei der Kapitulation von Stralſund offen ausgeſprochen: „Pom⸗ 
mern iſt meinem Könige für ewig verloren.“ Beide ſollten ſich täu- 
ſchen. Vergebens ſuchte der Kurfürſt, der ſich von ſeinen bisherigen 
Verbündeten bald verlaſſen ſah, Anſchluß an Frankreich, aber gerade 
dieſes bemühte fid), ihn durch neue Unterſtützung Schwedens zum Nach— 
geben zu zwingen. Zwar gelang es ihm in kurzen energiſchen Schlägen im 
Winter 1678 —1679 die Schweden aus Preußen zu vertreiben, in das 
fie eingefallen waren, aber in Paris nützten ihm dieſe Erfolge ebenfo- 
wenig, wie das eifrige Beſtreben ſeiner Geſandten, die Gunſt Lud⸗ 
wigs XIV. zu gewinnen. Holland und der Kaiſer ſchloſſen ohne SRüd- 
ſicht auf Brandenburg Frieden mit Frankreich und Schweden, auch 
andere Staaten folgten; der Kurfürſt und der Dänenkönig ſtanden allein, 
nur ein Waffenſtillſtand kam im März zuſtande. Bei den Verhand⸗ 
lungen erkannte Friedrich Wilhelm bald, daß er den Gedanken, das 
ganze eroberte Pommern zu behalten, aufgeben müſſe, aber um Stettin 
und die Odermündungen kämpfte er noch einmal, wie ſchon vor mehr 
als dreißig Jahren, mit bewundernswerter Zähigkeit. Er ließ es in 
Paris nicht an Schmeicheleien und Geſchenken fehlen; ſein Rat, Franz 
von Meinders, war dort mit großem Eifer für die Intereſſen ſeines 
Herrn tätig und ſuchte bei den Verhandlungen wenigſtens etwas für 
ihn zu gewinnen. Aber feine Vorſtellungen, daß Stettin aus handels⸗ 
politiſchen und ſtrategiſchen Gründen dem Kurfürſten verbleiben müſſe, 
machten keinen Eindruck, ja nicht einmal wegen der Brandenburg und 
Schweden gemeinſam gehörenden Kamminer Prälaturen war etwas zu 
erreichen. Der Zorn Friedrich Wilhelms, der aufwallte, als fid) alles 
Bemühen als vergeblich erwies, wich ſchließlich doch ruhiger Beſonnen⸗ 
heit: er mußte abermals nachgeben und auf die franzöſiſchen Be- 
dingungen eingehen, die in der Forderung der Rückgabe faſt des ganzen 
Schwediſch⸗-Pommerns gipfelten. Am 29. Juni 1679 wurde in 
St. Germain der Friedensvertrag unterzeichnet. Durch ihn wurden 
alle Länder, die Schweden jenſeits des Oderſtromes beſaß, bem Kur- 
fürſten abgetreten, ausgenommen die Städte Damm und Gollnow mit 
ihrem Zubehör. Die letztere Stadt wurde an Brandenburg für eine 
Entſchädigungsſumme von 50000 Talern überlaſſen, aber bereits 1693 
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wieder eingelöſt. Auf ſeinen Anteil an den hinterpommerſchen Lizenten 
verzichtete Schweden; Befeſtigungen durften die Brandenburger am 
rechten Ufer der Oder nicht anlegen. 

Mit tiefſtem Schmerze hat der Kurfürſt Friedrich Wilhelm den. 
Vertrag gutgeheißen, durch den ihm alles das, was er ſo lange erſtrebt 
und nun endlich in heißem Kampfe errungen hatte, wieder genommen 
wurde. Ganz aufgegeben hat der zähe und ftandhafte Fürſt den Plan. 
der Eroberung Stettins aber nie, obwohl er 1679 möglichſt bald 
Schwediſch⸗Pommern räumte, nur um ſeine Länder jenſeits der Weſer 
von der franzöſiſchen Beſatzung zu befreien. Am 3. Dezember 1679 
verließ die brandenburgiſche Beſatzung Stettin, und die ſchwediſche 9tte- 
gierung übernahm wieder ihre Funktionen. Schon vorher waren Rügen, 
Stralſund, Greifswald, Anklam, Demmin und andere Orte den Schwe⸗ 
den übergeben worden. Feldmarſchall Graf Königsmarck nahm als 
Generalgouverneur von Pommern ſeinen Sitz in Stettin. 

Es waren wieder ſchwere Aufgaben zu erfüllen, da es galt, die 
durch den Krieg geſchlagenen Wunden zu heilen. Eine vom Könige 
Karl XI. eingeſetzte Kommiſſion machte ſich 1680 ans Werk, die pom⸗ 
merſchen Staatsverhältniſſe wiederherzuſtellen und auch eine Unterſuchung 
über die Tätigkeit des Stettiner Rates bei der Belagerung der Stadt 
vorzunehmen. Mußte ſie auch hierbei gegen manche, die ihre Pflicht 
nicht erfüllt hatten, einſchreiten, ſo vergalt ſie doch die Treue, die der 
größte Teil der Bürgerſchaft gegen Schweden bewieſen hatte, dadurch, daß 
ſie ihr manche Erleichterungen beim Aufbau der Häuſer und Kirchen 
verlieh. Daher konnte man dort bald trotz aller Ungunſt der Zeiten 
die notdürftige Wiederherſtellung der Gotteshäuſer in Angriff nehmen 
und im Laufe der nächſten Jahre ausführen. Dagegen wurden die 
Stralſunder, denen man die Schuld an dem unglücklichen Ausgange der 
Belagerung zuſchob, erheblich ſchlechter behandelt. Ein furchtbarer Brand, 
der 1680 ihre Stadt heimſuchte, vernichtete den ſchon ſehr geſunkenen 
Wohlſtand der alten Stadt vollends. Anklam erhielt Steuerfreiheit auf 
drei Jahre, aber trotz dieſer und anderer Erleichterungen blieben die 
Zuſtände des ſchwediſchen Pommerns bis zum Ende des Jahrhunderts 
doch ſehr ungünſtig. Gegen die Unterhaltung zahlreicher ſchwediſcher 
Truppen im Lande erhoben die Stände vergebens Proteſt. Die finan⸗ 
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ziellen Nöte Schwedens machten die Einführung immer neuer Abgaben 
nötig, die wichtigſten Erwerbsquellen der Einwohnerſchaft, Seehandel, 
Ackerbau und gewerbliche Induſtrie, lagen danieder, und konnten trotz 
aller Fürſorge der Regierung keinen Aufſchwung nehmen. Daher 
herrſchte im allgemeinen auch Unzufriedenheit gegen das Regiment der 
Schweden; man hoffte erſt auf eine Beſſerung, als die Zeiten fried⸗ 
licher wurden und König Karl XI. im April 1697 aus dem Leben 
ſchied. 

Im brandenburgiſchen Pommern, das durch den Krieg nicht 
ſo gelitten hatte, war die Lage nach 1679 beſſer, und Kurfürſt Friedrich 
Wilhelm bewies ſich bis zu ſeinem Tode (1688) auch dieſem Lande 
gegenüber als einen für das Wohl ſeiner Untertanen eifrig tätigen 
Landesherrn. War ſein Verhältnis zu dem benachbarten Schweden 
lange Zeit ſo wenig freundlich, daß es beiden Landesteilen manchen 
Schaden in Handel und Verkehr brachte, ſo ſchloß er doch, als er ſich 
von ſeiner Freundſchaft mit Frankreich abwandte, am 10. Februar 1686 
ein Bündnis mit dem Könige Karl zur Verteidigung der Religions- 
und Gewiſſensfreiheit. Freilich wurde es ihm nicht leicht, auf ſeinen 
Lieblingsplan, die Erwerbung Stettins, zu verzichten. Er überließ es 
aber ſeinen Nachkommen, das alte Recht auf das ganze pommerſche 
Land zu günſtigerer Zeit geltend zu machen. In dem pommerſchen Adel, 
dem ſein treueſter Berater, der Oberpräſident Otto von Schwerin, ent⸗ 
ſtammte, erwuchs ihm und feinem Nachfolger, dem Kurfürſten Fried- 
rich III., eine zuverläſſige Stütze; im Frieden und im Kriege waren die 
Glieder des Adels bereit, ihrem Laudesherrn zu dienen. Gar manche von 
ihnen haben in den Kriegen gegen die Türken oder Franzoſen in Ungarn 
oder am Rhein ihr Leben tapfer kämpfend dahingegeben oder im Dienſte 
des Landes, mit dem ihre Heimat verbunden war, treu gewirkt. Unter 
letzteren verdient der aus Stettin gebürtige Miniſter Paul von Fuchs 
auch hier eine beſondere Erwähnung. Eine Ehre erwies der große 
Kurfürſt ſeinem pommerſchen Lande dadurch, daß er den Feldmarſchall 
von Derfflinger 1678 zum Statthalter Pommerns machte, um das er 
mit Ruhm gekämpft hatte. Nach ſeinem Tode (1695) erhielt der Feld⸗ 
marſchall Graf Heinrich von Flemming dieſe Würde, die, als dieſer 
1706 ſtarb, einem Angehörigen des neuen preußiſchen Königshauſes, 
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dem Prinzen Albrecht Friedrich, übertragen wurde. Seitdem hat bis 
auf die jüngſte Zeit ſtets ein Prinz dieſe Ehrenſtellung innegehabt. 
Von dem Glanze und der Pracht, die am Hofe des Kurfürſten 
Friedrich herrſchten, bekamen die Pommern eine Anſchauung, als dieſer 
im Frühjahr 1697 mit großem Reiſegefolge gen Königsberg durch 
Hinterpommern zog. Aber übertroffen wurde dies noch durch die Fahrt 
des Kurfürſten im Dezember 1700 zur Krönung in die preußiſche 
Hauptſtadt. Er ſelbſt benutzte damals freilich die hinterpommerſche 
Poſtſtraße nicht, ſondern nahm ſeinen Weg durch die Neumark auf 
Ratzebuhr und Konitz zu, aber große Abteilungen des gewaltiges Zuges 
berührten Pommern. An den glanzvollen Feſtlichkeiten nahmen auch 
pommerſche Abgeſandte teil, und im Lande wurde die Erhebung Preußens 
zum Königreiche nach der Sitte der Zeit mit ſchwülſtigen Verſen, Reden 
und Predigten zur Genüge gefeiert. Neben dem Königlich Schwediſchen 
Pommern ſtand nun ein Königlich Preußiſches. 
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Nach außen wohl gefeſtigt und gerüſtet, aber im Innern durch 
mancherlei Mißſtimmungen und Unzufriedenheit geſchwächt, ſtand 
Schweden da, als der junge König Karl XII. nach kurzer vormund⸗ 
ſchaftlicher Regierung die Herrſchaft ſelbſt übernahm. Dem großen 
Bunde, der ſich alsbald gegen ihn bildete, blieb Kurfürſt Friedrich von 
Brandenburg fern, obwohl König Auguſt von Polen ihn durch Erinne⸗ 
rung an die pommerſche Frage zu gewinnen ſuchte. Die erſten glänzen⸗ 
den Erfolge des jungen Königs in Dänemark, ſowie bei Narwa (20. No⸗ 
vember 1700) erweckten in Pommern große Begeiſterung: nicht nur 
äußerlich und königlichem Befehle zufolge feierte man die Siege, ſon⸗ 
dern es war, als wenn die jugendlich begeiſternde Perſönlichkeit 
Karls XII. alle Mißſtimmung gegen die Fremdherrſchaft beſeitigte hätte. 
Die Pommern fühlten ſich jetzt ſtolz als Schweden, deren Kriegsruhm 
von neuem die Welt erfüllte. Wie aus Hinterpommern gar viele 
Untertanen in der preußiſchen Armee auf den Schlachtfeldern Ober⸗ 
deutſchlands oder Oberitaliens wacker mitkämpften, ſo folgten ſchwediſche 
Pommern gern und willig den Fahnen des Königs, als er gegen 
Polen und Sachſen Krieg führte. Blieb das Land auch ſelbſt vom 
Kriege verſchont, [o mußte es doch zu den Subſidien und zum Unter⸗ 
halte der Truppen nicht unerhebliche Geldſummen aufbringen; die 
Landtage in Stettin (1707) hatten ſich damit zu beſchäftigen. Auch 
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der Aufenthalt der Gemahlin des Königs Stanislaus von Polen, die 
mit ihrem Hofhalte von 1705 an mehrere Jahre in Stettin weilte, 
verurſachte der Bevölkerung erhebliche Koſten. Beſonders die Städte ge⸗ 
rieten wieder ſo in Schulden, daß ſie wiederholt den Antrag ſtellten, 
die Hufenbeſteuerung für einige Zeit aufzuheben. Trotz der jammer⸗ 
vollen, gewiß übertriebenen Schilderung, die z. B. Greifswald oder 
Demmin von ihrer Lage machten, lehnte der Adel dieſe Erleichterung 
ab, und die Regierung mußte bald noch andere Steuerausſchreiben 
ergehen laſſen, als der langwierige Krieg mit der unglücklichen Nieder⸗ 
lage bei Pultawa (8. Juli 1709) eine ganz andere Wendung nahm. 
In eigenſinnigem Trotze verweilte Karl XII. jahrelang in der Türkei, 
während die Feinde ſich dem ſchwediſchen Pommern näherten. Bereits 
im Oktober 1709 mußte der General von Kraſſow ſeine Truppen aus 
Polen über die Oder zurückführen, und König Stanislaus flüchtete 
zunächſt nach Stettin und dann weiter nach Barth, wo er ſich längere 
Zeit aufhielt. Zu gleicher Zeit ſuchte aber eine furchtbare Peſt das 
Land heim und raffte trotz der Vorſichtsmaßregeln, die man in den 
meiſten Städten durch Einführung einer Quarantäne u. a. m. traf, 
zahlreiche Menſchen dahin. Das Sterben dauerte bis in den Februar 
1711 fort; in Stettin ſollen faſt 2000 Perſonen geſtorben fein. Auf 
dem Landtage zu Anklam (Oktober 1709) beriet man über allerlei 
Erleichterungen, namentlich für die Einquartierung und Verpflegung 
der Truppen, aber die Regierung mußte im Juli 1711 zu den übrigen 
Abgaben noch eine Extraordinarſteuer ausſchreiben, von der niemand 
im Lande frei ſein ſollte. Dabei ſtockten infolge der Kriegsunruhen 
Handel und Verkehr faſt vollſtändig; ja es erging 1710 ein Verbot 
der Getreideausfuhr. Als die feindlichen Scharen von allen Seiten 
gegen Pommern heranrückten, forderte die Regierung am 3. Juli 1710 
die Bewohner auf, ſich zur Verteidigung des Landes zu rüſten und 
in die Städte zu fliehen. 

Für Preußen wurde, als der Krieg ſich nach Schwediſch-Pommern 
zu ziehen ſchien, die Frage immer dringender, wie es ſich verhalten 
ſollte, wenn die Kämpfe auf ſein Gebiet hinübergreifen würden. König 
Friedrich J. konnte bei der finanziellen Schwäche ſeines Reiches nicht 
daran denken, ſeine Truppen vom Kriegsſchauplatze in den Niederlanden 
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heimzurufen und ohne die engliſchen und holländiſchen Hilfsgelder zu 
unterhalten. Deshalb verſuchte er es zunächſt mit allerhand Unterhand⸗ 
lungen mit dem Zaren Peter und dem polniſchen Könige Auguſt IL, 
wobei er auch an eine Erwerbung des ſchwediſchen Pommerns dachte. 
Aber als dieſe ſcheiterten, war er mit der Konvention vom Haag ein⸗ 
verſtanden, durch die am 31. März 1710 die ſchwediſchen Beſitzungen 
in Deutſchland für neutral erklärt wurden. Bald darauf jedoch beſchloß 
man, daß zur Durchführung der Neutralität ein Beobachtungskorps, 
das aus verſchiedenen Truppenteilen zuſammengeſetzt ſein ſollte, in 
Norddeutſchland Auſſtellung nehme. Gegen dieſen Beſchluß erließ 
König Karl von Bender aus einen lebhaften Proteſt und gab ſeiner 
Regierung, die anfänglich geneigt geweſen war, dem Haager Beſchluſſe 
zuzuſtimmen, den Befehl, Pommern mit aller Kraft zu verteidigen. 
Da drang eine Armee von 24000 Mann, Sachſen, Polen und Ruſſen, 
durch preußiſches Gebiet marſchierend, nach Mecklenburg vor und be- 
gann zuſammen mit einer däniſchen Abteilung den Einmarſch in Vor⸗ 
pommern; alle Orte, außer Stralſund und Stettin, wurden beſetzt. 
In und bei Demmin lagen Sachſen; Ruſſen nahmen im Dezember 
1711 Gartz a. O. und begannen in der Umgegend von Stettin übel zu 
hauſen. In Greifswald rückten die Feinde unter der Führung des 
Königs Auguſt am 31. Auguſt ein, ohne Widerſtand zu finden; die 
däniſche Flotte ging bei Wieck vor Anker. Anklam beſetzten ebenfalls 
ſächſiſche und ruſſiſche Truppen; überall wurden den Bewohnern faſt 
unerſchwingliche Kontributionen auferlegt und unerbittlich eingetrieben. 
Die ſchwediſchen Streitkräfte zogen ſich auf Stettin, wo der General 
von Kraſſow das Kommando hatte, und nach Stralſund zuſammen. Hier 
befehligte General Dücker, der im Februar 1712 die Dänen bei Ribnitz 
ſchlug und ſich gegen die Blockade glücklich behauptete. Stettin wurde 
vorläufig nur eingeſchloſſen, dagegen ging man ſofort zum Angriffe 
gegen Stralſund, das Flemming energiſch belagerte, und Rügen vor; in— 
deſſen die Schweden ſchlugen am 18. Juni einen ſolchen zurück und 
vereitelten auch eine Landung auf Rügen. Bald erſchienen neue 
ſchwediſche Verſtärkungen unter dem General Grafen Steinbock, der 
ſiegreich nach Mecklenburg vordrang und am 20. Dezember Dänen 
und Sachſen bei Gadebuſch beſiegte. Um ihnen zu Hilfe zu eilen, 
13 
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waren ſchon vorher die ruſſiſchen und ſächſiſchen Abteilungen, die vor 
Stettin lagen, von dort aufgebrochen. Der Zar Peter erſchien mit 
feinem Hofſtaate ſelbſt im Lande und nahm einige Wochen in Greifs⸗ 
wald und Demmin Aufenthalt, nicht gerade zur beſonderen Freude der 
ſchwer bedrängten Bürgerſchaft, es wurde aber trotzdem in Grei[8- 
wald ein leidlich gutes Verhältnis zwiſchen ihr und den Fremden her— 
geſtellt. 

Das Kriegsglück der Schweden war nicht von langer Dauer; Graf 
Steinbock zog mit ſeinen Scharen nach Holſtein, brannte Altona nieder, 
wurde aber dann am 20. Mai 1713 bei Tönningen zur Kapitulation 
gezwungen. Die vereinigten Dänen, Sachſen und Ruſſen wandten ſich 
nach Pommern zurück. Der Zar gab den Befehl, zum Entgelt für 
die Zerſtörung Altonas Anklam, Gartz und Wolgaſt zu plündern und 
anzuzünden. Während die beiden letzteren in Flammen aufgingen, blieb 
Anklam infolge eines Streites des ruſſiſchen Generals von Staff mit 
dem däniſchen Admiral Karlſon von der Einäſcherung verſchont. Bis 
auf Stettin und Stralſund war ganz Pommern in den Händen der 
Verbündeten, während der König Friedrich I. immer noch an feiner 
neutralen Haltung feſthielt. Auch ſein Nachfolger Friedrich Wil— 
helm J. dachte anfänglich nicht daran, der ruſſiſchen Übermacht in 
Norddeutſchland ohne weiteres ſeine Dienſte zu leihen, aber er wollte 
auch nicht ſein Land durch den Krieg unnütz ſchädigen laſſen, deshalb 
ging er auf einen Antrag des Herzogs Karl Friedrich von Holſtein— 
Gottorp gerne ein, der ihm als vorausſichtlicher Erbe der ſchwediſchen 
Krone durch ſeinen Miniſter, den Freiherrn Georg Heinrich von Görtz, 
den Vorſchlag machen ließ, gemeinſam mit preußiſchen und holſteiniſchen 
Truppen Stettin und Wismar zu beſetzen und für ganz Schwediſch-Vor⸗ 
pommern den Friedenszuſtand herzuſtellen. Im Friedensfalle ſollte 
das Land gegen Erſtattung der Koſten an Schweden zurückgegeben 
werden, doch der Herzog ſagte bereits zu, er werde, wenn ihm die 
Nachfolge in dem nordiſchen Reiche zugefallen ſei, Stettin und Pom⸗ 
mern bis an die Peene an Preußen abtreten. Dieſe Beſtimmungen 
wurden im Einverſtändniſſe mit dem ſchwediſchen Generalgouverneur, 
Grafen Welling, in dem Vertrage vom 22. Juni 1713 feſtgeſetzt, und 
man hoffte auf die Zuſtimmung des Königs Karl XII., ſowie der Ver⸗ 
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bündeten. Dieſe waren auch bereit, Stadt und Gebiet von Stettin in 
der Form der Sequeftration an Preußen zu überlaſſen, aber der Kom⸗ 
mandant der Stadt, General von Meyerfeldt, der auf die Heimkehr 
ſeines Königs und einen dann erfolgenden Umſchwung der Dinge hoffte, 
weigerte ſich, ohne ausdrücklichen Befehl Karls die ihm anvertraute 
Feſtung zu übergeben. Da begannen die Ruſſen und Sachſen im 
Auguſt 1713 fie zu belagern. Obwohl ſich Stettin in ſchlechtem Ver⸗ 
teidigungszuſtande befand und die Garniſon ſchwach war, hielt Meyer⸗ 
feldt tapfer ſtand. Erſt als die Sternſchanze von den Feinden einge⸗ 
nommen und die Stadt am 28. September mehrere Stunden lang heftig 
beſchoſſen worden war, erklärte er fid) am 29. September zur Kapi⸗ 
tulation bereit, beſonders da die Bürgerſchaft ihn dringend darum bat. 
Die ſchwediſche Garniſon zog ab; ein Teil trat in holſteiniſche 
Dienſte und blieb in der Stadt. In Schwedt a. O. ſchloß darauf 
am 6. Oktober König Friedrich Wilhelm I. mit dem Fürſten Menzi⸗ 
koff, der die Belagerung geleitet hatte, den Vertrag, dem zufolge 
Preußen Stettin und das Land bis zur Peene bis zum künftigen 
Frieden in Sequeſtration übernehmen und neutral erhalten ſolle; den 
Verbündeten verſprach der König 400 000 Taler Kriegskoſten zu zahlen, 
die ihm Schweden dermaleinſt zurückerſtatten ſollte. An demſelben 
Tage rückten 1600 Preußen in Stettin ein, und Friedrich Wilhelm 
erſchien ſelbſt dort, um die Feſtung zu beſichtigen. Die Ruſſen zogen 
nach Polen ab. 

Friedrich Wilhelm war ſo unter Aufrechterhaltung der Neutralität 
und dem Scheine nach allein zur Sicherung der ſchwediſchen Rechte in 
den vorläufigen Beſitz Stettins und eines Teiles von Vorpommern ge⸗ 
langt. Sicher hatte er die Hoffnung, es dauernd zu behalten, und 
unterhielt auch jetzt noch freundſchaftliche Beziehungen zu Schweden. 
Der Wunſch aber, auch fortan an der Neutralität feſtzuhalten, ſcheiterte 
an dem Trotze des Schwedenkönigs, der offen erklärte, er halte ſich an 
die ohne ſeine Zuſtimmung geſchloſſenen Verträge nicht gebunden. Da 
fid) auch ſonſt allerlei für Preußen ungünſtige politiſche Konſtellationen 
zeigten, entſchloß ſich Friedrich Wilhelm endlich zu dem entſcheidenden 
Schritt, indem er am 12. Juni 1714 einen Vertrag mit Rußland ein⸗ 


ging, in dem ihm der Zar die Erwerbung Stettins und des Landes 
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bis zur Peene nebſt Wolgaſt und den Inſeln Uſedom und Wollin 
garantierte. Später traten Hannover, mit dem Rußland im Oktober 
1715 zu Greifswald ein Bündnis ſchloß, und Dänemark dieſem Ver— 
trage bei; letzteres erhielt die Zuſage der Abtretung von Stralſund 
und Rügen. 

Inzwiſchen war König Karl XII. bereits wieder in ſeinem Lande 
angelangt: nach ſeinem Gewaltritte war er am 22. November 1714 
in Stralſund eingetroffen. Sein langjähriger Aufenthalt in der Türkei 
hatte feiner Regierung ſchwere Sorgen bereitet, aber der abenteuerliche 
Schimmer, der ſeine Perſon umgab, war dadurch nur gewachſen, und 
das Volk, das an dem, was man von feinem Mute erzählte, Gefallen 
fand, hing mit Begeiſterung an ihm. Gewiß waren ihm auch aus 
Pommern manche Beweiſe treuer Anhänglichkeit zugekommen, aber die 
Erzählung von dem Bauern Müſebeck aus Konerow, der ihm perſön— 
lich Geld nach Bender gebracht und dafür ſeinen Hof von ihm als 
freies Eigentum erhalten haben ſoll, beruht auf einer Sage; ihm 
waren bereits 1701 die bisher verpachteten zwei Höfe gegen Zahlung 
von 1200 Reichstalern verpfändet worden. In Stralſund empfing 
man damals den König mit großem Jubel; er erließ der Stadt auf 
zehn Jahre die Steuern und verlieh ihr manche Rechte. Karl ent- 
wickelte ſofort eine fieberhafte Tätigkeit, nicht nur beſuchte er Rügen 
und Greifswald, um die dort ſtehenden Truppen zu beſichtigen, er be— 
gann auch diplomatiſche Verhandlungen. König Friedrich Wilhelm war 
noch ' ſehr geneigt, Frieden zu halten, ja erbot jid) ſogar, wenn ihm die 
400 000 Taler Kriegskoſten zurückerſtattet würden, Stettin zu räumen 
oder 800 000 Taler gegen dauernde oder zeitweilige Abtretung des 
Landes bis zur Peene zu leihen. Freilich wußte er ganz genau, daß 
der Schwedeukönig auf beide Vorſchläge nicht eingehen werde; hatte 
dieſer doch in ſeinem Trotze von Preußen die ſofortige Räumung des 
Landes verlangt und ſich von neuem geweigert, die Abmachungen von 
1713 anzuerkennen. Im Februar 1715 fing Karl mit Feindſeligkeiten 
an; er nahm Wolgaſt ein, das die Preußen, trotzdem es jenſeits der 
Sequeſtrationsgrenze lag, beſetzt hatten, und ließ im April die Inſel 
Uſedom von ſeinen Soldaten in Beſitz nehmen. Da mußte ſich auch 
der preußiſche König zum Kriege entſchließen, zu dem er bereits um— 
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fangreiche Rüſtungen und Vorbereitungen getroffen hatte. Zunächſt ließ 
er die holſteiniſche Beſatzung, die ſich noch von 1713 her in Stettin befand, 
entwaffnen und gefangennehmen, um nun in der Stadt allein Herr 
zu ſein; die Bewohner mußten ſogleich ſein entſchloſſenes Regiment fühlen. 
Im übrigen ging die Sammlung des preußiſchen Heeres, zu dem auch 
Sachſen ſtießen, um Stettin recht langſam vonſtatten, da ſich der Abſchluß 
der Verträge mit Hannover und Dänemark bis zum Ende des Mai hin- 
zog. Zwar begannen die Feindſeligkeiten zur See zwiſcheu Schweden 
und Dänen, und preußiſche Truppen beſetzten die Inſel Wollin, 
aber der Vormarſch der Armee Friedrich Wilhelms von Stettin aus 
erfolgte erſt am 28. Juni und zwar direkt gegen Stralſund, wo eine 
Vereinigung mit dem däniſchen Heere ſtattfand. Etwa 50000 Mann 
lagen vor der Stadt, die nur eine Beſatzung von 17000 hatte. Die 
däniſche Flotte ankerte zum Teile bei Uſedom, nicht ohne die Gefahr, 
von den ſchwediſchen Kriegsſchiffen erdrückt zu werdeu. Zunächſt befahl 
Friedrich Wilhelm ſeinem General von Arnim, die Inſel Uſedom den 
Schweden wegzunehmen, da es ohne deren Beſitz nicht möglich war, 
die ſchweren Geſchütze nach Stralſund zu bringen. Wolgaſt wurde 
leicht genommen, während es anf Uſedom, namentlich um die ſtarken 
Schanzen bei Peenemünde, zu heftigeren Kämpfen kam, ehe ſie am 
22. Auguſt erobert wurden. Nun war es, wenn Stralſund fallen 
ſollte, nötig, vorher Rügen zu beſetzen. Nachdem die däniſche Flotte 
die Einfahrt in den Rügiſchen Bodden erzwungen hatte, landeten am 
15. November unter der Leitung des Fürſten Leopold von Deſſau etwa 
20 000 Preußen bei Groß-Strefow, wo ſofort Verſchanzungen angelegt 
wurden. Kaum hatte König Karl, der ſich ſelbſt auf der Inſel befand, 
von dieſer Landung gehört, ſo griff er ſie mit 800 Mann Infanterie 
und 2500 Reitern an, wurde indes in einem nächtlichen Kampfe zurück— 
geworfen; er ſelbſt eilte nach Stralſund, die ſchwediſchen Truppen aber, 
die noch auf Rügen waren, wurden in der Schanze Altefähr leicht gefangen, 
genommen. Die Dänen übernahmen nun die Beſetzung der Inſel, die 
ſächſiſch-preußiſchen Truppen rückten wieder vor Stralſund, wo die 
beiden Könige von Dänemark und Preußen bereits ſeit dem Oktober 
die hartnäckigen Kämpfe leiteten. Schon waren manche Außenwerke 
genommen, aber die Stadt widerſtand auch nach dem Falle Rügens 
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noch mehr als ſechs Wochen, deun mit großer Zähigkeit hielt König 
Karl an dieſem letzten Reſte ſeiner pommerſchen Beſitzungen feſt. Unter 
großen Verluſten rückten die Belagerer an die Stadt heran. Als dann 
der König in der höchſten Not ganz ungenügende Anerbietungen machte, 
wies man dieſe ab, wie man franzöſiſche Vermittelungsvorſchläge ab— 
gelehnt hatte, und rüſtete ſich zum Sturme: da verließ Karl am 22. De⸗ 
zember die Stadt zu Schiff und gelangte glücklich nach Schweden. An 
demſelben Tage erbot ſich der Kommandant, General von Dücker, zur 
Kapitulation, die am 24. Dezember unterzeichnet wurde; die Stadt 
wurde wie Rügen und das Land nördlich von der Peene von Ruſſen 
beſetzt, während die Preußen ſich in dem übrigen Schwediſch-Pommern 
häuslich einzurichten begannen. Bereits 1716 wurde dort die Lehus— 
inveſtitur der Ritterſchaft vollzogen, auch befahl Friedrich Wilhelm, daß 
die Vertreter Stettins am 25. Februar 1717 durch Handſchlag zum 
Gehorſam gegen die „itzige höchſte Obrigkeit“ verpflichtet würden. Einen 
Proteſt des Wiener Kabinetts gegen dieſen Akt wies man von Berlin 
ans ruhig zurück. Es dauerte freilich noch lange Zeit, ehe das Gebiet 
wirklich abgetreten wurde, deuu Karl XII. wollte ſeine deutſchen Be- 
ſitzungen keineswegs aufgeben. Auf alle mögliche Weiſe ſuchten er und 
ſein verſchlagener Miniſter von Görtz die politiſchen Verhältniſſe zu 
verwickeln und zu verwirren, um daraus für Schweden Gewinn zu 
ziehen. Auch Rußlands Stellung in Norddeutſchland machte die Lage 
oft ſo ſchwierig, daß mehr als einmal ein allgemeiner neuer Krieg 
auszubrechen drohte. Friedrich Wilhelm aber hielt an Rußland feſt 
und ließ ſich ſeine pommerſchen Eroberungen, namentlich Stettin, 
das ihm England-Hannover durchaus nicht gönnte, wiederholt garan— 
tieren. Da wurde König Karl XII. am 11. Dezember 1718 vor 
Friedrichshall in Norwegen erſchoſſen. Seine Nachfolgerin Ulrike, die 
Gemahlin des Prinzen Friedrich Karl von Heſfen-Kaſſel, ging auf Ver⸗ 
handlungen ein, die ſich allerdings noch lange hinzogen. Wieder kam 
es in dieſer Zeit, die ſo überaus reich an diplomatiſchen Unterhand— 
lungen ijt, zu den ſeltſamſten politiſchen Verwickelnngen und Winkel⸗ 
zügen, in denen ſich der gewiſſenhafte König Friedrich Wilhelm ſelbſt 
kaum zurechtfand, aber endlich wurde am 20. Auguſt 1719 in Stock- 
holm Friede zwiſchen Preußen und Schweden geſchloſſen, in dem 
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erſteres Stettin und Pommern bis zur Peene gegen eine Zahlung 
von zwei Millionen Talern ohne irgendwelche Beſchränkung erwarb. 
Der formelle Abſchluß des Vertrages erfolgte am 21. Januar 1720. 
Der Verſuch Friedrich Wilhelms, bei Gelegenheit der ruſſiſch-ſchwediſchen 
Friedensverhandlungen in Nyſtadt auch Stralſund und Rügen zu be— 
kommen, mißlang, aber der Erfolg war auch jo bedeutend genug, ob- 
wohl der König ſich über die Geldzahlung ärgerte. Hat auch die ganze 
Geſchichte von der Erwerbung Mittelpommerns ein durchaus 
nüchternes, jeden friſchen Handelns bares Gepräge, ſo war es doch für 


das Land ein Segen, daß es endlich mit dem Staate verbunden wurde, zu 


dem es ſeiner natürlichen Lage und altem Rechte nach gehörte. Friedrich 
Wilhelm war beſonders ſtolz darauf, dies Recht, um das ſein 
Großvater vergeblich gekämpft hatte, geltend gemacht zu haben, wie 
er es in der Inſchrift ausdrückte, die er an dem Berliner Tore in 
Stettin, dem 1724—1725 erbauten Denkmale feines Sieges, anbringen 
ließ: „Das Herzogtum Stettin, das deu brandenburgiſchen Kurfürſten 
abgetreten, den Herzogen von Pommern zu Lehn gegeben, durch beſon⸗ 
dere Fügung an Schweden gekommen war, hatte er kraft rechtmäßiger 
Verträge und für einen richtigen Preis bis an die Peene gekauft, er» 
worben und für ſich wiedergewonnen.“ Nicht die Größe des Zuwachſes 
(81 Quadratmeilen) war es, was ihn dem Könige ſo wertvoll machte, 
ſondern das Gefühl, daß er jetzt mit Stettin „einen Fuß am Meere 
hatte und an dem Commercio der ganzen Welt teilnehmen konnte“. 
Deshalb hat er in ſeinem Leben, das ganz von der Sorge für ſeinen 
Staat und ſeine Untertanen erfüllt war, dieſem neu erworbenen 
Landesteile, der alsbald mit dem älteren pommerſchen Beſitze ver- 
bunden ward, feine beſondere Fürſorge zuteil werden laſſen.“ 

Vor allem gedachte er nun die Huldigung der neuen Untertanen 
vorzunehmen. Bei den Verhandlungen aber wandte ſich die vereinigte 
Landſchaft der vorpommerſchen Ritterſchaft und Städte an den König 
um Beſtätigung ihrer Privilegien, die ſie in großem Umfange zuſammen⸗ 
ſtellten. Friedrich Wilhelm ignorierte anfänglich die Forderungen, 
äußerte ſich dann aber ſehr unwillig über die „impertinenten grava- 
mina, desideria et praetensiones“ und lehnte die Beſtätigung ab. 
Sofort erfolgte ohne die Beſtätigung die Huldigung der Ritterſchaft, 
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der Städte und der ganzen Bürgerſchaft Stettins unter großen Feier- 
lichkeiten am 10. Auguſt 1721, und zugleich wurde jetzt endgültig die 
Regierung des Landes eingerichtet. 

An der Spitze des preußiſchen Pommerns ſtand der Statthalter, 
anfänglich der Oheim des Königs, Prinz Albrecht Friedrich, ſeit 1731 
ſein zweiter Sohn Prinz Auguſt Wilhelm. Als Oberpräſident aller 
in Hinterpommern und in dem fequeftrierten Diſtrikte Vorpommerns 
befindlichen Kollegien war bereits 1716 der Geheime Rat von Maſſow 
beſtellt, ſpäter trat der bisherige Kanzler Philipp Otto von Grumbkow 
an ſeine Stelle; er hat trotz mancher Schwächen beim Könige in großer 
Gunſt geſtanden und vereinigte in ſeiner Hand die oberſte Leitung 
ſämtlicher Behörden der Provinz. Dieſe Stellung war geſchaffen wore 
den, um eine enge Vereinigung der beiden lange getrennten Landes— 
teile unter ſich und mit dem Königreiche herzuſtellen. Die königliche 
„Pommerſche und Kamminſche Regierung“ nahm die Stellung einer 
oberſten Zentralbehörde der Provinz ein: fie hatte die Landeshoheits-, 
Lehns⸗ und Grenzſachen, ſowie die ſonſtigen öffentlichen Angelegenheiten 
zu bearbeiten, führte die Aufſicht über die Verwaltung des Vermögens 
der landesherrlichen Stiftungen, die Wahrnehmung des königlichen 
Patronats und galt als oberſtes Landgericht von Vor- und Hinter— 
pommern. Sie beſtand aus einem Kanzler und etwa 22 Räten, von 
denen indes die wenigſten dauernd anweſend waren. 1723 ſiedelte dieſe 
Behörde von Stargard nach Stettin über. Als Provinzialgerichte für 
Pommern waren die beiden Hofgerichte tätig; das alte hinterpommerſche 
wurde gleichfalls von Stargard nach Stettin verlegt und war nun auch für 
Vorpommern zuſtändig. Für den öſtlichen Teil der Provinz begründete 
der König 1720 in Köslin ein zweites Hofgericht, dem beſonders der 
hinterpommerſche Adel nach Aufhebung der Burggerichte und der Land— 
vogtei zu Stolp zugewieſen wurde. Beide Gerichte beſtanden aus je 
zwölf bis dreizehn adeligen oder gelehrten Räten unter je einem Direktor, 
das ſonſtige Perſonal war recht zahlreich; ganz beſonders groß war 
die Zahl der Advokaten und Prokuratoren, denen man bald die Schuld 
an der Verſchleppung ber Prozeſſe zuſchob. Mit dem Stettiner Hof- 
gerichte ſtand in Verbindung das Skabinatskollegium oder der Schöppen— 
ſtuhl, der ſeit 1733 mit dem Hofgerichte das Krimiualkollegium für 
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ganz Pommern bildete. Ebenfalls für die ganze Provinz war 
zuſtändig das Konſiſtorium zu Stettin, das die Befugniſſe der 
geiſtlichen Gerichtsbarkeit und die Verwaltung ausübte; der General— 
ſuperintendent war Mitglied dieſer Behörde. Im Jahre 1723 wurde 
auch für Pommern eine Kriegs- und Domänen kammer in Stettin 
eingerichtet, durch die der König die Einheitlichkeit der geſamten Staats- 
verwaltung geſichert wiſſen wollte. Es beſtand außer dem Präſidenten, 
dem Direktor und dem Forſtmeiſter aus ſechzehn Räten. In erſter 
Linie Finanzbehörden, hatten die Kammern in weiteſtem Sinne die 
Finanzverwaltung, indem ſie nicht nur für das Eingehen der Ab— 
gaben und Gefälle zu ſorgen, ſondern auch ihre Verwendung zu be— 
aufſichtigen und allen Fleiß anzuwenden hatten, den Wohlſtand und 
die Steuerkraft der Provinz durch Pflege der Gewerbe, der Wirtſchaft 
und des Verkehrs zu fördern. So lag im Grunde die ganze Ad— 
miniſtration dieſer Behörde ob; es war für ſie indes in Pommern 
ganz beſonders ſchwer, Ordnung zu ſchaffen, da die Zuſtände recht 
verlottert waren, und es ſind auch Unordnungen, Unterſchleife und 
Konflikte immer wieder vorgekommen. Das 1724 eingerichtete Medi— 
zinal⸗ und Sanitätskollegium gliederte fid) an die Kammer an und 
hatte die Aufſicht, ſowie eine beſtimmte Jurisdiktion in Medizinalſachen. 
Für die Steuerverwaltung wurde die Provinz in die vier Kreiſe Stettin, 
Pyritz, Kolberg und Stolp eingeteilt. 

Neben die alte Einteilung des Landes in Amter oder Vogteien 
war bereits im ſiebzehnten Jahrhundert die Einrichtung von Quartieren 
oder Kreiſen, wie ſie ſeit ungefähr 1690 genannt wurden, getreten. 
Urſprünglich für die Aufbringung und Ablieferung der Kontributionen 
in den Kriegszeiten geſchaffen, waren fie allmählich zu Verwaltungs- 
bezirken ausgebildet, die unabhängig von den hiſtoriſch erwachſenen 
Amtern gewiſſe geographiſche Einheiten in dem Lande darſtellten. 
Wie ſie ſich im einzelnen in Pommern gebildet haben, läßt ſich noch 
nicht nachweifen; wir finden aber um 1740 in Hinterpommeru vier- 
zehn und in Vorpommern fünf ritterſchaftliche Kreife. Neben dieſen be- 
ſtanden drei Prälatenkreiſe, das Domkapitel Kammin, die Dompropſtei 
Kuckelow und das Domkapitel Kolberg, die ihre geſonderte Verwaltung 
unter der Oberaufſicht der Kriegs- und Domänenkammer hatten. An 
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der Spitze der ritterſchaftlichen Kreiſe ſtand der von dem eingeſeſſenen 
Adel gewählte Direktor, der anf Präſentation hin von der Regierung 
beſtätigt wurde. Man nannte dieſe Beamten auch ſchon Landräte, weil 
ſie an die Stelle der ehemaligen Vertreter der einzelnen Kreiſe traten, 
bie im landſtändiſchen Ausſchuſſe, dem Landratskollegium, tätig ge— 
weſen waren. Bis 1714 gab es neben ihnen beſondere Kreiskom⸗ 
miſſarien, die mit den Marſch- und Einquartierungsſachen zu tun hatten; 
damals wurden ihre Geſchäfte den Landräten übertragen. Hierdurch 
wurden ſie immer mehr Vertreter der landesherrlichen Gewalt in ihren 
Kreiſen, und ſo entwickelte ſich aus dem ſtändiſchen Charakter des Amtes 
der Landräte mehr und mehr der königliche. Sie unterſtanden den 
neu eingerichteten kollegialiſchen Kommiſſariaten und hatten im wefent- 
lichen nur die Verwaltung ihrer Bezirke zu führen. In Hinterpommern 
pflegten ſich die Kreiseingeſeſſenen zu Tagen zu verſammeln, bei denen 
der Landrat den Vorſitz führte. In Vorpommern ging die Übertragung 
der eigentlichen Verwaltungsgeſchäfte der Kreiſe an die Landräte erſt 
allmählich vor ſich, und die Kreistage hatten hier nur geringe Be— 
deutung, denn die Wahl der Landräte erfolgte durch die Landſtände, 
die von den vier adeligen und einem ſtädtiſchen Landrat gebildet 
wurden. Dieſe Konvente, die gewöhnlich in Stettin ſtattfanden und 
eigentlich nur einen Ausſchuß des vorpommerſchen Landtages darſtellten, 
traten, ſeitdem dieſer nicht mehr berufen wurde, vollſtändig an ſeine 
Stelle und hatten das Recht, der Regierung die Wünſche und Beſchwer— 
den des Landes vorzutragen. Die hinterpommerſche Landſtube, in der 
gewöhnlich der Vertreter des Kamminer Domkapitels den Vorſitz führte, 
beſtand aus fünf ordentlichen und drei außerordentlichen Mitgliedern, 
von denen außer dem Repräſentanten des Prälatenſtandes vier von 
der Ritterſchaft und drei von den Immediatſtädten deputiert wurden. 
Man legte in Pommern auf dieſen kümmerlichen Reſt der einſt ſo 
wichtigen Landſtände großen Wert, obgleich er ſehr geringe Bedeutung 
für die Verwaltung beſaß, ja bei der Steuerverwaltung kaum noch nite 
zureden hatte. Dieſe ging allmählich ganz in die Hände der Staats— 
regierung über, die allein das Recht der Verteilung der Kontribution 
nach Landhufen beanſpruchte und die ſtändiſche Mitwirkung nach und 
nach beſeitigte. 
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Lauenburg und Bütow ſtanden noch im Lehnsverhältniſſe zu 
Polen, das allerdings immer lockerer und bedeutungsloſer wurde. Die 
Leitung der Verwaltung lag in der Hand des Oberhauptmanns, deſſen 
Stelle ſtets mit der des Oberpräſidenten von Pommern verbunden war. 
Sonſt blieben die beiden Herrſchaften ſich ziemlich ſelbſt überlaſſen, 
und der zahlreiche Adel verſammelte ſich zu Landtagen, auf denen es 
oft nach polniſcher Art zuging. Einige Geſchlechter hatten dort allein 
größeren Einfluß, die meiſten kleinadeligen Familien verkamen in Roh⸗ 
heit und Dürftigkeit. Die Rechtspflege vor dem Stadt-, Land- und 
Appellationsgerichte in Lauenburg war nur äußerlich geordnet, in 
Wirklichkeit herrſchten auch auf dieſem Gebiete vollkommene Unordnung 
und Willkür. Friedrich Wilhelm mochte fid) mit dieſen Verhältniſſen 
wohl nur deshalb nicht gerne befaſſen, weil er keine Konflikte mit 
Polen haben wollte. 

Sonſt griff er bald nach ſeiner Thronbeſteigung gar energiſch und 
feit in die Zuſtände Pommerns ein. Bereits 1715 wurde eine General⸗ 
kommiſſion zur „Reſpicierung der pommerſchen, fteuer- und rathäus⸗ 
lichen Verhältniſſe“ eingeſetzt. Unter ihr hatte es eine Spezial⸗ 
kommiſſion, die ſogenannte Hufenkommiſſion, mit der Regelung der 
Kontribution vom platten Lande und der Aufnahme und Klaſſifikation 
des geſamten Grund und Bodens nach ſeiner Beſchaffenheit zu tun. 
Im Auguſt 1713 wurde vom Könige das Edikt über die Domänen 
erlaſſen, durch das die Erbpacht aufgehoben und der ganze Beſitz in 
die eigene Verwaltung des Staates übernommen wurde; fortan gab 
man ſie nur auf kurze Zeitpacht aus. Zugleich unterſtellte der König 
die Amtskammern der Provinzen einem General-Finanz-Direktorium, 
aus dem dann durch Verbindung mit dem General-Kommiſſariat das 
„General-Ober-Finanz-Kriegs- und Domänen-⸗Direktorium“ gebildet 
wurde. Die Veränderung des Pachtweſens wurde in Pommern ſo 
energiſch durchgeführt, daß 1716 dort nur noch fünf Vorwerke in Erb⸗ 
pacht waren, und man berichtete damals, daß der Vorteil der Zeitpacht 
überall zunehmend zutage trete. Gegen die Einführung der General- 
pacht der Amter an Stelle der Einzelverpachtungen, die dem Könige 
immer wichtiger und vorteilhafter erſchien, erhob der Präſident von 
Maſſow Einſpruch, da ſie für Pommern nicht geeignet ſei. Friedrich 
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Wilhelm hielt aber an ſeiner Überzeugung, daß die Zergliederung der 
Domänen in einzelne kleinere Pachthöfe verderblich fei, auch ben Be- 
richten der pommerſchen Kammer gegenüber feſt. Um den üblen Zu⸗ 
ſtand der Domänen in Pommern zu unterſuchen und zu beſſern, wurde 
1723 eine eigene Kommiſſion eingeſetzt, die im Namen des Königs 
zu erklären hatte, daß „Seine Majeſtät die Generalpacht ohne jegliche 
Widerrede und fernere Remonſtration introduciert wiſſen wolle“. Es 
gelang der Kommiſſion auch, dieſen Willen allmählich in die Tat 
umzuſetzen; bereits 1728 war die Generalpacht in neun hinter⸗ 
pommerſchen und zwei vorpommerſchen Amtern durchgeführt und 
in anderen vorbereitet. In Vorpommern galt es ſofort nach der Be— 
ſitznahme, eine Anzahl von Domänen wieder einzulöſen; im April 1721 
waren dafür bereits 260 000 Taler gezahlt worden. Mit größtem Ins 
tereſſe bekümmerte ſich der König um die beſſere Bewirtſchaftung der 
Staatsgüter und erließ für alle Zweige die eingehendſten Inſtruktionen: in 
dem Haushaltnngsreglement für die Amter des Königreichs Preußen 
vom 23. Juli 1731 find umfaſſende Anordnungen getroffen; er ver⸗ 
langte ſtrenge Aufſicht der Kammern und regelmäßige Berichte. Da- 
durch erreichte er ein ſtändiges Steigen der Einkünfte aus den Domänen, 
bie fid) 1726 —1728 aus 30 pommerſcheu Amtern auf 118223 Taler 
beliefen. Aber nicht nur auf die Domäneu erſtreckte ſich das Bemühen 
des Königs, ſondern auch auf die Kultur des geſamten Landes. Dazu 
galt es ihm als beſonders wichtig, den Neuanbau des Landes zu 
fördern, und bereits im Auguſt 1725 konnte er an den Herzog Leopold 
von Deſſau ſchreiben, daß es auf dem Lande in Vorpommern gut 
ausſehe, es werde dort alles aufgebaut und in einiger Zeit nichts mehr 
wüſt ſein. In Hinterpommern dagegen ſtand es nach einer Order, die 
1724 an das Generaldirektorium erging, ſchlechter als in Vorpommern; 
es werde, ſo hieß es, zu viel Roggen gebaut, die Dörfer mit den 
Kirchen ſeien in üblem Zuſtande, es ſei notwendig, daß hier etwas 
geſchehe. Die Anſetzung von ländlichen Koloniſten erſtreckte ſich auf 
Pommern nur in geringerem Umfange; wohl wurden Tauſende von Salz- 
burgern nach Stettin geführt, aber nur, um von dort zu Schiff nach Preußen 
gebracht zu werden. Meliorationen ließ Friedrich Wilhelm im Randow⸗ 
bruch an der Grenze Pommerns und der Uckermark vornehmen, ebenſo 
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begann man von 1718 an im Üdermündifchen Kreiſe, einen Land⸗ 
ſtrich zu entwäſſern und für den Anbau zu gewinnen, der bisher 
mit Sümpfen, Moräſten und Brüchen bedeckt war, und gewann ba- 
durch ein neues Amt, das 1734 unter dem Namen Königsholland be- 
gründet wurde. Des Königs großer Sohn ſetzte gerade hier beſonders 
das Werk des Vaters fort. Holländereien legte man 1728 auch in 
Wolfshorſt an der Krampe an. 

Die bisherige Leibeigenſchaft hob Friedrich Wilhelm zwar durch das 
Edikt vom 22. März 1719 für die hinterpommerſchen und kamminſchen 
Amter auf, es gelang ihm aber nicht, dieſe Maßregel wirklich überall 
zur Durchführung zu bringen. Dagegen erleichterte er das Los der Amts— 
untertanen durch Auordnungen über ihre Dienſte und ihre Behandlung, 
indem er die Willkür der Beamten und Pächter einzuſchränken ſuchte. 
Für die Beſſerung der Lage des ſonſtigen Bauernſtandes konnte er 
nicht viel tun; der Adel ſetzte jedem Eingreifen den entſchiedenſten 
Widerſtand entgegen. Nur dem Bauernlegen verſuchte er durch eine 
Verordnung vom 14. März 1739 Einhalt zu gebieten. Noch auf 
vielen anderen Zweigen der Landeskultur und Volkswirtſchaft hat 
Friedrich Wilhelm auch für Pommern ſegensreich gewirkt; leider iſt 
bisher ſeine Tätigkeit, die er dieſer Provinz ganz beſonders widmete, 
noch nicht genügend dargeſtellt worden. Daß ſie ihm vor anderen Ge— 
bieten am Herzen lag, hat er oft genug bei ſeinen zahlreichen Beſuchen 
und Viſitationsreiſen deutlich kundgetan; auch in ſeinem politiſchen 
Teſtamente vom 22. Januar 1722 rühmt er das Land als gut und 
fruchtbar und bezeichnet die dortigen Domänen als in guter Okonomie 
befindlich, wenn auch noch viel zu beſſern ſei. „Die pommerſchen Va— 
ſallen“, ſchreibt er dort für ſeinen Nachfolger nieder, „ſind treu wie 
Gold; ſie räſonieren wohl bisweilen, aber wenn mein Suceeſſor ſagt, 
es ſoll ſein, und daß er ſie mit gutem zuredet, ſo wird keiner ſich da— 
wider movieren gegen eure Befehle.“ 

Ein beſonderes Verdienſt hat ſich Friedrich Wilhelm ferner um 
die Städte Pommerns erworben. Wohl griff er auch hier mit feſter 
Hand in die zerrütteten Verhältniſſe ein und ging ſchonungslos gegen 
die ſtädtiſche Wirtſchaft vor, aber er ſchuf dadurch etwas Bleibendes 
und bekämpfte mit Erfolg Armut, Unordnung, Engherzigkeit und Schlen- 


206 Sechſter Abſchnitt. 


drian. Die bereits vom Kurfürſten Friedrich III. eingeſetzte Kommiſſion 
zur Unterſuchung des rathäuslichen Weſens wurde 1715 neu belebt, war 
bis 1720 tätig uud wurde ſpäter für Vorpommern noch einmal zu neuem 
Leben erweckt. Sie hat die Grundlage geſchaffen, auf der die Ver— 
beſſerung des ſtädtiſchen Weſens in Verwaltung, Kaſſen- und Bau⸗ 
weſen weiter fortgeführt werden konnte. Für die ſtädtiſchen Behörden 
erließ man Reglements, in denen die Zahl, die Gehälter und die Amts— 
pflichten der Mitglieder des Rats und der Beamten feſtgeſetzt wurden. 
Für Kolberg erging dieſes Reglement bereits im Jahre 1717, für 
Rügenwalde 1720 und in derſelben Zeit auch für die anderen Städte. 
Überall zeugen unendliche Protokolle und Schriftſtücke von der müh- 
ſamen Arbeit, die dieſe Neuordnung machte. Beſonders ſchwierig aber 
war dies Werk in Stettin, und für dieſe Stadt wurde dann eine ſehr 
ausführliche Ordnung im Jahre 1723 erlaſſen, die ihr immerhin 
noch einen recht großen Verwaltungsapparat beließ. Eine bei dem 
Stadtregimente vorhandene Vertretung der Bürgerſchaft ließ man in 
faſt allen Orten beſtehen. Groß war die Schwierigkeit, Ordnung in 
dem Kaſſenweſen zu ſchaffen: hier waren unzählige Verordnungen, 
Mahnungen oder Strafen nötig, Auszüge aus den Kämmereien wur— 
den gefordert, die Abtragung der alten Schulden wurde verlangt, 
eine ſorgfältige Rechnungsführung befohlen. An die Stelle von Untreue 
und Schlendrian ſetzte man Sparſamkeit und Genauigkeit und zwar 
mit ſolchem Erfolge, daß z. B. die Einnahmen Stettins vom Jahre 
1722 — 1740 von 17930 auf 29 559 Taler ſtiegen, während aller- 
dings auch die Ausgaben von 16402 auf 23 722 Taler wuchſen. 
Die Einnahmen der Stadt betrugen in den Jahren 1736 —1740 über 
37000 Taler mehr als in den Jahren von 1722— 26, die Ausgaben 
waren dagegen nur um etwa 6420 Taler geſtiegen. Für die Einkünfte 
der Städte war der Grundbeſitz von maßgebender Bedeutung; deſſen 
Erträge zu heben war deshalb das beſondere Bemühen der könig— 
lichen Regierung. Auch hier galt es einen möglichſt hohen Ertrag 
zu erzielen und unnötige Ausgaben zu beſeitigen. Bei aller weiſen 
Sparſamkeit, die Friedrich Wilhelm eigen war, ſuchte er doch ſtets 
dafür zu ſorgen, daß das Geld nutzbringend angelegt wurde, daher 
forderte er ſtets zu Neubauten in den Städten auf, damit die zahl- 
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loſen wüſten Stellen — es wurden im Jahre 1721 in 43 Städten 
1766 gezählt — beſeitigt würden. Es iſt ihm auch gelungen, ſolchen 
Neuban in großem Umfange durchzuführen, waren doch 1743 nur noch 
607 wüſte Stellen vorhanden. Bauluſtigen Erleichterungen zu gewähren, 
Fremde zum Bau von Wohnhäuſern zu gewinnen, dazu war der König 
immer bereit. So änderte ſich bald das Ausſehen der Städte: an 
Stelle der Strohdächer, über deren Vorhandenſein ſelbſt bei Kirchen⸗ 
gebäuden ſich der König noch 1724 ſehr unwillig äußerte, traten mehr 
und mehr Ziegeldächer. Für Paſewalk, Demmin und Anklam, die er 
damals bei einem Beſuche Vorpommerns in ganz beſonders ſchlechtem 
Zuſtande fand, befahl er ſofort den Bau von 100, 60 oder 20 Bürger⸗ 
häuſern. Als 1718 Köslin zum großen Teil abbrannte, ſorgte er 
durch reiche Gaben für den Neubau und ſuchte auf alle Weiſe die 
Stadt zu heben. Ebenſo großer Gunſt des Königs erfreute ſich Stettin, 
wo er zahlreiche Bauten ausführen, das Schloß und die faſt verfallene 
Marienkirche ausbauen, eine Straßenbeleuchtung einführen ließ. Auch 
die 1721 in Stettin begründete franzöſiſche Kolonie, die mit großen 
Freiheiten ausgeſtattet wurde, mußte eifrig zum Ausbau der Stadt bei⸗ 
tragen und wurde dabei aus den königlichen Kaſſen unterſtützt. Das 
geſchah ſehr zum Arger der alten Bevölkerung und des Rates, die in 
den begünſtigten Fremdlingen nur unwillkommene Eindringlinge ſahen. 
Aber der König ſchützte ſie und freute ſich, wenu er bei ſeinen häufigen 
Beſuchen bemerkte, daß dort viel gebaut wurde und auch die Laſtadie 
gut ausſah. 

Neues Leben und neue Blüte ſollten aber den Städten aus der 
Belebung von Handel und Verkehr erwachſen. Mit dieſen ſah es 
allerdings beſonders ſchlimm aus; in den meiſten Städten konnte man 
kaum noch davon ſprechen. Der Unternehmungsgeiſt war überall ge⸗ 
wichen, nur wenige wagten noch über die Grenzen des Landes oder 
gar über See Handel zu treiben, dabei waren die Häfen verſandet, 
Zollſchwierigkeiten hemmten an allen Stellen den freien Verkehr. 
Sofort als Stettin 1715 von Preußen übernommen worden war, 
befahl Friedrich Wilhelm, die Urſachen des Verfalles des dortigen 
Handels zu unterſuchen, und in der hierüber aufgeſetzten Denkſchrift 
wurde beſonders auf die zahlreichen Oder- und Warthezölle hingewieſen, 


208 Sechſter Abſchnitt. 


die übermäßige Einfuhr des polniſchen Getreides zum Nachteile für 
das einheimiſche und befahl, es mit einem Einfuhrzoll zu belegen, ja 
erließ 1722 ein förmliches Einfuhrverbot. In den kleinen Städten 
Vorpommerns, wie Anklam und Demmin, klagte man über die Er— 
ſchwerung des Verkehrs nach dem jenſeits der Peene gelegenen Schwe— 
diſch⸗Pommern und fühlte fid) beſonders durch den ſelbſtändigen Korn— 
handel des Adels und der Pächter beſchwert. Der alte Streit zwiſchen 
Stadt und Land brach noch einmal aus, der König aber entſchied 1721 
und 1737 für den freien Kornhandel des Adels und der Domänen 
im Inlande. Dagegen ſuchte er den Städten durch Anknüpfung von 
» Handelsbeziehungen mit Rußland neue Abſatzgebiete zu ſchaffen, aber 
er fand nicht nur in den kleinen Städten Demmin, Ückermünde, Greifen⸗ 
hagen, Kammin, Uſedom, Treptow und Rügenwalde, ſondern auch in 
Stolp, Anklam und Stettin keine Neigung bei der Kaufmannſchaft, 
ſich auf ſolche unſichere Unternehmungen einzulaſſen. Allein die Kol— 
berger verfuchten, einige Schiffe in die ruſſiſchen Oſtſeehäfen zu entſenden, 
ſtanden aber auch bald davon ab. Ebenſo mißlang ein Verſuch, den 
Durchgangsverkehr des polniſchen Getreides, der 1723 freigegeben 
wurde, über Stettin zu lenken, und die pommerſche Kammer hatte 
N recht, wenn fie 1724 [efr ungünſtig über den dortigen Handel und 
die Kaufmannſchaft urteilte; der König ſelbſt ließ dieſer erklären, ſie 
fei „ſchläfrig und nachläſſig“. Während er im Verfolge feiner agrarifche: 
Schutzzollpolitik oft ſehr zur Klage der Städte auswärtiges Getreide 
mit Zöllen belegte oder gar jede Einfuhr verbot, ging er daran, die 
Zollſchranken im Lande ſelbſt zu beſeitigen, wie er es zuerſt 1722 zu— 
gunſten Paſewalks tat, dem er freie Zufuhr aus der Uckermark zu— 
geſtand. Auch die Ausfuhrfreiheit hat er faſt ſtets aufrechterhalten, 
trotzdem war der Export Stettins, Kolbergs oder Rügenwaldes nur 
in den wohlfeilen und kornreichen Jahren von 1729 — 1733 ein wenig 
bedeutender. 
Zur Verſorgung der Garniſonen ließ Friedrich Wilhelm nach dem 
Vorbilde feiner Vorgänger große Getreidemagazine in den Städten an⸗ 


die den Warenumſatz nach Polen vollſtändig vernichtet hätten; weiter 
hob man namentlich hervor, daß der Getreidehandel dorthin ganz ab- | 
geſtorben ſei. Friedrich Wilhelm wünſchte aber ſeit 1721 gar nicht 1 
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legen; ſie ſollten in Friedenszeiten neben den militäriſchen Zwecken 


ganz überwiegend den volkswirtſchaftlichen Bedürfniſſen des Landes 


dienen. Wie in alter Zeit die Städte ſelbſt für Aufſpeicherung von 
Korn Sorge getragen hatten, damit immer ein Vorrat für die Bürger vor⸗ 
handen ſei, ſo verfolgte jetzt der Staat ein ähnliches Ziel. In Kolberg 


wurden 1722, in Stettin 1725 — 1728 auf dem Abtshofe und auf der Laſta⸗ 


die, ſowie in Stolp 1736—38 neue große Magazine gebaut, mit denen 
königliche Proviantämter für den Einkauf und die Einforderung des 
dorthin zu liefernden Getreides verbunden waren. Die vorpommerſchen 
Städte und die Ritterſchaft hatten an das Stettiner Magazin jährlich 
etwa 350 Wiſpel abzuliefern; ſpäter erhob man ſtatt deſſen eine Geld— 
abgabe. Durch den Einkauf für die Magazine gewann der Staat großen 
Einfluß auf die Preisgeſtaltung, ſo daß die ungeheure Schwankung der 
Getreidepreiſe, die in früheren Jahren geherrſcht hatte, etwas aufhörte; 
freilich machten ſich die ungünſtigen Ernten, die z. B. 1737 und 1740 
in Pommern eintraten, immer noch ſehr bemerkbar. 

Der Verſuch, den Handel Stettins dadurch zu beleben, daß man 
die drei noch beſtehenden Handelskompagnien der Dragör, der Falſterbo— 
und Elbogenfahrer zu neuer Tätigkeit veranlaßte, mißlang voll⸗ 
kommen. Der alte Geiſt friſchen Wagemutes ließ fid) nicht wieder er- 
wecken, nur die Macht der Gewohnheit und das geringe gemeinſame 
Vermögen hielten dieſe alten Geſellſchaften noch mehrere Jahrzehnte 
zuſammen. Die Schiffahrt nach Schweden, die von ihnen einſt be⸗ 
trieben worden war, hörte ganz auf; es verkehrten im Hafen nur wenige 
kleine Küſtenfahrer, denen das ſeichte Fahrwaſſer keine beſonderen 
Schwierigkeiten bereitete. Bisweilen fuhren wohl auch Stettiner Schiffe 
in der Nordſee, aber ſie vermittelten dann nur Frachtverkehr meiſt 
zwiſchen auswärtigen Plätzen. Der früher nicht unbedeutende Handel 
mit dem Baiſalze wurde von Friedrich Wilhelm J. zugunſten des Salzes 
von Halle unterdrückt. Wichtigere Artikel waren noch Holz, Heringe, 
Wein, Tuche und Leinenwaren. Wenn auch nichts Großartiges zur 
Hebung des Handels ſeitens der Regierung geſchah, ſo trugen doch 
die ruhigen und ſicheren Zuſtände, die ſich in Preußen herauszubilden 
begannen, zu einem langſamen Steigen bei. Der Wert der Waren, 
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von etwa 266000 auf ungefähr 354000 Taler. Daß auch in den 
kleinen Häfen der Verkehr ſich hob, zeigt die Steigerung der Hafen- 
einnahmen in Stolpmünde von 59 Talern im Jahre 1723 auf 277 
Taler im Jahre 1735. In Kolberg trat trotz der Ungunſt der dortigen 
Verhältniſſe ebenfalls eine geringe Beſſerung ein. 

Im Jahre 1723 fand der langjährige Streit zwiſchen Frankfurt 
und Stettin über die Niederlagegerechtigkeit ein Ende, wenn auch die 
Eiferſüchteleien nicht aufhörten. Der Verkehr auf der Oder hatte immer 
noch darunter zu leiden; ebenſo ſchadete dem Landverkehr die pol— 
niſche Willkür, mit der Straßen geſperrt wurden. Die Regierung 
trat aber jetzt energiſch gegen Beſchwerungen des Handels auf. 
So bietet eine kurze Betrachtung dieſer Verhältniſſe zwar durchaus 
kein beſonders erfreuliches Bild, aber man erkennt doch bereits die 
Vorteile, die dem Lande aus der Angliederung an den größeren 
Staat erwuchſen. 

Dem ſtädtiſchen Gewerbe und der Induſtrie, die trotz der großen 
Zahl der vorhandenen Handwerker ſehr daniederlagen, wandte die Re⸗ 
gierung gleichfalls große Aufmerkſamkeit zu. Die Energie des Königs 
zeigte ſich recht deutlich dem zähen Widerſtande gegenüber, den die 
Innungen ſeinen Reformen entgegenſetzten. Ihre Statuten und Rollen 
wurden bei Neubeſtätigungen durchgeſehen und verändert, vor allem 
auch feſtſtehende Grundſätze für das Handwerk auf dem Lande geſchaffen. 
Die Unterſuchungen ergaben im Jahre 1718 überaus traurige Zuſtände 
in allen Städten, z. B. in Stargard und Kolberg, wo die wenigſten 
der vorhandenen Meiſter überhaupt noch Arbeit hatten. Daraufhin 
wurden Beſtimmungen über die Zahl der Meiſter, die Aufnahme u. a. m. 
erlaſſen, und als 1731 von Reichs wegen die Neuordnung des Zunft⸗ 
weſens erfolgte, wurden auch die pommerſchen Innungen revidiert, und 
man ſchuf mancherlei Beſſerung. Doch viel war nicht zu erreichen; die 
Zuſtände im Lande lagen überall ſo, daß nur ſchwer eine Hebung des 
Gewerbes erzielt werden konnte; der Ackerbau dominierte noch zu ſehr. 
Allein die Wollweberei ſcheint im Zuſammenhange mit der bedeutenden 
Schafzucht gewachſen zu ſein. Die 1719 begründete Stettiner Zucker⸗ 
ſiederei gedieh nur ſehr langſam und ging bald wieder ein. Auch hier 
ſind nicht viel mehr als Anfänge zu erkennen, aber immerhin doch Erfolg 
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verſprechende Anfänge. Alle dieſe Bemühungen des Königs Friedrich Wil⸗ 
helm um die materielle Hebung des Landes führten auch dazu, daß die erſt 
vor kurzem für den preußiſchen Staat gewonnene Bevölkerung Vorpom⸗ 
merns dem Könige treu ergeben war. Mochten auch nicht alle dem braven 
Stettiner Gerichtsſekretario Balthaſar Daniels Barthels zuſtimmen, der in 
zahlreichen gutgemeinten, aber abgeſchmackten poetiſchen Ergüſſen Friedrich 
Wilhelms Verdienſte um das „jetzt-blühende Stettin“ feierte, jo waren 
ſie doch gerne bereit, ſeine Verdienſte um das Land anzuerkennen. Es 
bedurfte für die meiſten nicht der Drohung des Königs, die er auf 
einem der Stettiner Schützengilde geſchenkten Becher anbringen ließ, 
daß „Gott an allen, die nicht gut preußiſch ſeien, ein Zeichen tue“. Die 
Bevölkerung der Provinz war 1740 auf über 300 000 Seelen ge- 
ſtiegen, und unter den Städten war Stettin von 6081 auf 12360 
gewachſen. Bei den übrigen war der Zuwachs geringer, aber immer⸗ 
hin zählten die Städte, die 1720 vielleicht 65000 Einwohner gehabt 
hatten, 1740 mehr als 80 000. 

Dabei waren die Forderungen, die König Friedrich Wilhelm an 
ſeine Untertanen ſtellte, nicht gering: die Steuern waren hoch und 
wurden unnachſichtlich eingetrieben. Die Akziſe- und Zollämter, die 
ſtädtiſchen Kaſſen, die ganze Finanzwirtſchaft unterſtand in den Pro- 
vinzen den Steuerräten, von denen jeder einen beſtimmten Kreis von 
Städten zu beaufſichtigen hatte. Das Kontributionsweſen war eins 
der wichtigſten Geſchäfte der Landräte. Aufs engſte war die Steuer⸗ 
verwaltung mit der Militärorganiſation verbunden, wie ſie der König 
ſelbſt ausbildete. Auch dabei zog er ſeine Untertanen zu ſchweren 
Leiſtungen heran; gegen die gewaltſame Werbung machte ſich auch in 
Pommern eine lebhafte Bewegung geltend, und das Kantonreglement von 
1733 fand einen leicht erklärlichen Widerſtand. Die hinterpommerſchen 
Stände erhoben wiederholt Beſchwerden gegen die Enrollierung einzelner 
Stände und erreichten auch für einige, wie die Wirtſchaftsbeamten, eine 
Befreiung. Weniger gelang es den Profeſſoren des Stettiner Gym⸗ 
naſiums, einen vollkommenen Schutz ihrer Schüler gegen Werbung zu 
erlangen, da man ihnen 1735 erwiderte, ein ſolcher werde vom Könige 
für die Gymnaſiaſten nicht zu erhalten ſein, „ſo ſehr groß ſind und 
zu Flügelmännern und in das erſte Glied zu brauchen ſind“. Heim⸗ 
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liche Flucht kam daher nicht ſelten vor und war bei der Nähe der 
mecklenburgiſchen oder ſchwediſchen Grenze leicht auszuführen. Dabei 
wünſchte aber Friedrich Wilhelm, daß die Armee dem Lande nicht nur 
keine Laſt fei, ſondern auch den Handel, Verkehr, Induſtrie und Land- 
wirtſchaft fördere. Das iſt auch namentlich in den zahlreichen kleinen 
Garniſonen, Belgard, Schlawe, Rügenwalde, Köslin, Demmin u. a. 
geſchehen, in denen die Soldaten, die keine Naturalverpflegung be— 
kamen, die wichtigſten Käufer waren. Aber auch in den größeren 
Städten wie in Stettin, wo vier Bataillone Infanterie und eine 
Kompagnie Artillerie ſtanden, war der wirtſchaftliche Einfluß des 
Militärs recht bedeutend; die großen Magazine waren für die Land⸗ 
wirtſchaft von Wichtigkeit, boten fie ihr doch dauernd Abnahme der Gr- 
zeugniſſe. Ferner verſchafften die umfangreichen militäriſchen Bauten 
weiten Kreiſen eine Gelegenheit zur Arbeit, wie [ie vorher ſelten ge— 
boten worden war. Das größte derartige Werk war die Befeſtigung 
Stettins, durch die dieſer Ort in den Jahren 1724 bis nach 1740 zu 
einer der ſtärkſten Feſtungen und größten Waffenplätze umgeſchaffen 
wurde. Der König ſelbſt verfolgte die Arbeiten, die unter der Leitung 
des Majors von Walrave ausgeführt wurden, mit lebhaftem Intereſſe 
und beſichtigte ſie mit Befriedigung, wenn er zu den Revuen nach 
Pommern kam. Mehr als zwei Millionen Taler ſollen darauf ver- 
wandt worden ſein. 

Weniger gab die Staatsleitung für die geiſtige Kultur aus, aber 
auch hier ſind Anfänge einer Beſſerung zu erkennen. Für die Kirche 
und kirchliches Weſen fatte der fromme König ein tiefes Intereſſe, 
er ſtieß aber als reformierter Fürſt, wie ſein Großvater und Vater, 
bei den ſtreng lutheriſchen Geiſtlichen mit vielen Anordnungen auf 
hartnäckigen Widerſtand. Wollten ſie doch in Stettin die Fürbitte für 
den neuen Landesherrn durchaus nicht in das Kirchengebet aufnehmen 
und fügten ſich erſt nach Anwendung militäriſchen Zwanges. So wider⸗ 
ſetzten ſich die dortigen Geiſtlichen auch noch 1736 auf das heftigſte, als 
der König befahl, die Reſte des katholiſchen Ritus, die ſich im Ge⸗ 
brauch des Meßornats u. a. m. erhalten hatten, endgültig zu beſeitigen. 
Die Zänkereien und Streitigkeiten gegen die Reformierten dauerten 
fort, dazu kam an den meiſten Orten die Feindſchaft gegen die pietiſtiſche 
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Richtung, die von Halle ausging. Die lutheriſche Dogmatik, wie ſie 
z. B. von David Hollatz, der 1713 als Propſt in Jakobshagen ſtarb, 
in feinem Examen theologieum ausgearbeitet worden war, hatte ben 
Höhepunkt ſcholaſtiſcher Orthodoxie erreicht und war zum Teil im 
Formelweſen erſtarrt. Nirgends aber war das im Anfange des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts mehr der Fall als in Pommern, wo faſt überall 
tüchtige, ehrenfeſte, aber durchaus einſeitige Geiſtliche wirkten. Die 
zahlloſen Schriften oder Predigten, die viele von ihnen veröffentlichten, 
legen am deutlichſten Zeugnis von ihrer beſchränkten Auffaſſung ab. 
So fanden auch die Gottesdienſte der franzöſiſchen Kolonien in Star- 
gard und Stettin bei ihnen nur Widerſpruch. Dort wollte man den 
Deutſch⸗ und Franzöſiſch-Reformierten die Benutzung der Auguftiner- 
kirche immer wieder entziehen, und in Stettin wurde 1721 nur auf 
königlichen Befehl der franzöſiſchen Gemeinde die Schloßkirche einge— 
räumt. Der König ſcheute ſich nicht, auch in die kirchlichen Verhältniſſe 
ſelbſt einzugreifen. So beſtimmte er 1722, daß dem katholiſchen Pater, 
der ſeit 1717 alle Jahre einmal nach Stettin kommen durfte, um dort 
beſonders für die katholiſchen Soldaten Gottesdienſt zu halten, ein 
Raum im Schloſſe angewieſen werde; es ſcheint aber dieſer Befehl 
erſt nach 1724 ausgeführt worden zu ſein. Auch in anderen Garniſonen 
wurde katholiſche Seelſorge angeordnet. Dagegen trat der König in 
den Landſchaften Lauenburg und Bütow, ſowie in der Staroſtei Dra- 
heim energiſch für die Lutheriſchen ein und wies Anmaßungen der 
katholiſchen Geiſtlichkeit zurück. Ebenſo ſetzte er in Tempelburg den 
Bau einer evangeliſchen Kirche durch und bewirkte eine erhebliche Ver— 
beſſerung in der Lage der dortigen evangeliſchen Bevölkerung. 

Die Verwaltung der milden Stiftungen wurde auf Veranlaſſung 
Friedrich Wilhelms wiederholt revidiert, weil ſich auch dort zahlreiche 
Mängel und Unordnungen eingeſchlichen hatten. Noch am 7. Februar 
1739 ſetzte er eine Kommiſſion zur Unterſuchung ein, die bis 1742 
tätig war und ein Reglement für die Stiftungen ausarbeitete. Seit 
1704 hatte eine Viſitation nicht ſtattgefunden, jetzt ging man mit 
Energie gegen eine unrechtmäßige Verwendung der Stiftungsgelder vor 
und übertrug die Aufſicht darüber dem Konſiſtorium. Dies erhielt 
auch die Leitung des Schulweſens in der Provinz, für das ebenfalls 
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manche Verbeſſerungen angebahnt wurden. Aus der Gründung einer 
Univerſität zu Stargard, wie ſie die hinterpommerſchen Stände ſchon 
vor 1700 gewünſcht hatten, wurde freilich nichts, aber das dortige 
Gröningſche Kollegium wurde zu einem collegium illustre erhoben und 
dem akademiſchen Gymnaſium in Stettin gleichgeſtellt. Auch dies re- 
vidierte man wiederholt, ohne daß es gelang, die verfallene Schul— 
anſtalt zu neuer Blüte zu erwecken; ebenſo führte das Gymnaſium zu 
Neuſtettin nur ein ſehr kümmerliches Daſein. Durch die zahlreichen 
Verordnungen und Edikte wurde auch hier nicht viel erreicht, das pere 
ſönliche Eintreten des Stettiner Geiſtlichen Johann Chriſtoph Schin- 
meyer ſetzte wenigſtens für einige Zeit mehr durch, als es die 9e 
gierung vermochte. Nach Franckes Vorbild begründete er von 1730 an 
in Stettin eine Armenſchule, ein Waiſenhaus, das am 27. Mai 1732 
die königliche Beſtätigung erhielt, ein Seminar für Dorfſchulmeiſter und 
Küſter, ſowie eine deutſche und lateiniſche Schule. Es ſchien, als ſollte 
Stettin ein Kulturzentrum für Pommern werden, aber Schinmeyer ſtieß 
mit feinen humanen Beſtrebungen bei dem Magiſtrat und der Bürger- 
ſchaft auf ſolches Übelwollen, daß ihm ſelbſt die Luft am Werke 
verging. Er verſtand es allerdings auch nicht, immer den richtigen 
Ton zu finden, und ſo gingen ſeine Schöpfungen bald wieder ein, als 
er 1738 Stettin verließ. Einen neuen Anſtoß aber zur Ordnung des 
niederen Schulweſens hat er ſicher gegeben. Bereits in den Jahren 
1701 — 1703 hatte man bei einer Unterſuchung der pommerſchen 
Kirchen auch nach dem Unterrichte der Jugend gefragt; die darauf 
eingegangenen Berichte legen ein Zeugnis davon ab, wie jämmerlich 
es mit den Schulen in Hinterpommern beſtellt war, in den meiſten 
Gemeinden fehlte es ganz daran. Etwas beſſer ſtand es damit in 
Vorpommern, wie ſich bei der Viſitation herausſtellte, die 1721 bis 
1724 vorgenommen wurde; in den meiſten Dörfern hielten die Küſter 
wenigſtens während des Winters Schule. Für Hinterpommern ordnete 
1706 ein Erlaß der Stargarder Regierung die Beſtellung von Schul- 
meiſtern auf dem Lande an, eine erweiterte Verordnung für das 
Kirchen⸗ und Schulweſen im ganzen Herzogtum Pommern erging am 
6. Juli 1735. Durch dies Edikt wurde eine geſetzliche Grundlage ge 
ſchaffen, es dauerte freilich noch lange, bis auf ihr weiter gebaut wurde. 
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Auch hier ſind alſo Anfänge durch den König Friedrich Wilhelm ge— 
ſchaffen worden, deſſen Verdienſte um Pommern auf dieſem Gebiete 
bisher noch nicht richtig gewürdigt worden ſind. 
Das allgemeine geiſtige Leben im preußiſchen Pommern ſtand in 
dieſer Zeit ziemlich tief; einige kümmerliche Nahrung gab die etwa ſeit 
i dem Anfange des achtzehnten Jahrhunderts erſcheinende „Stettinifche 
Ordinaire Poſt⸗Zeitung“, aus der im Laufe der Zeit die „Königlich 
privilegierte Stettiniſche Zeitung“ entſtand. Literariſche Arbeiten von 
Hinterpommern ſind aus dieſer Zeit ſeltener als aus früheren Jahren; 
vor anderen ragt hervor Kaſpar Wilhelm von Borck, der ſpätere 
Miniſter Friedrichs II., der ein Drama Shakeſpeares überſetzte. 
Solche bedeutſame innere Umänderungen, wie ſie das preußiſche 
Pommern in dieſer Zeit erfuhr, hat der ſchwediſche Teil des 
Landes nicht erfahren. Hatte Karl XII. ſeine deutſche Provinz auch 
nicht mit Kontributionen und Forderungen verſchont, ſo hatte er ihr 
doch, ſoweit ihm das bei ſeinen Kriegszügen möglich war, mancherlei 
Wohltaten erwieſen, ſo daß Adel und Städte ihm treu anhingen. Aber 
ſchwer waren die Zeiten, bie fein unbeſtändiger Sinn über fie herauf- 
brachte. Als er 1718 fiel, war das ganze ſchwediſche Pommern in 
den Händen ſeiner Feinde, und erſt im Januar 1721 hörte in dem 
allein ſchwediſch gebliebenen Teile die däniſche Regierung auf. König⸗ 
licher Statthalter wurde Graf Johann Auguſt Meyerfeldt, der mit dem 
Regierungskollegium in Stralſund die Verwaltung im Namen des 
Königs nach der Ordnung von 1663 zu führen hatte. Das Gebiet 
war in ſieben Diſtrikte von Wolgaſt, Greifswald, Loitz, Grimmen, 
Tribſees, Franzburg-Barth und Rügen eingeteilt, von denen jeder in 
| einen Amts- und einen adeligen Bezirk zerfiel. Von den vierzehn 
Städten gehörten Laſſan, Franzburg, Richtenberg, Gützkow und Garz 
zum landesherrlichen Domanium, dagegen hatten Stralſund, Greifs- 
wald, Wolgaſt, Barth, Grimmen, Tribſees, Loitz, Damgarten und, 
allerdings nicht unbeſtritten, Bergen Sitz und Stimme auf den Land— 
tagen. Die Verwaltung des Landes blieb im weſentlichen ſo, wie ſie 
nach dem Dreißigjährigen Kriege eingerichtet worden war. Die Land⸗ 
ſtände wandten ſich bereits 1720 durch Geſandte an den König Friedrich, 
| der in dieſem Jahre von feiner Gemahlin Ulrike bie Regierung über- 
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nahm, mit der Bitte, die Landesprivilegien zu beſtätigen. Er tat 
dies am 18. Dezember 1720, indem er in einer ſehr ausführlichen Ur- 
kunde die Freiheiten und Rechte konfirmierte; zu gleicher Zeit gewährte 
er dem Adel und den Städten die Erfüllung zahlreicher ihm vor- 
getragener Wünſche. So erhielt namentlich Stralſund eine Beſtätigung 
ſeiner Privilegien, Abſchaffung mancher Beſchwerden, Zollgleichheit mit 
den übrigen ſchwediſchen Untertanen, Unterſtützung beim Bau u. a. m. 
König Friedrich ſuchte offenbar nicht nur die ſchweren Schäden des 
Krieges, der lange auf dem Lande gelaſtet hatte, zu beſeitigen, fon- 
dern auch die deutſchen Untertanen durch mancherlei Wohltaten für 
Schweden zu gewinnen; das iſt ihm und ſeiner Regierung auch 
gelungen. Obgleich die Vorpommern Deutſche blieben, ſo trat doch 
infolge des nahen Bandes, das ſie an den fremden nordiſchen Staat 
knüpfte, eine gewiſſe Entfremdung dem übrigen Deutſchland gegenüber ein. 
Namentlich trennte das milde Regiment der Schweden das Land nörd— 
lich der Peene von dem preußiſchen Pommern, das unter der ſtraffen 
Verwaltung Friedrich Wilhelms I. ſtand. In dem ſchwediſchen Teile 
entwickelte ſich in den nächſten Jahren des Friedens ein Stilleben, in 
das die Regierung nur ſelten eingriff; man überließ dort die Pommern 
im ganzen ſich ſelbſt und war zufrieden, wenn ſie dem Könige und 
der Regierung Schwedens nicht, wie die heimiſchen Parteien, Schwierig⸗ 
keiten bereiteten. Der innere Kampf lähmte indes die Tatkraft und 
hemmte die heilſame Führung der Staatsgeſchäfte. Es konnten nicht 
einmal die zahlreich während des Krieges verpfändeten Domanialgüter 
eingelöſt werden, erſt ſeit 1738 war eine „Reluitions-Kommiſſion“ tätig. 
Die Bauern auf den Domänen hatten unter der Verpfändung an adelige 
Herrſchaft ſehr zu leiden, da ſie von dieſer ungemein angeſtrengt wur⸗ 
den. Deshalb wollten einige Bauerndörfer ſelbſt die Pfandſumme ere 
legen, wenn fie dagegen für fid) ſelbſt eine Verlängerung des Pfand— 
vertrages erhielten; die Regierung ſcheint aber auf ſolche Selbſtlöſung 
nicht eingegangen zu ſein. Die Landwirtſchaft hatte damals unter zwei 
großen Viehſeuchen und erſchwertem Abſatz des Getreides zu leiden. 
Die preußiſche Grenze war geſperrt, dagegen begünſtigte die Regierung 
allerdings die direkte Ausfuhr von Stralſund nach Schweden, es gelang 
aber nur ſchwer, den Handel dorthin irgendwie zu beleben. Die Zahl 
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der Stralſunder Schiffe freilich ſcheint nicht ſo gering geweſen zu ſein; 
es wird von 80 bis 100 geſprochen, was für eine Stadt von etwa 
8000 Einwohnern recht beträchtlich ſein würde. 1739 ſollen dort 38 in 
Winterlage geweſen ſein, aber es wird ſich dabei wohl um kleine Küſten⸗ 
fahrer oder Fiſcherboote gehandelt haben, der wirkliche Seeverkehr war 
jedenfalls äußerſt gering. Noch unbedeutender war der Schiffsverkehr in 
Wolgaſt, Barth oder Greifswald. Hier wurden die beiden alten Seefahrer: 
kompagnien 1754 miteinander verbunden. Die ſtädtiſche Verwaltung 
erfuhr in Barth 1722 oder in Laſfan 1725 durch neue Stadtreglements 
eine ſehr notwendige Verbeſſerung. In Stralſund vermochte die Re⸗ 
gierung nicht ſo durchzugreifen; die Beſchwerden über die kleinlichſten 
Angelegenheiten, wie ſie über den Rang der Ratsherren, die Wacht⸗ 
und Kirchenparaden u. a. m. 1724 vorgebracht wurden, zeigen, welch 
enger Geiſt in der alten Stadt herrſchte. Manche Unordnungen und 
Mißbräuche wurden 1731 und 1732 auf die Klagen einzelner Stände 
der Bürgerſchaft beſeitigt, doch im allgemeinen blieb alles beim alten: 
der Rat beſchwerte ſich immer wieder über allerlei militäriſche An— 
gelegenheiten, die Regierung ging kaum darauf ein. Streitigkeiten 
zwiſchen der Bürgerſchaft und dem Rate herrſchten auch in anderen 
Städten, wie 1743 im. Grimmen. Am ſchwerſten von allen hatte 
vielleicht Greifswald gelitten, das in dieſer Zeit wiederholt von 
großen Brandſchäden betroffen wurde, ſo daß es gar traurig in der 
Stadt ausſah, deren Schuldenlaſt bedeutend geſtiegen war. Verſuche 
zur Hebung der Induſtrie wurden hier und dort gemacht; in Stral— 
ſund richtete man 1729 eine Wollmanufaktur ein, in Greifswald wur⸗ 
den 1745 die alten Salzſiedereien von neuem in Betrieb geſetzt. Zur 
Verarbeitung der 1750 auf Hiddenſee entdeckten Tonerde begründete 
der Beſitzer der Inſel in Stralſund eine Fayencefabrik, die einige 
Jahre beſtand, aber 1792 gänzlich aufgelöſt wurde. So war das wirt⸗ 
ſchaftliche Leben in Schwediſch-Pommern nur unbedeutend, aber auf 
geiſtigem Gebiete regte es ſich mehr als im preußiſchen Anteil. In 
der Kirche herrſchte auch hier die lutheriſche Orthodoxie, deren eifrigſter 
Vertreter Johann Friedrich Mayer (geb. 1650), von 1701 — 1712 
Generalſuperintendent, Profeſſor der Theologie an der Univerſität Greifs⸗ 
wald und deren ſtändiger Prokanzler war. Dieſer hitzige und hart⸗ 
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näckige Gegner des Spenerſchen Pietismus, der oft willkürlich und 
eigenmächtig verfuhr, ſtand von Greifswald aus in lebhafter Verbin— 
dung mit zahlreichen Gelehrten und trug durch ſeinen Namen zur 
Hebung der Hochſchule bei; er ſtarb 1712 in Stettin, wohin er ſich begab, 
da er während der ruſſiſchen Beſetzung der Stadt das Kirchengebet für 
ſeinen König nicht unterlaſſen wollte. Gegen ſein heftiges Eifern, 
namentlich wider die Pietiſten, erhoben ſich auch in Pommern hier und 
dort Stimmen, ja in Greifswald ſelbſt regte ſich der Pietismus; auch 
das Herrnhutertum fand bei den pommerſchen Geiſtlichen Anhang. 
Hielt ſich doch Zinzendorf ſelbſt unerkannt eine Zeitlang 1734 im Lande 
auf und legte vor der Stralſunder Geiſtlichkeit, an deren Rechtgläubig⸗ 
keit in der lutheriſchen Kirchenlehre niemand zweifelte, ein Examen ab. 
Sonſt herrſchten aber in manchen Kreiſen der vorpommerſchen Geiſtlichkeit 
Zuſtände, die zeigten, daß viele Glieder ohne tieferes geiſtiges Intereſſe, 
ja oft ohne perſönliche Würde und ohne Bewußtſein von der Bedeutung 
ihres Amtes waren. Mit der Seelſorge ſtand es an vielen Orten böſe, 
in Leben und Sitten erregten manche Prediger argen Anſtoß, beſonders 
unpaſſend erſchienen wieder die Zänkereien und Streitigkeiten, die ſie 
untereinander oder mit der Gemeinde hatten. 

Im Jahre 1731 überreichte der vorpommerſche Generalſuperintendent 
Albert Joachim von Krakevitz dem Könige Friedrich einen Bericht über 
die pommerſche Kirche, in dem die Wünſche und Beſchwerden in fünf 
Abſchnitten vorgetragen wurden, die große Mehrzahl bezieht ſich auf 
Vokation, Konfirmation und Verſorgung der Pfarrer. Dabei wird auch 
der althergebrachten Konſervierung der Witwen oder Töchter von Geiſt— 
lichen bei den Pfarren gedacht, die durch Verheiratung mit dem Nach⸗ 
folger verſorgt werden ſollten; dadurch oder durch Übergang der geiſt⸗ 
lichen Stelle vom Vater auf den Sohn wurden manche Pfarren in 
einzelnen Familien faſt erblich. 

Im Gegenſatz zu dem geringen geiſtigen Leben, das in weiteren 
Kreiſen der Bevölkerung herrſchte, tat fid) auf der Univerſität Greifs⸗ 
wald, die ſich der beſonderen Gunſt der ſchwediſchen Könige erfreute, 
ein lebhaftes Intereſſe, namentlich auch für die Geſchichte des pommer- 
ſchen Landes, kund. Wie ſich J. F. Mayer damit beſchäftigte, ſo waren 
dafür auch andere Männer mit Eifer tätig: G. A. Caroc (geft. 1730), Joh. 
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Sam. Hering (geſt. 1752), Joh. Phil. Palthen (geſt. 1710), Jak. Heinr. 
Balthaſar (geſt. 1763), der Theologe, und ſein Bruder Auguſtin Bal⸗ 
thaſar (geſt. 1786), Andr. Weſtphal (geſt. 1747), Alb. Georg Schwartz 
(geſt. 1755), Joh. Karl Dähnert (geſt. 1785) u. a. m. Sie ſammelten 
Materialien zur Geſchichte des Landes und verfaßten Abhandlungen beſon⸗ 
ders aus dem Gebiete des Staatsrechts. Dieſe wiſſenſchaftliche Tätigkeit 
führte zur Gründung einer Geſellſchaft, der „Collectores historiae et 
iuris patrii“, an die ſich neben den Greifswaldern auch andere, wie 
Friedrich Dreger, anſchloſſen. Sie gab Verzeichniſſe und Sammlungen 
pommerſcher Urkunden heraus. Zur Pflege der deutſchen Sprache, 
Rede und Dichtung wurde 1739 die „Deutſche Geſellſchaft“ begründet, 
die gleichfalls mehrere Arbeiten veröffentlichte. Auch erſchien ſeit 1743 
in Greifswald eine wiſſenſchaftliche Zeitſchrift, die „Pommerſchen Nach⸗ 
richten von gelehrten Sachen“, die Dähnert herausgab. Sie hat unter 
verſchiedenen Namen bis 1807 beſtanden. Auch in Stralſund traten 
einzelne wiſſenſchaftlich gebildete und lebensfrohe Männer mit geiſt⸗ 
vollen Frauen zu einer arkadiſchen oder engliſchen Geſellſchaft zu— 
ſammen. Seit 1720 etwa fanden dort auch häufig Aufführungen 
herumziehender Komödianten ſtatt, und manche der bekannteſten Schau⸗ 
ſpielergeſellſchaften kamen dorthin, wie 1750 die Schönemannſche mit 
Konrad Ekhoff. Wie bei ſolchem geiſtigen Leben auch die Frauen an⸗ 
fingen, eine Rolle zu ſpielen, zeigt die Aufnahme der Anna Chriſtine 
Ehrenfried Balthaſar in die „Deutſche Geſellſchaft“; ſie wurde 1750 
zur Baccalaurea artium et philosophiae promoviert. 

Gelehrte Schulen beſtanden, allerdings mit vielen äußeren und 
inneren Mängeln, nur in Stralſund, Greifswald, wo 1726 ausführ⸗ 
liche Constitutiones erlaſſen wurden, und Wolgaſt. Hier machte ſich 
beſonders der Rektor Johann Bötticher durch Ausarbeitung von Ge- 
ſetzen und Ordnungen (1728 und 1738) um die Hebung der Schule 
verdient. In den kleinen Städten ſah es mit dem Schulweſen dürftig 
aus, die Regierung unterließ aber auch hier nicht Verſuche zur Beſſe— 
rung der Zuſtände, wie ſie in Barth, Franzburg oder Bergen Ein⸗ 
richtungen für den Unterricht traf. Auch auf dem Lande, namentlich 
auf Rügen, fehlte es nicht an Schulen, wie aus Berichten und Viſi⸗ 
tationen dieſer Zeit hervorgeht. Küſter und Schulmeiſter waren dort 
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in den größeren Gemeinden mit der Erziehung und dem Unterrichte 
der Jugend beſchäftigt. In den reicheren Adels- und Bürgerfamilien 
waren überall Hauslehrer tätig, auch ſie ſorgten an ihrem Teile da⸗ 
für, daß das geiſtige Leben in Vorpommern nicht erſtarb und daß den 
Bewohnern in ihrem eng abgeſchloſſenen kleinen Kreiſe die Beziehungen 
zu Deutſchland nicht ganz verloren gingen. 


Siebenter Abſchnitt. 
Pommern in der Zeit Friedrichs des Großen. 


Das Werk, das Friedrich Wilhelm I. in Pommern begonnen hatte, 
legte fein Sohn Friedrich II. vom Beginn feiner Regierung an fort. 
Unermüdlich ijt auch er für das Wohl dieſer feiner Provinz tätig ge⸗ 
weſen, für deren Bewohner er ein beſonderes Wohlwollen hatte. „Die 
Pommern“, ſchreibt er, „haben einen geraden, naiven Sinn; Pommern 
iſt von allen Provinzen die, welche die beſten Kräfte ſowohl für den 
Krieg wie für die anderen Dienſtzweige hervorgebracht hat; nur für 
die Verhandlungen möchte ich fie nicht verwenden, weil ihre Dffen- 
herzigkeit in die Politik nicht hineinpaßt, wo man oft Liſt gegen Liſt 
ausſpielen muß.“ — „Ich will“, ſo erklärte er 1780 den Pommern 
Brüder, und man kann ſie nicht mehr lieben, als ich ſie liebe; denn 
ſie ſind brave Leute, die mir jederzeit in Verteidigung des Vaterlandes, 
ſowohl im Felde als zu Hauſe, mit Gut und Blut beigeſtanden haben, 
und ich müßte kein Menſch ſein oder kein menſchliches Herz haben, 
wenn ich ihnen nicht meine Dankbarkeit bezeigen wollte.“ Auch ſonſt 
hat der König wiederholt gerühmt, was die Pommern für ihn und 
den Staat getan hätten, ſo daß er ſeinen Nachfolgern geraten haben 
ſoll, ſich vorzüglich auf die pommerſche Nation zu verlaſſen und dieſe 
als die erſte Stütze des preußiſchen Staates anzuſehen. Der König 
hat ihnen ſeine Dankbarkeit bewieſen, wie ein rechter Herrſcher, der 
es als ſeine vornehmſte Aufgabe anſah, das Wohl der Untertanen zu 
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fördern. Seine Friedenstätigkeit wurde durch den großen Krieg unter⸗ 
brochen, der auch Pommern wieder heimſuchte und an den Opfermut 
und die Vaterlandsliebe der Bewohner ſchwere Anforderungen ſtellte. 
Schon in den erſten beiden Schleſiſchen Kriegen taten die pommer⸗ 
ſchen Regimenter, die Friedrich nach ſeiner erſten Revue (im Juli 1740) 
als „ganz prachtvoll“ bezeichnete, ihre Schuldigkeit. Der feingebildete 
Kurt Chriſtoph von Schwerin, der bereits dem Könige Friedrich Wil⸗ 
helm I. nahegeſtanden hatte, erfreute ſich auch feiner beſonderen Gunſt; 
bei Mollwitz erwies er ſich dieſer Auszeichnung würdig. Ein anderer An⸗ 
gehöriger dieſer alten vorpommerſchen Familie, Otto Martin von Schwerin, 
war der Kommandeur des Dragonerregiments Baireuth, das von ihm, 
dem General Geßler und dem Major Chaſot geführt, am 4. Juni 1745 
bei Hohenfriedeberg ſechs feindliche Regimenter über den Haufen ritt und 
66 öſterreichiſche Feldzeichen erbeutete. Ebenſo waren auch zahlreiche 
andere Pommern auf den Schlachtfeldern für ihren König ruhmvoll 
tätig. Dem Lande ſelbſt aber trat der Krieg erſt nahe, als ſich im 
Jahre 1757 Schweden dem großen Bunde gegen Preußen anſchloß 
und Rußland ſeine Truppen nach Weſten marſchieren ließ. Man 
fürchtete in Pommern zunächſt mehr eine Landung der Ruſſen als 
einen Angriff der Schweden und organiſierte deshalb bereits Strand⸗ 
wachen; auch dachte man ſofort an eine Einrichtung der Landesver⸗ 
teidigung, die um ſo notwendiger war, weil der König die Regimenter 
hatte aus dem Lande ziehen müſſen und die Garniſon Stettins nur 
ſehr ſchwach war. Während patriotiſche Männer ſchon mit der 
pommerſchen Kriegs- und Domänenkammer über die Errichtung von 
zwei Regimentern in Verhandlungen getreten waren, erließ Friedrich am 
13. Juli 1757 eine Kabinettsorder, durch die er die ſchleunige Bildung 
von zehn Bataillonen (im ganzen 5000 Mann) Landmiliz zur Ver⸗ 
teidigung des Landes befahl, die von der Provinz zu unterhalten ſei; 
Gediente vom Adel ſollten die Offizierſtellen übernehmen, die Ausrüſtung 
ſollte von den Zeughäuſern in Stettin und Kolberg beſorgt werden. 
Der König ſprach dabei die Hoffnung aus, bald ein Korps von 
20000 Mann zum Schutze der Provinz freimachen zu können. Gegen 
die Übernahme der Koſten proteftierten ſowohl die hinterpommerſchen, 
wie die vorpommerſchen Landſtände, doch ſchließlich übernahmen ſie die 
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Aufbringung der Montierungskoſten und Verpflegungsgelder auf drei 
Monate. Obgleich es ſchon ſchwierig war, dieſe Summe einzutreiben, 
blieb doch auch nach Ablauf des Quartals nichts weiter übrig, als 
immer wieder durch Umlagen mancher Art die Koſten aufzubringen. 
Es iſt erklärlich, daß es dabei zu den langwierigſten und ärgerlichſten 
Verhandlungen, zu Proteſten und einer Flut von Bittſchriften oder Be- 
ſchwerden kam, und die gewaltſamen Exekutionen, die Heranziehung ſteuer⸗ 
freier Stäude zu einer vom Könige befohlenen „proportionierlichen Anlage“ 
oder der 1760 für die Städte eingeführten indirekten Steuer, der ſogenannten 
Landmilizimpoſt, ſtießen auf lebhafteſten Widerſtand und brachten kaum 
das notwendige Geld ein. Erſt mit dem 1. März 1761 konnte die 
geſamte pommerſche Landmiliz auf die Generalkriegskaſſe übernommen 
werden. Organiſiert wurde ſie durch den General von Manteuffel 
und ſeit 1758 durch den ſehr tüchtigen Gouverneur von Stettin, den 
Herzog Auguſt Wilhelm von Braunſchweig-Bevern, der damit eine 
bewundernswerte Leiſtung ausführte. Denn abgeſehen von den Schwierig⸗ 
keiten, die durch die Beſchaffung des Geldes erwuchſen, war es auch 
nicht leicht, aus der Mannſchaft eine brauchbare Truppe zu bilden und 
die Abgänge zu ergänzen. Im Auguſt 1757 waren die zehn Bataillone 
ziemlich komplett; man bildete noch eine „Landhuſareneskadron“, und 
neben dieſen Truppen dienten dem Schutze des Landes auch zwei 
Grenadierbataillone, zum Teil aus gefangenen Sachſen gebildet, ſowie 
zwei Freikompagnien. 

Die ſchwediſche Armee beſtand aus den einheimiſchen deutſchen 
vier Infanterieregimentern, die in Stralſund in Garniſon ſtanden, und 
aus dreizehn ſchwediſchen Regimentern Infanterie und ſechs Regimentern 
Kavallerie. Die Summe der Mannſchaften wird auf etwa 16000 an⸗ 
gegeben, doch der Zuſtand des Heeres, feine Ausrüstung, Verpflegung 
waren jammervoll. Der alte kriegeriſche Geiſt war zwar nicht erloſchen, 
aber unter den kümmerlichen Verhältniſſen ſo niedergedrückt, daß mit 
dem Heere nicht viel zu leiſten war. Dazu traten die Pommern den 
Schweden ziemlich feindlich gegenüber, da ſie ſich einerſeits durch die Ein⸗ 
quartierung der fremden Völker ſchwer belaſtet fühlten, anderſeits zum 
großen Teile dem Kriege gegen Preußen durchaus abgeneigt waren. So 
lehnten die vorpommerſchen Stände das Aufgebot der Lehnspferde, ſowie 
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die Stellung von Vorſpann ab. Zwar ſtießen auch im preußiſchen 
Pommern die Maßregeln der Regierung auf lebhaften Widerſtand, aber 
ſchließlich taten doch alle Bewohner in der großen Not des Vaterlandes, 
was ſie nur irgend zu tun vermochten. 

Der Krieg, der im September 1757 mit dem Übergange der 
Schweden über die Peene und der Beſetzung Demmins begann, be— 
ſchränkte ſich die Jahre hindurch im weſentlichen auf Kämpfe, Märſche 
und Züge an dieſem Fluſſe und in der Umgegend; er entbehrt ganz 
großer Ereigniſſe. Bereits gegen Ende des Jahres erſchien der General 
Lehwaldt mit 24000 Preußen in Pommern, zwang die Schweden, die 
auch Uſedom und Wollin beſetzt hatten, zu ſchleunigem Rückzuge und 
drang ſelbſt nach Schwediſch-⸗Pommern ein. Bis in den Sommer 
1758 hinein wurde Stralſund blockiert, aber vom General Grafen Dohna, 
der an Lehwaldts Stelle trat, nicht energiſch angegriffen. Da mußte 
er ſeine Truppen zur Beobachtung der Ruſſen an die Oder nach Schwedt 
führen, weil dieſe ſengend und brennend auch durch ein kleines Gebiet 
Pommerns nach der Neumark vordrangen. Am 25. Auguſt nahm 
Dohna an der blutigen Schlacht bei Zorndorf teil. 

Abermals waren indeſſen die Schweden über die Peene bis an 
die Ucker vorgerückt, aber ſie wagten ſich nicht recht weiter vorwärts, 
weil der Herzog von Braunſchweig⸗Bevern im Oktober die Orte Anklam, 
Demmin und Loitz vorübergehend in ſeine Gewalt brachte und dadurch 
den Rückzug der Schweden gefährdete. Ruſſiſche Truppen nahmen nach der 
Niederlage ihren Marſch durch Pommern über Stargard, Dramburg und 
Tempelburg. Ein Korps zog vor Kolberg. Major Heyden aber leitete die 
Verteidigung dieſes Platzes ſo geſchickt, daß die Ruſſen bereits am 
30. Oktober die Belagerung aufgaben, zumal da Dohna mit Preußen 
bei Greifenberg erſchien. Dieſer wandte ſich im Anfange des Jahres 1759 
zuſammen mit dem General von Manteuffel wieder gegen die Schweden 
und drängte ſie bis auf Stralſund zuſammen. Abermals wurden 
Demmin, Anklam und Peenemünde von den Preußen beſetzt, aber ſehr 
zum Arger des Königs Friedrich ließ man die Schweden nach Stral- 
ſund entkommen, während es wohl möglich geweſen wäre, die 
Feinde gefangenzunehmen und dadurch dem Kriege ein Ende zu 
machen. Mecklenburg dagegen wurde von den Preußen dauernd be- 
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ſetzt gehalten und mit Kontributionen ſchwer heimgeſucht. Die Ruſſen 
hielten ſich in Hinterpommern und unternahmen von ihren verſchiedenen 
Quartieren aus fortwährend Streifzüge in alle Teile des Landes; an den 
meiſten Orten, in bie fie kamen, verfuhren fie mit nicht geringerer Grauſam⸗ 
keit als im Jahre zuvor, obgleich die Kaiſerin Eliſabeth ausdrücklich ſolche 
Ausschreitungen bei ſtrengſter Strafe verboten hatte. An manchen tra= 
ten ſie menſchlicher und milder auf, ſo daß ſich hier und dort ein ganz 
freundſchaftliches Verhältnis zwiſchen den Bewohnern und den Feinden 
ausbildete. Gegen dieſe einzelnen kleinen Abteilungen etwas auszu- 
richten, war an ſich ſchon ſchwierig, wurde aber bei der Schwäche der 
preußiſchen Truppen ganz unmöglich; es gelang wohl bisweilen, ein 
glückliches Scharmützel zu liefern, aber bald mußte Dohna dem heran- 
ziehenden ruſſiſchen Hauptheere Soltikoffs entgegeneilen, das wieder 
bis in die Neumark vordrang und nach dem Siege bei Kai den König 
Friedrich ſelbſt am 12. Auguſt bei Kunersdorf ſchlug. Jetzt mußte 
auch das gegen die Schweden zurückgelaſſene Detachement des Generals 
von Kleiſt von der Peene abberuſen werden. Sogleich begannen die 
Schweden wieder ihren gewohnten Vormarſch nach Süden, diesmal 
begleitet von einer Flotte, die ins Haff einfahren und Stettin bedrohen 
ſollte. Auf die Kunde hiervon rüſtete der Herzog von Bevern acht größere 
Stettiner Kauffahrteiſchiffe und vier kleinere Fahrzeuge mit Kanonen und 
550 Mann Beſatzung zum Seekriege aus. Dieſe kleine Flottille nahm 
mit dem größeren ſchwediſchen Geſchwader, das nach der Beſetzung der 
Inſeln Uſedom und Wollin im Haff erſchien, kühn Gefechte auf, von 
denen das bei Neuwarp für die Preußen unglücklich ausfiel. Trotz⸗ 
dem verhinderten auch in den nächſten Jahren Stettiner Schiffe 
wenigſtens das Einfahren der Schweden in das Papenwaſſer. Im 
September 1759 zog General von Manteuffel, der vom Könige den 
Befehl erhielt, mit einem neugebildeten Truppenkorps gegen die Schwe- 
den zu marſchieren, von Berlin aus heran; ihm waren das Hufaren- 
regiment des Oberſten von Belling, ein Dragonerregiment und das 
Freiregiment Hordt beigegeben. Die Uckermark wurde leicht von den 
Feinden geſäubert, auch waren dieſe bald wieder über bie Peene zurüc- 
getrieben, und Manteuffel und Belling begannen im Januar 1760, in 
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Unglücksfälle, ſo daß ſie am Ende des Monats wieder am rechten 
Ufer der Peene ſtanden. Um dieſelbe Zeit machten die Ruſſen, die ſich 
nach dem Siege von Kunersdorf nach Oſten zurückgezogen hatten, ihre 
gewohnten Raubzüge und Einfälle in das unverteidigte Hinterpommern; 
durch einzelne Streifzüge mußte der Herzog von Bevern verſuchen, ſie 
wenigſtens jenſeits der Ihna zu halten. Kühne Führer, wie der Major 
von Podewils, unternahmen ihre Streifen bis weit nach Oſten, aber 
ſelbſt der vom Könige nach Hinterpommern entſandte General Forkade 
konnte mit ſeinen 5000 Mann gegen die ruſſiſchen Truppen Tottlebens 
nichts ausrichten. Erſt als ein neues preußiſches Korps dort erſchien, 
räumten die Ruſſen in Eile das ſchwer heimgeſuchte Land. Aber nur 
zu bald kehrten ſie zurück und rückten im Auguſt 1760 zum zweiten 
Male vor Kolberg. Von der See, auf der eine große Zahl von 
ruſſiſchen und ſpäter auch ſchwediſchen Kriegsſchiffen erſchien, ſowie 
vom Lande aus begann das Bombardement und die regelrechte Be- 
lagerung. Obwohl die Feinde in ihren Parallelen und Laufgräben 
dicht an die Stadt heranrückten und am 18. September die Stadt 
furchtbar beſchoſſen, lehnte der Oberſt von Heyden die Kapitulation 
ab und hielt mit ſeiner Beſatzung von 2000 Mann tapfer ſtand. Da 
eilte, von König Friedrich entſandt, der General Werner mit ſieben 
Schwadronen Huſaren und einiger Infanterie heran und gelangte glücklich 
in die Stadt hinein. Sofort griff er die Feinde wieder an und brachte 
ihnen einen ſolchen Schrecken bei, daß der größte Teil der Belagerungs⸗ 
truppen ſchleunigſt auf die Schiffe flüchtete und dieſe dann auch bald 
abſegelten. So wurde Kolberg zum zweiten Male gerettet. In Vor⸗ 
pommern gingen indeſſen die Ereigniſſe den gewöhnlichen Gang; es 
kam an der Peene um Demmin und Anklam zu den üblichen Kämpfen. 
Die Preußen mußten ſich zurückziehen, da die Zahl der Schweden zu 
groß war. Aber mancherlei glückliche Gefechte führten die Huſaren 
Bellings aus, die am 29. Auguſt 1760 den Junker Gebhard Leberecht 
von Blücher, den ſpäteren Feldmarſchall, im Kavelpaſſe gefangen⸗ 
nahmen. An der Recknitz und Trebel bezogen ſie Winterquartiere, 
während in Hinterpommern die Ruſſen ihr Schreckensregiment aufrecht⸗ 
erhielten und das Land bis in die Gegend von Stettin beſetzten oder 
wenigſtens auf ihren Streiſzügen heimſuchten. Bald konnten die ruſſi⸗ 
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ſchen Truppen ſelbſt in den verwüſteten und ausgeplünderten Gegenden 
nicht mehr unterhalten werden; man führte ſie zum größten Teile bis 
an die Weichſel zurück, und General von Werner tat mit ſeiner kleinen 
Schar das Seine, um dieſen Abzug zu beſchleunigen. Auf Befehl der 
Kaiſerin aber, die mit der Räumung Pommerns unzufrieden war, 
kehrte Tottleben um Neujahr 1761 dorthin zurück und drang bis an 
die Rega vor, wo es bei Plate am 21. Januar zu einem Gefechte 
kam; die Preußen verhinderten dort den Übergang der Feinde über 
den Fluß. Werner unternahm wieder glückliche Streifzüge, ſo daß ſich 
die Ruſſen hinter die Stolpe und Wipper zurückzogen und einen Waffen⸗ 
ſtillſtand bis zum Juni ſchloſſen. 

Im Jahre 1761 gelang es Belling, mit ſeinem Huſarenregimente 
und zwei von ihm errichteten Freibataillonen die weit überlegene 
ſchwediſche Heeresmacht nicht nur vom Einmarſche in preußiſches Ge— 
biet zurückzuhalten, ſondern ihr auch an vielen Stellen Schlappen bei- 
zubringen. Mit friſchem Wagemut griff der kühne Reiteroberſt die 
Feinde hier und dort an, ja drang ſogar ins Schwediſche ein. Zuletzt 
aber beſetzten dieſe doch wieder Demmin und einiges Gebiet rechts 
von der Peene. Auch die Ruſſen hatten ſich abermals an die Be— 
lagerung Kolbergs gemacht, zu deſſen Schutze fid) mit Werners Ab- 
teilung das Korps des Prinzen Eugen von Württemberg, das aus 
Mecklenburg nach Hinterpommern zog, vor der Stadt vereinigte. 
Ruſſiſche Schiffe erſchienen vor Leba, Stolpmünde und Regenwalde, 
um dort Depots und Schanzen anzulegen, und ein Belagerungsheer 
rückte unter Romanzoffs Führung heran; bald ſtanden den etwa 
12000 Preußen gegen 35000 Ruſſen gegenüber. Man konnte trotz 
mancher Gefechte bei Greifenberg, Körlin und an anderen Orten die 
Feinde von der Belagerung der Feſtung nicht abziehen, auch Verſuche, 
ihre Einſchließungslinie zu durchbrechen oder Proviant in die Stadt 
zu bringen, mißlangen vollſtändig. Dort herrſchte bald furchtbare 
Not, das fortgeſetzte Bombardement zerſtörte zahlreiche Häuſer, ſo daß 
Heyden am 16. Dezember 1761 die zweimal glücklich verteidigte Stadt 
den Feinden übergeben mußte. Die Bürger mußten der ruſſiſchen 
Kaiſerin huldigen, und die Ruſſen nahmen ihre Winterquartiere 
zum erſten Male in Hinterpommern. Der Prinz Eugen führte ſeine 

15 * 


228 Siebenter Abſchnitt. 


Truppen über die Oder zurück und kämpfte noch eine kurze Zeit mit 
Belling zuſammen gegen die Schweden. Aber die Zeit des Friedens 
nahte. Die Kaiſerin Katharina von Rußland, die am 2. Mai 1729 
in Stettin als Tochter des dortigen Gouverneurs, des Fürſten Chriſtian 
Auguſt von Anhalt⸗Zerbſt, geboren war, beſtätigte den von ihrem er⸗ 
mordeten Gemahl Peter III. mit dem Könige Friedrich geſchloſſenen 
Frieden, und im Auguſt 1762 verließen die ruſſiſchen Truppen Pommern. 
Die Schweden gingen am 7. April den Waffenſtillſtand zu Ribnitz ein, 
dem am 22. Mai der Friede folgte. 

Sind auch die Ereigniſſe des Krieges in Pommern von geringem Ein⸗ 
fluſſe auf die Vorgänge geweſen, bie fid) auf den Hauptkriegsſchauplätzen 
abſpielten, ſo haben doch auch die Truppen, die dort kämpften, die Garniſon⸗ 
und Feldregimenter ſowohl wie die pommerſche Landmiliz, nach Möglich— 
keit das Ihre getan, die ſchwierige Lage ihres Königs zu erleichtern. So 
vielſeitig die Offiziere und Mannſchaften der Landtruppen verwandt 
wurden, ſie ſind überall, wie ausdrücklich hervorgehoben wird, den 
höchſten Anforderungen, die man überhaupt an eine Truppe ſtellen 
konnte, in jeder Hinſicht gerecht geworden. Dabei war es ungemein 
ſchwierig, die notwendigen Gelder für den Unterhalt der Miliz auf- 
zubringen; befand fid) doch der größte Teil Hinterpommerns faſt bee 
ſtändig in den Händen der Ruſſen, rückten doch die Schweden immer 
wieder in Vorpommern ein, und zwar meiſt gerade in den Monaten, in 
denen die Erntearbeiten vorgenommen wurden. Die Städte, die von der 
für 14 Jahre geforderten Landmilizimpoſt aufs härteſte betroffen wurden, 
mußten zum Teil faſt regelmäßige Plünderungen erleiden. Das Städt⸗ 
chen Ratzebuhr foll in den Jahren 1758 — 1762 nicht weniger als 
dreiundzwanzigmal von den Ruſſen ausgeplündert worden ſein, und die 
Bürger leiſteten dennoch die geforderten Abgaben. Ungefähr 400 000 
Taler ſollen Vor⸗ und Hinterpommern in dieſen Jahren für die Land⸗ 
miliz auſgebracht haben, eine Summe, die in Anbetracht der kläglichen 
materiellen Lage des Landes ſehr bedeutend iſt. Mußte ſchon der 
Krieg an und für ſich durch die Einziehung zahlloſer Arbeitskräfte 
zum Heeresdienſte, durch die immer häufiger werdenden Rekrutenaus⸗ 
hebungen, durch die fortgeſetzten Korn- und Furagelieferungen ſchwer 
auf allen preußiſchen Ländern laſten, fo wurde Pommern noch ganz be- 
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ſonders dadurch betroffen, daß es jahrelang der Tummelplatz der 
Feinde war. Sie verlangten ähnliche Dienſtleiſtungen, bei denen die 
Bewohner große Verluſte an Vieh u. a. m. erlitten, ſie legten außer⸗ 
ordentliche Kontributionen auf: ſo mußte z. B. das kleine arme 
Städtchen Bärwalde, das 1740 nur 472 Einwohner hatte und am 
Anfange des Krieges kaum 60 Bürger gehabt haben ſoll, in 
drei Jahren über 3 500 Taler an die Ruſſen zahlen. In Neu⸗ 
ſtettin konnte der Steuererheber ſchon im Juni 1759 in drei Tagen 
durchaus nicht mehr als 1 Sgr. 6 Pf. eintreiben, und die Bürger von 
Gollnow erklärten im September desſelben Jahres, fie ſeien nicht ime 
ſtande, nur einen Pfennig aufzubringen, auch wenn man ihnen mit 
Henken drohe. Mögen dieſe Außerungen auch übertrieben ſein, ſie 
zeigen doch, daß die ſyſtematiſchen Verwüſtungen, Raub, Brand, Plün⸗ 
derung, Gewalttat, Mord und Totſchlag, wie ſie namentlich von den 
Koſaken ausgeübt wurden, eine Zeit heraufbrachten, die an die 
ſchlimmſten Jahre des Dreißigjährigen Krieges nur zu ſehr erinnerte. 
Die Schweden trieben es freilich nicht ſo arg, aber auch ſie ruinierten 
in dem preußiſchen Vorpommern Handel, Verkehr und Induſtrie und 
verſchonten die Städte Anklam, Demmin u. a. nicht mit ſehr bedeu— 
tenden Kontributionen, ſo daß dieſe in große Schulden gerieten. 
So war die Lage der Provinz nach Beendigung des Krieges jammer⸗ 
voll, aber ihren Patriotismus und ihre Vaterlandsliebe hatten die Be- 
wohner in der ſchönſten Weiſe bewieſen. Dafür dankte ihnen König 
Friedrich der Große auch alsbald durch die Tat und knüpfte wieder 
an ſeine großen Kulturarbeiten an, die er bereits vor dem Kriege 
in großem Umfange begonnen hatte. 

Zunächſt galt es, die ſchwerſten Schäden abzuſtellen und Land 
und Leute „wieder auf die Beine zu bringen“. Der König beauftragte 
bereits im April 1762 den äußerſt geſchickten und tatkräftigen Geheimen 
Finanzrat Schönberg von Brenckenhoff, den er kurz zuvor aus 
Deſſauer Dienſt berufen hatte, mit der Unterſuchung der Zuſtände im Lande. 
Es ſtellte ſich hierbei heraus, daß mehr als 70 000 Menſchen zugrunde 
gegangen, 465 Häuſer, 442 Scheunen und 373 Ställe verſchwunden 
waren, Zugvieh, Saat⸗ und Brotkorn kaum vorhanden war. Sofort 
wurden 6000 Wiſpel Roggen und 2000 Wiſpel Hafer, die in Danzig 
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bereit lagen, verteilt. Nach dem Hubertusburger Frieden wies der 
König eine halbe Million Taler aus ſeinen Dispoſitionsfonds für das 
„Retabliſſement“ Pommerns an, und bis zum Juni 1763 waren der 
für dies Werk beſtimmten Kaſſe ſchon im ganzen mehr als 1200 000 
Taler zugefloſſen. Mit dieſem Gelde wurden Pferde, Ochſen, Schafe, 
Brot, Getreide und Mehl in großem Umfange angeſchafft und dann 
verteilt. 12 327 Militärpferde überließ man den Pächtern der Domänen 
und bäuerlichen Wirten. Durch Bauprämien erreichte Brenckenhoff, daß 
innerhalb eines Jahres faſt alle zerſtörten Häuſer und Stallungen 
wieder aufgebaut waren. An die Domänenpächter, denen man Pachtrück⸗ 
ſtände erließ unb die Kontrakte verlängerte, wurden 20 000 Taler für 
Sommerſaat überwieſen. Der Magiſtrat von Kolberg erhielt 5000 Taler, 
um die Vorwerke der Stadt wiederherzuſtellen. Auch im Jahre 1764 
ließ der Köuig bie geſamte pommerſche Einnahme (593 488 Taler) für 
das Retabliffement verwenden, nochmals dafür Vieh und Korn ankaufen 
oder an die Städte 200 000, an die bedürftigen bäuerlichen Wirte 
48 065 Taler verteilen. Einigen Kreiſen wurde die Grundſteuer auf 
mehrere Monate, anderen, die vom Kriege beſonders ſchwer getroffen 
waren, auf mehr als ein Jahr erlaſſen. Nachdem ſo die ſchlimmſten 
Schäden ausgebeſſert worden waren, ging der König wieder an ſeine 
Friedensarbeit, die ſich auf faſt alle Gebiete der menſchlichen Tätigkeit 
erſtreckte. Mit eigenen Augen wollte er auch ſehen, ob ſeine Befehle 
wirklich ausgeführt waren, deshalb benutzte er ſeine alljährlichen Reiſen 
nach Pommern zur gründlichſten Inſpektion; dreißigmal iſt er dorthin 
gekommen und hat ſich ſtets von den Landräten oder Schulzen genaue 
Auskunft über alles, was zur Beſſerung des Landes geſchehen war, 
geben laſſen. Durch Meliorationen ſuchte er vor allem neues 
Ackerland zu gewinnen, dazu ließ er Waldungen lichten oder roden, 
Sümpfe und Brüche trocken legen. So ſind in den Jahren 1747 bis 
1753 der Oderbruch bei Gartz, Greifenhagen, Stettin, Damm, Gollnow 
entwäſſert, der Madüe 1770 über 14000 Morgen abgewonnen, die 
Plönebrüche 1774 trocken gelegt, die Ihna 1777 reguliert, auf Uſedom 
der Thurbruch 1771 anbaufähig gemacht, die Seen bei Neuſtettin 
1780 tiefer gelegt, der Schmolſiner Bruch 1777 entwäſſert, der Lauf 
der Leba 1769 gerade gelegt, auch ſonſt im einzelnen auf den Do- 
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mänen und auf anderen Gütern Verbeſſerungen ausgeführt worden. Fried⸗ 
richs treuer Gehilfe bei dieſen Arbeiten war Fürſt Moritz von Deſſau, der 
ſich von ſeinem Garniſonorte Stargard aus ſeit Ende 1747 um die 
Ausführung der königlichen Anordnungen treu und ſorgſam kümmerte. 
Schwierigkeit machte es dagegen, die Bevölkerung auf dem Lande an 
einen anderen landwirtſchaftlichen Betrieb zu gewöhnen. Der langſame 
und zäh am Alten hängende Geiſt der Pommern gefiel dem Könige gar 
nicht, über die „uralte hergebrachte pommerſche Faulheit“, ſowie die 
„faule und nachläſſige Wirtſchaft des dortigen Landmannes“ klagte er 
wiederholt. Schon 1748 ließ er ſich von dem Oberſten von Retzow 
einen Bericht über die pommerſche Landwirtſchaft erſtatten und 1752 
ein „Wirtſchaftsreglement für die Amter des Herzogtums Pommern 
und der Lande Lauenburg und Bütow“ ausarbeiten; er ſorgte für den 
Anbau neuer Kulturpflanzen, des Hopfens und der Kartoffel, u. a. m. 
Trotz des Widerſtandes, den die Bauern anfänglich dem Kartoffelbau 
entgegenbrachten, gelang es doch, ihn allmählich einzubürgern, und 
1757 veröffentlichte bereits ein pommerfcher Gutsbeſitzer Mitteilungen 
und Ratſchläge wegen „Anbau und Nutzen des roten ſpaniſchen Kleevers 
und beſonderer Tartoffelfelder“. Nicht nur um die Staatspächter, die 
den anderen Landwirten Muſter und Vorbilder ſein ſollten, kümmerte 
ſich Friedrich, ſondern er ſah es als ſein gutes Recht an, auch die 
Wirtſchaft der Rittergüter zu beaufſichtigen. Der Miniſter Blumenthal 
mußte 1756 eine ausführliche Anweiſung für die Landräte ausarbeiten, 
damit „dieſe nicht allein ſelbſt die alten Fehler der pommerſchen Land— 
wirtſchaft kennen lernen, ſondern auch anderen rationellen Betrieb bei- 
bringen“ könnten. In feinen zahlreichen Erlaſſen verſchmähte der König 
es nicht, auf das Kleinſte einzugehen, ſich um das ſorgfältige Säen, 
befiere Düngung u. a. m. zu kümmern. Zur Beſſerung des Betriebes 
dachte er in weiſer Vorſicht auch ſchon daran, die im Gemenge durch— 
einander liegenden Wieſen und Ackerſtücke neu aufzuteilen und jedem 
Beſitzer fein Land in geſchlofſenem Loſe anzuweiſen, aber was er für 
die Domänen bereits 1752 anordnete, konnte er für die Allgemeinheit 
doch nicht durchſetzen. Gegen dieſe Separationen erhoben die hinter⸗ 
pommerſchen Landſtände Widerſpruch, mußten ſich aber den Vorwurf 
des Eigenſinnes, Neides und der Mißgunſt gefallen laſſen. Auch die 
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weiſungen und Mährungen über die Fütterung und Zochtung We 
Die Forſten in Pommern hatten vor bem Kriege eine reiche Einnahme— 
quelle der Generaldomänenkaſſe gebildet, waren aber während desſelben 
zum großen Teile abgeholzt worden; Friedrich ließ ſie jetzt wieder ſorgfältig 
ſchonen oder aufforſten. Zur Hebung ber Seideninduſtrie befahl er be- 
reits 1742 in allen Gemeinden Maulbeerbäume anzupflanzen und ſorgte 
unbekümmert um die im allgemeinen geringen Erfolge aufs eifrigſte für 
ihre Pflege; 1784 befanden ſich an 24 Orten Maulbeerplantagen. 
Auch die Pflanzung von Obſt- und allerhand nutzbaren Bäumen oder 
Hecken befahl er 1743 in einem Edikte an die pommerſche Kammer. 
Auf dieſem Gebiete folgte ſeinem Beiſpiele der wunderliche Schwager 
des Königs, der Markgraf Friedrich Wilhelm von Schwedt, der von 
jedem Landbeſitzer feiner Herrſchaft verlangte, daß er die Bäume an 
der Landſtraße vor ſeinem Acker pflanzte und für ihr Fortkommen 
ſorgte. Noch heute erfreut ſich die Herrſchaft Schwedt, zu der auch 
Fiddichow, Wildenbruch, Marienthal u. a. m. gehörten, des Schmuckes 
herrlicher Alleen. Alle dieſe Beſtrebungen zur Hebung des Landes 
wurden durch reichliche Unterſtützungen aus den königlichen Kaſſen ge- 
fördert; Brenckenhoff konnte 1770 im Lande erhebliche Summen an 
Rittergüter zinsfrei verteilen oder ſpäter zu 2 Prozent für Meliorationen 
ausleihen. Es ſind in den Jahren 1770 bis 1775 durchſchnittlich faſt 
200 000 Taler ſo verwandt worden. Auch errichtete er 1780 auf 
Bitten der pommerſchen Stände eine Kreditkaſſe zum Beſten des ver⸗ 
ſchuldeten ländlichen Grundbeſitzes. 
Wenn der König ſo die Lage der adeligen Beſitzer auf jede 
mögliche Weiſe zu beſſern bemüht war, ſo ſuchte er nicht weniger 
? auch bem Bauernſtande aufzuhelfen. In Pommern beftand wie in 
anderen Provinzen bie Maſſe der bäuerlichen Bevölkerung aus Laß⸗ 
bauern, die teils auf Lebenszeit, teils auf Kündigung angeſetzt, nur 
Nutznießer des ihnen vom Grundherrn überlaſſenen Gutes waren, 
aber kein Erbrecht an ihrem Lande beſaßen. Ihnen eine Erleich— 
terung der Dienſte und Laſten zu verſchaffen und fie vor Mißhand— 
lungen zu ſchützen, daran dachte der König ſchon 1748 und ließ dieſe 
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Frage vom Generaldirektorium, der pommerſchen Kammer und auch von 
den Ständen erörtern. In lebhafteren Fluß kam ſie aber erſt 1762 
und 1763, als Brenckenhoff den Befehl erhielt, dafür Sorge zu tragen, 
daß „alle Leibeigenſchaften ſowohl in königlichen, adeligen als Stadt⸗ 
Eigentums⸗Dörfern von Stund an gänzlich abgeſchafft würden“. Doch 
der Einwand, den die in Demmin zuſammengetretene vorpommerſche 
Ritterſchaft gegen dieſe einſchneidende Maßregel erhob, blieb nicht ohne 
Eindruck beim Könige, und ſo beließ er es, obwohl er ſelbſt gerne 
weiter gegangen wäre, in der pommerſchen Bauernordnung vom 30. De⸗ 
zember 1764 bei einigen Reformen zum Schutze der Bauern gegen 
Ungerechtigkeiten und Willkürlichkeiten ihrer Grundherren. Wenn ihnen 
ein Erbrecht auch nicht zugeſtanden wurde, ſo wurde doch das Bauern⸗ 
legen 1749 und 1764 ſtreng verboten, und wenigſtens für die Do- 
mänen wurden die ungemeffenen Dienfte in gemeſſene verwandelt. Bei der 
pommerſchen Ritterſchaft ſtieß er, als er dieſe Maßregel auch bei ihr 
in Anregung brachte, abermals auf Widerſtand; ſie erklärte, ohne dieſe 
Dienſte nicht beſtehen zu können. Mußte er deshalb von dieſem ſeinem 
Vorhaben abſtehen, fo hing er um fo feſter an dem Plane, durch Grün- 
dung neuer Wohnſtätten und Anſiedelung von Fremden 
die Bevölkerung des Landes zu vermehren und ſeinen Anbau zu för⸗ 
dern; auch hierin war Brenckenhoff nach dem Kriege ſein treueſter und 
beſter Mitarbeiter. Durch öffentliche Patente lud der König ſeit 1740 
immer wieder Ausländer ein, ſich in Pommern niederzulaſſen, und 
ſicherte ihnen große Vorteile zu. Aus der Pfalz, Mecklenburg, Polen, 
Schwediſch⸗Pommern, Sachſen und Schwaben, aber auch aus anderen 
Ländern kamen ſolche Koloniſten in großer Zahl. Man hat berechnet, 
daß damals nach Pommern mindeſtens 26 000 Perſonen eingewandert 
und etwa 159 Dörfer neu gegründet worden ſind, und zwar am 
meiſten um das Jahr 1750. Am zahlreichſten waren dieſe Kolonien 
in den Kreiſen Ückermünde, Randow, Greifenhagen, Naugard, Neu⸗ 
ſtettin, Kolberg⸗Körlin u. a. m. Ihre Benennungen, zum größten Teile 
nach den Namen von Angehörigen des Königshauſes, Miniſtern, Gene⸗ 
ralen oder anderen verdienten Männern, erinnern noch heute an dieſe 
innere Koloniſation, durch die dem Lande ein Strom friſchen Lebens 
zugeführt wurde. Die Anlegung der Dörfer unternahm gewöhnlich der 
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Beſitzer oder Pächter des zu rodenden oder urbar zu machenden Landes; 
er verpflichtete fid), eine beſtimmte Anzahl von Koloniſten anzuſetzen. 
Vor allem aber nahmen auch die königlichen Domänenämter ſich der 
Beſiedelung an, bildeten dazu eigene Kaſſen und beauffichtigten die 
Ausführung. In dem neu gegründeten Amte Königsholland ſind in 
den Jahren 1747—1752 elf, im Amte Kolbatz von 1747—1778 eben- 
falls elf Dörfer im Oderbruche oder au der Madüe, im Amte 
Friedrichswalde ſogar fünfzehn Dörfer angelegt worden. Wohl keins 
der Amter iſt an dem großen Werke unbeteiligt geweſen, auch Lauen⸗ 
burg und Bütow haben eine Anzahl von Neugründungen geſchaffen. 
Freilich ging es faſt überall nicht ohne ſehr große Schwierigkeiten von⸗ 
ſtatten; nicht allein die privilegierte Stellung der Neubauern, die recht- 
lich und ſozial weit beſſer war als die der einheimiſchen Landbevölke⸗ 
rung, erregte Mißſtimmung gegen ſie, auch von ſeiten der Koloniſten 
erſchollen infolge getäuſchter Hoffnungen begründete oder leichtfertige 
Klagen. Alle dieſe Einwanderer, die aus den verſchiedenſten Gegenden 
in ganz neue Verhältniſſe kamen, in Ordnung zu halten, fie an un- 
gewohnte Zuſtände zu gewöhnen, aus ihnen wirkliche Gemeinden zu 
bilden, war gewiß ſehr ſchwer, und es iſt nicht zu verwundern, daß 
dabei auch mancherlei Mißgriffe vorkamen. Ungetreue oder unvorſich— 
tige Verwaltung der Meliorationsgelder, deren ſich ſogar Brenckenhoff 
(geſt. 21. Mai 1780) ſchuldig machte, ungerechte Behandlung der Ko- 
loniſten kamen ebenſo vor, wie Trägheit oder Unverſtand der Einwan⸗ 
derer. Sind daher auch manche von ihnen wieder aus dem Lande ent- 
wichen oder einzelne der Neugründungen nicht gediehen, ſo hat ſich doch 
im ganzen das große Werk glänzend bewährt und die Stürme des Krieges 
überſtanden, ſo daß nach ſeiner Beendigung in Pommern die innere 
Koloniſation nur ausgebaut, aber nicht wieder von neuem angefangen 
zu werden brauchte. 

Zu dieſem Werke zog der König neben dem Adel auch die Städte 
heran. Beide wurden veranlaßt, auf ihren Beſitzungen außer ſonſtigen 
Meliorationen auch die Anſetzung von Koloniſten, teils in neugegründeten, 
teils in älteren Dörfern in großem Umfange durchzuführen. Stettin 
mußte die Kolonien an der Krampe (Wolfshorſt, Forkadenberg, 
Schwankenheim, Schwabach, Langenberg, Brachhorſt) in den Jahren 
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von 1747— 1754 anlegen, Finkenwalde und Friedensburg von Pode⸗ 
juch abtrennen. Altdamm mußte in derſelben Zeit den Zollbruch roden, 
urbar machen und beſetzen; auch Gartz, Greifenhagen und Gollnow 
wurden für die Beſiedelung des Oderbruches herangezogen. Demmin, 
Anklam, Treptow a. T., Paſewalk, Pyritz, Maſſow, Kolberg, Köslin, 
Rügenwalde u. a. gaben Teile ihres Stadtwaldes zur Anſiedelung von 
Koloniſten her und begründeten, meiſt mit Unterſtützung der Regierung, 
neue Dörfer oft unter großen Schwierigkeiten und nur durch den 
Willen des Königs gezwungen. Er griff ohne Rückſicht in die ſtädti⸗ 
ſchen Verhältniſſe ein und kämpfte mit eiſerner Energie gegen die 
Schwerfälligkeit oder den böſen Willen, auf den er bei ſeinen Unter⸗ 
nehmungen nur zu oft ſtieß. Er verhielt ſich den Städten gegenüber 
wie ſein Vater und ſorgte dafür, daß deſſen Reform des rathäuslichen 
Weſens nicht wieder zugrunde ging. Ihre Selbſtändigkeit war nicht zu 
ihrem eigenen Schaden dahin, denn Friedrich ließ es ſich angelegen ſein, 
durch Förderung ihrer gewerblichen und Handelsintereſſen fie zu heben. 
Auf dieſem Gebiete iſt ſeine Tätigkeit nicht geringer geweſen als bei 
der Koloniſation. Die verſchiedenſten Zweige der Induſtrie wurden 
auch in den pommerſchen Städten ins Leben gerufen oder erheblich 
gefördert, dazu wurden aus Staatsmitteln Unterſtützungen gegeben, 
wie für Lederfabriken in Anklam, Treptow oder Greifenhagen, für 
Strumpffabriken in Lauenburg ober Neuſtettin, für eine Seifenfabrif 
in Köslin, eine Branntweinbrennerei in Stettin u. a. m. Manufakturen 
namentlich in kleinen Städten anzulegen, darauf ging der Sinn des 
Königs zu allen Zeiten, namentlich belebte er die Woll-, Tuch- und 
Leinenweberei. Von dieſen fand die erſtere in den hinterpommerſchen 
Städten einige Aufnahme, da der Beſtand an Schafen in Pommern 
recht groß war; doch die Zahl der dortigen Wollarbeiter war im Ver⸗ 
gleich zu den in der Neumark tätigen immerhin nur ſehr gering. Der 
Schiffsbau fand ſeinen Mittelpunkt in Stettin, wo bereits in den 
fünfziger Jahren holländiſche Schiffsbaumeiſter größere Seeſchiffe zu bauen 
begannen; nicht weniger als 21 Schiffe, zum Teil große für Holland 
und Frankreich beſtimmte, wurden 1765 fertig geſtellt, und die Werft 
der Meiſters Quantin auf der Laſtadie, ſowie andere erhielten zahl⸗ 
reiche Aufträge aud) vom Auslaude. In den Jahren 1780 —1782 
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wie in Rügenwalde, war der Schiffbau ebenfalls ſo in Blüte, daß 
1782 in ganz Pommern an 21 Orten 99 Schiffe im Geſamtwerte 
von einer Million Mark hergeſtellt wurden. Wiederholt regte die Re⸗ 
gierung an, die bisher im Lande ganz unbekannte Torfgräberei zu 
betreiben, und gab ſelbſt ſeit 1770 in der Kolonie Karolinenhorſt das 
beſte Beiſpiel, wie man die ergiebigen Torflager des Landes aus⸗ 
nutzen könne. Anklam und Stettin folgten bald dieſem Vorbilde nach. 
Hat König Friedrich eine Induſtrie in größerem Umfange in 
Pommern ins Leben gerufen, ſo hat er faſt noch mehr für den 
Handel und die Schiffahrt getan. Hierbei erfuhr Stettin ganz be— 
ſonders eine Förderung von feiner Seite, die ihm Friedrich Wilhelm I. 
noch nicht hatte zukommen laſſen können. Nachdem die Stadt ſich 
einigermaßen von ihrem Verfalle erholt hatte, galt es jetzt ihr die 
Bedeutung zu geben, die ihr als erſtem preußiſchem Seehandelsplatze 
zukam. Schon die Wiederherſtellung des ganz verfallenen Finowkanals 
diente dazu, dem Oderhandel andere Wege zu eröffnen und den Ver⸗ 
kehr nach Berlin ungemein zu erleichtern. Auch der alte Kampf zwiſchen 
Stettin und Frankfurt um die Niederlagegerechtigkeit wurde 1751 end⸗ 
gültig beſeitigt und den Zollſchwierigkeiten auf der Oder ein Ende ge⸗ 
macht. Von 1740 — 1747 wurde die Vertiefung der Cine und bie 
Anlage eines Hafens an ihr ausgeführt, an dem bald die neue Stadt 
Swinemünde erwuchs. Zwar verſuchten die Schweden, die voll Eifer⸗ 
ſucht auf dies Werk ſahen, im Kriege den Hafen unfahrbar zu machen, 
aber nach dem Frieden wurde der Bau fortgeführt und um 1790 
vollendet. 1765 wurde Swinemünde zur Stadt erhoben; dort gingen 
1755 — 1756 bereits 1615 einheimiſche und 421 fremde Fahrzeuge 
aus und ein. In Kolberg verkehrten 1780 nur 95 beladene oder ume 
beladene Schiffe mit Waren im Werte von etwa 174000 Talern; der 
Handel war und blieb dort unbedeutend. Die Stettiner Reederei, die 
1751 erſt 79 Schiffe mit 3899 Laſten zählte, vermehrte ſich bis 1784 
auf 165 Schiffe mit 21791 Laſten, und darunter befanden fid) 1786 
78 Schiffe von mehr als 100 Laſten. Die Ein- und Ausfuhr Stettins be⸗ 
lief fid) 1739 nur auf 300 000 Taler, 1785 dagegen auf 4$ Millionen. 
Dahinter blieben die anderen pommerſchen Häfen freilich weit zurück, 


herrſchte dort lebhafte Tätigkeit, und in den kleineren pommerſchen Städten, 
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Kolbergs Ein- und Ausfuhr betrug in demſelben Jahre 144 378 Taler. 
Verhältnismäßig hoch war fie bei Demmin mit 88921 und Anklam 
mit 68 293 Talern, während Stolp nur einen Umſatz im Werte von 
47887, Rügenwalde von 26882 und Treptow a. R. gar nur von 
16 080 Talern hatte. Ganz Pommern beſaß 1782 303 Seeſchiffe mit 
2235 Matroſen. Einen beſonderen Aufſchwung nahm die preußiſche Schiff⸗ 
fahrt während des engliſch-amerikaniſchen Krieges, doch auch nach ſeiner 
Beendigung hielt ſie ſich auf einer anſehnlichen Höhe. Die 1765 in 
Berlin begründete Seeaſſekuranz-Geſellſchaft gewänn allmählich auch 
bei den Stettiner Kaufleuten Boden, die ſich zuerſt ihr gegenüber miß- 
trauiſch verhalten hatten. Man verſuchte den Handel mit Rußland durch 
ein Privileg, das einem Berliner Bankhauſe erteilt worden war, nach 
Stettin zu lenken. Für den Getreidehandel blieben die großen Korn- 
magazine, wie ſie in Stettin und Kolberg beſtanden, von beſonderer 
Wichtigkeit und trugen zur Abſtellung der großen Preisſchwankungen 
nicht wenig bei; auch erleichterten ſie die Not der Bevölkerung in den 
Teuerungsjahren 1771 1774. Gegen das Merkantilſyſtem Friedrichs 
erhoben Stettiner und Kolberger Kaufleute bei verſchiedenen Gelegen— 
heiten lebhaften Proteſt und bekämpften ſeine Vorliebe für Privilegien, 
Handelskompagnien, ebenſo wie die Einfuhrverbote wichtiger Waren. 
Sie mußten ſich dabei manches ſcharfe Wort des Monarchen gefallen 
laſſen, fo z. B. als fie dem Plane der Gründung einer Bank 1764 ent- 
gegentraten. Kontore dieſes Inſtituts eröffnete man 1768 in Stettin 
und 1769 in Kolberg; dies wurde jedoch 1778 mit dem Stettiner ver- 
einigt. Zum Beſten des Handels wurde 1741 in Stettin ein Kommerz⸗ 
Kollegium unter dem Vorſitze des Präſidenten von Aſchersleben, eines 
um die wirtſchaftliche Hebung Pommerns beſonders verdienten Beamten, 
mit acht Räten errichtet; es ſollte alle eingehenden Handelsſachen er- 
ledigen und der Induſtrie feine Aufmerkſamkeit zuwenden. So ſchwer 
auch die Städte in den letzten Regierungsjahren des Königs unter 
feiner Wirtſchaftspolitik zu leiden hatten, gewachſen an Zahl der Be- 
völkerung, an äußerem Ausſehen und Wohlſtande ſind ſie wohl alle 
kaum weniger als unter der Regierung ſeines Vaters. Stettin ſtieg von 
12360 im Jahre 1740 auf 15776, Stargard von 5529 auf 6334, 
Stolp von 2599 auf 3744 Einwohner. Kolbergs Bevölkerungszahl hate 
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zwar in dieſem Zeitraum infolge der ſchweren Heimſuchungen um etwa 1000 
abgenommen, aber über 2000 Einwohner hatten um 1782 außer den 
genannten Städten noch Paſewalk, Anklam, Köslin, Greifenhagen, 
Greifenberg, Treptow a. R., Demmin, Rügenwalde, Pyritz und Gollnow. 
Das ganze preußiſche Pommern hatte 1740 nur 309 700, dagegen 
1786 etwa 438 700 Einwohner; bie Bevölkerung war mithin um 
129 000 geſtiegen. Das war, nur in Zahlen ausgedrückt, das Reſultat 
der unaufhörlichen Bemühungen und Arbeiten des Königs und ſeiner 
Beamten; waren doch, um noch eine Zahl reden zu laſſen, in den 
letzten 23 Jahren der Regierung allein für Pommern mindeſtens 
54 Millionen Taler aus Staatsmitteln aufgewendet worden. 

Eine Anderung trat ein in der Stellung der Länder Lauenburg 
und Bütow zum preußiſchen Staate. Bei den Verhandlungen, die zur 
erſten Teilung Polens führten, hatte ſich der aus Pommern gebürtige 
Miniſter Ewald Friedrich von Hertzberg bemüht, in tiefgelehrter Er- 
örterung das Recht des preußiſchen Königs auf Pommerellen zu be- 
gründen; ihm gelang es, in den Warſchauer Vertrag vom 18. Sep- 
tember 1773 auch die Beſtimmung hineinzubringen, daß Polen die 
Länder Lauenburg und Bütow an Preußen erb- und eigentümlich 
abtrat und auf das Recht der Wiedereinlöſung der Staroſtei Draheim 
verzichtete. Sofort wurde die alte Juſtizverfaſſung in den Gebieten 
aufgehoben und die preußiſche Ordnung eingeführt. Nach einigen 
Jahren (1777) wurden dann die Länder, die bisher in der Verwaltung 
einige Selbſtändigkeit beſaßen, formell Pommern einverleibt; an den 
Widerſpruch der dortigen Stände, die immer mit Polen liebäugelten, 
kehrte man ſich natürlich nicht. Es gelang aber nur mit Mühe, hier 
geordnete Zuſtände zu ſchaffen. 

Durch ſeine neuen Dienſtordnungen für die Kammern ſorgte 
Friedrich dafür, daß er von allem, was in den Provinzen vorging, unter⸗ 
richtet wurde, und wie er ſelbſt auf ſeinen Reiſen darauf achtete, daß 
man in der Verwaltung nichts verſäumte, iſt zur Genüge bekannt. 
Fand er aber im ganzen in den Schöpfungen ſeines Vaters die Organe 
für die Landesverwaltung vor, ſo griff er ſelbſt ſchon früh in die Ord⸗ 
nung der Juſtizpflege ein. Das Grundübel, an dem ſie in Preußen 
litt, war die Verſchleppung der Prozeſſe, und darin leiſtete Pommern 
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das Größte. Bereits im Jahre 1746 wurde ein Plan über die Juſtiz⸗ 
reform in Pommern beraten, und im Dezember des Jahres reiſte 
Samuel von Cocceji dorthin, um in den nächſten Monaten an Ort 
und Stelle die Verhältniſſe zu prüfen und mit den Ständen zu be- 
raten. Das Hofgericht in Stettin wurde mit der dortigen Regierung 
vereinigt, das in Köslin im Juli 1747 eingerichtet; ebenſo begründete 
man damals in Stettin und Köslin zwei Pupillen⸗ oder Vormund⸗ 
ſchaftskollegia. Auch wurden jetzt binnen Jahresfriſt in Stettin 2101, 
in Köslin 927 Prozeſſe erledigt. Zugleich aber war es Coccejis Auf⸗ 
gabe, die Urſachen der unzureichenden Rechtspflege aufzudecken und 
nach Möglichkeit zu beſeitigen, und ſchon während ſeiner Reiſe ent⸗ 
ſtand im Entwurfe der Codex Fridericianus Pomeranicus, der eine 
Prozeßordnung mit neuen Vorſchriften über Stellung und Pflichten 
der Richter wie der Advokaten enthielt. Iſt das geplante große Werk 
Coccejis auch nicht zuſtande gekommen, ſo haben doch ſeine und ſeiner 
Nachfolger Arbeiten das „allgemeine preußiſche Landrecht“ vorbereitet, 
das 1794 Geſetzeskraft erhielt. 

Dem Konfiftorium in Stettin, das 1742 die Auſſicht über die 
Verwaltung der landesherrlichen Stiftungen erhielt, wurde 1747 eine 
gleiche Behörde in Köslin für die ſogenannten Hinterkreiſe zur 
Seite geſtellt. In die kirchlichen Verhältniſſe griff der König nur bis⸗ 
weilen mit der ihm eigenen Energie ein: fo verbot er bereits 1744 
die ſogenannte Kirchenbuße. Einige Jahre ſpäter erhielt die Geiſtlich⸗ 
keit in Stargard einen ſcharfen Verweis aus dem Kabinett, als dort 
Gemeindemitglieder öffentlich in der Kirche geſcholten und im Tode 
vom Friedhofe ausgeſchloſſen worden waren. Der Streit zwiſchen den 
Lutheranern und Reformierten hörte zwar nicht ganz auf, wurde aber 
doch minder lebhaft geführt; es trat eine gewiſſe Annäherung zwiſchen den 
Anhängern beider Konfeſſionen ein, wozu auch die Miſchung der Be⸗ 
völkerung mit den eingewanderten Koloniſten nicht wenig beitrug. Die 
religiöſe Duldſamkeit, für die der König ſelbſt das beſte Vorbild gab, 
nahm zu, als die Aufklärung auch nach Pommern drang und ſich bald 
neben dem Pietismus in weiten Kreiſen geltend machte. Die Gegen- 
ſätze ſcheinen recht groß geweſen zu ſein: neben der ſtrengſten luthe⸗ 
riſchen Orthodoxie machte ſich der platteſte Rationalismus bemerk⸗ 
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bar. Aber die Bildung und das Intereſſe an geiſtigen Beſtrebungen 
nahmen in dieſer Zeit entſchieden zu, auch die Geiſtlichen beſchäftigten 
ſich nicht mehr ausſchließlich mit theologiſchen Fragen, ſondern wandten 
ſich auch anderen Studien zu. Chriſtian Wilhelm Haken, der Prä⸗ 
poſitus in Stolp (geſt. 1791), ſchrieb ſeine zahlreichen geſchichtlichen 
Arbeiten und war an der Herausgabe des „Pommerſchen Archives der 
Wiſſenſchaften und des Geſchmackes“ beteiligt, in Demmin verfaßte der 
Archidiakonus Wilhelm Karl Stolle (geſt. 1776) ſeine Beſchreibung 
und Geſchichte ſeiner Stadt, die 1772 im Drucke erſchien. Der Stettiner 
Konſiſtorialrat Ludwig Wilhelm Brüggemann begann. ſeine Samm⸗ 
lungen zu der ausführlichen Beſchreibung des gegenwärtigen Zuſtandes 
Pommerns, von der 1779 der erſte Teil erſchien, und der Paſtor 
Joachim Bernhard Steinbrück in Stettin (geſt. 1789) war unermüdlich 
mit Studien zur pommerſchen Kirchengeſchichte beſchäftigt. Es war 
auch die Zeit, in der hier und dort im Lande größere Biblio- 
theken und Sammlungen entſtanden, in der durch Zeitſchriften und 
Zeitungen das Intereſſe an Wiſſenſchaft und Kunſt befriedigt wurde. 
Schon beſchäftigten Theateraufführungen, Konzerte und Luſtbarkeiten 
geringerer Art die Bewohner der Städte lebhaft, während allerdings 
auf dem Lande geiſtiges Leben ſich nur wenig regte und kaum in 
allen Pfarrhäuſern oder Adelſitzen eine Stätte fand. Wie auf einzelnen 
pommerſchen Edelhöfen ein lebhaftes Intereſſe für Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft herrſchte und in der Landwirtſchaft mancherlei Neuerungen ein⸗ 
geführt wurden, davon erzählt J. Bernoulli in der Beſchreibung feiner | 
Reiſen durch Pommern in den Jahren 1777 und 1778. 

Trotz aller Toleranz machte man den Katholiken, deren Zahl auch 
infolge der Einwanderung wuchs, doch mancherlei Schwierigkeiten, ihren 
Gottesdienſt abzuhalten. Das Konſiſtorium verweigerte z. B. 1785 
die Zuftimmung zum Verkauf der Jobſtkapelle in Stargard an die 
dortige kleine katholiſche Gemeinde, und ſeine Weigerung, die durch 
den Hinweis auf die Behandlung der Evangeliſchen im Amte Draheim 
begründet wurde, fand die ausdrückliche Genehmigung des Königs. 
Ebenſo war man in Pyritz um dieſelbe Zeit ängſtlich bemüht, dafür 
zu ſorgen, daß aus der Erlaubnis, katholiſchen Gottesdienſt in der 
kleinen Stadtkirche zu halten, kein Recht erwachſe, und in Stettin wurde 
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nur unter Vorbehalt der Gemeinde ein Saal im Schloſſe dafür ein⸗ 
geräumt. Katholiſche Gemeinden entſtanden in einigen Dörfern des 
Ückermünder Kreiſes. 

Die Förderung des Unterrichtes und des Schulweſens lag dem 
Könige Friedrich beſonders am Herzen, auch hier ging er auf dem 
Wege, den ſein Vater beſchritten hatte, weiter. Schon 1750 gab die 
Regierung in Stettin erneute Küſter⸗ und Schulmeiſtergeſetze heraus, 
und Brenkenhoff erhielt bei dem Retabliſſement Pommerns den be⸗ 
ſonderen Auftrag, auch für die Schule zu ſorgen. Mit dem Erlaſſe 
des Generallandſchulreglements vom 12. Auguſt 1763 erhielt Friedrichs 
Werk einen Abſchluß. Freilich ließ die Ausführung gar manches zu 
wünſchen übrig, ſo wenig es auch war, was man in bezug auf die Bil⸗ 
dung der Schulmeiſter und die Einrichtung der Schulen forderte. Gerade 
in Pommern ſetzten der Eigenſinn und der Unverſtand der Bauern, 
Pächter und Edelleute den Bemühungen des Königs den größten Wider⸗ 
ſtand entgegen: man verhandelte an vielen Orten über die Anderung des 
Schulweſens und beriet in Stadt und Land darüber, aber wirklich etwas 
erreicht wurde nur ſelten; eine ſehr rühmliche Ausnahme machten die 
Schulen auf den Maltzahnſchen Gütern in Vorpommern. Es iſt noch 
nicht feſtgeſtellt, wie viele neue Schulen zu Friedrichs des Großen 
Zeit in Pommern errichtet worden ſind, aber ob die Zahl ein günſtiges 
Urteil über das Schulweſen des Landes zulaſſen wird, muß doch ſchon 
jetzt bezweifelt werden. Allerdings wurde aus dem Überſchuſſe der 
Meliorationszinſenkaſſe 1783 in Stettin ein „Landſchulhalter-Semi⸗ 
narium“ eingerichtet und allmählich erweitert. Mit den höheren Unter⸗ 
richtsanſtalten ſah es in Pommern ſehr trübe aus: man zählte im 
preußiſchen Teile nur drei Gymnaſien, zwei iu Stettin und eins in 
Stargard; die anderen alten Lateinſchulen rechnete man gar nicht mehr 
zu ihnen, und mit den beſtehenden ſtand es ſchlecht genug. Das 
Gymnaſium in Stettin konnte, obwohl es mit manchem akademiſchen 
Zierat ausgeſtattet war und ſich ſogar eines wechſelnden Rektorats 
erfreute, nicht leben und nicht ſterben, und im dortigen Ratslyzeum 
herrſchten zum Teil unglaubliche Zuſtände. Man verſuchte Reformen 
mancher Art, verkannte auch nicht, daß zwei gelehrte Schulen für 
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tationen, Vorſchlägen uſw. nichts. Die auf das praktiſche Leben ge- 
richtete Anſchauung der Zeit führte zu der Stiftung einer Real⸗ 
ſchule in Stargard durch den Kriegs- und Domänenrat Vangerow: ſie 
wurde 1759 von dem Archidiakonus A. P. Hecker, einem Bruder des 
Berliners J. J. Hecker, eröffnet und beſtand unter manchem Wechſel 
bis 1812. An anderen Orten, wie in Belgard oder Pyritz, ſchlug 
man wenigſtens vor, einen Unterricht in der Landwirtſchaft einzurichten; 
man konnte ſich aber ſelbſt bei einer ſolchen Anſtalt, deren Schüler 
faſt ſämtlich ſich „einer Profeſſion, der Okonomie oder Kaufmannſchaft“ 
zu widmen pflegten, vom Lateiniſchen nicht trennen und prunkte immer 
noch zu gerne mit einer übel angebrachten Gelehrſamkeit. Erſt allmäh- 
lich verſtand man ſich dazu, in den kleinen Städten, wie z. B. 
Bublitz, Körlin u. a., dem Bedürfniſſe nach einer allgemeinen Volks⸗ 
bildung Rechnung zu tragen, Rochows „Kinderfreund“ und andere neue 
Bücher zu benutzen, dagegen das Lateiniſche nur noch in Privatſtunden 
zu lehren. Auch auf dieſem Gebiete dauerte es lange, bis die all— 
gemeine Geiſtesrichtung in Pommern zum Durchbruche kam. 
Während aber im preußiſchen Pommern unter der Regierung 
Friedrichs des Großen Fortſchritt und Entwickelung herrſchten, beſtand 
im ſchwediſchen Teile des Landes unter dem Könige Guſtav III. 
(17711792) ein Stillſtand, der eine völlige Verſumpfung der Verhält⸗ 
niſſe befürchten ließ. Das kleine Land hatte unter der Kriegslaſt nicht 
wenig zu leiden gehabt und konnte ſich nur ſchwer erholen, da Schweden 
durchaus nicht die Macht beſaß, wirkliche Hilfe zu leiſten. So war es 
auf ſich angewieſen und verſuchte aus eigener Kraft, ſich aus der all— 
gemeinen Not herauszuarbeiten; es blieb indeſſen nur bei Verſuchen, 
rechter Erfolg war nicht zu erzielen. Die äußere Selbſtändigkeit des 
Landes wurde nicht angetaſtet, ja die ſchwediſche Regierung ging, ſo— 
weit ſie in die inneren Zuſtände eingriff, mit einer ſorgfältigen 
Schonung der Eigenart Vorpommerns vor und erhielt Einrichtungen, 
die zum Teil die Daſeinsberechtigung verloren hatten, ſchuf dagegen 
Neues überaus ſelten. Wenn derartiges für die Verwaltung eingerichtet 
wurde, wie 1779 das Geſundheitskollegium in Greifswald, ſo begrüßte 
man es als etwas ganz Beſonderes. Trotzdem fühlte man ſich unter 
dem Zepter des anfangs recht beliebten Königs Guſtav ſehr wohl und 


Pommern in der Zeit Friedrichs des Großen. 243 


blickte mit einer gewiſſen Scheu auf das ſtraffe Regiment in Preußen, 
erkannte aber doch allmählich, wie ſehr man hinter der dortigen Ent⸗ 
wickelung zurückblieb. Das mußten vor allem die Städte, wie Stral⸗ 
ſund und Wolgaſt, erfahren, deren Handel immer mehr zurückging; 
der geſamte auswärtige Handel Stralſunds belief ſich 1780 nur auf 
etwa 483000, der Wolgaſts auf ungefähr 201000 Taler. Die 
Stralſundiſche Reederei zählte im Jahre 1783 57 Schiffe mit 3673 
Laſten, während Wolgaſt ſogar etwas mehr, 60 Schiffe mit 3796 und 
Barth 40 Schiffe mit 2324 Laſten beſaßen. Im Hafen von Stral⸗ 
ſund gingen 1784 etwa 712 Schiffe aus und ein, von denen aber der 
größte Teil Fahrzeuge mit Holz waren, die aus der Peene kamen. 
„Manufakturen und Fabriken“, ſo bekennt T. H. Gadebuſch in ſeiner 
ſchwediſch-pommerſchen Staatskunde (1786/88), „haben ſeit dem Dreißig⸗ 
jährigen Kriege in Schwediſch-Pommern nicht gedeihen wollen“. Er er- 
zählt von mancherlei Vorſchlägen, Gedanken und Verſuchen, aber es 
gelang auf keine Weiſe, eine Steigerung herbeizuführen oder etwas 
mehr als den kleinen Gewerbebetrieb in den Städten zu erhalten. 
Man war trotzdem noch fehr zufrieden, wenn der Wert der Ausfuhr 
in den Jahren 1778 — 1783 den der Einfuhr durchſchnittlich um etwa 
123000 Taler übertraf. Für die Erhaltung und Beſſerung der Land— 
ſtraßen dagegen ſcheint man in Vorpommern mehr Fürſorge getroffen 
zu haben, als in manchen anderen Ländern; wurde doch 1775 ein eigener 
Generalwegeinſpektor angeſtellt. Die Landwirtſchaft erfuhr in dieſer Zeit 
einen durchgreifenden Umſchwung, zu dem der geſteigerte Getreideexport 
neben dem Aufkommen des Anbaues neuer Feldfrüchte (Kartoffeln, 
Klee, Rüben) viel beitrug. Dies führte aber in Schwediſch-Pommern 
im Gegenſatze zu den in Preußen hervortretenden Maßregeln, die 
zur Durchführung des Bauernſchutzes getroffen wurden, gerade zu 
einer Periode des Bauernlegens in großem Stile. Syſtematiſch wurden 
zuerſt auf den Dörfern der Städte und der Univerſität Greifswald, auf 
den Domänen, dann auch auf den Gütern des Adels die Einziehung 
von Bauerngütern und Errichtung von Ackerwerken vorgenommen, und 
im letzten Jahrzehnte des achtzehnten und im Anfange des neunzehnten 
Jahrhunderts ſtieg dieſes planmäßige Auſkaufen und Legen von Bauern⸗ 
dörfern auf den Höhepunkt. Einzelne Gutsherrſchaften machten daraus 
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ein förmliches Gewerbe, indem ſie ſolche zuſammengelegten Ackerwerke 
mit großem Gewinn weiter verkauften. Aus den Bauern, die von 
Haus und Hof kamen, wurden Koſſäten mit Dienftpflichten oder Tage⸗ 
löhner. Die Einführung der Zeitpacht auf den Gütern des Staates, 
der Städte und der Stiftungen bedeutete nur zum Teil eine Beſferung 
in der Lage der Bauern, teilweiſe trat auch hierdurch eine Verſchlech— 
terung ein; es entwickelte ſich im Lande die Leibeigenſchaft bis zu 
hohem Grade mit allen ihren nachteiligen Folgen für das ganze Leben 
des Bauernſtandes. Die Bevölkerung des Landes, namentlich Rügens, 
ſcheint infolgedeſſen nicht unbeträchtlich abgenommen zu haben, und die 
allgemeinen Verhältniſſe des Landes wurden höchſt traurig. „Man 
ſieht“, ſo heißt es 1784, „den Bauern faſt allgemein als Auswurf 
der Natur, als Hefe der Menſchheit an. Man behandelt ihn wie einen 
Sklaven und läßt ihn bei aller Gelegenheit fühlen, er ſei nicht Perſon, 
ſondern Ding.“ Da iſt es nicht zu verwundern, daß der geiſtige 
Standpunkt der großen Maſſe ſehr tief war. Die angeborene Schwer⸗ 
fälligkeit und Unbehilflichkeit erſchwerten ſchon an ſich das Eindringen 
einer allgemeineren Bildung, und die Schulverhältniſſe waren auf dem 
Lande ſehr mangelhaft; beſtanden auch, wenigſtens in den meiſten 
Kirchdörfern, Schulen, ſo beſaßen doch die Lehrer nicht die nötige Vor— 
bildung und waren ſchlecht bezahlt. Der Einfluß der Kirche und der 
Geiſtlichen war nicht gering und oft ſehr ſegensreich, aber auch ſie 
kämpften gegen Aberglauben, Unbildung und Unſittlichkeit einen meiſt 
vergeblichen Kampf. Auch hier herrſchte das orthodoxe Luthertum, 
neben dem ſich pietiſtiſche oder herrnhuteriſche Neigungen an manchen 
Orten bemerkbar machten. Die Geiſtesrichtung der Aufklärung drang 
erſt allmählich in das Land ein, in dem ein Mann, wie Johann 
Joachim Spalding, zu Laſſan und Barth bis 1764 tätig war. Man 
erlaubte jetzt bereits 27 jüdiſchen Familien in Schwediſch-Pommern 
zu wohnen. Im Jahre 1795 freute fid) der Berliner Oberkonſiſtorial⸗ 
rat Zöllner, als er Rügen beſuchte, über die dortige Geiſtlichkeit, 
die den Bedürfniſſen der Zeit verſtändig entgegenkäme. Damals 
wirkte Gotthard Ludwig Koſegarten bereits in Altenkirchen, der 
neben feiner paſtoralen Tätigkeit auch als Dichter und Schriftiteller 
eifrig durch Belehrung und Ermahnung auf weitere Kreiſe einwirkte 
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und trotz mancher Schwächen, die teils in feiner Perſon, teils in den 
Zeitumſtänden lagen, ſegensreich gearbeitet hat. Aus ſeinen Werken 
können wir uns ein Bild davon machen, wie man am Ende des acht⸗ 
zehnten Jahrhunderts in Vorpommern und Rügen lebte, arbeitete, 
dachte und empfand. Damals erſt bekam man ein Verſtändnis für die 
Schönheit der Natur: man ſchwärmte von „den fruchtbaren Fluren, 
ſchönen Wäldern und romantiſchen Bergen“ der Inſel, man empfand 
mit angenehmem Grauſen, was von der Herthaburg ſeit dem ſiebzehnten 
Jahrhundert erzählt wurde, und betrachtete mit Freude die ſchöne „Aus⸗ 
ſicht“ von Arkona oder Stubbenkammer. Schon kam häufigerer Beſuch 
dorthin, ſeitdem in Sagard die bereits früher einmal benutzte Mineral⸗ 
quelle 1794 wieder neu eingerichtet und einige Jahre lang viel beſucht 
wurde. Dies empfindſame Verſtändnis für die Natur zeigt ſich ganz 
beſonders in Koſegartens Dichtungen; ihm gab er bereits Ausdruck, als 
er von 1785 — 1792 unter ziemlich dürftigen Verhältniſſen an der 
Wolgaſter Schule tätig war. So wenig auch die Regierung für den 
Unterricht auf dem Lande tat und freilich auch nur tun konnte, ſo eifrig 
war ſie beſtrebt, in den Städten das Schulweſen zu heben. Auf ihre 
Veranlaſſung erließen die Ratskollegien Schulordnungen, in Barth bereits 
1747 und 1789, in Bergen 1767 und dann von 17871792 in Loitz, 
Laſſan, Richtenberg, Grimmen, Greifswald, Wolgaſt und Gützkow. 
Überall beſtätigte die Regierung die ſtädtiſchen Anordnungen, nicht ohne 
in manchen Einzelheiten Anderungen zu treffen. Freilich wurde auch 
hier keineswegs alles ausgeführt, was auf dem Papiere ſtand, aber es 
waren doch immerhin Anſätze zur Beſſerung gemacht. Auch in das 
Stralſunder Gymnaſium zog ein neuer Geiſt ein; Ernſt Moritz Arndt, 
der es von 1787—1789 beſuchte, weiß mancherlei Rühmenswertes von 
den Lehrern zu erzählen. Die Univerſität Greifswald war und blieb 
klein; jährlich wurden 30 — 40 neue Studenten immatrikuliert, meiſt 
aus Schwedifch- Pommern, Schweden oder Mecklenburg. Die Lehrer 
waren zum Teil Schweden; ihr Wirken erſtreckte ſich nur auf einen 
engen Kreis, für das geiſtige Leben Deutſchlands hatte die Hochſchule 
keine Bedeutung. So war am Ende des achtzehnten Jahrhunderts das 
ſchwediſche Pommern in einen Stillſtand geraten, der gefährlich werden 
konnte, aber die Stürme, die ſchon heraufzogen, machten ſich auch hier 
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bald geltend. Auch im preußiſchen Teile verſpürte man bereits die 
verderblichen Folgen des neuen preußiſchen Regiments. Ehrten die 
pommerſchen Stände auch am 10. Oktober 1793 auf Anregung des 
Grafen von Hertzberg das Andenken ihres großen Königs dadurch, 
daß ſie ihm in Stettin ein Marmordenkmal, ein Meiſterwerk Scha⸗ 
dows, errichteten, jo war doch bereits klar, daß eine andere Zeit nahte, 
die manches von dem, was der König Friedrich mühſam erreicht hatte, 
wieder in Trümmer legen ſollte. Schon bald ſchien die Zeit des 
„alten Fritz“ ſo weit zurückzuliegen, daß das Volk die Perſon des 
großen Herrſchers, der ſo oft durch das Land gefahren und überall 
Umſchau gehalten hatte, bereits mit einem Schleier fagenhafter Er— 
zählungen und Anekdoten umgab und in zahlloſen Märchen von ihm 
wie von einer mythiſchen Erſcheinung erzählte. Unter allen Männern, 
die in und für Pommern gewirkt haben, iſt König Friedrich wohl der 
einzige, von dem das Volk noch heute in Erzählungen ſingt und ſagt. 


Achter Abſchnitt. 
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Dem Anſcheine nach herrſchten in Pommern im Anfange des neun— 
zehnten Jahrhunderts ſehr glückliche und blühende Zuſtände. War der 
preußiſche Teil auch immer noch die am dünnſten bevölkerte Provinz 
des Staates (im Jahre 1801 nur 1015 Menſchen auf der Quadrat- 
meile) und ſtand er im Rufe beſonderer Armut und Abgelegenheit, ſo 
war bod) feit vierzig Jahren eine fer weſentliche Beſſerung der Ver— 
hältniſſe eingetreten, wie ſie das Land früher nicht erfahren hatte. Auch 
nach Friedrichs des Großen Tode hielt ſie an; der Wert des Grund 
und Bodens ſtieg von Jahr zu Jahr, der landwirtſchaftliche Betrieb 
warf immer wachſende Erträge ab, die Pfandbriefſchulden verminderten 
ſich. Mit dem wirtſchaftlichen ſchien auch das geiſtige Leben aufzu- 
blühen, als die harte Regierung Friedrichs zu Ende gekommen war 
und Friedrich Wilhelm II. mit Jubel begrüßt wurde. Aber die 
Unſicherheit und das Schwanken, namentlich der inneren Politik, er— 
regten doch bald Unzufriedenheit und Mißſtimmung, wenn z. B. der 
Getreidehandel einmal freigegeben, bald darauf aber die Ausfuhr wieder 
verboten wurde. Man hielt aber jetzt, trotz aller Zenſur, in den Zeit⸗ 
ſchriften, die immer zahlreicher wurden, mit einer vorſichtigen Kritik 
der Zuſtände nicht mehr zurück. So wenig man ſich im allgemeinen 
um die äußere Politik oder um das, was außerhalb des Landes ge— 
ſchah, kümmerte, ſo brachte man den einheimiſchen Verhältniſſen ein 
reges Intereſſe entgegen; das zeigen die großen Landesbeſchreibungen 
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von L. W. Brüggemann und C. F. Wutſtrack, die in den Jahren 
1779—1806 erſchienen und, wie es ſcheint, auch viel benutzt wurden. 
Die Behörden ſelbſt unterſtützten das Werk des erſteren und trugen 
damit zur Verbreitung der Kenntnis des Landes bei. Es erſchien 
zwar vielen Deutſchen Hinterpommern als eine kaum kultivierte, weit 
entlegene Landſchaft, — Schleiermacher z. B. war, als er 1802 die Hof- 
predigerſtelle in Stolp zu übernehmen ſich entſchloß, über die Lage dieſes 
Ortes, „weit entfernt von Berlin und von jeder ordentlichen Stadt“, 
ganz entſetzt — aber man begann doch auch ſchon nach Pommern, 
von dem man bisher in manchen Kreiſen vielleicht nur aus des Joh. 
Timotheus Hermes' fünfbändigem Roman „Sophiens Reiſe von Memel 
nach Sachſen“ Kenntnis hatte, längere Reifen zu unternehmen, und ver- 
öffentlichte in dieſem Zeitalter der Reiſebeſchreibungen Schilderungen von 
Land und Leuten. Joh. Bernoulli erzählte in ſeinem großen Reiſewerke 
von ſeinen Beobachtungen, die er in den Jahren 1777 und 1778 in 
Preußiſch⸗Pommern angeſtellt hatte, Alexander von Humboldt unterſuchte 
1794 die Kolberger Saline und reichte der Behörde ein ausführliches 
Gutachten ein, ſein Bruder Wilhelm bereiſte 1796 Norddeutſchland und 
berichtete von den Eindrücken, die er auf ſeiner Fahrt von Stettin bis 
nach Stralſund und Rügen gewann, in einem ſehr intereſſanten Tage- 
buche. Bald darauf erſchien J. F. Zöllners Reiſe durch Pommern 
nach der Inſel Rügen, die er 1795 unternommen hatte, Koſegarten 
gab 1800 die Wanderungen des Anklamers Karl Nernſt auf Rügen 
heraus, und J. J. Grümbke veröffentlichte 1805 Streifzüge durch das 
Rügenland. Geographiſch⸗ſtatiſtiſche Beſchreibungen, wie fie damals jo 
beliebt waren, erſchienen in J. C. Dähnerts pommerſcher Bibliothek, 
in C. G. N. Geſterdings pommerſchem Magazin, Muſeum oder den 
Mannigfaltigkeiten, in T. H. Gadebuſchs Sammlungen oder bem pom⸗ 
merſchen Archive der Wiſſenſchaften und des Geſchmacks. In Schwe⸗ 
diſch⸗Pommern erregten J. D. von Reichenbachs Beiträge zur Kenntnis 
und Aufnahme dieſes Landes in den Jahren 1784 — 1787 durch bie 
freimütige Kritik der beſtehenden Zuſtände berechtigtes Aufſehen. Dieſe 
forderten überhaupt das Intereſſe weiterer Kreiſe heraus; das tat fid) 
kund in mancherlei Reformvorſchlägen und Gedanken, die allerdings 
zum geringſten Teile durch den Druck verbreitet wurden. Aber die 
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Stimmung gegen das unbeſchränkte Bauernlegen und die Leibeigenſchaft 
blieb doch nicht ohne Wirkung: der Generalſtatthalter Fürſt von Heſſen⸗ 
ſtein erwarb ſich das Verdienſt, dem erſteren wenigſtens auf den könig⸗ 
lichen Domänen ein Ende zu machen. Die Stände dagegen ſetzten 
ſeinen Verſuchen, die er zugunſten auch der übrigen Bauern unternahm, 
ſiegreichen Widerſtand entgegen. Erſt das 1803 erſchienene Buch von 
Ernſt Moritz Arndt „Verſuch einer Geſchichte der Leibeigenſchaft 
in Pommern und Rügen“ hatte eine durchſchlagende Wirkung. Mit 
dem ehrlichen Eifer der Überzeugung und aufrichtiger Entrüſtung legte 
der echt deutſche Mann, der damals Adjunkt an der Greifswalder Uni⸗ 
verſität war, die Schäden offen dar, die er ſelbſt als Sproß einer 
rügiſchen Bauernfamilie zur Genüge kennen gelernt hatte. Auf den 
König Guſtav IV. machte das Werk einen ſolchen Eindruck, daß 
er am 4. Juli 1806 die Verordnung wegen Aufhebung der Leibeigen⸗ 
ſchaft in den deutſchen Staaten erließ. Allerdings gelang es nicht, den 
Bauernſtand zu ſchaffen, der jetzt berufen ſein ſollte, an der Staats⸗ 
verwaltung mitzuwirken, denn zugleich mit jener Verordnung ergingen 
mehrere Erlaſſe zu dem Zwecke, die ſchwediſche Staatsverfaſſung in 
Vorpommern einzuführen, in der das Volk in vier Stände, Adel, 
Prieſter, Bürger und Bauern, eingeteilt war. In denſelben Tagen, in 
denen das deutſche Reich aufgelöſt wurde, waren die pommerſchen 
Stände auf dem Landtage zu Greifswald (4. bis 18. Auguſt 1806) 
verſammelt, doch im weſentlichen nur, um die Kundgebungen des Königs 
entgegenzunehmen und unter Höflichkeits- und Ergebenheitsbezeugungen 
den Eid zu leiſten. Infolge der bald eintretenden Kriegsereigniſſe kamen 
manche wichtige und weittragende Pläne nicht zur Ausführung. 

Im ganzen ruhiger gingen die Jahre hin im preußiſchen Pom⸗ 
mern, wo nicht ſo brennende Fragen in den Vordergrund traten. Es 
war aber inmitten der Stürme jener Zeit dieſe Ruhe unnatürlich, ja 
faſt unheimlich. Das Intereſſe der Bevölkerung richtete ſich faſt allein auf 
die materielle Lage und ging kaum weit über die Grenzen ihres Wohn⸗ 
ortes hinaus: man war zufrieden mit der ſcheinbar günſtigen Entwicke⸗ 
lung des Landes, man erfreute ſich an der Zunahme des Handels und 
Verkehrs, man war ſtolz auf die Blüte der Induſtrie. So geben die 
Briefe, die ber Profeſfor am Königlichen Gymnaſium in Stettin Joh. 


250 Achter Abſchnitt. 


Jak. Sell 1800 über dieſe Stadt veröffentlichte, ein äußerlich ſehr 
günſtiges Bild von ihrem Zuſtande, aber dem verſtändigen Beobachter 
entgingen die Mängel doch keineswegs. Die ſcharfe Scheidung der 
Stände, der zunehmende Luxus, die Trunk- und Spielſucht, der ganze 
herrſchende Ton gefielen ihm durchaus nicht; die Sorgloſigkeit der 
Polizei, die Mängel in der Stadtverwaltung, die große Zahl der 
Bettler erregten ſeinen Unwillen. Ahnlich iſt das Bild, das wir aus der 
Königlich privilegierten Stettiniſchen Zeitung gewinnen; oberflächlich 
lebte man hier und an anderen Orten dahin, unbekümmert um die 
großen Ereigniſſe, die draußen vor ſich gingen, zufrieden mit den 
ſcheinbar ſo glänzenden Erfolgen der preußiſchen Politik, wenn man 
auch bisweilen über Regierungsmaßregeln nach altpommerſcher Art 
räſonierte. Gegen die Cliquenwirtſchaft, die in den meiſten Städten, 
wie z. B. Kolberg, in höchſt bedenklicher Weiſe herrſchte, regte ſich 
wohl bei verſtändigen Bürgern eine Oppoſition, es blieb aber doch ſchließ⸗ 
lich alles beim alten. Es entſtanden wieder Zuſtände, wie ſie vor der 
Reform Friedrich Wilhelms I. geherrſcht hatten. Weſentliche Ande⸗ 
rungen in der Staatsverwaltung wurden von den Königen Friedrich 
Wilhelm II. oder III. nicht eingeführt: die Regierungsmaſchine ging, 
wie ſie vom großen Friedrich eingerichtet war, weiter, aber man ver⸗ 
gaß, daß ſein Geiſt ſie nicht mehr belebte, und es war, als wenn man 
vor Neuerungen förmlich zurückſchreckte, als ob dadurch ihr Getriebe 
geſtört werden könnte. Wo man die Hand zu einer Beſſerung anlegte, 
war dieſe noch nicht einmal glücklich, ſo ſuchte man z. B. das immer 
noch tief daniederliegende Schulweſen zu heben und war ſtolz darauf, 
daß im Jahre 1791 in den Städten 233, auf dem Lande 1491 Schul⸗ 
meiſter vorhanden waren. Man bemerkte aber nicht oder wollte nicht 
ſehen, wie gering die Leiſtungen in den armſeligen Schulen waren. Selbſt 
die 1805 erfolgte Vereinigung des Stettiner Ratslyzeums mit dem 
akademiſchen Gymnaſium trug wenig zur Hebung der Anſtalt bei, und 
das von Friedrich II. 1769 in Stolp zum Beſten des unbemittelten pom⸗ 
merſchen Adels geſtiftete Kadettenhaus konnte nicht viel zur Förderung 
der Bildung und Geſittung bei ihm erreichen. Auch in der Kirche war 
unter dem Wöllnerſchen Regime der Geiſt erſtorben, fo tüchtige Geilt- 
liche auch an einzelnen Orten tätig ſein mochten. „Die pommerſchen 
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Landpfarren“, ſo heißt es 1793, „ſind größtenteils kaum mittelmäßig 
und viele äußerſt ſchlecht. Es iſt daher den Landgeiſtlichen nicht ſo 
ſehr zu verargen, wenn unter ihnen die mehrſten gewöhnlich mit ihrer 
Lektüre gerade in dem Jahre Stillſtand gemacht haben, in welchem ſie 
ihre ſchlechten Pfarren bezogen und fid) mit der Okonomie zu beſchäf⸗ 
tigen anfangen mußten. Sie ſtehen mithin notwendig noch auf allen 
Seiten in dem Tone, in welchem man damals in der Welt und in 
der Kirche ſtand, haben ihr Zeitalter vorwärtsgehen laſſen und ſind 
zurückgeblieben.“ 

Von den großen Kriegsereigniſſen wurde Schwediſch-Pommern im 
Jahre 1805 berührt, als König Guſtav IV. mit Rußland einen 
Bund gegen den Kaiſer Napoleon ſchloß, den er mit tödlichem Haſſe 
verfolgte. Ohne ſich um die drohende Haltung Preußens zu kümmern, 
das die Neutralität in Norddeutſchland auf jede Weiſe aufrechtzuer⸗ 
halten verſuchte, zog er 8000 Soldaten in Vorpommern zuſammen; 
zu ihnen ſtießen im September 20 000 Ruſſen, die dort gelandet waren, 
um gemeinſam mit jenen durch Mecklenburg nach Hannover zu ziehen. 
Sie kehrten aber wieder um, als dies Land von Napoleon an Preußen 
übergeben wurde; ein Teil des ruſſiſchen Korps zog über Stettin nach 
dem Oſten zurück. Um es zu begrüßen, erſchienen im März 1806 
König Friedrich Wilhelm III. und die Königin Luiſe in 
Stettin und hielten ſich dort mehrere Tage auf; ſie wurden wie ſchon 
bei früheren Reiſen in die Provinz von der Menge mit Begeiſterung 
begrüßt. Währenddeſſen geriet König Guſtav mit feinen Pommern 
in einen Konflikt, als er am 30. April 1806 die Einrichtung einer 
ſchwediſch⸗pommerſchen Landwehr befahl. Die Stralſunder Regierung, 
die Bedenken äußerte, ob das ohne Einwilligung der Stände geſchehen 
könne, wurde aufgelöſt und die ſchwediſche Staatsverfaſſung für Pom⸗ 
mern eingeführt. Gegen dieſe Willkür erhob ſich natürlich lebhafteſter 
Widerſtand, der den König anfänglich ſo beſchäftigte, daß er ſich um 
den Konflikt zwiſchen Frankreich und Preußen nicht kümmerte. Er 
kehrte nach Stockholm zurück, als Friedrich Wilhelm endlich fid) ent- 
ſchloß, das Schwert gegen Napoleon zu ziehen. 

Kaum bemerkbar iſt es, mit welcher Teilnahme die Bevölkerung 
des Landes die in den Krieg marſchierende preußiſche Armee begleitete. 
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Nur zu bald kam die Nachricht von den unglücklichen Schlachten bei 
Jena und Auerſtädt (14. Oktober 1806), und alsbald wurde Stettin 
der nächſte Zufluchtsort für das Generaldirektorium, viele Behörden und 
Kaffen, ſowie für einzelne, die nicht wagten, in Berlin zu bleiben. Am 
19. Oktober traf auch die Königin Luiſe mit ihren beiden älteſten Söhnen 
ein, um ſchon am nächſten Tage am rechten Oderufer nach Küſtrin zu 
fahren. In den pommerſchen Städten, die an der großen Poſtſtraße 
lagen, herrſchte infolge des Durchzuges der flüchtenden Soldaten und 
der nach Weſtpreußen eilenden Beamten große Erregung, die aben⸗ 
teuerlichſten Gerüchte vom Herannahen der Feinde wurden verbreitet, 
doch dieſe erſchienen, ehe man fid) ihrer verſah. Bereits am 28. Df- 
tober kapitulierte Fürſt Hohenlohe mit ſeinem Korps, das ſich auf 
Stettin zurückziehen ſollte, bei Prenzlau, ohne ernſtliche Verſuche zum 
Widerſtande zu machen. Einzelne preußiſche Kolonnen folgten bei An- 
klam oder Paſewalk dieſem Beiſpiele, und Stettin, das in verteidigungs⸗ 
fähigem Zuſtande, mit Munition und Proviant reichlich verſehen war, 


übergab der General von Romberg am 29. Oktober an die Kavallerie⸗ 


brigade Laſſalle, die nicht mehr als 800 Pferde zählte. Der Miniſter 
von Ingersleben, der zufällig in Stettin anweſend die Leitung der 
Zivilangelegenheiten übernommen hatte, ließ es an der nötigen Energie 
fehlen und wollte ſich nicht in militäriſche Dinge einmiſchen. Deshalb 
tat auch er nichts, um die höchſt ſchmachvolle Kapitulation zu ver⸗ 
hindern, durch die mehr als 5000 Soldaten in bie franzöſiſche Ge⸗ 
fangenſchaft gerieten. 

Jetzt ergoß ſich der Strom der eindringenden Franzoſen über das 
ganze Land. Während auf Befehl des Königs alle Kaſſen nach Mög⸗ 
lichkeit nach dem Oſten gerettet wurden, blieb die Kriegs- und Do⸗ 
mänenkammer in Stettin zurück und leiſtete ſpäter den von Napoleon 
vorgeſchriebenen Eid. Die franzöſiſchen Kommandanten von Stettin 
drängten dieſe Behörde dazu, Befehle an die Bewohner der Provinz 
zur Lieferung von Getreide u. a. an die Franzoſen zu erlaſſen. Es 
wurde zwar am 9. Dezember 1806 ſämtlichen Beamten Pommerns 
von Danzig aus befohlen, den Anordnungen der pflichtvergeſſenen 
Kammer nicht mehr Folge zu leiſten, aber das Land war in den Händen 
der Franzoſen, und es erſchien kaum möglich, den Befehlen des franzöſi⸗ 
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iden Gouverneurs Thouvenot oder ſeines Intendanten L' Aigle Wider⸗ 
ſtand zu leiſten. Auch in Schwediſch-Pommern drangen alsbald die 
feindlichen Truppen ein, und am 28. Januar 1807 wurde Greifswald 
beſetzt. Der Marſchall Mortier begann Stralſund einzuſchließen, wurde 
aber mit einem Teil ſeines Korps im März vor Kolberg gerufen. 
Da machten die Schweden unter dem Generalgouverneur von Eſſen 
und dem Generale von Armfelt einen Ausfall aus Stralſund und 
drängten die Franzoſen über die Peene zurück. Als dieſe aber 
wieder ſiegreich waren, wurde am 18. April ein vorläufiger Waffenſtill⸗ 
ſtand abgeſchloſſen; für die nächſte Zeit war Schwediſch-Pommern von den 
Franzoſen frei. Um ſo feſter ſaßen ſie im preußiſchen Teile und fielen 
dem Lande ſehr zur Laſt. Wohl zeigten ſich an einzelnen Orten Zeichen 
des neuerwachenden preußiſchen Patriotismus und rühmlichen Ver⸗ 
haltens, wie in Köpitz, Stepenitz, Gollnow uſw., aber im allgemeinen 
trat die Bevölkerung beſonders in den Städten den neuen franzöſiſchen 
Herren eher zu freundlich entgegen. Namentlich in Stettin, das in 


dieſen Zeiten ein Hauptſtützpunkt der franzöſiſchen Armee wurde, ent- 


wickelte ſich recht bald ein freundſchaftlicher Verkehr zwiſchen der Bürger⸗ 
ſchaft und den Soldaten, und gar viele Bewohner vergaßen die Not des 
eigenen Vaterlandes über dem Glanze der Napoleoniſchen Herrſchaft. 
Dieſe laſtete aber ſonſt ſchwer genug auf dem Lande, deſſen 38e- 
wohner von unaufhörlichen Durchzügen, Einquartierungen, Kontributionen, 
Lieferungen und Dienſtleiſtungen heimgeſucht wurden. Die Organiſation 
der Franzoſen erwies ſich als vortrefflich, wenn man auch, wie es im 
Kriege geſchehen mußte, mit rückſichtsloſer Energie vorging. Daß dabei 
auch Ungerechtigkeiten, Räubereien und Gewalttaten vorkamen, iſt nur 
zu leicht erklärlich, aber der fortdauernde Kampf um die Feſtung 
Kolberg machte eben einen Teil Hinterpommerns zum Kriegsſchau⸗ 
platze. Anfangs hatten die Franzoſen der Weigerung des preußiſchen Kom⸗ 
mandanten, des Oberſten von Loucadou, die Stadt zu übergeben, wenig 
Beachtung geſchenkt, da ſie nicht von beſonderer Wichtigkeit zu ſein 
ſchien. Als ſie aber der Mittel⸗ und Stützpunkt für einzelne zerſprengte 
preußiſche Truppenmaſſen wurde, die ſich unter dem Kommando der 
Leutnants Ferdinand von Schill, von Petersdorf und von Blankenburg 
bildeten, gingen ſie energiſcher vor. Die Freiſcharen führten in der 
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Gegend von Stepenitz, Naugard, Greifenberg, Treptow, Kammin, 
Maſſow, Wollin uſw. mit manchem Erfolge den kleinen Krieg und taten 
den Franzoſen nicht geringen Schaden. Schill erhielt im Januar 1807 
die königliche Erlaubnis zur Bildung eines Freikorps, dem bald von 
allen Seiten preußiſche Soldaten zuſtrömten, und mit dem er ſogar 
zu einem allerdings unglücklichen Angriffe auf Stargard vorging. 
Bald ſchloß ſich nun ein enger Gürtel um Kolberg, das im allgemeinen 
nur ſchlecht befeſtigt und ſchwach beſetzt war, und im Februar 1807 
näherten ſich die franzöſiſchen Truppen der Feſtung. Der Oberſt von 
Loucadou hatte durch ſein energiſches Auftreten der Bürgerſchaft gegen⸗ 
über in ihr eine feindſelige Stimmung gegen ſich erregt, der beſonders 
der patriotiſch geſinnte, alte Schiffskapitän und Bürgervertreter Jo⸗ 
achim Nettelbeck in oft ſehr unvorſichtiger Weiſe Ausdruck gab. 
Im April begann der lebhaftere Kampf um die Stadt, und am 29. 
erſchien dort der vom Könige neuernannte Kommandant Major von Gnei⸗ 
ſenau. Dieſer verſtand es in ausgezeichneter Weiſe, die militäriſche 
Verteidigung des Platzes zu organiſieren und zugleich unter voller 
Wahrung ſeiner Autorität die Bürgerſchaft zur tätigen Mitarbeit 
heranzuziehen. Der Hauptmann von Waldenfels und Nettelbeck ſtanden 
ihm jetzt treu zur Seite, als auf den Wällen, in der Maikuhle und 
am Wolfsberge heftig gekämpft, vor allem auch der offene Zugang 
zum Meere behauptet wurde. So gelang es dem genialen Gneiſenau, 
die Stadt bis zum Frieden zu halten; am 2. Juli wurde die Be⸗ 
ſchießung eingeſtellt. Damit war in dem ſonſt fo jammervoll eir 
geſtürzten preußiſchen Staatsbaue ein Beiſpiel heldenmütigen Wider⸗ 
ſtandes gegeben. Militär und Bürgerſchaft hatten unter der Leitung 
hervorragend tüchtiger Männer mit Erfolg gemeinſam gegen den Feind 
gewirkt. 

Schill hatte ſich bereits im März zu Schiff nach Stralſund be- 
geben, wo er an den Kämpfen der Schweden gegen die Franzoſen 
teilnahm, die nach Ablauf des Waffenſtillſtandes vom 18. April in 
Vorpommern von neuem begannen. Auch hier fanden ſich zahlreiche 
Preußen ein, und König Guftav IV. erſchien wieder perſönlich, um 
den Kampf gegen die Marſchälle Brüne und Mortier zu leiten. Der 
General von Blücher mußte freilich, ſo ungern er es tat, nach dem 
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Frieden von Tilfit feine preußiſchen Truppen aus Vorpommern nad) dem 
Oſten abführen und in Treptow a. R. ſein Hauptquartier nehmen. Indeſſen 
landeten um dieſelbe Zeit 20 000 Engländer auf Rügen, um gemeinſam mit 
den Schweden gegen die Franzoſen vorzugehen. Doch König Guſtav IV. 
war nicht der Mann, die Streitkräfte recht zu benutzen. Bald war er 
mit ſeinen 10000 Schweden in Stralſund zu Lande eingeſchloſſen und 
verließ dann am 20. Auguſt mit ihnen die Stadt, die alsbald von den 
Franzoſen beſetzt wurde. Nach einem zweckloſen Aufenthalte auf Rügen 
gab der König auch die Inſel preis, ſie war am 27. September voll⸗ 
kommen in der Gewalt der Feinde. Sie nahmen jetzt Beſitz von dem 
ſchwediſchen Pommern, das im Namen des Kaiſers verwaltet wurde. 
Die ſtarke Einquartierung und viele Kontributionen laſteten ſchwer 
auf dem Lande, zahlreiche Domänen wurden von Napoleon an ſeine 
Offiziere verſchenkt und die Finanzen furchtbar zerrüttet. Ein Verſuch, 
durch eine Geſandtſchaft, die Kaiſer Napoleon am 13. Oktober 1808 
in Erfurt empfing, eine Erleichterung zu erzielen, brachte nicht den 
gewünſchten Erfolg; es zeigte ſich dabei, daß die Schwediſch-Pommern 
keine Luſt hatten, preußiſch zu werden, und lieber zu Mecklenburg zu 
kommen wünſchten. Vorläufig aber blieben ſie franzöſiſch, wenn auch 
der größte Teil der fremden Truppen von Napoleon abberufen wurde, 
da er ihrer in Spanien bedurfte; zugleich aber wurden Stralſunds 
Feſtungswerke geſchleift. 

Doch nicht allein im ſchwediſchen Teile Pommerns hielt Napoleon 
ſeine Gewaltherrſchaft aufrecht, auch Preußen mußte ſie nach dem Til- 
ſiter Frieden noch bitter empfinden. In dem Vertrage vom 12. Juli 
1807 war beſtimmt worden, daß am 1. Oktober alles Gebiet rechts 
von der Elbe mit Ausnahme von Stettin, Prenzlau, Paſewalk und 
einem Teile des Herzogtums Magdeburg von den Franzoſen geräumt 
ſein ſollte, wenn bis dahin die vom 1. November 1806 bis zum 
Friedensſchluſſe aufgelegte Kontribution bezahlt oder genügende Sicher⸗ 
heit dafür geboten worden wäre. Da die Höhe der von Frankreich gefor⸗ 
derten Summen nicht beſtimmt worden war, ſo lag es ganz in ſeinem 
Belieben, das niedergeworfene Land gründlich auszuſaugen, und wirk- 
lich haben die Franzoſen in dieſer Zeit des ſogenannten Friedens aus 
Pommern noch alles herausgezogen, was nur möglich war. Die Be- 
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mühungen des wackeren und umſichtigen Geheimrats Auguſt von Borg⸗ 
ſtede, der ſeit dem Tilſiter Frieden in Pommern und der Neumark die 
Verwaltung leitete, waren meiſt vergeblich. Die Bedrückungen der 
Jahre 1807—1808 waren ſchlimmer als die der früheren, denn man 
hielt natürlich den anfänglich für die Räumung des Landes feſtgeſetzten 
Termin nicht ein, da man immer neue Forderungen erhob und auch 
eintrieb. Bei den Verhandlungen, die über die Zahlung der Kriegs⸗ 
koſten hin und her geführt wurden, forderte man vou franzöſiſcher 
Seite auch die Verpfändung von königlichen Domänen, die allein in 
Pommern und der Neumark einen Wert von 16 bis 17 Millionen 
darſtellten und mehr als 430 000 Taler Reinertrag abwarfen. Hiergegen 
erhoben die pommerſchen Stände Proteſt und erklärten ſich trotz aller 
wirtſchaftlichen Not, unter der ſie zu leiden hatten, bereit, zwölf Millionen 
Frank auf eigene Gefahr zu übernehmen. Es gelang dann endlich, am 
9. März 1808, die Konvention abzuſchließen, durch bie beſtimmt wurde, daß 
die Feſtungen Stettin, Küſtrin und Glogau bis zur Einlöſung der von 
Preußen an Frankreich übergebenen Pfandbriefe von franzöſiſchen 
Truppen in der Geſamtſtärke von 9000 Mann beſetzt gehalten, alles 
übrige Land aber in kurzer Zeit geräumt werden ſollte. Dieſe Ab- 
machung wurde aber wieder nicht ausgeführt; denn am 8. September mußte 
Prinz Wilhelm in Paris eine neue Konvention unterzeichnen, durch die 
für jene drei Oderfeſtungen eine Beſatzung von 10000 Mann Fran⸗ 
zoſen bis zur Einlöſung der Wechſel und Briefe feſtgeſetzt und auch 
eine Militärſtraße von Dresden nach Pommern, Danzig und Warſchau 
Frankreich und ſeinen Verbündeten eingeräumt wurde. Darauf erſt 
begannen die feindlichen Truppen vom November an das Land nach 
einem Aufenthalte von zwei Jahren zu räumen. Man hat berechnet, 
daß dieſe Beſetzung Pommern mehr als 25 Millionen Taler gekoſtet 
hat. Es iſt deshalb nicht verwunderlich, daß die Provinz wieder einmal 
dem wirtſchaftlichen Untergange nahe war, daß namentlich der Grund- 
beſitz ſich abermals in einer furchtbaren Notlage befand. Sie wurde auch 
in den nächſten Jahren kaum geringer, da einerſeits die Verpflegung der 
franzöſiſchen Truppen in Stettin zum Teil dem Lande zur Laſt fiel, 
anderſeits die Durchmärſche fremder Heere kaum aufhörten. Auch der 
preußiſche Staat mußte jetzt erhöhte Forderungen an ſeine Untertanen 
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ſtellen, da ſeine finanzielle Lage noch ſchlimmer war als ihre; mußte 
er doch einen nicht geringen Teil der Domänen veräußern, um nur 
die notwendigſten Bedürfniſſe zu befriedigen und vor allem die drückende 
Staatsſchuld an Frankreich abzuzahlen. Damals wurden unter anderem 
auch die Amter Kolbatz mit den Vorwerken und Jaſenitz an Private 
verkauft, natürlich bei den traurigen Zeitverhältniſſen unter dem Werte. 
Auch das alte Kamminer Domkapitel wurde 1810 aufgehoben und 
ſein Beſitz allmählich für Staatszwecke verwertet. Handel und Ver⸗ 
kehr ſtockten im Lande infolge der Napoleoniſchen Kontinentalſperre, 
wenn auch aus dem umfangreichen Schmuggel an der langge⸗ 
ſtreckten hinterpommerſchen Küſte einzelne Gemeinden oder Beſitzer 
nicht geringen Gewinn zogen. So war in dieſer Zeit auch der Handel 
in Kolberg recht bedeutend, da es aus der unglücklichen Lage, in 
der ſich Stettin befand, Nutzen zog. Denn auf dieſer Stadt laſtete 
die Fremdherrſchaft ganz beſonders ſchwer und vernichtete ihren Handel 
faſt vollſtändig. Beſtand auch zumeiſt ein leidliches Verhältnis zwiſchen 
der Bürgerſchaft und dem franzöſiſchen Militär, ſo wurden doch nament⸗ 
lich in den Jahren 1811 und 1812 die Laſten der Einquartierung 
ungemein drückend. Bei der ſich auch hier regenden vaterländiſchen 
Stimmung, von der die im Jahre 1808 erſchienene Stettiner Sonn⸗ 
tagszeitung Zeugnis ablegt, kamen Konflikte und infolgedeſſen willkürliche 
Bedrückungen Ich immer wieder vor, und es war gewiß für preußiſch 
geſinnte Männer ſchwer, die Fremdherrſchaft zu ertragen, während draußen 
im Vaterlande ein neues Preußen entſtand. 

Der unüberlegte Zug Schills, der mit ſeinem tragiſchen Unter⸗ 
gange am 31. Mai 1809 in Stralſund endete, war nur als ein Zeichen 
zu betrachten, daß altpreußiſche Vaterlandsliebe nicht erloſchen ſei. In 
Vorpommern und Rügen erweckte er nichts weniger als Begeiſterung; 
ſah man doch das Verfehlte ſeines Unternehmens ein und hütete ſich 
wohl, durch Anſchluß an ihn es mit den Machthabern zu verderben. 
Ein halbes Jahr ſpäter kam, gleichfalls mit ſehr geteilten Gefühlen 
empfangen, der entthronte König Guſtav IV. durch Stralſund, um als 
armer Mann in die Fremde zu gehen. Sein Nachfolger Karl XIII. 
ſchloß am 6. Januar 1810 endlich mit Frankreich Frieden, der Vor⸗ 
pommern an Schweden zurückbrachte. Dort herrſchte ein zwieſpältiger 

17 


Wehrmann, Geſch. von Pommern. II. 


258 Achter Abſchnitt. 


Geiſt; die einen waren Franzoſenfreunde und begeiſterte Verehrer Na⸗ 
poleons, wie Koſegarten, die anderen waren Patrioten und Feinde des 
Kaiſers; ihr Führer war Ernſt Moritz Arndt, der nach dem Frieden 
wieder in Greifswald tätig war. Die Verfaſſung von 1806 wurde 
aufgehoben und durch die königliche Verordnung vom 15. Dezember 1810 
eine neue eingeführt mit einer Landesvertretung, die aus 27 Perſonen 
beſtand. Sie iſt nie ins Leben getreten, da bereits im Januar 1812 
das Land abermals von den Franzoſen beſetzt wurde. 

Am 1. Auguſt 1807 wurde der General von Blücher zum General⸗ 
gouverneur von Pommern und der Neumark ernannt mit dem Befehle, 
die vertragsmäßig vom Feinde zu räumenden Gebiete zu beſetzen, aber 
es dauerte lange, ehe er das ausführen konnte. Er nahm in Treptow 
a. R. ſein Hauptquartier, da in Stargard noch die Franzoſen ſtanden. 
Für die Zivilverwaltung wurde ihm eine Interimskammer zur Seite 
geſtellt, deren Leitung Juſtus Gruner übernahm. Schwierig waren die 
mannigfachen Geſchäfte, die beide auszuführen hatten, aber Blücher 
verſtand es trotz ſeines heftigen Temperaments, im allgemeinen gut und 
friedlich mit den Franzoſen auszukommen und die Reorganiſation der 
Verwaltung in die Wege zu leiten. Ein Kreis von tüchtigen Patrioten 
ſammelte ſich in Treptow um ihn, an denen Stein ſchon im Oktober 
1807 ſeine Freude hatte, als er auf der Reiſe nach Königsberg 
dorthin kam. Im November 1808 ſiedelte Blücher nach Stargard 
über, wo nun allmählich die Zivilverwaltung reorganiſiert wurde. 
Die Stettiner Kriegs⸗ und Domänenkammer hatte ſchon im April 1808 
daran gedacht, die Geſchäfte der Provinzialverwaltung aufzugeben, da 
„ſie ohne alle freie Wirkſamkeit nur einer fremden Macht und Ge⸗ 
walt unterworfen wäre“. Hatte ſie zunächſt auch ihre Tätigkeit 
fortgeführt, ſo wurde ſie dann doch mit dem Oberlandesgerichte und 
dem Konſiſtorium nach Stargard verlegt, und dort fand die Umwand⸗ 
lung der Behörde ſtatt, als man nach Steins früheren Vorſchlägen an 
ihrer Stelle das Regierungskollegium einrichtete. An ſeine Spitze trat 
zunächſt der Geheime Oberfinanzrat Hering, auf die Bitte der Stände 
aber ernannte der König am 25. Juni 1812 den Miniſter von Ingers⸗ 
leben, der von ſeiner früheren Tätigkeit her in der Provinz ſehr beliebt 
war, zum Präſidenten der Regierung. Eine ihrer vielen ſchwierigen 


| 


-r 


— 


Pommern in der Napoleoniſchen Zeit. 259 


Aufgaben war es, mannigfache Reformen im Lande durchzuführen: 
ſo galt es in den Städten nach der Ordnung vom 19. November 1808 
eine Vertretung der Bürgerſchaft zu ſchaffen und die Neuordnung der 
geſamten Verwaltung in die Wege zu leiten. Bereits im März 1809 
wurde die Wahl der Stadtverordneten und des Magiſtrates in Stettin 
vorgenommen und ungefähr um dieſelbe Zeit auch in den anderen Städten. 
Daß dabei mancherlei Schwierigkeiten und Streitigkeiten entſtanden, war 
bei den Zuſtänden, namentlich in den kleinen und dürftigen pommer⸗ 
ſchen Städtchen, nur erklärlich: es wurde aber doch auch hier allmählich 
ein Gefühl der Selbſtändigkeit großgezogen und das erloſchene Intereſſe 
an Stadt und Staat neu erweckt. Schon vorher war das Edikt vom 
9. Oktober 1807 über den erleichterten Beſitz und freien Gebrauch des 
Grundeigentums ergangen, in dem alle Gutsuntertänigkeit für Martini 
1810 aufgehoben wurde. Gegen dieſe Maßregeln, ebenſo wie gegen 
ähnliche, die dem Volk zur Freiheit verhelfen und es zur Mitarbeit am 
Staatsleben heranziehen ſollten, erhob ſich freilich auch in Pommern 
nicht geringer Widerſtand ſeitens des Adels. Er proteſtierte lebhaft gegen 
jede Verkümmerung ſeiner alten Rechte und Privilegien, aber Harden⸗ 
berg hielt feſt an dem Reformprogramm, wie es von Stein entworfen 
war, dann freilich auch manche Anderung erfahren hatte. Durch das 
Edikt vom 14. September 1811 wurde die Ablöſung der Erb- und Zeit⸗ 
pachten und der Dienſte, ſowie die freie Teilbarkeit der freigewordenen 
Beſitzungen verfügt. Auch hier erfolgte die Anderung der bäuerlichen 
Zuſtände nicht mit einem Schlage; es bedurfte noch vieler Arbeit, dieſe 
Beſtimmungen im einzelnen durchzuführen. Im Dezember 1808 wurde 
das Amt eines Oberpräſidenten für die Kurmark, Neumark und Pommern 
neu geſchaffen und ein Jahr ſpäter dem Geheimen Staatsrat Johann 
Auguſt Sack übertragen; dieſer außerordentlich tüchtige Mann hatte 
aber damals noch wenig Gelegenheit, ſich um das Land zu kümmern, um 
das er ſich ſpäter ſo verdient gemacht hat, denn das ihm übertragene 
Amt wurde bald wieder aufgehoben. Leider iſt es bisher noch nicht klar⸗ 
gelegt, wie im einzelnen die Reformen, die ſich an Steins Namen an⸗ 
knüpfen, in Pommern durchgeführt worden ſind und was dort durch 
ſie erreicht wurde, aber deutlich iſt es, daß hier beſondere Schwierigkeiten 


vorlagen. Sie waren in der Eigenart der Bevölkerung und den da⸗ 
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maligen Zuſtänden des Landes begründet. Es iſt oft genug hervor⸗ 
gehoben worden, wie feſt und zäh die Pommern an alten Einrichtungen 
feſthielten; jetzt ſollten ſie ſich an ganz neue gewöhnen? Dazu kam, 
daß keine andere preußiſche Provinz ſich damals noch ſo in franzöſiſcher 
Abhängigkeit befand, wie Pommern; nicht nur in Stettin herrſchten 
die Feinde, auch durch das Land zogen ſeit 1811 wieder fortgeſetzt 
fremde Truppenſcharen. 

Die große Armee, die Napoleon gegen Rußland aufmarſchieren 
ließ, nahm zum Teil ihren Weg durch Pommern, und von neuem be— 
gannen alle die Plagen und Leiden, die mit einem ſolchen Durchmarſche 
verbunden waren. Unermüdlich war der Regierungsdirektor von Rohr 
tätig, um die Ordnung aufrechtzuerhalten. Es gelang ihm auch zum Teil, 
doch er konnte nicht verhindern, daß die Provinz abermals mehr als 
800 000 Taler für die fremden Truppen aufbringen mußte. Stettin, 
das mit ſeiner franzöſiſchen Garniſon einen Mittelpunkt für die heran⸗ 
ziehenden Truppenmaſſen bildete, hatte ganz beſonders zu leiden. Die 
Verpflegungskommiſſion war in großer Verlegenheit, wie ſie die Koſten 
aufbringen ſollte; der Teil der Bevölkerung, der durch die zahlreichen 
Einquartierungen ſchon arg geſchädigt war, konnte nicht helfen, und der 
andere, der von der großen Menge der Soldaten Gewinn hatte, wollte 
nichts opfern. Eine Eingabe an die Berliner Behörden nützte auch nichts; 
man erhielt nur den wenig tröſtlichen Beſcheid, die Lage der Stadt 
werde ſich bald ändern. Vergebens drängte Blücher zum Kriege; er 
eilte 1811 ſelbſt von Stargard nach Treptow, unter dem Vorwande, 
die Küſte gegen die Engländer zu ſchützen. Mehr Aufmerkſamkeit aber 
widmete er der Befeſtigung Kolbergs und der Einziehung der pom⸗ 
merſchen Krümper, wobei ihm namentlich der Regierungsrat Ribben⸗ 
trop treu zur Seite ſtand. Doch die franzöſiſche Regierung nahm an 
ſeiner Tätigkeit Anſtoß und verlangte ſeine Abberufung, die am 11. No⸗ 
vember 1811 erfolgte. Wenige Monate ſpäter (am 24. Februar 1812) 
kam ſtatt des Krieges das Bündnis zwiſchen Preußen und Frankreich 
zuſtande: Kolberg wurde dem Befehle des franzöſiſchen Generalſtabs 
unterſtellt. Eine Diviſion rückte im Januar in Schwediſch-Pommern 
ein, beſetzte Greifswald und Stralſund und entwaffnete die dort ſtehen⸗ 
den beiden ſchwediſchen Regimenter; der General Morand führte den 
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Oberbefehl in Vorpommern und ließ am 4. Oktober ein allgemeines 
Dankfeſt aus Anlaß der Eroberung Moskaus feiern. Aus dem ſchwe⸗ 
diſchen Pommern ließ ſchon im Frühjahr 1812 Marſchall Davouſt 
ohne weiteres 10 000 Mann über bie Peene vorgehen und Anklam, Dem- 
min, Swinemünde und Uſedom beſetzen. Die preußiſchen Truppen unter 
Borſtell gingen auf Kolberg zurück, während Bülow das Gouvernement 
von Oſt⸗ und Weſtpreußen an Porcks Stelle übernahm. So war 
wieder ganz Pommern in den Händen der Franzoſen, als manche An⸗ 
gehörige der Provinz mit den Franzoſen gegen Rußland hinausziehen 
mußten. Mit lebhafteſter Teilnahme verfolgten aber jetzt die Bewohner 
den Kampf und ſpendeten auf die Aufforderung des Präſidenten 
von Ingersleben für die verwundeten Truppen des preußiſchen Hilfs⸗ 
korps, ſoviel ſie noch übrighatten. Da wagte am Silveſterabende 
1812 Porck den entſcheidenden Schritt und ſagte ſich mit ſeinem Korps 
von den Franzoſen los. 

Bereits im Anfange des Februar 1813 erſchienen Ruſſen unter 
Tſchernitſcheff im Oſten Pommerns, und alsbald führte auch Borſtell 
ihm ſeine Truppen aus dem Lager bei Kolberg zu. Da ergingen am 
2. Februar die Erlaſſe Friedrich Wilhelms III. zur Bildung freiwilliger 
Jäger und am 17. März der Aufruf „An mein Volk“, in denen auch 
die Pommern an das erinnert wurden, was ſie ſeit ſieben Jahren erduldet 
hatten, und zum Kampfe für die heiligſten Güter aufgerufen wurden. 
Die Antwort blieben ſie nicht ſchuldig: bereits am 8. Februar forderte 
von Ingersleben die Freiwilligen auf, ſich in Neuftettin, Kolberg oder 
Stargard zu melden. Dieſe Aufforderung hatte ſolchen Erfolg, daß 
der König ſchon am 10. Februar den Geiſt bewährter Vaterlandsliebe 
anerkennen konnte. Was von anderen preußiſchen Landesteilen in dieſer 
Zeit rühmend hervorgehoben wird, das gilt auch für Pommern: reich 
und arm beteiligte fid) an den Subſkriptionen für bie Ausrüſtung der 
Freiwilligen; Städte, Edelleute und Bürger zahlten Geldbeiträge oder 
übernahmen Lieferungen. Die Königlich Preußiſche Pommerſche Zei- 
tung, die damals in Stargard erſchien, brachte in jeder Nummer Liſten 
von freiwilligen Gaben. Dazu eilten aus allen Kreiſen junge und 
ältere Leute zu den Fahnen, ſelbſt aus Stettin ſtahlen ſich heimlich 
Gymnaſiaſten und andere heraus, um jid) in Stargard zum Dienfte 
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im pommerſchen Grenadierregimente zu melden. Die Bildung der Land⸗ 
wehr und des pommerſchen Nationalkavallerieregiments, ihre Ausrüſtung 
und Verpflegung wurden von Ingersleben mit Geſchick geleitet, ſoviel 
Schwierigkeiten ihm auch entgegentraten. Mangel an Waffen und Geld 
waren noch am leichteſten zu beſeitigen, aber in vielen Kreiſen fehlte 
es an Menſchen, ſo daß dieſe nicht immer die ihnen aufgegebene 
Zahl von Landwehrleuten herbeizuſchaffen vermochten. Die vorpom⸗ 
merſchen Kreiſe hatten 3830 Mann Infanterie und 370 Mann Kavallerie, 
die hinterpommerſchen 10658 Mann Infanterie und 1209 Mann Ka⸗ 
vallerie zu ſtellen. Ungefähr 12000 Mann waren außer den Frei⸗ 
willigen ſchon in den erſten Monaten des Jahres als Beurlaubte, Krümper 
oder Rekruten eingezogen worden. Was nun noch übrigblieb, war 
freilich nicht immer das beſte Material, aber es gelang doch eine 
pommerſche Landwehr zu bilden, bie im Kriege trotz ſchlechter Ausbil⸗ 
dung und Ausrüſtung nicht Geringeres geleiſtet hat, als andere ähn- 
liche Truppen. Zahlreiche Männer der Provinz waren unter der Lei⸗ 
tung des Zivilgouverneurs zwiſchen Oder und Weichſel bei der Errich⸗ 
tung der Landwehr in den Kreisausſchüſſen tätig und verſtanden es 
auch, vorkommende Widerſetzlichkeiten zu unterdrücken oder Verſäumniſſe 
zu beſeitigen. Was Pommern damals im einzelnen geleiſtet hat, iſt 
noch nicht dargeſtellt, aber der Patriotismus und die Vaterlandsliebe, 
die noch wenige Jahre vorher ſo ſehr zu vermiſſen waren, zeigten ſich 
jetzt auch hier im ſchönſten Lichte. Was dann die Pommern in dem 
langen Kriege auf deutſchem oder franzöſiſchem Boden zu den Siegen 
beigetragen haben, kann hier nicht erzählt werden. Aber bei Groß⸗ 
beeren, Dennewitz, Wartenburg, Möckern, beim Sturm auf Leipzig 
und ſonſt haben ſie nicht hinter ihren Waffenbrüdern zurückgeſtanden. 

Während draußen die Siege erfochten wurden, begann die Ein⸗ 
ſchließung Stettins durch preußiſche und ruſſiſche Truppen. Der 
Kommandant, General Grandeau, hatte den Befehl, die Feſtung mit ſeinen 
8—9000 Mann zu halten. Von Mitte März 1813 an blockierten die 
Preußen und Ruſſen unter dem Kommando zuerſt des Generals 
von Tauentzien, ſpäter des Generals von Plötz die Stadt. Es kam 
an einzelnen Punkten zu kleinen Gefechten, bei denen die pommerſchen 
Landwehrregimenter ihre Schuldigkeit taten, die hier allmählich anſtelle 
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der nach und nach ins Feld gerufenen Reſerve Verwendung fanden. Ob⸗ 
wohl ein großer Teil der Stettiner die Stadt verließ, nahm die Not 
dort fo zu, daß der Kommandant, der doch ſchließlich auch das Nutz⸗ 
loſe der Verteidigung einſah, am 5. Dezember 1813 die Stadt den 
Preußen übergab. 

Am 9. März 1813 hatte der General Morand Schwediſch-Pom⸗ 
mern geräumt; bald darauf landeten dort die erſten ſchwediſchen Regi⸗ 
menter, die der Kronprinz Karl Johann der Nordarmee der Verbün⸗ 
deten zuführte. Die Landwehr wurde am 31. März einberufen und 
trat ſofort in den Dienſt, das Amt des Statthalters übernahm wieder 
der Graf von Eſſen. Die Frage, was aus dem ſchwediſchen Pommern 
werden ſollte, beſchäftigte in den Jahren 1814— 1815 die Gemüter in 
ähnlicher Weiſe, wie einſt bei den Friedensverhandlungen in Münſter 
und Osnabrück. Am 14. Januar 1814 ſchloſſen Schweden und Däne⸗ 
mark zu Kiel den Frieden, in dem jenes das Königreich Norwegen er- 
hielt und dafür ſeinen Anteil an Pommern den Dänen überließ. Die 
Übergabe aber erfolgte nicht, da die Norweger ſich weigerten, den An- 
ſchluß an Schweden anzuerkennen. Da trat Hardenberg auf dem 
Wiener Kongreſſe mit der Forderung auf, Schwediſch-Pommern 
müſſe an Preußen fallen. Man war damit einverſtanden und über⸗ 
ließ es ihm, ſich mit Dänemark abzufinden. Der ſchwediſche Kron⸗ 
prinz Karl Johann, der inzwiſchen die Norweger mit Waffen- 
gewalt niedergezwungen hatte, erklärte, der Kieler Vertrag gelte nicht 
mehr, Pommern könne nicht ausgeliefert werden. Da fand Preu⸗ 
ßen Dänemarks Anſprüche durch das Herzogtum Lauenburg an der 
Elbe und eine Geldzahlung ab (4. Juni 1815) und ſchloß dann 
am 7. Juni 1815 den Vertrag mit Schweden, in dem dies ſeinen 
Beſitz in Pommern abtrat und dafür 33 Millionen Taler erhielt; 
es mußte allerdings die an ſchwediſche Offiziere verſchenkten Do- 
mänen zurückkaufen und dieſe in Schweden entſchädigen. Durch ein 
Patent vom 1. Oktober 1815 entließ König Karl XIII. die Bewohner 
des bisherigen Schwediſch⸗Pommerns ihrer Pflicht gegen die Krone 
Schweden; am 23. Oktober erfolgte in Stralſund die Übergabe des 
Landes an den preußiſchen Bevollmächtigten, den neuen Oberpräſi⸗ 
denten von Pommern von Ingersleben. Dieſer nahm auch am 16. No⸗ 
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vember die Erbhuldigung der dazu berufenen Landesabgeordneten 
entgegen. Der Sprecher der Ritterſchaft, Graf von Bohlen, erklärte 
dabei: „Unſer unabläſſiges Beſtreben wird es von nun an ſein, zu 
beweiſen, daß wir auch unter einer auswärtigen Regierung nicht ver⸗ 
lernt haben, Deutſche zu fein." So war endlich nach einer Trennung, 
die mehr als 13 Jahrhunderte gedauert hatte, ganz Pommern wieder 
unter einer Herrſchaft vereinigt und dem Staate angegliedert, dem es 
altem Rechte und ſeiner ganzen Lage nach angehören mußte. 


Neunter Abſchnitt. 
Pommern im neunzehnten Jahrhundert. 


Schwer war es, nach dem Frieden die Verhältniſſe in Pommern 
wieder in die rechte Ordnung zu bringen und aus dem geeinten Lande 
auch wirklich eine einheitliche Provinz zu ſchaffen. Die Trennung 
zwiſchen dem preußiſchen und ſchwediſchen Teile hatte zu lange gedauert, 
als daß dadurch nicht ein tiefer Riß in der Bevölkerung entſtanden 
wäre. Man ging bei der Einverleibung Neupommerns und Rügens, 
wie das bisher ſchwediſche Gebiet von nun an gewöhnlich genannt 
wurde, mit großer Vorſicht und Schonung vor, und hierbei bewies der 
im Juli 1815 zum Oberpräſidenten der Provinz Pommern ernannte 
von Ingersleben feinen Takt und großes Geſchick. An ſeine Stelle 
trat im Januar 1816 der bisherige Generalgouverneur der Rheinlande, 
Johann Auguſt Sack, der bereits während der Franzoſenzeit in der 
Immediatkommiſſion zur Vollziehung des Tilſiter Friedens, ſowie als 
Zivilgouverneur des Landes zwiſchen Elbe und Oder nicht nur die 
pommerſchen Verhältniſſe kennen gelernt, ſondern auch mauches für das 
Land getan hatte. Mit ihm trat der Mann an die Spitze der Pro- 
vinz, der ſich in den nächſten Jahren das größte Verdienſt um ihre 
kulturelle Entwickelung erworben hat. Die Regierung, das Konſiſtorium 
und das Appellationsgericht waren bereits 1814 von Stargard nach 
Stettin zurückverlegt worden. Durch den Erlaß vom 30. April 1815 wurde 
die Provinz Pommern mit den drei Regierungsbezirken Stettin, Köslin 
und Stralſund gebildet und ihr Umfang 1816 feſtgeſetzt. Dabei kamen 
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die beiden Kreiſe Dramburg und Schivelbein neben einigen im alten 
Pommern gelegenen Ortſchaften, die bisher zur Neumark gehörten, 
ebenſo wie mehrere uckermärkiſche Orte zu der Provinz, während wenige 
Dörfer zur Provinz Brandenburg gelegt wurden. Die Kreisordnung 
vom 17. Auguſt 1825 beſtimmte, daß in der Provinz 26 Kreiſe ein⸗ 
gerichtet wurden; die Stadt Stettin bildete anfänglich einen eigenen 
Kreis, wurde aber 1826 mit dem Kreiſe Randow vereinigt, da— 
gegen teilte man 1846 den Kreis Lauenburg-Bütow in zwei. Die 
Regierung in Köslin wurde 1815, in Stralſund erſt 1818 von Sack 
perſönlich eingerichtet. Das preußiſche Beſteuerungsſyſtem mit ſeinen 
Zoll- und Steuergeſetzen von 1818, 1819 und 1820 wurde erſt durch 
die Königliche Kabinettsorder vom 19. November 1821 auf Neuvor- 
pommern ausgedehnt und damit ein neuer Schritt zur Augliederung 
des Ländchens an den preußiſchen Staat getan, aber man ließ ihm 
auch hierbei in bezug auf einige Artikel, die man aus Schweden zu 
beziehen gewöhnt war, Ausnahmetarife. Die ſtändiſchen Deputierten 
machten durch zahlreiche Vorſtellungen und Klagen den preußiſchen 
Beamten die Arbeit nicht leicht; man wollte ſich jenſeits der Peene 
durchaus nicht an die ſtramme Verwaltung gewöhnen, zumal da man durch 
die ſchwediſche Regierung nicht wenig verwöhnt worden war. Schon durch 
eine Kabinettsorder vom 23. Juni 1817 hatte König Friedrich Wilhelm 
beſtimmt, daß vor der endgültigen ſtändiſchen Organiſation acht Ab- 
geordnete aus der Ritterſchaft, den Städten und dem Bauernſtande 
berufen werden ſollten, um über die bisherigen ſtändiſchen Angelegen⸗ 
heiten, beſonders über alle Einrichtungen und Geſetze zu beraten. 
Ritterſchaftliche und ſtädtiſche Deputierte wurden alsbald gewählt und 
waren unter dem Präſidium des Fürſten Malte zu Putbus tätig, dem 
die ſeinem Hauſe 1661 verliehene Würde eines Erblandmarſchalls be⸗ 
ſtätigt wurde. Beſonders die Erledigung der aus der franzöſiſchen oder 
der ſchwediſchen Zeit ſtammenden Forderungen war ungemein ſchwierig, 
und die mühſame Arbeit konnte erſt 1821 beendigt werden. 

Das Geſetz vom 1. Juli 1823 verlieh der Provinz eine land⸗ 
ſtändiſche Verfaſſung, und zwar erhielten die beiden Beſtandteile Pom⸗ 
merns, die man jetzt zu unterſcheiden pflegte, Hinterpommern mit Alt⸗ 
vorpommern (die Regierungsbezirke Köslin und Stettin), ſowie Neu⸗ 
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vorpommern (Regierungsbezirk Stralſund) je einen Landtag, zu dem 
die Wahl nach den drei Ständen der Ritterſchaft, der Städte und der 
Gutsbeſitzer, Pächter und Bauern, erfolgte; die Verordnung vom 
17. Auguſt 1825 ſetzte das Nähere wegen der Verfaſſung der Kom⸗ 
munallandtage in Pommern feſt. Im Herbſte 1824 trat der erſte 
Provinziallandtag in Stettin, am 31. März 1826 der erſte ordentliche 
Landtag in Stralſund zuſammen. Dieſe Trennung iſt für die gleich⸗ 
mäßige Entwickelung der Provinz nicht günſtig geweſen, ſie beförderte 
der Partikularismus und verhinderte eine organiſche Verbindung der 
beiden Landesteile. So widerſetzten ſich bereits die erſten neuvorpommer⸗ 
ſchen Landtage mit Erfolg der Einführung des preußiſchen Landrechts, 
die von der Regierung für den 1. Januar 1828 beabſichtigt worden war, 
und erreichten die Beibehaltung des gemeinen Rechts und der eigenen Ge⸗ 
richtsbarkeit. Nur die Aufzeichnung des Provinzialrechtes des Herzog⸗ 
tums Neuvorpommern und des Fürſtentums Rügen wurde 1837 
durchgeſetzt. Auch behielten die Städte ihre eigene Verfaſſung. Erſt 
1831 ging die Regierung daran, die preußiſche Städteordnung auch 
in Neuvorpommern einzuführen; man wollte anfangs den einzelnen 
Städten die Wahl überlaſſen, ob ſie die ältere Ordnung vom 19. No⸗ 
vember 1808 oder die revidierte vom 17. März 1831 annehmen 
wollten, aber bald überzeugte man ſich, daß es beſſer ſei, örtliche 
Statuten mit einigen für unerläßlich erachteten Neuerungen von den 
Städten aufſtellen zu laſſen. So blieb die Verfaſſung der neuvor⸗ 
pommerſchen Städte im weſentlichen die alte, ſie behielten z. B. die 
Gerichtsbarkeit, und dieſe Verfaſſungen wurden durch zwei Kabinetts⸗ 
orders vom Jahre 1841 mit den Juſtizeinrichtungen anerkannt. Das 
Konſiſtorium in Greifswald wurde für ſeine richterlichen Funktionen 
von neuem eingerichtet und das Appellationsgericht in Greifswald 
wieder vollſtändig beſetzt. Auch in manchen anderen Beziehungen be⸗ 


„hielt Neuvorpommern noch lange Einrichtungen, die von denen anderer 


preußiſcher Länder verſchieden waren, und bewahrte zahlreichen Geſetzen 
gegenüber eine Sonderſtellung. So hatten z. B. die Geſetze über die 
Stellung der Juden von 1809 oder 1812 für dies Land keine Gültig⸗ 
keit, und erſt 1847 wurden ſie in Neupommern den im übrigen Preußen 
wohnenden gleichgeſtellt. 
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In dem altpreußiſchen Teile des Landes dagegen wurde all- 
mählich die Verwaltung ebenſo geordnet, wie in den übrigen Pro⸗ 
vinzen der Monarchie. Bereits 1815 trat in Stettin das Konſiſtorium 
für das Kirchen⸗ und höhere Schulweſen ins Leben und wurde 1825 
in zwei Abteilungen geteilt, von denen eine als Provinzialſchulkollegium 
ausſchließlich die Leitung des höheren Schulweſens hatte; die völlige 
Trennung trat 1845 ein. Hier ſtieß die Ordnung der Verhältniſſe 
nicht auf Widerſpruch; man war ſeit langem an die preußiſche Ver⸗ 
waltung gewöhnt und hatte erkannt, was ſie bereits für das Land 
getan hatte. Freilich blieb gerade jetzt wieder viel zu tun übrig, denn 
die Zuſtände ſahen zum Teil recht traurig aus. Mögen auch viele 
Berichte und Klagen arg übertriebene Angaben enthalten, um dadurch 
das Mitleid der Regierung zu erwecken, jedenfalls hatte die Franzoſen⸗ 
zeit der Provinz abermals ſchwere Wunden geſchlagen. Landwirtſchaft 
und Handel, die um 1800 in verhältnismäßig großer Blüte ſtanden, 
hatten in gleicher Weiſe gelitten, der Anbau bisher unkultivierten Landes, 
mit dem man unter Friedrich dem Großen einen ſo verheißungsvollen An⸗ 
fang gemacht hatte, war ganz ins Stocken geraten, weite Strecken, nament⸗ 
lich im Oſten, lagen faſt öde und wüſte, manche Meliorationen Brencken⸗ 
hoffs waren im Laufe der Zeit verkommen. Daneben waren zahlreiche 
kleine bäuerliche Beſitzer in völlige Armut geraten, kurz aus einzelnen 
Gebieten, beſonders Hinterpommerns, erhalten wir die jammervollſten 
Berichte von der Lage der Bevölkerung. Nicht minder lag der Handel 
darnieder infolge der ganzen wirtſchaftlichen Lage und der ſchweren Schläge, 
von denen die Städte betroffen worden waren. Hier hatte Stettin die 
größten Verluſte erlitten, denn während einzelne Provinzialſtädte aus 
der Kontinentalſperre nicht geringen Vorteil zogen, ging der Wohlſtand 
Stettins, das ſieben Jahre in den Händen der Franzoſen war, gu 
grunde. Die Stadt gab an, daß fie bis 1814 51 Millionen Taler 
verloren habe. Statt der 240 Kaufleute, die im Jahre 1805 vorhanden 
waren, zählte man 1814 nur noch 170. Die pommerſche Reederei 
hatte 1805 411 Seeſchiffe mit 34509 Laſten gehabt, 1815 waren nur 
noch 231 zu 19009 Laſten vorhanden. Die Bevölkerung Stettins war 
von 1812 bis 1816 um mehrere Hunderte zurückgegangen. Für das 
ganze altpreußiſche Pommern läßt ſich feſtſtellen, daß es 1798 etwa 
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493 000, 1818, als die neumärkiſchen Kreiſe dazugelegt und die 
ſchlimmſten Schäden ſchon beſeitigt worden waren, ungefähr 562000 
Einwohner hatte; man wird wohl nicht irren, wenn man annimmt, 
daß ihre Zahl nach 1798 bis 1806 noch geſtiegen, dann aber bis 
1814 nicht unerheblich zurückgegangen iſt. Auch Neuvorpommern 
hatte von 1805—1816 nur einen geringen Zuwachs von etwa 118 000 
bis auf ungefähr 126000 gehabt. Für 1818 wird die Bevölkerung 
des ganzen Landes auf 688 258 angegeben. Sie hatte in den letzten 
zwanzig Jahren um etwa 80 000 zugenommen, während fie in den 
folgenden zwei Jahrzehnten um mehr als 170000 Menſchen wuchs. 
Dieſe letzte Tatſache zeigt, wie jetzt ganz andere Kräfte an der Hebung 
der wirtſchaftlichen Kultur tätig waren, als in der früheren Zeit. 
Denn wenn auch die Zunahme der Bevölkerung nicht der einzige Maß⸗ 
ſtab für die Beurteilung des Wachstumes der Kultur und des Wohl- 
ſtandes iſt, ſo zeigt ſich doch hier ein ſo bedeutender Fortſchritt, daß man 
berechtigt iſt, daraus einen Schluß auf die günſtige Entwickelung des 
Landes zu ziehen. Das hauptſächliche Verdienſt um ſie hat ſich der 
Oberpräſident Sack erworben, der als ein Schüler Steins beſtrebt war, 
auf allen Gebieten des wirtſchaftlichen und geiſtigen Lebens Neues 
zu bilden und, wie er ſich ausdrückte, „in Pommern noch ein zweites 
und drittes Pommern in Kultur und Bevölkerung zu erſchaffen“. Denn, 
ſo ſchreibt er bereits 1819, „ſolch ein Land und ſolch ein Volk iſt 
jedes Förderungsmittels der Kultur wert.“ Leider fehlt es bisher 
noch an einer erſchöpfenden Darſtellung der Tätigkeit Sacks in Pom⸗ 
mern, aber ſchon, was wir darüber wiſſen, genügt, um ſeine Verdienſte 
nachdrücklich hervorzuheben. Auf dem Gebiete des Handels ſorgte er 
für eine zeitgemäße Umgeſtaltung der Organiſation der Stettiner Kauf⸗ 
mannſchaft, die durch das königliche Statut von 1822 in eine Kor⸗ 
poration mit ſelbſtgewählten Vorſtehern vereinigt wurde. Die bereits 
von Friedrich dem Großen begonnene Verbeſſerung des Waſſerweges 
durch bie Swine, der in den folgenden Jahrzehnten zum Teil ver- 
fallen war, wurde auf ſeine Veranlaſſung wieder in Angriff genommen. 
Man baute von 1818—1823 bei Swinemünde die beiden Molen, ver⸗ 
beſſerte den dortigen Hafen und vertiefte das Fahrwaſſer an der Mün⸗ 
dung auf 16—18, in der Oder auf 11 Fuß. Im April 1826 lief 
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das erſte Oderdampfſchiff, die „Kronprinzeſſin Eliſabeth“, in Stettin 
vom Stapel und begann ſofort die regelmäßigen Fahrten nach Swine⸗ 
münde; zehn Jahre lang blieb es das einzige Dampfſchiff auf der ganzen 
Oder. Schon etwas früher (1821) war von der ſchwediſchen und 
preußiſchen Regierung eine Dampferverbindung zwiſchen Stralſund und 
Ytadt hergeſtellt worden. Auch die Segelſchiffahrt nahm einen neuen 
Aufſchwung, ſo daß die pommerſche Handelsmarine 1826 wieder 411 
Schiffe zählte. Für die Ausbildung der Seeleute wurden in Stettin 
eine Schiffahrtselementarſchule und in Stralſund eine Navigationsſchule 
errichtet. Zu dem in Swinemünde erbauten Leuchtturm kam 1827 der 
auf Arkona und ſpäter folgten noch andere. Auch bei Stralſund, 
Greifswald, Kolberg und Rügenwalde begann man das Fahrwaſſer nach 
Möglichkeit zu vertiefen. Ebenſo trug man für die Anlage beſſerer 
Landſtraßen Sorge, ſo langſam man auch infolge der geringen, dafür 
zur Verfügung ſtehenden Mittel damit nur vorgehen konnte. Von 1822 
bis 1827 wurde die erſte Chauſſee von Stettin nach Gartz gebaut; in 
Neuvorpommern ſtellte man erſt 1833 —1836 eine Kunſtſtraße von 
Stralſund nach Anklam auf Staatskoſten her. Der Stettiner Woll⸗ 
markt, der lange Jahre eine große Bedeutung in Norddeutſchland beſaß, 
trat 1825 ins Leben; 430 Produzenten beſchickten ihn damals mit 10000 
Zentnern. Seine beſondere Aufmerkſamkeit wandte Sack der Fiſcherei 
und dem Fiſchhandel zu, der ſchon im Mittelalter eine Quelle des 
Stettiner Wohlſtandes geweſen war. Das Salzen und Räuchern der 
Fiſche wurde in den Städten und Dörfern an der Küſte auf jede Weiſe 
gefördert, auch durch die Einrichtung von Badeanſtalten manchen Orten, 
wie Rügenwalder Münde, Putbus, Swinemünde, Heringsdorf, Kolberg, 
Misdroy, Saßnitz u. a., eine neue Einnahmequelle geſchaffen, bie all- 
mählich immer bedeutender wurde. 

Der Eindruck, den Sack von dem landwirtſchaftlichen Betriebe in 
der Provinz bei ſeinen vielfältigen Reiſen gewann, war ſehr traurig. 
Auch hier erkannte er, daß noch viel zu tun ſei. Der vielverſprechende 
Verſuch, den einige geiſtig hochſtehende, in Thaers Schule theo- 
retiſch und praktiſch gebildete Männer 1810 durch Begründung 
der pommerſchen ökonomiſchen Geſellſchaft gemacht hatten, um der 
Landwirtſchaft aufzuhelfen, war in den Kriegsjahren zu ſchnellem 
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Ende gekommen, Sack aber gelang es, nicht nur dieſe zu beleben, ſon⸗ 
dern auch in Demmin eine ähnliche Vereinigung zu ſchaffen. Die Anſiede⸗ 
lung von Koloniſten, die Sack beantragte, kam dagegen nicht zur Aus⸗ 
führung, wie überhaupt die damalige Armut des preußiſchen Staates 
oft energiſche Maßregeln verhinderte. Um ſo mehr galt es, einzelne 
Beſitzer zu Verbeſſerungen in der Viehzucht, dem Obſtbau und Acker⸗ 
bau anzuregen, auf neue Maſchinen hinzuweiſen, ſowie für erleichterten 
Abſatz der Produkte zu ſorgen. Auch die Einführung der Schlagein⸗ 
teilung und des Fruchtwechſels an Stelle der alten Dreifelderwirtſchaft, 
die feit dem Jahre 1812 vor ſich ging, erforderte die rege Tätigkeit 
des Oberpräſidenten und der anderen Beamten, da auch hierbei mancher 
Widerſtand der am Alten hängenden Bevölkerung zu überwinden war. 
Im Jahre 1817 wurde in Stargard die Generalkommiſſion zur Neu⸗ 
ordnung der bäuerlichen Eigentumsverhältniſſe eingeſetzt; ſie ſorgte dafür, 
daß die Arbeiten zur Regulierung und Separation einen beſtändigen 
Fortgang nahmen. Im Jahre 1822 waren ſie bereits in 1160 pom⸗ 
merſchen Dörfern eingeleitet. Bei der Regulierung ging allerdings ein 
großer Teil des von bäuerlichen Wirten beſeſſenen Bodens dadurch 
an die Gutsherren über, daß die Ablöſungen zumeiſt durch Landabfindung 
reguliert worden ſind. Bei den beſchränkten Mitteln der Gutspflichtigen 
iſt es erklärlich, daß die auf Kapital oder Rentenzahlung geſetzten 
Bauerngüter im allgemeinen ſelten waren. Im Kreiſe Fürſtentum 
z. B., in dem bis 1838 58 Rittergüter und 53 Ortſchaften reguliert 
worden waren, hatte fich das Areal jener um mehr als 32 000 Morgen 
vermehrt, der bäuerliche Grundbeſitz dagegen um 19 500 Morgen ver⸗ 
mindert. Im Regierungsbezirke Stettin gab es 1784: 11164, 1836: 
10 744 bäuerliche Nahrungen; es waren in dieſem Zeitraum 1563 gu- 
meiſt durch Ankauf oder bei der Regulierung den Rittergütern zu⸗ 
geſchlagen worden, dagegen 1143 durch Anlegung von Koloniftendörfern 
oder durch Parzellierungen neu entſtanden; es gab dort im Jahre 1836 
6544 Vollbauern, 1626 Halbbauern, 2511 Viertelbauern. Die Re⸗ 
gierung beobachtete damals, daß in Pommern eine zu große Zerſtücke⸗ 
lung des Bodens nicht überall vorlag, während anderſeits beſonders 
im Stralſunder Bezirke die Anhäufung des Beſitzes in wenigen Hän⸗ 
den deutlich hervortrat und allmählich zunahm; gab es dort doch 1835 
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auf der Quadratmeile durchſchnittlich nur 14 bäuerliche Ackerwirtſchaften, 
1837 waren es nur noch 13 gegen etwa 45 in den beiden anderen 
pommerſchen Regierungsbezirken. Die preußiſchen Geſetze über die guts⸗ 
herrlich-bäuerlichen Verhältniſſe in Neuvorpommern einzuführen, daran 
hat die Regierung in dieſen Jahren nicht gedacht; man ſchonte auch in 
dieſer Hinſicht die Eigenart des Ländchens. Nur auf den Domänen, die 
dort eine Ausdehnung von etwa 365000 Morgen hatten, ſchuf ſie 
eine Anzahl von Eigentumsbauern. Auch im übrigen Pommern wur⸗ 
den beſonders auf dem Domänenbeſitze mannigfache Neuerungen ein⸗ 
geführt, damit ſie wieder, wie in früheren Zeiten, als Muſterwirtſchaften 
gelten könnten. Dazu erwarb man die Domänen, wie Kolbatz, die wäh⸗ 
rend der Franzoſenzeit hatten verkauft werden müſſen, zumeiſt zurück. 
Aber nicht nur materiell ſuchte Sack Pommern zu heben, auch 
das geiſtige Leben in Kirche und Schule fand in ihm einen eifrigen 
Förderer. Es galt ganz beſonders der Unbildung und dem Aberglauben 
entgegenzutreten, die ſich noch in weiteren Kreiſen geltend machten; glaubte 
man doch noch lange an Hexen. Das neu erwachte religiöſe Intereſſe regte 
ſich nach dem Kriege auch in Pommern, wo weitere Kreiſe ſich an den Baron 
von Kottwitz, den Führer der „Erweckung“, anſchloſſen. In Hinterpommern 
waren in dieſem Sinne beſonders die Gebrüder von Below tätig, die mit 
ihren ſeparatiſtiſchen Neigungen ſogar mit den Kirchenbehörden in Konflikte 
kamen, beſonders da ſich theoſophiſche und ſchwärmeriſche Beſtrebungen 
kundtaten. Mit ſolchen Bewegungen hängt der noch ſpäter in Pom⸗ 
mern eng verbundene Kreis zuſammen, in dem die lutheriſche Ortho⸗ 
doxie beſonders gepflegt wurde. Adolf von Thadden⸗Trieglaff war das 
Haupt dieſer kirchlichen Partei, er ſonderte ſich von der preußiſchen 
Landeskirche ab, die nicht in ſeinem Sinne geleitet wurde. „Er war“, 
ſo ſchildert ihn Treitſchke, „tief fromm, von kindlicher Sittenreinheit, 
mildtätig bis zur Verſchwendung, aber ganz und gar kein Kopfhänger, 
vielmehr heiter, überaus witzig, viel beleſen, frei von Menſchenfurcht 
und darum gern bereit, den Gegnern ſeiner hochlegitimiſtiſchen Geſin⸗ 
nung jeden Freimut zu geltatter." Sein Einfluß reichte namentlich in 
Hinterpommern ſehr weit; und die Bewegung, die zum Teil ſektiereriſchen 
Charakter annahm, ergriff große Kreiſe nicht nur des Adels, ſondern auch 
der Geiſtlichen und Bauern; zu den kirchlichen Konferenzen in Trieglaff 
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kamen Beſucher von nah und fern. Auch in anderen Teilen der Provinz, 
in der Pyritzer Gegend, bei Dramburg, wo beſonders der Paſtor 
Guſtav Knak in dieſer Richtung wirkte, machte fid) in den Jahren von 
1830 bis 1850 etwa eine tiefe religiöſe Bewegung geltend. Überall 
traten die adeligen Grundbeſitzer in dieſer Bewegung hervor, neben 
Thadden beſonders auch der Freiherr Senfft von Pilſach auf Gramenz, 
der, ohne ſich um die Verbote der rationaliſtiſch geſinnten Stettiner 
Regierung zu kümmern, mit ſeinen Bauern und Tagelöhnern Andachten 
und Gottesdienſte abhielt. Aus des Fürſten Bismarck Leben iſt es be⸗ 
kannt, wie er in dieſen Kreis, der ſich über die ganze Provinz verbreitete, 
hineinkam; ſeine Freunde Moritz von Blanckenburg und Hans Hugo 
von Kleiſt⸗Retzow gehörten zu dieſen pietiſtiſchen Konventikeln, fein 
Schwiegervater Heinrich von Puttkamer auf Reinfeld war vielleicht noch 
pietiſtiſcher geſinnt als Thadden. Dieſe Bewegung war freilich erſt im 
Entſtehen, als Friedrich Wilhelm III. am 27. September 1817 die 
Kabinettsorder erließ, in der er die Aufforderung zur Wiedervereinigung 
der Lutheraner und Reformierten ausſprach. Sie fand in manchen 
Teilen des Landes ſehr wenig begeiſterte Aufnahme, aber es gelang 
Sack doch, die Union und ſpäter die Annahme der Agende im allge- 
meinen durchzuführen, aber gerade in den ſtreng orthodoxen Kreiſen 
ſtieß beides auf Widerſpruch, ſo daß die religiöſe Bewegung unter 
ihrem Einfluſſe in manchen Gegenden lebhafter wurde. Nicht nur 
hielten ſich mehrere Gemeinden ganz fern und bildeten ſepariert luthe⸗ 
riſche Kirchen, ſondern es wanderten auch nicht wenige Land— 
bewohner aus, um einem drohenden Gewiſſenszwange zu entgehen. 
So blieb der Sondergeiſt beſtehen, und wie die preußiſche Landeskirche 
noch lange die Altlutheraner bekämpfte, ſo unternahmen es um 1846 
auch einzelne Geiſtliche, innerhalb der Union eine geſchloſſene alt- 
pommerſche Landeskirche zu bilden. Die Bewegung der ſogenannten 
Lichtfreunde fand im Lande kaum in einzelnen kleinen Kreiſen An- 
klang. Gegen die in Stettin auftretenden Anhänger wandten ſich 
namentlich auch die Pfarrer der franzöſiſch- reformierten Gemeinde 
Riquet und Palmis. Die äußeren Verhältniſſe des pommerſchen 
Kirchenweſens beſſerten ſich langſam; es wurden neue Gotteshäuſer 
erbaut, neue Parochien begründet oder Pfarrſtellen u Mehr 
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wurde indes auf dem Gebiete des Schulweſens erreicht. Die Kabinetts⸗ 
order vom 14. Mai 1825 führte die allgemeine Schulpflicht auch in 
Neuvorpommern und Rügen ein, wo 1815 noch die Hälfte aller ſchul⸗ 
fähigen Kinder ohne Schulunterricht geweſen war. Neben das Seminar 
in Stettin traten nach und nach die in Kammin, Pyritz und Köslin; 
höhere Schulen wurden neben den älteren, die in Stettin, Stralſund, 
Greifswald, Stargard und Neuſtettin beſtanden, in Köslin (1821), 
Putbus (1836) und Anklam (1847) errichtet. Eine Zeitlang ſorgte 
man auch dafür, in Stettin einen Turnbetrieb einzurichten, aber der 
Turnplatz wurde bereits 1819 geſchloſſen. Für die Geſchichte der 
ſeiner Fürſorge anvertrauten Provinz zeigte Sack lebhaftes Intereſſe; 
an den pommerſchen Provinzialblättern, die ſich ſeit 1820 die Pflege 
der heimatlichen Geſchichte angelegen ſein ließen, arbeitete er ſelbſt mit, 
brachte 1824 die Gründung oder Wiederherſtellung eines Provinzial⸗ 
archivs unter einem eigenen Vorſteher auf Anordnung des Miniſteriums 
zuſtande und regte dann, als man in demſelben Jahre die Feier zur 
Erinnerung an die vor 700 Jahren erfolgte erſte Bekehrung der Pom⸗ 
mern zum Chriſtentum beging, die Begründung der Geſellſchaft für 
pommerſche Geſchichte und Altertumskunde an (vgl. Bd. I, S. 11). 
Damals wurde auch zum Gedächtnis an das ſegensreiche Wirken des 
Biſchofs Otto von Bamberg am Ottobrunnen bei Pyritz ein Denkmal 
errichtet. Andere Jubelfeſte, wie das Reformationsjubiläum 1817, die 
Gedächtnisfeiern des Rückfalles Altvorpommerns an Preußen im Jahre 
1821 oder des Augsburger Reichstages 1830 boten ihm Gelegenheit, 
die Blicke in die Vergangenheit zurückzulenken; ebenſo gedachte man 
der erſt wenige Jahre zurückliegenden Zeit, als man 1829 auf dem 
Gollenberge ein Denkmal für die im Freiheitskriege 1813 bis 1815 
gefallenen Pommern errichtete. So befand fid) das Land auf alleu Ge— 
bieten in rüſtigem Fortſchritte, als Sack am 28. Juni 1831 aus dem 
Leben ſchied. 

Auch in den folgenden Jahren iſt die langſame Entwickelung Pom⸗ 
merns nicht zum Stillſtande gekommen: auf den Wegen, die Sack ge⸗ 
wieſen hatte, ſchritt die Regierung ruhig weiter. Mit dem ganzen 
Preußen konnte Pommern die Vorteile der Zollvereinspolitik genießen, 
wenn dem Lande auch die Nachbarſchaft Mecklenburgs, das dem Boll 
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verein fern blieb, mancherlei Schwierigkeiten und Nachteile brachte. 
Der Aufſchwung, den der Handel bis 1846 nahm, läßt ſich in dem 
Werte der Ein⸗ und Ausfuhr Stettins am einfachſten zeigen, der von 
1823 bis 1846 von ungefähr 6 Millionen auf mehr als 24 Millionen 
Taler ſtieg. Das Fahrwaſſer der Oder wurde verbreitert und vertieft, 
fo daß die Tiefe 1840 durchſchnittlich 4 Meter betrug; bereits 1046 
wurde angeordnet, die Tiefe auf 5 Meter zu bringen, was etwa 1856 
erreicht wurde. Die Dampfſchiffahrt blieb bis 1850 gering; in dieſem 
Jahre zählte die Stettiner Reederei 189 Schiffe mit 26 716 Laſten 
und darunter nur 9 Flußdampfer mit 303 Laſten. Es verkehrten zwar 
Paſſagierdampfer zwiſchen Stettin, Stralſund, Rügen und Riga, aber 
für den eigentlichen Seehandel kamen nur Segelſchiffe in Betracht. Der 
außereuropäiſche Handel der Stadt war ſehr gering, es waren 1843 
darin nur 24 Schiffe mit 3773 Laſten beſchäftigt. Der Sundzoll 
laſtete noch immer ſchwer auf der geſamten preußiſchen Schiffahrt, und 
mannigfache Verſuche, wie ſie z. B. 1850 mit einer neu begründeten 
afrikaniſchen Kompagnie gemacht wurden, blieben ohne rechten Erfolg. 
Im Hafen von Stettin verkehrten ſeewärts 1820 etwa 1900, im Jahre 
1847 dagegen ungefähr 3400 Schiffe. In den drei nächſten Jahren 
ging der Verkehr infolge der politiſchen Ereigniſſe auffallend zurück 
und hob ſich erſt allmählich wieder. In den anderen pommerſchen 
Hafenſtädten wuchſen Handel und Schiffahrt natürlich erheblich lang— 
ſamer, da ſie alle mit ganz beſonders ungünſtigen Verhältniſſen zu 
kämpfen hatten; das Fahrwaſſer war dort überall ſchlecht, das Hinter- 
land nur von geringem Umfange. So kam es, daß ſich die Zahl der 
Seeſchiffe in allen vorpommerſchen Häfen von 1816—-1863 nur um 
62 vermehrte, allerdings ſtieg die Laſtenzahl um mehr als das Dop⸗ 
pelte. Es nützte nicht viel, daß man auch hier mancherlei zur Hebung 
des Verkehrs durch Waſſerbauten u. a. m. tat. Die erſte Eiſenbahn, 
die in Pommern gebaut wurde, war die von Stettin nach Berlin, ſie 
wurde 1843 fertiggeſtellt. Bald ſetzte man den Bau nach Stargard 
und Poſen fort. Durch ſolche Verbindungen wurde auch die Induſtrie 
belebt; die Schiffswerften waren ziemlich lebhaft mit dem Bau von 
Holzſchiffen beſchäftigt, aber ſchon 18371838 entſtand an der Oder 
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ſund, Ziegeleien, Kalkbrennereien, Mühlen und andere Fabriken nahmen 
beſonders ſeit Gründung des Zollvereins einen bedeutenden Aufſchwung, 
an dem auch die kleineren Gemeinden nicht unbeteiligt waren. Es 
zeigt ſich das auch in der Zunahme der Bevölkerung der Städte, ob⸗ 
gleich wiederholte Choleraepidemien zahlreiche Opfer forderten. Die 
meiſten von ihnen nahmen an Einwohnerzahl um ein Drittel oder um 
die Hälfte zu. Vor allen ſtieg Stettin von 27000 im Jahre 1831 
auf 48 000 im Jahre 1852. In dem gleichen Zeitraum aber wuchs 
z. B. Lauenburg von 2600 auf etwa 5000, Köslin von 6500 auf 
9300, Anklam von 6800 auf 9900, Kammiu von 2800 auf 4700, 
Greifswald von 8900 auf 13 200. Stralſund dagegen ſtieg von 14 600 
nur auf 18 500. 

Die ruhige Entwickelung wurde durch die lebhafte politiſche Er⸗ 
regung, die in Friedrich Wilhelms IV. Regierungsjahren ſich 
geltend machte, anfänglich nur wenig geſtört. Das Volk ſtand im 
großen der Politik noch fern, der pommerſche Landtag beſchäftigte ſich 
kaum mit den wichtigen Staatsfragen; nur einzelne Pommern, wie 
E. von Bülow⸗Kummerow, traten hierbei mehr hervor. Dieſer erfin⸗ 
dungsreiche Mann begründete nicht nur 1824 die ritterſchaftliche Bank 
für Pommern, die in den Zeiten ihrer Blüte für Landwirtſchaft und 
Handel von großer Bedeutung war, ſondern deckte trotz ſeiner ſtreng kon⸗ 
ſervativen Geſinnung offen die Schäden der Finanzverwaltung auf, ja for⸗ 
derte die Berufung der vereinigten Ausſchüſſe, ſowie eine Reform der 
Lehnsverfaſſung Pommerns. Als geiſtvollen Nationalökonomen bewährte 
ſich Karl Rodbertus auf Jagetzow, deſſen Theorien und Gedanken erſt 
ſpäter allgemein bekannt geworden ſind. Energiſch ging Robert Prutz aus 
Stettin gegen die Regierung mit ſeinen dichteriſchen oder politiſchen 
Schriften vor, übte aber auf ſein Heimatland nur eine geringe Wirkung aus. 
Einige Aufregung erregte es im ſtillen Pommern, als der Gedanke auf⸗ 
tauchte, die lange geplante Oſtbahn von Stettin durch Hinterpommern zu 
führen; er kam aber nicht zur Ausführung. Auch die lebhaften Ver⸗ 
handlungen über die Gründung einer Flotte wurden mit Intereſſe ver⸗ 
folgt, und man erinnerte ſich daran, daß bereits Sack den damaligen 
Kronprinzen, der das pommerſche Armeekorps kommandierte, darauf 
aufmerkſam gemacht habe, daß Pommern nicht nur des Schutzes ſeiner 
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Küſte, ſondern auch einer ſtarken Oſtſeeflotte bedürfe. So wurde das 
ſtille Land einigermaßen aus ſeiner Ruhe aufgeweckt. 

Noch mehr war das der Fall, als ſich die lebhafte Bewegung des 
Jahres 1848 in den pommerſchen Städten geltend zu machen begann; 
es kam in einzelnen zu Unruhen, zumal da ſchon in den beiden vorher- 
gehenden Jahren infolge großer Teuerung ſich eines Teiles des Volkes 
lebhafte Aufregung bemächtigt hatte. Bereits 1847 war es z. B. in 
Stettin und Stolp zu Krawallen gekommen, und dort wirkte auch die 
tüfe von Berlin beunruhigend und aufregend auf die Bewohuer. Im 
allgemeinen aber verliefen dieſe „Revolutionen“ ziemlich harmlos: man 
ereiferte fid) in politiſchen Erörterungen, gründete Volksvereine, bemo- 
kratiſche und konſtitutionelle Klubs, war begeiſtert für die allgemeinen 
Volksrechte und ſchalt auf das herrſchende Regiment, aber es blieb faſt 
überall bei ſolchen Zänkereien und Streitigkeiten mit Worten und in 
den Zeitungen, die damals überall entſtanden, um zumeiſt bald wieder 
einzugehen. Wirkliche Unruhen kamen nur vereinzelt vor, und die hier 
und dort eingerichteten Bürgerwehren hatten kaum irgendwo etwas zu tun; 
ſie konnten meiſt bald die Waffen niederlegen und ſich wieder friedlicheren 
Geſchäften zuwenden. In Stettin wurde die Bewegung lebhafter, als 
die Berliner Ereigniſſe vom 18. März 1848 am nächſten Tage bekannt 
wurden, aber zu wirklichen Unruhen kam es nicht. Das Verhältnis zwiſchen 
Bürgerſchaft und Militär blieb ungetrübt, wenn man auch in einzelnen 
Kreiſen über die Teilnahme des Stettiner Königsregimentes am Straßen- 
kampfe in Berlin unwillig war. Magiſtrat und Stadtverordnete be- 
kundeten ſtreng monarchiſche Geſinnung in einer Adreſſe, die ſie am 
22. März an den König richteten. 

Auf dem Lande und in den kleinen Städten hatten demagogiſche 
Verſuche kaum irgendwelchen Erfolg, da hier die Bevölkerung, zum 
großen Teil noch nicht reif für die Politik, am Beſtehenden feſthielt 
und namentlich der Adel durch und durch monardjjd) geſinnt war, 
wenn fid) auch viele Angehörige dieſes Standes zeitgemäßen Forde⸗ 
rungen keineswegs verſchloſſen. Auf dem vereinigten Landtage von 
1847 unterließ es der treffliche Graf Ernſt von Schwerin, der einer 
der Führer der konſtitutionellen Gruppe war, nicht, bereits in der 
erſten Sitzung Rechtsbedenken gegen die Thronrede des Königs geltend 
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zu machen. Auch auf dem Lande fehlte es dann freilich nicht an man⸗ 
cherlei Agitationen, Verſammlungen und Reden, die aber bei der ruhigen, 
langſamen Art der Bevölkerung wenig ausrichteten. 

Etwas lebhafter wurde die Bewegung, als die Wahlen zur 
preußiſchen Nationalverſammlung und zum erſten Landtage vorgenommen 
wurden. Da tat ſich wenigſtens in den Städten etwas wie Wahlkampf 
kund, bei dem politiſche Vereine und Zeitungen verſchiedener Richtung 
hervortraten und ſich bemühten, das Intereſſe an den Vorgängen rege 
zu erhalten. Überall tauchten jetzt demokratiſche, konſtitutionelle und 
andere Vereinigungen, z. B. ein Treubund, auf, in denen eine Zeitlang 
regeres Leben herrſchte; man befehdete ſich in grimmigen Zeitungsartikeln, 
Flugblättern und Streitſchriften, ja es kamen auch im friedlichen Pom- 
mern ſchon politiſche Prozeſſe vor, deren Verlauf mit großem Intereſſe 
verfolgt wurde. Trotzdem aber rief dieſer Kampf zum Glück keine 
bleibende Verbitterung zwiſchen den Ständen hervor. Im allgemeinen 
zeigte die Bevölkerung in Stadt und Land eine konſervative monarchiſche 
Geſinnung, die ſich beſonders, nachdem die erſte Aufregung ge— 
ſchwunden war, deutlich kundtat und bei den Wahlen offen hervortrat. 
Unter den pommerſchen Abgeordneten der Nationalverſammlung und 
des erſten Landtages waren als Führer der demokratiſchen Partei 
von beſonderer Bedeutung Lothar Bucher (geboren 1817 in Neuſtettin), 
der Stettiner Syndikus Gierke, Rodbertus u. a., während auf der 
Rechten Profeſſor Baumſtark aus Greifswald, von Gottberg-Denzin, 
von Kleiſt⸗Retzow u. a. hervortraten. Letzterer hatte auch mit einigen 
pommerſchen Freunden im Auguſt 1848 die Anregung zu dem ſoge— 
nannten „Junker⸗ Parlament“ gegeben, dem namentlich in den bemo- 
kratiſchen Zeitungen eine weit übertriebene Bedeutung beigelegt wurde. 
Die Wahlen zu der deutſchen Nationalverſammlung in Frankfurt, wo 
Ludwig Gieſebrecht, der gelehrte Forſcher und Dichter, als Politiker 
von geringerer Bedeutung, Stettin vertrat, oder zum Erfurter Par⸗ 
lamente wurden mit großer Ruhe und unter geringer Beteiligung voll⸗ 
zogen; die politiſche Bewegung flachte bereits bedeutend ab. 

Auf die Tätigkeit der pommerſchen Abgeordneten in dieſen Ver⸗ 
ſammlungen einzugehen, ijt hier nicht der Ort, da fie für die Ge- 
ſchichte der Provinz ohne Bedeutung iſt, aber wohl wäre es überaus 
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wünſchenswert, wenn einmal die ganze politiſche Bewegung innerhalb 
des pommerſchen Landes eine zuſammenfaſſende Darſtellung finden 
würde. Sie müßte zeigen, wie ſich allmählich in Stadt und Land die 
Auffaſſung vom Staate, den Rechten und Pflichten der Bürger gebildet 
hat, wie das Volk politiſch erzogen worden iſt. Es iſt klar, daß das 
bei der Eigenart der pommerſchen Bevölkerung nur ſchwer und langſam 
vor ſich ging und hierbei von allen Parteien Fehler begangen wur⸗ 
den. Trotz alles Wechſels der Anſchauungen und Meinungen wird 
ſich eine gewiſſe Stetigkeit in der Entwickelung ohne Zweifel erkennen 
laſſen. 

Die Verordnung vom 30. Mai 1849 über die Ausführung der 
Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer beſtimmte für die Pro- 
vinz Pommern 25 Abgeordnete, ſpäter wurde die Zahl auf 28 erhöht. 
Für das Herrenhaus wurden ſechs Landſchaftsbezirke des alten und des 
befeſtigten Grundbeſitzes gebildet: Lauenburg-Bütow, Herzogtum Wenden, 
Herzogtum Kaſſuben, Kammin und Hinterpommern, Stettin, Neuvor⸗ 
pommern und Rügen, die insgeſamt dreizehn Mitglieder zu präſentieren 
hatten. Erbliche Mitglieder hat die Provinz zwei, auf Lebenszeit ſind 
im Jahre 1905 vier berufen, von Städten haben drei das Präſentations⸗ 
recht, fo daß im ganzen im genannten Jahre Pommern im Herren- 
hauſe durch 31 Mitglieder vertreten iſt. 

In dem neugeſtalteten Königreiche Preußen hat ſich Pommern ſeit 
1850 ruhig fortentwickelt, feine Bewohner haben an den großen poli- 
tiſchen Ereigniſſen des preußiſchen und deutſchen Vaterlandes teil⸗ 
genommen und das Ihre zu den glänzenden Erfolgen beigetragen. 
Im Krieg und Frieden haben ſie ihre Pflicht getan; das bezeugen die 
Taten des pommerſchen Armeekorps auf den Schlachtfeldern in Böhmen 
und in Frankreich, an die an gar vielen Orten Kriegerdenkmäler oder 
Standbilder der Kaiſer Wilhelms J. und Friedrichs III. er⸗ 
innern. Das Gedächtnis dieſer Herrſcher, die beide einſt als Statt⸗ 
halter der Provinz (1840 — 1888) mit ihr in engerer Verbindung 
ſtanden und für ſie treu und ſegensreich wirkten, wird überall in 
hohen Ehren gehalten, und nicht nur in den zahlreichen Kriegervereinen 
lebt die Erinnerung an die großen Ereigniſſe von 1864, 1866 und 
1870/71 fort. An den geſetzgeberiſchen Arbeiten des deutſchen Reichs⸗ 
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tags, in den Pommern vierzehn Mitglieder entſendet, und des preußiſchen 
Landtags haben ſich zahlreiche Angehörige der Provinz in hervor⸗ 
ragender Weiſe nicht minder beteiligt, wie an der Regierung des 
Landes oder den Beſtrebungen auf wirtſchaftlichem, ſozialem und 
geiſtigem Gebiete. Alles dies im einzelnen darzuſtellen, geht über den 
Rahmen einer Geſchichte von Pommern hinaus, es wäre ſonſt die 
neuere Geſchichte des ganzen preußiſchen oder deutſchen Vaterlandes 
darzuſtellen. Hier kann zum Schluſſe nur ein kurzer Überblick 
über die Entwickelung der Provinz in der zweiten Hälfte 
des neunzehnten Jahrhunderts gegeben werden, in dem, ohne 
auf Einzelheiten einzugehen oder einzelne Perſonen hervorzuheben, der 
Verſuch gemacht werden ſoll, darzuſtellen, welchen Fortſchritt das Land 
in dieſem Zeitraum gemacht hat; dazu werden namentlich auch einige 
ſtatiſtiſche Angaben dienen. 

Die Verwaltung Pommerns wurde in der Weiſe weitergeführt, 
wie ſie im Anfange des Jahrhunderts begründet worden war, im 
einzelnen natürlich durch die moderne Geſetzgebung verändert, die den 
Grundſatz der Selbſtverwaltung glücklich durchführte. Statt der 26 
Kreiſe, in die das Land anfänglich geteilt worden war, beſtehen jetzt 
32, unter denen Stettin, Stargard, Stolp und Stralſund Stadtkreiſe 
ſind. Außer dieſen ſind aus dem Kreiſe Fürſtentum die Kreiſe Bublitz, 
Kolberg⸗Körlin und Köslin neugebildet worden. Nach der Kreisord- 
nung vom 13. Dezember 1872 traten dem Landrate ein Kreistag 
und ein von dieſem gewählter Kreisausſchuß zur Seite. Land⸗ 
gemeinden zählte man 1904 in Pommern 2087, Gutsbezirke 2429, 
Amtsbezirke 668, Standesämter 668. Die Zahl der Städte be— 
läuft ſich auf 72; Grabow, erſt 1853 mit der Städteordnung be⸗ 
liehen, iſt 1900 mit Stettin vereinigt worden, aber neue Städte 
ſind nicht entſtanden. Von ihnen hatten nach der Volkszählung vom 
1. Dezember 1900 nur ſieben eine Einwohnerzahl von über 20000, 
weitere ſechs mehr als 10000 und andere achtzehn mehr als 5000 
Einwohner; neun erreichen nicht einmal die Zahl von 2000. Die 
geſamte ſtädtiſche Bevölkerung beträgt 689 601, die ländliche 945 231. 
Wie ſehr ſich das Verhältnis der beiden Teile der Bevölkerung ver- 
ſchoben hat, zeigt bie Tatſache, daß 1855 auf dem Lande 918 119, 
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in den Städten dagegen nur 356230 Menſchen wohnten. Hier iſt die 
Zahl faſt um das Doppelte, dort dagegen nur ganz wenig geſtiegen. 

Durch das Geſetz vom 29. Juni 1875 iſt die neue Provinzialord⸗ 
nung auch in Pommern eingeführt worden, in dem ebenfalls die Selbſt⸗ 
verwaltung vermöge des Repräſentativſyſtems Platz griff. In Aus⸗ 
führung der dort enthaltenen Beſtimmungen legte das Oberpräſidium 
im Januar 1880 den Ständen einen Geſetzentwurf wegen Auflöſung 
des neuvorpommerſchen Kommunalverbandes vor, der nach längerer Be— 
ratung auf dem neuvorpommerſchen, ſowie auf dem Provinziallandtage 
im Juni 1880 angenommen und nach Zuſtimmung beider Häuſer des 
Landtages am 18. Januar 1881 vom Könige Wilhelm vollzogen wurde. 
Damit iſt der eiuheitliche Provinzialverband mit dem Provinzialland- 
tage, dem Provinzialausſchuſſe und dem Landeshauptmann geſchaffen 
worden. Die ſo geeinte Provinz hatte im Jahre 1900 eine Bevölke⸗ 
rung von 1634832 Einwohnern gegen 1274349 im Jahre 1855 
oder 1540034 im Jahre 1880. Der Zuwachs ijf alſo nur gering; 
er betrug von 1855 — 1900 im Durchſchnitt jährlich 0,53 Prozent; 
in den Jahren 1880— 1885 war eine Abnahme eingetreten, dagegen 
von 1895 — 1900 wieder eine Zunahme von 3,9 Prozent der Be— 
völkerung. Die Verteilung ijt ſehr ungleich, aber im Durchſchnitt 
wohnen 54 Einwohner auf einem Quadratkilometer, im Regierungs— 
bezirk Stettin 69, Stralſund 54, Köslin 42. Unter den preußiſchen 
Provinzen iſt nur Oſtpreußen noch um ein weniges dünner bevölkert. 
Von den Einwohnern find 1579 080 evangeliſche, 38 169 katholiſche, 
6587 ſonſtige Chriſten, 10 880 Juden. Faſt alle Bewohner find 
deutſcher Nationalität; ein ganz kleiner Reſt von Kaſchuben und Slo— 
winzen hat ſich im Oſten gehalten, ihre Sprache aber verſchwindet ſaſt 
ganz. Dagegen iſt ein Vordringen der Polen namentlich in den öſt— 
lichen Kreiſen unverkennbar. 

Ackerbau und Landwirtſchaft nehmen noch immer einen ſehr großen 
Teil der Bevölkerung in Anſpruch. Von den 30120 Quadratkilometern, 
welche die Provinz umfaßt, werden zwei Drittel landwirtſchaftlich ge- 
nutzt. Die Zahl der Domänen belief ſich 1904 in Pommern auf 156 mit 
einer nutzbaren Fläche von 63 350 Hektar, der Flächeninhalt der Staats- 
forſten betrug 1903 etwa 217 000 Hektar. Die Art der Bodennutzung 
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hat fid) in den Jahren von 18781900 nur wenig verändert. Das 
Ackerland hat fid) von 1654 623 Hektar um rund 10000 verringert, die 
Wieſen haben mit 310 269 Hektar etwa 2000 Hektar zugenommen, 
Weiden, Hutungen, Od⸗ und Unland find von ungefähr 280 000 Hek⸗ 
tar auf 257 000 geſunken, während der Flächeninhalt der Forſten um 
etwa 27 000 Hektar geſtiegen ijt. 

Man zählte 1895 in der Provinz Pommern überhaupt 181497 
landwirtſchaftliche Betriebe, aber nur 2,97 Prozent der Geſamtfläche 
war im Beſitze von Wirtſchaften in der Größe bis zu zwei Hektar, 
während mehr als 55 Prozent zu den Großbetrieben von mehr als 
100 Hektar gehörte. Daraus iſt deutlich erkennbar, wie ſehr dieſe in 
Pommern alle anderen überragen. Vor 50 Jahren iſt das Verhältnis, 
wie es ſcheint, für den Großgrundbeſitz noch günſtiger geweſen; aus 
der geſchichtlichen Entwickelung iſt dieſe Tatſache leicht zu erklären, be⸗ 
ſonders für Neuvorpommern, wo von 100 Hektar landwirtſchaftlich 
benutzter Fläche auf Betriebe von mehr als 100 Hektar 73,37 ent⸗ 
fallen und darunter auf ſolche von mehr als 200 Hektar 65,92. Zu 
den 20 deutſchen Bezirken mit den am ſtärkſten vertretenen landwirtſchaft⸗ 
lichen Großbetrieben gehören nicht weniger als ſechs pommerſche Kreiſe, 
nämlich Greifswald, Franzburg, Rügen, Rügenwalde, Anklam, Demmin. 
In den erſten entfallen auf 100 Hektar 80,80 auf Großbetriebe, im 
preußiſchen Staate aber nur 32,77, im deutſcheu Reiche dagegen 24,08. 
Auch in den Regierungsbezirken Stettin und Köslin ſind die größeren Be⸗ 
ſitzungen weit zahlreicher als ſonſt in Preußen, es haben fid) aber hier feit 
alter Zeit auch bäuerliche Wirtſchaften in nicht geringer Zahl erhalten. 
Freilich hat der Beſitz vieler altangeſeſſener Familien erheblich abge- 
nommen, da ſie ihn namentlich in der zweiten Hälfte des neunzehnten 
Jahrhunderts oft nicht behaupten konnten. Anderſeits iſt aber der alt- 
ererbte Grundbeſitz in Pommern immer noch erheblich groß, und 
manche Geſchlechter haben es verſtanden, nicht nur trotz aller Schwierig⸗ 
keiten ihre Güter die Jahrhunderte hindurch zu erhalten, ſondern auch 
verlorengegangene wieder zu erwerben. Von der Geſamtfläche des 
Landes gehörten 1902 in Pommern etwa 220000 Hektar zu Fidei⸗ 
kommiſſen, im Regierungsbezirke Stralſund mehr als ¼ dieſes ganzen 
Landesteiles. Aber auch in bäuerlichen Kreiſen iſt in Hinterpommern 
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ein alter Familienbeſitz nicht ſelten; Namen, die ſchon vor Jahrhunderten 
in Dörfern nachweisbar ſind, treten heute dort noch auf. Auf dieſem 
altangeſeſſenen, adeligen oder bäuerlichen Teile der Bevölkerung beruht 
nicht zum wenigſten die Kraft des pommerſchen Volkes. Zur Hebung 
der Bevölkerung, die durch recht ſtarke Ab- und Auswanderung, die 
beſonders in den Jahren 1880 bis 1893 zahlreiche Bewohner in 
überſeeiſche Länder führte, auf dem Lande faſt ſtändig zurückgegangen 
iſt, ſowie zur Bildung kleinbäuerlichen Grundbeſitzes ſind ſeit vielen 
Jahren in bedeutendem Umfange Verſuche angeſtellt worden, indem 
man große Beſitzungen aufteilte oder Rentengüter anlegte; ſo hat die 
Generalkommiſſion bis Ende 1903 etwa 1450 Rentengüter mit 25 000 
Hektar begründet. Noch weit energiſcher hat die Arbeit der inneren 
Koloniſation die 1903 gegründete pommerſche Anſiedelungsgeſellſchaft 
in die Hand genommen und betrieben, und auch die Regierung hat 
angefangen, dieſe Angelegenheit zu fördern, um die „ſchätzbare Klaſſe 
fleißiger Eigentümer zu mehren, dem Ackerbau mehr Hände und mehr 
Arbeit als bisher zu ſchaffen“. 

Wenn wir eine Schilderung der Bodennutzung aus dem Jahre 1861 
mit einer ſolchen aus dem Ende des Jahrhunderts vergleichen, ſo fällt auf, 
welcher Fortſchritt bezüglich der Verwertung des Landes gemacht worden 
iſt. Damals heißt es, der pommerſche Bauer könne im allgemeinen dreimal 
ſo viel erzeugen, wenn er ſeine Wirtſchaft rationell führe; im weſent⸗ 
lichen beſtehe der Schlendrian der alten Dreifelderwirtſchaft fort. Heute 
herrſcht faſt überall intenſive Fruchtwechſelwirtſchaft und in vielen 
Gegenden umfangreicher Rübenbau. Die Kultur der Wieſen iſt eine 
ganz andere geworden, und [o verſchieden das langgeſtreckte Land feiner 
Bodenbeſchaffenheit nach auch für die Landwirtſchaft ſein mag, überall 
iſt das Beſtreben erkennbar, die Kultur zu heben und den Boden nach 
Möglichkeit auszunutzen. In weiten Teilen des Landes iſt das aus 
Gründen, die im Klima oder in der Bodenbeſchaffenheit liegen, mit 
Schwierigkeiten verknüpft, doch auch dort iſt im Laufe der Zeit eine 
Beſſerung der Zuſtände nicht ausgeblieben. Nicht wenig haben dazu 
die verſchiedenen Genoſſenſchaften, die Vereine, die 1894 gegründete 
Landwirtſchaftskammer und die landwirtſchaftliche Akademie beigetragen, 
die bis 1877 in Eldena beſtand. Auch die Landwirtsſchulen, die 
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1877 dort und 1878 in Schivelbein begründet wurden, ſind ebenſo 
wie die verſchiedenen Winterſchulen oder die Vorträge zahlreicher 
Wanderlehrer u. a. m. für die Hebung der Bildung der bäuerlichen 
Bevölkerung von nicht geringer Bedeutung. 

In bezug auf den Viehſtand nimmt Pommern mit der Schafzucht 
die erſte Stelle unter den preußiſchen Provinzen ein, aber auch ſonſt 
iſt es mit dem Beſtande an Vieh im allgemeinen nicht ſchlecht beſtellt. 
Über die Lage der ländlichen Arbeiter ſind ſchon um 1860 einzelne 
Erhebungen und Unterſuchungen angeſtellt worden, wie man neuerdings 
dieſer Frage wieder erneute Aufmerkſamkeit zugewandt hat, zumal da 
ihre Wichtigkeit für die Landwirtſchaft immer deutlicher erkannt worden 
iſt. Im allgemeinen haben ſich die Verhältniſſe für die Arbeiter in 
bezug auf Nahrung, Lebensweiſe und Lohn entſchieden gebeſſert; es 
iſt aber ſchwer, dieſe Beſſerung unter Berückſichtigung der allgemeinen 
Fortſchritte im einzelnen darzuſtellen, auch iſt der Unterſchied in den 
verſchiedenen Teilen des Landes ſehr groß. Daß für die Beſitzer ſich 
die Verhältniſſe verſchlechtert haben, iſt bekannt; die Arbeiterfrage iſt 
auch in Pommern für den Landwirt immer brennender geworden, 
während nach den Darſtellungen aus der Mitte des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts noch kaum Mangel an ländlichen Arbeitern vorhanden ge 
weſen zu ſein ſcheint. Man klagte damals nur ſehr lebhaft über das 
Umherziehen der Gutstagelöhner beſonders in Neuvorpommern; auf 
das Mißverhältnis zwiſchen dem Fortſchreiten der ländlichen und der 
ſtädtiſchen Bevölkerung und deren vermutliche Urſachen begann man 
eben erſt aufmerkſam zu werden. Für eine geſchichtliche Darſtellung 
der Landwirtſchaft Pommerns, an der es noch ganz fehlt, wird auch 
dieſe Frage von beſonderer Wichtigkeit ſein; ihr muß auch vieles andere 
überlaſſen bleiben, für das an dieſer Stelle kein Platz iſt. 

Der Gegenſatz zwiſchen Land und Stadt hat ſich im letzten Jahr⸗ 
hundert in vielen Beziehungen verſchärft. Noch vor 50 Jahren griff 
die Landwirtſchaft weit mehr in die ſtädtiſchen Verhältniſſe ein; war 
doch ein nicht geringer Teil der Stadtbewohner auch mit dem Ackerbau 
beſchäftigt. Das ift zwar auch heute noch in den meiſten kleinen 
Städten, an denen Pommern reich iſt, der Fall. Die Scheunen der 
Ackerbürger ſtehen noch, wie vor Jahrhunderten, unmittelbar vor der 
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Stadt, aber überall beſteht doch auch dort im Gegenſatze zur länd— 
lichen Bevölkerung rein ſtädtiſche Wirtſchaft ohne Ackerbau. 

Es iſt ſchon der ſtarken Abwanderung vom Lande in die Städte 
gedacht worden, und dieſe ſelbſt bieten in ihrer Entwickelung ein klares Bild 
von den Fortſchritten, die auf allen Gebieten gemacht worden ſind. Es 
iſt dabei nicht nur an die größeren zu denken, die in Ausdehnung und 
Bevölkerung einen bedeutenden Aufſchwung genommen haben, ſondern 
auch die kleinen haben ſich in ihrer äußeren Geſtaltung ſo verändert, 
wie es in früheren Zeiten niemals der Fall geweſen iſt. Überall haben 
fid) die modernen Forderungen der Hygiene geltend gemacht, die Verkehrs— 
verhältniſſe tief in die alten Zuſtände eingegriffen, während die geregelte 
Stadtverwaltung neue Zuſtände geſchaffen hat. Den größten Aufſchwung 
hat in allen Beziehungen die Provinzialhauptſtadt Stettin zu verzeichnen, 
die von 48000 Einwohnern im Jahre 1852 auf 210000 im Jahre 1900 
gewachſen iſt. Die Zunahme der Bevölkerung hatte ſchon 1845 eine 
Erweiterung der Feſtungswerke nach der Weſtſeite nötig gemacht, aber 
den großen Aufſchwung konnte die Stadt erſt nehmen, als 1873 die 
Feſtung ganz aufgehoben wurde. Alsbald wuchs die Stadt ſo, daß 
ſchließlich (1900) die Vororte mit ihr vereinigt werden mußten. An 
Stelle der anfänglich wenig planmäßigen Bebauung trat allmählich ein 
ſyſtematiſcher Ausbau, der der Stadt eine Ausdehnung gab, die den 
alten Umfang wohl um das Zehnfache übertrifft. Das lebhafte Inter⸗ 
eſſe, das Kaiſer Wilhelm IL ihrer Entwickelung ſtets bewieſen hat, 
iſt ihr von nicht geringem Nutzen geweſen. Manche Anregung, der die 
Stadtverwaltung folgte, iſt von ihm ausgegangen, wie er überhaupt 
bei ſeinen wiederholten Beſuchen getreu dem Vorbilde ſeiner Vorfahren 
der pommerſchen Treue und Feſtigkeit ſeine Anerkennung nie ver⸗ 
ſagt hat. 

Bei anderen Städten iſt natürlich das Wachstum weit geringer, 
aber immerhin haben noch neun Städte (Belgard, Altdamm, Köslin, 
Kolberg, Lauenburg, Naugard, Stargard, Stolp und Swinemünde) in 
den Jahren 1852 — 1900 ihre Einwohnerzahl verdoppelt, während 
dreizehn andere um mehr als 50 Prozent gewachſen ſind. Dagegen 
haben zehn Städte (Bahn, Damgarten, Gartz a. O., Garz a. R., 
Laſſan, Neuwarp, Richtenberg, Rummelsburg, Treptow a. T., Trib⸗ 
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ſees) abgenommen. Das erklärt ſich zum Teil aus der ungünſtigen 
wirtſchaftlichen Lage der kleinen ſtädtiſchen Gemeinden, die kaum den 
Mittelpunkt eines beſchränkten Gebietes bilden und von den größeren 


faft erdrückt werden; außerdem findet aus ihnen eine ſtarke Abwande⸗ 


rung in die großen Orte ſtatt, in denen mehr Gelegenheit zur Arbeit 
und zu reicherem Verdienſte iſt. Mit Ausnahme von Stettin hat keine 
Stadt Pommerns ſich zu einer Großſtadt entwickeln können. Die ört⸗ 
lichen Verhältniſſe ſind im allgemeinen ungünſtig, am meiſten iſt nächſt 
der Hauptſtadt noch Stolp gewachſen, das den Mittelpunkt des ganzen 
umliegenden Landes bildet. Außer Stettin und Stolp gibt es nur 
noch fünf Städte, die mehr als 20000 Einwohner haben (Stralſund, 
Stargard, Greifswald, Köslin und Kolberg). So iſt Pommern auch 
in der Neuzeit nicht gerade arm an Städten, wohl aber an ſolchen ge— 
blieben, welche die Vorbedingungen zu größerer Entwickelung beſitzen. 
Umfaßte nicht Stettin faſt den achten Teil der geſamten Bewohnerzahl 
Pommerns, ſo würde auch die ländliche Bevölkerung die ſtädtiſche noch 
bedeutender überſteigen, als es jetzt der Fall iſt. 

Schon hieraus ergibt fid), daß im allgemeinen Gewerbe, In— 
duſtrie und Handel in dem Lande nicht die Bedeutung haben, wie 


in anderen Gebieten, wenn auch hierin eine überraſchende Entwickelung 


in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts eingetreten iſt. 
Die Gewerbefreiheit hat felbſtverſtändlich auch hier eine ſtarke Ver⸗ 
mehrung der berufsmäßigen Gewerbetreibenden herbeigeführt. Die haus: 
gewerbliche Eigenproduktion und die Hausinduſtrie, die einſt ſo blühend 
war, haben fid) auf dem Lande nur noch in fehr beſcheidenem Um 
fange erhalten und namentlich im letzten Drittel ſtark verringert. 
Trotzdem iſt das Handwerk in Pommern an Zahl der Beteiligten ver⸗ 


hältnismäßig nur gering gewachſen, man zählte dort 1834 etwa 34800 | 
Handwerker, 1895 dagegen 61100, d. h. es kamen auf 1000 Ein | 
wohner damals 37, am Ende des Jahrhunderts 38 Handwerker. | 
Während in anderen preußiſchen Provinzen die Zahl nicht unerheblich 


zurückgegangen iſt, hat ſie ſich hier im weſentlichen gehalten und iſt 
nur wenig geſtiegen. Daraus iſt zu erkennen, daß die Zurückdrängung 
der handwerksmäßigen Organiſation durch die kapitaliſtiſche ſich zwar 
auch hier geltend gemacht hat, aber doch nicht in dem Umfange, wie 
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anderswo. In den kleinen Städten hat ſich der handwerksmäßige Betrieb 
wenigſtens noch im alten Beſtande erhalten, obgleich auch hier durch 
Magazine und Kaufhäuſer der direkte Bezug vom Handwerker ſehr ge⸗ 
fährdet iſt. Ob die neue Organiſation der Innungen und Handwerks⸗ 
kammern hier Abhilfe ſchafft, muß abgewartet werden. Daß aber 
trotzdem in Pommern das Handwerk in mancher Beziehung einen Auf- 
ſchwung genommen hat, daß auch hier, obſchon nur in geringerem Um⸗ 
fange, eine Art von Kunſtgewerbe nach dem tiefen Verfalle der ge— 
werblichen Arbeit entſtanden iſt, dafür gibt es manche Anzeichen. Die 
Ausſtattung und Einrichtung der Häuſer und Wohnungen, die Be⸗ 
ſchaffenheit der Gebrauchsgegenſtände iſt heute auf dem Lande und in 
den kleinen Städten eine ganz andere geworden als vor 50 Jahren; 
auch dort haben die Handwerker fortſchreiten und mancherlei lernen 
müſſen. 

Die In duſtrie ſtand um 1850 in den erſten Anfängen; größere 
Anlagen beſtanden eigentlich nur in und bei Stettin und Stralſund, 
doch auch ſie waren von beſcheidenem Umfange mit recht beſchränktem 
Abſatzgebiete. Seitdem aber hat die Fabriktätigkeit erſt langſam, dann 
allmählich ſchneller einen Aufſchwung genommen, der zwar hinter dem 
anderer Länder zurückbleibt, aber doch ſo bedeutend iſt, daß 1895 be— 
reits mehr als 200 000 Perſonen als in Induſtrie und Bauweſen 
tätig gezählt worden ſind. Von dieſen ſind weitaus die meiſten in 
und bei Stettin beſchäftigt, wo die Oder der Induſtrie von jeher eine 
bequeme Verkehrsſtraße bot. An ihr liegen daher auch vornehmlich 
die großen Fabriken, die ſeit 1850 in raſcher Reihenfolge entſtanden 
find. Sie dienen der Herſtellung von Eiſen Eiſenwerk Kraft bei Kratz⸗ 
wieck), Zement oder Ziegeln, Schamotteſteinen, Nähmaſchinen und Fahr⸗ 
rädern, Schiffen und Lokomotiven („Vulkan“ 1851 begründet), chemi⸗ 
ſchen Produkten, Seifen, Papier, Pappen, Zucker, Spiritus u. a. m.; 
in der Herſtellung von Herren- und Kinderkleidern hat die Stadt eine 
der erſten Stellen im Reiche gewonnen. Dampfſchneide⸗, Ol- und Ge- 
treidemühlen, Brauereien (193), Ziegeleien, Papierſtoff⸗ oder Holz⸗ 
pappenfabriken find auch an anderen Orten entſtanden, zahlreiche Bren- 
nereien (464) oder Stärkefabriken ſind über das ganze Land, in dem 
der Kartoffelbau in großem Umfange betrieben wird, verteilt; Zucker⸗ 
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fabriken gibt es 12, eine Zahl, die freilich im Vergleich zu anderen 
Provinzen recht gering iſt. Die Induſtrie hat ſich bei Stralſund nur 
in beſcheidenem Umfange entwickelt, und auch in den anderen Städten 
ſind nur geringe Anfänge damit gemacht. Im ganzen iſt Pommern 
ein induſtriearmes Land; auf dem Lande fangen erſt in neuerer Zeit 
die Beſitzer an, die Produkte induſtriell zu verwerten, nachdem auch 
durch Anlage beſſerer Verkehrsverbindungen der Abſatz erleichtert wor— 
den iſt. 

Der Bau von Eiſenbahnen iſt in Pommern anfangs ſehr lang⸗ 
ſam vor ſich gegangen. Nach Fertigſtellung der Berlin-Stettiner (1843) 
und der Stettin⸗Stargarder (1846) Bahnen hat es lange gedauert, ehe 
man an einen weiteren Ausbau dachte. Erſt 1859 wurde die Stargard— 
Köslin⸗Kolberger Bahn eröffnet, und Vorpommern erhielt 1863 Eifen- 
bahnverbindung mit Berlin und Stettin. In der folgenden Zeit iſt 
dann das Netz allmählich weiter ausgebaut, jo daß es über 1900 Kilo- 
meter Eiſenbahnen des Voll- und Nebenbetriebes gibt, aber die ganze 
wirtſchaftliche Lage und Beſchaffenheit der Provinz bringt es mit ſich, 
daß das Eiſenbahnnetz im Vergleiche zu anderen Gebieten ſehr dünn 
iſt. In Pommern kommen (1902) auf je 100 Quadratkilometer nur 6, 37, 
im Rheinlande dagegen 14, 13 Kilometer vollſpurige Eiſenbahnen, auf 
10000 Einwohner 11, 56, in Preußen 8, 87 Kilometer. In neuerer 
Zeit find zahlreiche Kleinbahnen gebaut, die den Verkehr in den ein⸗ 
zelnen Gebieten erleichtern, 1903 waren 1347 Kilometer im Betriebe. 
Elektriſche Straßenbahnen dagegen gibt es nur in einigen wenigen 
Städten. Über die Geſchichte des Chauſſeebaues in Pommern ſind wir 
durch eine Arbeit aus dem Jahre 1853 gut unterrichtet. Es gab damals in 
der ganzen Provinz etwa 1150 Kilometer Chauſſeen, um 1900 waren 
es dagegen über 4200 Kilometer. Welchen Einfluß das ſich allmäh⸗ 
lich ausbreitende Netz von Kunſtſtraßen auf die ganze Kultur, den 
Verkehr und die Entwickelung des Landes gehabt hat, das läßt ſich 
in Kürze nicht darſtellen. Aber ſolche entlegenen Teile des Landes, 
die wie die Neuſtettiner, Bütower oder Rummelsburger Kreiſe lange 
Zeit jeder leichteren Verbindung mit anderen Landesteilen entbehrten, 
haben Anſchluß erhalten und können jetzt weit ſchneller an den Fort⸗ 
ſchritten der Zeit teilnehmen, die Landwirtſchaft namentlich nimmt nun 
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auch dort einen größeren Aufſchwung. Ja man hat vielleicht nicht mit 
Unrecht behauptet, daß erſt durch die Anlage der Straßen die letzten 
Folgen des Dreißigjährigen Krieges in einzelnen Gebieten des Landes 
beſeitigt worden ſeien. 

Auch an den weiteren Erfindungen des neunzehnten Jahrhunderts 
gewann Pommern nach und nach einen Anteil. 1849 legte man den 
erſten Draht zum elektro- magnetiſchen Telegraphen, 1851 wurde bie 
telegraphiſche Verbindung zwiſchen Stettin und Swinemünde hergeſtellt, 
nachdem man gerade über die mangelhafte Landverbindung zwiſchen 
den beiden Städten, die durch gegenſeitige Intereſſen ſo eng verbunden 
ſind, ſehr lange lebhafte Klage geführt hatte. Der Fernſprechverkehr 
wurde 1881 in Stettin eröffnet und hat ſich ſeitdem weit über das 
Land ausgebreitet. Es braucht kaum hervorgehoben zu werden, daß 
die Provinz natürlich auch an der großartigen Entwickelung des Poſt⸗ 
weſens Anteil nahm. Durch alles dies ijt ein Anſchluß an bie Außen⸗ 
welt in einem Maße erreicht worden, wie nie zuvor. Das Stilleben, das 
noch vor 50 Jahren in den meiſten Städten und Orten Pommerns herrſchte, 
iſt faſt überall beſeitigt, regere Tätigkeit, Teilnahme an allem, was draußen 
vor ſich geht, auch geiſtiges Intereſſe ſind entſchieden geweckt worden, 
ja der pommerſche Volkscharakter, ſoweit man in unſerer Zeit noch von 
einem ſolchen reden darf, hat ſich in manchem geändert: größere Reg⸗ 
ſamkeit ift an die Stelle der langſamen Überlegung getreten. Aller- 
dings hat die Erleichterung des Verkehrs auch dazu beigetragen, daß 
die Seßhaftigkeit der Bevölkerung abgenommen hat. Die Abwanderung 
in andere deutſche Gebiete und lange Zeit auch die Auswanderung 
haben dem Lande zahlreiche Arbeitskräfte entzogen. Die letztere erreichte 
in den Jahren 1880 bis 1885 mit 95 000 ihren Höhepunkt, ſeitdem 
ijt fie zurückgegangen, fo daß 1890 bis 1895 nur noch 29 600 Per⸗ 
ſonen und 1896 bis 1900 nicht mehr als 4664 Perſonen in über⸗ 
ſeeiſche Länder gegangen ſind; im Jahre 1904 betrug die Zahl 1056. 
Anderſeits zieht der fo ungemein erleichterte Verkehr auch wieder all- 
jährlich Tauſende von Fremden in die Oſtſeebäder, die ſich an der 
ganzen Küſte entlang entwickelt haben. Zum Teil haben ſie aus 
kleinen Anfängen einen gewaltigen Aufſchwung genommen, wie nament⸗ 


lich Swinemünde, wo 1845 bereits 1456 Badegäſte gezählt wur⸗ 
Wehrmann, Geſch. von Pommern. II. 19 
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den, Kolberg, wo in demſelben Jahre erſt 552 Fremde waren, Mis⸗ 
droy (1846: 382 Perſonen), Heringsdorf (1846 etwa 400), Saßnitz 
(1846 gegen 100 Gäſte) u. a. m. Eine Zuſammenſtellung der pom 
merſchen Oſtſeebäder zählt im Jahre 1847 elf auf, heute wird faſt 
jedes Dorf an der Küſte im Sommer von Fremden aufgeſucht. Der 
Wunſch, der 1847 ausgeſprochen wurde, die Bewohner möchten durch 


Neuanlagen die früher uneinträglichen Küſtenſtriche verwerten, ijf reich- 


lich in Erfüllung gegangen. Für die Sicherung der Dünen begann 


man ſchon 1820 in geringerem Umfange Sorge zu tragen, ſpäter, be⸗ 


ſonders ſeit 1866, wandte man dieſem Werke größere Aufmerkſamkeit zu. 
Zur Entwickelung des Verkehrs hat auch die Schiffahrt das 
Ihre beigetragen, für ſie iſt Stettin der Mittelpunkt in Pommern. Im 


Anfange des Jahres 1850 zählte die dortige Reederei 184 Fahrzeuge | 


mit 25464 Laſten, darunter nur 9 Dampfſchiffe, im Jahre 1902 da⸗ 
gegen 207 Schiffe mit 55 191 Tonnen, darunter nur 8 Segelſchiffe; 
hieraus iſt deutlich zu erkennen, wie die Segelſchiffahrt abgenommen hat. 
Unter dieſem Umſtande mußte Stralſund beſonders leiden, das 1863 noch 
153 Schiffe mit 21038 Laſten, aber 1902 nur noch 48 mit 5858 
Tonnen beſaß. Wenn im ganzen in Pommern die Zahl der Segel- 
ſchiffe (1904: 187) die der Seedampfer (136) noch übertrifft, jo liegt 
das daran, daß namentlich in den kleinen Häfen, wie Barth, die Segel⸗ 


ſchiffahrt fid) erhalten hat; doch der Tonnengehalt der Dampfer iſt 


achtmal ſo groß wie der der Segelſchiffe. Regelmäßige Dampferlinien 


unterhält namentlich Stettin nach den verſchiedenen deutſchen, däniſchen, 
ſchwediſchen und ruſſiſchen Oſtſeehäfen, nach deutſchen Nordſee- und 


Rheinhäfen, nach Norwegen, Belgien, Großbritannien, Frankreich und 


Nordamerika, mit dem ſogar einige Zeit durch eine eigene Dampfſchiffahrts⸗ 
geſellſchaft direkter Verkehr unterhalten wurde. Eine viel benutzte Linie 
iſt die neuerdings von Saßnitz nach Trelleborg in Schweden eingerichtete, | 


dagegen haben andere Häfen nur zeitweiſe Dampferverbindung mit ein- 
zelnen Orten, die meiſt nur lokale Bedeutung beſitzt, der Perſonenverkehr 
aber nach den zahlreichen Oſtſeebädern, die auf den Inſeln Rügen, 
Uſedom und Wollin liegen, hat einen bedeutenden Umfang angenommen. 

Der Schiffahrt dienen die großen Bauten, bie in Häfen, Flüſſen 
und Binnengewäſſern, ſowie an der Küſte hergeſtellt worden ſind. Der 
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Handelsbericht Stettins vom Jahre 1850 klagt darüber, daß die Regu⸗ 
lierung der Oder, die Vertiefung des Fahrwaſſers und die Beleuchtung 
der Fahrſtraße auf dem Haffe noch nicht ausgeführt ſeien. Dieſe 
Wünſche ſind im Laufe der Jahre erfüllt oder werden in abſehbarer 
Zeit zur Erfüllung kommen. Die Regulierung der Oder [oll durch— 
geführt werden, wenn der Großſchiffahrtsweg Stettin-Berlin, deſſen 
Bau 1905 beſchloſſen wurde, hergeſtellt wird. Durch ihn iſt eine 
weſentliche Hebung des Schiffsverkehrs für Stettin und des ganzen 
pommerſchen Handels zu erhoffen; deshalb begrüßen nicht nur die Vor⸗ 
ſteher der Kaufmannſchaft in Stettin, ſondern die geſamte Bevölkerung 
die Erfüllung dieſes langgehegten Wunſches mit großer Freude. Wenn 
es möglich ſein wird, große Kähne direkt bis nach Berlin hinaufzu— 
bringen, werden auch die großen Hafenanlagen, die mit ihrem Frei⸗ 
bezirke 1900 in Benutzung genommen wurden, in vollem Umfange 
ihren Zweck erfüllen. Die Vertiefung der Oder iſt bis auf ſieben 
Meter bis Stettin durchgeführt, und die Arbeiten werden fortgeſetzt, 
der früher ſehr unbequeme und ſchwierige Schiffahrtsweg von Swine⸗ 
münde nach Stettin wurde 1880 durch den Bau der Kaiſerfahrt ab- 
gekürzt und erleichtert; auch iſt namentlich in der neueſten Zeit dieſe 
Straße ausreichend beleuchtet und auf jede Weiſe reguliert worden. 
So verkehrten im Jahre 1903 im Stettiner Hafen 8290 Seeſchiffe 
mit faſt 2 Millionen Regiſtertonnen, während 1850 im Swinemünder 
Hafen 3921 Schiffe ein- und ausliefen mit 299 878 Laſten; von dieſen 


kamen nur 1150 bis nach Stettin hinauf. 


Aber die Bauten beſchränken fid) nicht auf Stettin oder Cwine- 
münde; auch die kleineren Häfen, die zum Teil in Hinterpommern 


gänzlich zu verſanden drohten, ſind im Laufe der Zeit nach Möglichkeit 


ausgebaut worden, fo daß fie teils als Fiſcherei-, teils als Handelshäfen 
geringen Umfangs dienen können, wie die Anlagen an der Mündung 
der Leba, in Stolpmünde, Rügenwalder Münde, Kolberg, Wolgaſt, 
Greifswald, Stralſund, wo 1904 zur See etwa 1500 Schiffe mit un⸗ 
gefähr 300 000 Kubikmeter ein- und ausgingen, in Barth, Saßnitz, 
wo ein ſtattlicher Hafen angelegt wurde, und an anderen Orten. Neun 
Leuchttürme wurden an der Küfte zum Schutze der Schiffahrt errichtet, 


und auch Pommern hat ſich eifrig an dem Liebeswerke des Vereins 
19* 


292 


Neunter Abſchnitt. 


für Rettung der Schiffbrüchigen beteiligt. Für die Fiſcherei auf der 
See und in den Binnengewäſſern iſt ſeit Sacks Zeiten mancherlei geſchehen, 
ſo daß ſich trotz oft recht ungünſtiger Umſtände die Verhältniſſe auch 
hier erheblich gebeſſert haben; anſ der Greifswalder Oie hat man 
einen Fiſchereihafen angelegt. Die Entwickelung iſt auf dieſem Gebiete, 
namentlich in der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts, recht 
bedeutend geweſen, und die Ergebniſſe des Fanges ſind meiſt geſtiegen. 

Die größten Fortſchritte aber hat der Handel gemacht, ber aller- 
dings im Laufe der Zeit ganz anderen Charakter angenommen hat 
als früher. An die Stelle des alten Lokohandels iſt überall das 
Lieferungsgeſchäft in verſchiedenen Formen getreten; Meß- und Markt⸗ 
handel, auch der einſt fo bedeutende Wollmarkt in Stettin, find zurüd- 
getreten, der Kommiſſionshandel iſt gebräuchlich geworden. Die Or⸗ 
ganiſation der Kaufmannſchaft, wie ſie in Stralſund ſeit 1697, in 
Stettin in ihrer heutigen Form ſeit 1822 beſteht, hat einen engeren 
Zuſammenhalt geſchaffen; den Handelsintereſſen dienen auch die Handels- 
kammern in Stralſund (ſeit 1879) für einen Teil des Regierungs⸗ 
bezirkes und in Stolp für den Kösliner Bezirk, ebenſo wie andere 
örtliche Korporationen. In allen Städten mit einigermaßen größerem 
Handel hat dieſer während der zweiten Hälfte des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts relativ und abſolut zugenommen; es erhellt das deutlich aus 
den ſtatiſtiſchen Berichten ebenſo, wie aus den Angaben über Börſen⸗ 
und Geldverkehr. Der immerfort ſteigende Umſatz der Reichsbank, der 
z. B. bei der Stelle in Stralſund in 25 Jahren von etwa 67 Mil- 
lionen Mark bis auf 321 Millionen ſtieg, zeigt den Fortſchritt, und es 
iſt wohl überflüſſig, ihn an dieſer Stelle durch weitere Mitteilung 
von Zahlen darzutun, zumal da die Angaben über Ein- und Ausfuhr, 
die nur für einige Plätze vorliegen, doch nicht ſtets ein richtiges Bild 
von dem Handel geben. Daß manche kleinere Städte durch die Er- 
leichterung des Verkehrs in ihrem Kleinhandel gelitten haben, da auch 
dieſer von den großen Orten aus direkt betrieben wird, iſt ſicher; es iſt 
dieſelbe Erſcheinung, wie ſie in den Großſtädten bei den Warenhäuſern 
und ähnlichen ausgedehnten Geſchäften den kleineren gegenüber hervor⸗ 
tritt. Die gewaltige Umwälzung, die im ganzen Handel vor ſich at 
gangen iſt, die mannigfachen Schwierigkeiten, die ihm in Pommern, 


— 


—— 
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wie namentlich die Berichte der Stettiner Kaufmannſchaft ſeit 1850 
hervorheben, immer wieder erwachſen ſind, erklären es wohl auch, daß 
ſich hier verhältnismäßig ſo wenige alte Geſchäfte die Generationen 
hindurch erhalten haben; gegenüber der Ständigkeit im Grundbeſitze 
muß das entſchieden auffallen. Dieſe Tatſache iſt auch ein Grund 
dafür, daß es an der Geſchichte irgendeines größeren pommerſchen 
Handelsgeſchäftes noch ganz fehlt; ſie könnte für die Entwickelung des 
ganzen Handels ſehr lehrreich ſein. 

Daß ſich der Wohlſtand der Bevölkerung in den letzten Jahr⸗ 
zehnten erheblich gehoben hat, bedarf keines Beweiſes. Das zeigt ſelbſt 
in den kleinſten Städten die ganze Lebenshaltung auch des einfachſten 
Bürgers oder des Tagelöhners auf dem Lande. Ein Vergleich eines 
pommerſchen Haushaltes von 1850 mit einem ſolchen von 1900 
würde des Intereſſanten in dieſer Beziehung viel bieten können. Leider 
muß auch hier wieder konſtatiert werden, daß uns ſolche intimere Dar- 
ſtellungen vom Leben und Treiben der gar nicht weit zurückliegenden 
Zeit noch kaum gegeben worden ſind; wenigſtens mangeln noch 
alle durch Haushaltungsbücher oder Rechnungen belegten Angaben. 
Von dem gewachſenen Wohlſtande legen auch die Sparkaſſen Zeugnis 
ab, deren es 1902 in Pommern 77 gab, während 1850 nur zwei 
vorhanden geweſen zu fein ſcheinen. Wenn trotzdem die Unzufrieden— 
heit auch in dieſer Provinz zuzunehmen ſcheint und wirklich zunimmt, 
ſo liegt das weniger an territorialen Verhältniſſen, als an den allge— 
meinen Zuſtänden und der herrſchenden Geiſtesrichtung, die zu ſchildern 
außerhalb des Rahmens dieſer Darſtellung liegt. Es würde aber dem 
Bilde von der Entwickelung Pommerns in der neueſten Zeit etwas 
Weſentliches fehlen, wenn nicht hervorgehoben würde, daß auch das 
Verhältnis der einzelnen ſozialen Klaſſen ein ganz anderes geworden 
ift, daß die geſellſchaftliche Gliederung ſich verändert hat. Die patri- 
archaliſchen Zuſtände, wie ſie vor 50 Jahren auf dem Lande und in 
der Stadt beſtanden, ſind geſchwunden und laſſen ſich weder dort noch 
hier mit Güte oder Gewalt wieder herſtellen. Auch im ländlichen 3Be- 
triebe iſt aus der Hausgenoſſenſchaft eine Arbeitsgenoſſenſchaft unter 
Abwägung der Rechte und Pflichten entſtanden. Dagegen iſt der 
Klaſſenunterſchied infolge der politiſchen Entwickelung des Staates geringer 
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geworden; die Bemühungen, die auf eine Annäherung der Stände ab- 
zielen, haben doch manchen Erfolg gehabt, zumal ſeitdem dieſe Verſuche 
beſonders auf geiſtigem Gebiete unternommen worden ſind. 

Schon die Durchführung der allgemeinen Schulpflicht und die Ver⸗ 
beſſerung des Unterrichts in Stadt und Land dienten dazu, den Unter⸗ 
ſchied zwiſchen den Ständen beſeitigen zu helfen. Wenn es vor 50 
Jahren in mehr als einer Beziehung auf dieſem Gebiete noch übel 
ausſah, ſo iſt hier fortdauernd eine Entwickelung zum Beſſeren zu 
konſtatieren. Im Jahre 1901 beſtanden in Pommern 2600 öffentliche 
Volksſchulen mit 4749 Lehrern und Lehrerinnen; innerhalb fünf Jahren 
hatte ſich die Zahl um 122 Schulen und 360 Lehrkräfte gehoben. Im 
Regierungsbezirke Stralſund find im Jahre 1864 im ganzen 22098 
Kinder unterrichtet worden, 1901 dagegen 32 932. Laſſen auch in 
mancher Hinſicht die Schulverhältniſſe namentlich auf dem Lande noch 
viel zu wünſchen übrig, ſo iſt doch nach allgemeinen Angaben der 
Zuſtand der Volksbildung auch in Pommern durchaus befriedigend. 
Unter 1000 Eheſchließenden vermochten ihre Heiratsurkunde nicht zu 
unterſchreiben im Jahre 1903 bei den Männern 2,3, bei den Frauen 
4,4. Namentlich in den größeren Städten wird dem Schulweſen eine 
beſondere Fürſorge gewidmet; an Stelle der dürftigen, oft ungeſunden 
Schulhäuſer ſind hier zahlreiche ſtattliche, praktiſch ausgeſtattete Ge⸗ 
bäude entſtanden. Auf dem Lande, wo die Unterhaltungsfrage oft 
nicht ſo leicht zu löſen iſt, ſind allerdings auch in dieſer Beziehung 
noch viele Wünſche nicht erfüllt worden. Doch wer wollte auch hier 
einen Fortſchritt leugnen? Eine zuſammenfaſſende Darſtellung des 
pommerſchen Schulweſens in den letzten 50 Jahren würde ihn un⸗ 
zweifelhaft deutlich zum Ausdrucke bringen. Evangeliſche Volks⸗ 
ſchullehrerſeminare beſtehen in der Provinz acht, von denen ſeit 1850 
vier gegründet worden ſind, Präparandenanſtalten vierzehn. Auch in dem 
letzten Zeitranme zumeiſt erſt eingerichtet ſind die vorhandenen mittleren 
Schulen und die öffentlichen höheren Mädchenſchulen, während manche 
derartige Privatſchulen ſchon älter ſind. Höhere Lehranſtalten gab es 
1856 in Pommern nur zehn, 1904 dagegen 32 mit 458 Lehrern; 
davon ſind 22 humaniſtiſchen, zehn realiſtiſchen Charakters. In zahl⸗ 
reichen kleinen Städten ſind die Gymnaſien Mittelpunkte der höheren 
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geiftigen Bildung geworden und wirken auch über den engen Kreis 
der Schule hinaus. Auch die Provinzialuniverſität Greifswald hat 
ſich bedeutend entwickelt: die Zahl der Dozenten und Studierenden 
iſt gewachſen, die verſchiedenen Inſtitute und Sammlungen ſind ganz 
andere geworden, ſo daß auch hier das Bild, das die Hochſchule bietet, 
von dem, das den Teilnehmern an der Jubelfeier im Jahre 1856 ent⸗ 
gegentrat, gar verſchieden iſt. Von Fachſchulen, mit denen ſchon im An⸗ 
fange des neunzehnten Jahrhunderts an einzelnen Orten ein beſchei⸗ 
dener Anfang gemacht worden war, ſind ſeit älterer Zeit vorhanden 
ſolche für Seeſchiffahrt, in der Steuerleute und Schiffer ausgebildet werden, 
neu begründet aber wurden Lehranſtalten für Seedampfſchiffsmaſchiniſten, 
für Bauhandwerker (1899 in Stettin errichtet) und für Maſchinenbauer 
(1900 in Stettin). Ganz neu ausgebildet iſt das Fortbildungsſchulweſen; 
es beſtanden 1903 gewerbliche und kaufmänniſche 50, ländliche im 
Jahre 1902 nur 25. Auf dieſem Gebiete iſt Pommern zwar hinter 
anderen Provinzen zurückgeblieben, aber es regt ſich in allen Kreiſen 
eine lebhafte Bewegung zur Beſſerung, und was nicht Staat oder Ge⸗ 
meinde leiſten, das laſſen ſich Innungen, Vereinigungen und Private 
angelegen ſein. 

Vom geiſtigen Leben der Provinz legt auch die Tätigkeit der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vereine ein Zeugnis ab. Wenige von ihnen ſind vor 1850 
begründet, die meiſten verdanken ihr Entſtehen dem Bildungsbedürfniſſe, 
das ſich beſonders in den letzten Jahrzehnten geregt hat. Zur Pflege 
von Kunſt, Wiſſenſchaft und Technik haben fid) überall weitere Kreiſe 
zuſammengetan, um ſelbſt auf den verſchiedenſten Gebieten mitzuarbeiten 
oder für Verbreitung von Kenntniſſen zu wirken. So wird es kaum 
in einer Stadt an einem Vereine fehlen, der ſich die Belehrung ſeiner 
Mitglieder und anderer Bürger zur Aufgabe gemacht hat, und auf 
dem Lande dienen manche Vereinigungen, die vielleicht zunächſt andere 
Ziele haben, ebenfalls dieſem Zwecke. Es müßte von Intereſſe ſein, ein⸗ 
mal zu erfahren, wie viele belehrende Vorträge in einem Winter in 
Pommern gehalten werden: die Zahl würde zeigen, daß der Wiſſens⸗ 
drang neben aller Vergnügungsſucht, über die mit Recht bei vielen Ver⸗ 
einen geklagt wird, in größerem Umfange beſteht, als man gewöhnlich 
annimmt. Auch Kunſtausſtellungen, Sammlungen oder Muſeen, Theater, 
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Volks⸗ oder Stadtbibliotheken ſind ſeit 1850 häufiger geworden und 
tragen zur Anregung geiſtiger Intereſſen nicht wenig bei; allerdings 
bedarf es deſſen bei der pommerſchen Bevölkerung ſehr, da ſich im 
allgemeinen wenig Neigung zu tiefer gehender wiſſenſchaftlicher Be- 
ſchäftigung zeigt. Etwas größer iſt vielleicht das Intereſſe an der 
Geſchichte des Landes, denn an ihm hängt der Pommer und be— 
wahrt namentlich einen reichen Schatz von alten Sitten und Gebräuchen, 
der freilich auch allmählich geringer wird, wie die alten Volkstrachten 
mehr und mehr verſchwinden. Trotzdem ſcheint die Bevölkerung zum 
Teil zäher am Althergebrachten feſtzuhalten, als andere Stämme. Wie 
umfangreich ſind die Sammlungen pommerſcher Sagen aus verſchiedenen 
Landesteilen! Dabei darf nicht geleugnet werden, daß auch mancher 
Aberglaube ſich trotz aller Bemühungen von ſeiten der Schule oder der 
Kirche erhält und vermutlich auch noch lange erhalten wird. Leider 
fehlt es unſerem Lande an einem Fritz Reuter, der das Leben in 
Mecklenburg ſo anſchaulich ſchildert, aber manches von dem, was er 
vom mecklenburgiſchen Volke vor etwa 50 Jahren erzählt, paßt 
wenigſtens auch auf die Bevölkerung Vorpommerns. Die Hinter⸗ 
pommerns iſt allerdings nicht wenig von ihr verſchieden; eine Schil— 
derung, wie fid) dort das Leben und Treiben vor einem halben Jahr⸗ 
hundert abſpielte und wie es heute vor ſich geht, würde kulturhiſtoriſch 
höchſt intereſſant und wichtig ſein. Sie darf nur nicht ans loſe zu— 
ſammengeſtellten einzelnen Geſchichten oder Anekdoten beſtehen, ſondern 
muß, wenn möglich, Lebenserinnerungen und ältere Aufzeichnungen be— 
nutzen, von denen leider erſt ſehr wenige allgemein zugänglich gemacht 
worden ſind. Aber manche Lebensbeſchreibungen, z. B. von Karl Loewe 
(geſt. 1869) oder Ludwig Gieſebrecht (geſt. 1872), die im geiſtigen 
Leben Stettins in den Jahren von 1840 — 1870 etwa eine bedeutende 
Rolle ſpielten, von Karl Lappe, dem vorpommerſchen Dichter (geſt. 
1843), von dem ſchon genannten Thadden-Trieglaff (geſt. 1882), von 
Karl Meinhold (geſt. 1888) u. a. m. laſſen uns ſchon einen Einblick 
in das Leben und Treiben in Pommern tun, das doch in mancher 
Hinſicht eigenartig war und noch iſt. Es werden wohl auch noch an— 
dere Beiträge zur beſſeren Kenntnis der pommerſchen Zuſtände im neun- 
zehnten Jahrhundert hinzukommen. 
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Eine Schilderung dieſer Verhältniſſe wird auch zeigen, wie vor 
50 Jahren der Einfluß der Kirche ein weit größerer war als heute, 
beſonders da gerade damals, namentlich in Hinterpommern, die bereits 
erwähnte tiefe, veligiöfe Bewegung vorherrſchte. Sie iſt allmählich ge- 
ſchwunden, wenn auch in manchen Gebieten dieſes Teiles von Pommern 
noch heute eine ernſte chriſtliche Geſinnung zum Teil nicht ohne ſek— 
tiereriſche Neigung vorhanden iſt. Es wird aber auch wohl nicht ohne 
Grund behauptet, daß die Bevölkerung Vorpommerns im allgemeinen 
der Kirche mehr entfremdet fet als die Hinterpdommerns. Daß man es 
nicht an Bemühungen hat fehlen laſſen, die kirchliche Verſorgung der 
Evangeliſchen zu beſſern, zeigt die Tatſache, daß von 1867— 1902 in 
Pommern nicht weniger als 144 Kirchen und Kapellen neu erbaut 
worden find; ebenſo find an zahlreichen Orten katholiſche Kirchen er- 
richtet worden. Auch hat mau gerade in den letzten Jahrzehnten, in denen 
der Sinn und das Verſtändnis für die altehrwürdigen Kirchengebäude, 
meiſt die einzigen Zeugen der Vergangenheit, geweckt worden iſt, meh⸗ 
rere alte Gotteshäuſer (Dom zu Kammin, zu Kolberg, Jakobikirche zu 
Stettin, Marienkirche zu Bergen a. R. u. a. m.) gar ſtattlich ausgebaut 
und neu hergeſtellt. Die Zahl der Taufen und Trauungen in der Pro⸗ 
vinz zeigt, daß die Bevölkerung im allgemeinen feſter an der Kirche 
hält als in vielen anderen Bezirken, und es ſcheint, als trete auch hier 
noch eine langſame Beſſerung ein. 

Die chriſtliche Kirche ſucht auch neuerdings ganz anders als 
vordem auf die einzelnen Glieder der Gemeinde einzuwirken, ſie nimmt 
fid) in umfangreicher Liebestätigkeit der Kranken, Verlaſſenen und Ber- 
lorenen an. Seitdem der Staat und die Provinz ebenfalls geſetzlich ver⸗ 
pflichtet ſind, für Armen: und Krankenpflege zu ſorgen, iſt eine ſoziale 
Fürſorge eingetreten, von der man vor 50 Jahren noch kaum eine 
Ahnung hatte. Auf dieſem Gebiete iſt Pommern ſicher nicht hinter 
anderen Ländern zurückgeblieben, denn überall im Lande ſind in der 
zweiten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts Anſtalten zur Pflege von 
Kranken, Siechen, Irren, Waiſen u. a. m. gegründet, Stiftungen für 
die Pflege und Aufnahme von Kindern und Alten, Verlaſſenen und 
Verkommenen errichtet worden. Die ſoziale Fürſorge ſeitens der Provinz 
oder der Gemeinden hat hier ebenſoviel geſchaffen, wie die Barm⸗ 
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herzigkeit und das Mitleid einzelner. Es iſt nicht nötig, auf Einzel⸗ 
heiten einzugehen oder ſtatiſtiſche Angaben zu machen, ſie würden auch 
nur ein unvollkommenes Bild geben, da gerade auf dieſem Gebiete die 
Statiſtik immer zum Teil verſagen wird. 


Mit dieſem erfreulichen Blicke auf eine der hellſten Seiten des 
heutigen Lebens mag dieſe Darſtellung der modernen Zuſtände Pom⸗ 
merns geſchloſſen werden. Sie hat nur einzelnes in Kürze hervorheben 
können, um namentlich die geſchichtliche Entwickelung des Landes bis 
in die neueſte Zeit zu verfolgen. Der Weg, der von der Urzeit an 
zurückgelegt wurde, iſt lang, und der Gang der Geſchichte Pommerns 
verläuft nicht gerade und ohne Störung. Verſchiedene Male iſt die 
Kulturentwickelung faft vollkommen unterbrochen worden, ſo daß die Be⸗ 
völkerung mit ihrer Arbeit wieder von vorne anfangen mußte. Im Mittel⸗ 
alter löſten Germanen und Slawen einander ab. Das neu begründete 
Staatsweſen zerfiel im Laufe der Zeit faſt vollkommen, es kamen dann 
die Jahrhunderte, in denen das Land immer wieder von verheerenden 
Kriegen heimgeſucht wurde. Erſt das neunzehnte Jahrhundert, in dem 
das ganze altpommerſche Land mit Preußen vereinigt wurde, iſt eine 
Zeit ruhigen Fortſchreitens geworden, auch wohl nicht ohne ſchwere 
wirtſchaftliche Notſtände oder Schläge, aber doch im allgemeinen be- 
günſtigt durch die große Entwickelung, die das ganze moderne Kultur⸗ 
leben nahm. Seine Früchte ſind auch Pommern zuteil geworden; es 
iſt aus langer Iſolierung hineingetreten in den großen Kampf um die 
materiellen und idealen Güter und hat auf beiden Gebieten mitzukämpfen 
gelernt. Daher können das Land und ſeine Bewohner mit ruhigem 
Vertrauen in die Zukunft ſehen in der ſicheren Hoffnung, daß das alte 
Pommerland, wenn es feſt und treu hält an dem, wozu es Natur und 
Geſchichte berufen haben, ſich weiter entwickeln wird als ein echt deutſches 
Land am Meere. 
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226. 227. 999. 233. 235. 231. 238. 
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